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    I. Übersicht


    1. Grundstruktur des Arbeitsmarktes


    
      Über 90 % der Erwerbstätigen in der Bundesrepublik Deutschland sind Arbeitnehmer. Die Gesamtheit all dieser Arbeitsbeziehungen nennt man den Arbeitsmarkt. Sie sind zwar gekennzeichnet durch die zentralen Aspekte von Beschäftigung und Arbeitsentgelt, jedoch lassen sie sich nicht auf diese beiden Aspekte reduzieren. Die – typischerweise einander entgegengesetzten – Interessen von Arbeitgebern und Arbeitnehmern sind vielmehr umfassender und komplex (Übersicht 1). Der Arbeitsmarkt ist durch eine ungleiche Kräfteverteilung im Verhältnis zwischen Arbeitgeber und Arbeitnehmer geprägt. Der Arbeitnehmer ist für seinen Lebensunterhalt auf laufendes Arbeitseinkommen angewiesen, kann jedoch typischerweise nicht frei zwischen verschiedenen Arbeitsangeboten wählen bzw. seine Arbeitskraft zurückhalten, bis ihm eine passende Arbeit angeboten wird. Er ist zudem räumlich und persönlich gebunden. Außerdem bringt es die Eigenart des Arbeitsverhältnisses mit sich, dass er sich unter dem Weisungsrecht des Arbeitgebers (§ 106 GewO, Nr. 19) einer Arbeitsorganisation aussetzen muss, von der Gefährdungen seiner physischen und psychischen Integrität ausgehen. Dazu kommt, dass der Arbeitsmarkt aktuell und auf nicht absehbare Zeit von fehlenden Arbeitsgelegenheiten für eine sehr große Zahl von Arbeitsuchenden geprägt ist (seit Jahren deutlich über 3 Mio. Arbeitslose, Erholungstendenzen des Arbeitsmarktes aber seit etwa 2005, vgl. Einl. III zum SGB III, Nr. 30 III). Es ist die Aufgabe des Arbeits- und Sozialrechts, für diesen Arbeitsmarkt mit seinen vielfältigen Aspekten und divergierenden Interessen einen rechtlichen Rahmen bereitzustellen.
    


    2. Sozialstaat: »Ausgleich gestörter Vertragsparität«


    
      Das Gesellschafts- und Wirtschaftssystem der Bundesrepublik Deutschland ist durch den Grundsatz der Freiheit aller Bürger gekennzeichnet. Seine verfassungsmäßige Verankerung erfährt dieser Grundsatz mit dem Katalog der Grundrechte (Art. 1 bis 19 GG, Nr. 20). Art. 2 und insbesondere Art. 12 GG schützen die Freiheit der Bürger zu wirtschaftlicher Betätigung (insbesondere auch der Arbeitnehmer, BVerfG, BVerfGE 84, 133, 146). DasEigentum an privaten Gegenständen wie an Produktionsmitteln wird durch Art. 14 geschützt. Zusammengefasst kann man sagen: Art. 12 GG schützt den Erwerb; Art. 14 GG schützt das Erworbene. Wie aber sind Arbeitnehmer gerade hinsichtlich ihrer Unterlegenheit verfassungsrechtlich geschützt? Was ist die Reaktion der Rechtsordnung auf das Ungleichgewicht am Arbeitsmarkt? Sie ist der gleichen Verfassung zu entnehmen, die den freien Arbeitsmarkt mit dem Risiko der Arbeitslosigkeit ermöglicht.
    


    
      Übersicht 1: Konfliktbereiche AG – AN
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      Das Grundgesetz schützt als obersten Wert die Würde des Menschen (Art. 1 Abs. 1 GG) und es schützt die Freiheitsrechte aller Bürger gleichermaßen. Die Bundesrepublik Deutschland ist ein »demokratischer und sozialer Bundesstaat« (Art. 20 Abs. 1 GG). Beide Grundsätze dürfen auch nicht mit verfassungsändernder Mehrheit geändert werden (Art. 79 Abs. 3 GG). Die Verpflichtung des Staates auf seine »soziale« Eigenschaft nennt man »Sozialstaatsprinzip«. Darunter versteht man die Verpflichtung aller staatlichen Organe zur Herstellung einer »gerechten Sozialordnung«. Daraus leitet das BVerfG gerade für das Arbeitsleben eine grundlegende Schutzpflicht des Staates ab, mit der den fundamentalen Schwächen des Arbeitnehmers im Verhältnis zum Arbeitgeber Rechnung getragen werden soll: »Das dem Vertragsrecht zugrunde liegende Prinzip der Privatautonomie kann hinreichenden Schutz nur gewährleisten, soweit die Bedingungen freier Selbstbestimmung gegeben sind. Wo es an einem annähernden Kräftegleichgewicht der Beteiligten fehlt, ist mit den Mitteln des Vertragsrechts allein kein sachgerechter Ausgleich der Interessen zu gewährleisten. Das ist bei Abschluss von Arbeitsverträgen typischerweise der Fall. In einer solchen Lage sind die objektiven Grundentscheidungen der Verfassung im Grundrechtsabschnitt und im Sozialstaatsgebot durch gesetzliche Vorschriften, die sozialem und wirtschaftlichem Ungleichgewicht entgegenwirken, zu verwirklichen« (BVerfG 28. 1. 92, NJW 92, 964, 966). Ziel der staatlichen Schutzpflicht zu Gunsten des Arbeitnehmers ist (in den Worten des BVerfG): »Ausgleich gestörter Vertragsparität«.
    


    
      Dieser Ausgleich kann in vielfältiger Weise erfolgen. Dem Staat steht es grundsätzlich frei, wie er dabei vorgeht. Es liegt nahe, dass dies in erster Linie durch die staatliche Gesetzgebung erfolgt (Staatshilfe). Eingriffe in Grundrechtspositionen der Arbeitgeber können sich zudem auf die Sozialpflichtigkeit von Art. 12 und 14 stützen. Gleichzeitig ist aber an das grundlegende Freiheitspostulat zu denken, auf dem unsere Gesellschaft beruht: »Um seiner (des Menschen) Würde willen muss ihm eine möglichst weit gehende Entfaltung seiner Persönlichkeit gesichert werden. Für den politisch-sozialen Bereich bedeutet das, dass es nicht genügt, wenn eine Obrigkeit sich bemüht, noch so gut für das Wohl von ›Untertanen‹ zu sorgen; der Einzelne soll vielmehr in möglichst weitem Umfang verantwortlich auch an den Entscheidungen für die Gesamtheit mitwirken. Der Staat hat hierzu den Weg zu öffnen.« (BVerfG 17. 8. 56, BVerfGE 5, 85, 198) Damit ist es nur konsequent, dass Arbeitnehmerschutz nicht nur durch den Staat erfolgt, sondern dass er sogar vorrangig durch die Selbsthilfe der Arbeitnehmer verwirklicht wird. Ausdruck dessen sind die Garantie der Koalitionsfreiheit und als ihr Ausfluss das Tarifvertragssystem sowie die Gesetzgebung zur Mitbestimmung.
    


    3. Koalitionsfreiheit


    
      Mit der Koalitionsfreiheit des Art. 9 Abs. 3 GG wird in umfassender Weise die Freiheit der Gründung und Betätigung von Vereinigungen geschützt, deren Zweck die »Wahrung und Förderung der Arbeits- und Wirtschaftsbedingungen« ist. Dieser Schutz gilt sowohl den Vereinigungen der Arbeitnehmer als auch denen der Arbeitgeber. Gleichwohl ist gerade mit Blick auf das verfassungsrechtliche Konzept des »Ausgleichs der gestörten Vertragsparität« im Arbeitsleben unverkennbar, dass damit in erster Linie der verfassungsrechtliche Schutz der Gewerkschaften bezweckt wird. Ihre Existenz zieht notwendigerweise die Bildung von Arbeitgeberverbänden nach sich, die ihrerseits einen entsprechenden verfassungsrechtlichen Schutz wie die Gewerkschaften genießen. Das wichtigste Betätigungsfeld der Gewerkschaften ist das Tarifvertragssystem (vgl. Übersicht 71) mit dem darauf bezogenen Streikrecht (Übersicht 74). Darüber hinaus haben sie vielfältige Rechte innerhalb der Arbeits- und Sozialverfassung:
    


    
      	–


      	Unterstützungsrechte in der betrieblichen Mitbestimmung


      	–


      	Vertretungsrechte in der Unternehmensmitbestimmung


      	–


      	Prozessvertretung und Benennung von ehrenamtlichen Richtern in der Arbeits- und Sozialgerichtsbarkeit (vgl. Übersichten 14 und 61)


      	–


      	Beteiligung an der Selbstverwaltung der Sozialversicherung

    


    
      Außerhalb dieser institutionalisierten Beteiligung haben die Gewerkschaften unmittelbar aus der Verfassung das Recht auf Werbung und Information im Betrieb. Der Gewerkschaftsbegriff ist nicht gesetzlich geregelt. Die Rechtsprechung hat hierzu eine Reihe von Anforderungen entwickelt (vgl. Einl. II 1 a zum TVG, Nr. 31). Die Gewerkschaften in der Bundesrepublik Deutschland sind überwiegend innerhalb des Deutschen Gewerkschaftsbundes (DGB) nach folgenden Prinzipien organisiert:
    


    
      	–


      	Einheitsgewerkschaft: politische und konfessionelle Unabhängigkeit (keine Richtungsgewerkschaft) und


      	–


      	Industriegewerkschaft: ein Betrieb, eine Gewerkschaft (keine Berufsverbände).

    


    
      Es gibt aber auch eine Reihe kleinerer Gewerkschaften außerhalb des DGB (vielfach neu entstandene Spezialistenvereinigungen wie der Marburger Bund oder die Vereinigung Cockpit). Über ihren Gewerkschaftsstatus entscheidet die Arbeitsgerichtsbarkeit. Sie ist insbesondere bei Vereinigungen innerhalb des christlichen Gewerkschaftsbundes zweifelhaft und für einige von ihnen gerichtlich verneint worden (Übersicht bei Berg u. a., Tarifvertragsgesetz und Arbeitskampfrecht, § 2 TVG Rn. 39).
    


    4. Gesamtsystem des Arbeits- und Sozialrechts


    
      Vor diesem sachlichen und verfassungsrechtlichen Hintergrund stellt sich die Arbeits- und Sozialverfassung der Bundesrepublik Deutschland folgendermaßen dar: Arbeitsrecht nennt man die Summe aller Rechtsvorschriften, die zum Schutze der Arbeitnehmer Einfluss auf das Verhalten der Arbeitgeber nehmen. Vorschriften, die es dem Arbeitgeber als stärkerer Vertragspartei verbieten, mit dem Arbeitnehmer zu dessen Nachteil einen bestimmten Vertragsinhalt auszuhandeln (z. B. Urlaubsdauer oder Kündigungsfristen) oder den Arbeitsvertrag nach Belieben zu kündigen, nennt man Vertragsschutz. Das kann durch zwingende Vorschriften erfolgen (z. B. das KSchG oder § 622 BGB) oder durch Generalklauseln, die eine Überprüfung von Vertragsinhalten durch die Gerichte ermöglichen (z. B. § 138 BGB; zur Kontrolle Allgemeiner Geschäftsbedingungen nach §§ 305 ff. BGB s. Einl. II 8 zum BGB, Nr. 14). Vorschriften, die den Arbeitnehmer vor Gesundheitsschädigungen bei oder infolge der Arbeit schützen sollen, nennt man Arbeitsschutz. Handelt es sich um Schutzmaßnahmen in Bezug auf die Arbeitnehmer selbst (z. B. Höchstarbeitszeit im ArbZG, Nr. 8), spricht man von sozialem Arbeitsschutz. Wird dagegen Einfluss auf die Arbeitsmittel oder Arbeitsumgebung genommen (z. B. durch die Arbeitsstättenverordnung, Nr. 7 b), handelt es sich um technischen Arbeitsschutz. Der Gedanke der Selbsthilfe im Arbeitsrecht kommt in zwei Handlungssystemen zum Ausdruck: dem Tarifvertragssystem (TVG, Nr. 31) sowie dem System der betrieblichen Mitbestimmung (BetrVG, Nr. 12) und der Unternehmensmitbestimmung (MitbestG, Nr. 26, sowie DrittelBG, Nr. 26 a, und weitere Mitbestimmungsgesetze). Neben den (geschriebenen) Gesetzen gibt es auch ungeschriebenes Recht, das durch die Rechtsprechung geprägt ist. Es hat in der Regel den Rang einfacher Bundesgesetze. Auf ungeschriebenes Recht wird in den Einleitungen hingewiesen, etwa in Bezug auf die Arbeitnehmerhaftung (Einl. II 5 zum BGB, Nr. 14) oder den Arbeitskampf (Einl. II 2 zum TVG, Nr. 31).
    


    
      Übersicht 2: Arbeits- und Sozialverfassung
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      Sozialrecht nennt man all die öffentlich-rechtlichen Vorschriften, die zum Ausgleich einer Mangellage Ansprüche des Bürgers gegen einen Leistungsträger regeln. Darunter fallen besondere staatliche Leistungen, z. B. die Ausbildungsförderung, ebenso wie die Basisleistungen der Sozialhilfe nach dem SGB XII (Nr. 30 XII) und der Grundsicherung nach dem SGB II (Nr. 30 II, sog. Arbeitslosengeld II, »Hartz IV«). Soweit ein bestimmtes Lebensrisiko an der Eigenschaft als Arbeitnehmer anknüpft, wird es durch das Sozialversicherungsrecht geregelt. Das Sozialrecht und insbesondere das Sozialversicherungsrecht sichern Risiken ab, die ein Arbeitnehmer, der zum Lebensunterhalt auf laufendes Arbeitseinkommen angewiesen ist, aus eigenen Kräften nicht bewältigen kann. Das Sozialrecht wird heute im Wesentlichen im Sozialgesetzbuch geregelt (vgl. SGB I–XII, Nrn. 30 I–30 XII).
    


    
      Ergänzt wird das Arbeits- und Sozialrecht durch ein soziales Prozessrecht: eine Arbeits- und Sozialgerichtsbarkeit mit entsprechender Sachnähe und einem an der Unterlegenheit der Arbeitnehmer/Versicherten orientierten Verfahrensrecht (vgl. ArbGG, Nr. 5, Übersichten 14 und 61). Damit ist die Arbeits- und Sozialordnung in Deutschland ein hochkomplexes Gebilde von aufeinander einwirkenden Normen und Institutionen (Übersicht 2).
    


    5. Internationale Dimension


    
      Die Grundlage der deutschen Arbeits- und Sozialordnung sind naturgemäß deutsche Gesetze und Verordnungen. Gleichzeitig ist Deutschland aber seit langem und intensiv in internationale Beziehungen mit völkerrechtlichen Verpflichtungen eingebunden. Das äußert sich typischerweise so, dass Deutschland Mitglied einer Staatengemeinschaft ist, kraft derer es sich – so wie die anderen Mitgliedstaaten auch – durch völkerrechtlichen Vertrag zur Beachtung bestimmter Grundsätze verpflichtet. Derartige völkerrechtliche Bindungen führen im Regelfall nicht zur unmittelbaren Anwendung der entsprechenden Vertragsinhalte in den Mitgliedstaaten selbst. Jedoch ist es seit langem – auch vom BVerfG – anerkannt, dass Gesetzgeber, Verwaltung und Gerichte in Deutschland bei der Auslegung und Anwendung nationalen Rechts an völkerrechtliche Vorgaben gebunden sind.
    


    
      Übersicht 3: Internationales Arbeits- und Sozialrecht
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      Die Bundesrepublik Deutschland ist Mitglied in vier völkerrechtlichen Gemeinschaften, die mit unterschiedlicher Reichweite und Verbindlichkeit arbeits- und sozialrechtliche Normen geschaffen haben (Übersicht 3):
    


    
      	–


      	Vereinte Nationen (UNO),


      	–


      	Internationale Arbeitsorganisation (IAO = International Labour Organisation/ILO),


      	–


      	Europarat und


      	–


      	Europäische Union.

    


    
      Die Auswirkungen dieser vier Organisationen und ihrer Rechtsnormen sind sehr unterschiedlich: Die Rechtsnormen von UNO, ILO und Europarat haben wegen der Vielzahl der beteiligten Staaten den eher generellen Charakter eines unteren gemeinsamen Nenners. Das macht ihre Einhaltung in Deutschland im Allgemeinen nicht so problematisch (zur Ausnahme der Nicht-Kompatibilität des deutschen Streikrechts mit der Europäischen Sozialcharta des Europarats vgl. BAG, BB 03, 1130). Durch die Möglichkeit, wegen Verletzung der Europäischen Menschenrechtskonvention (EMRK) den Europäischen Gerichtshof für Menschenrechte (EGMR) anzurufen, der auch Verstöße durch innerstaatliche gerichtliche Entscheidungen feststellen kann, nimmt die Bedeutung der EMRK im Bereich des Arbeitsrechts aber zu (vgl. Einl. III 4 zum GG, Nr. 20).
    


    
      Ganz anders sind die Bindungen aufgrund der Mitgliedschaft Deutschlands in der Europäischen Union. Von dieser inzwischen fast eigenstaatlich verfestigten Gemeinschaft gehen sehr intensive Vorgaben auf das deutsche Arbeits- und Sozialrecht aus (vgl. eingehend AEUV, Nr. 20 a, und Übersicht 43).
    


    
      Bei Sachverhalten mit Auslandsberührungen kommen potentiell mehrere Rechtsordnungen in Betracht. Das Kollisionsrecht (Einl. zur Rom I-Verordnung, Nr. 14 a) regelt, welches konkrete nationale Arbeitsrecht auf einen solchen internationalen Sachverhalt anwendbar ist.
    


    6. Verhältnis der Rechtsquellen – arbeitsrechtlicher Anspruch


    
      Ein gängiges Verständnis legt eine hierarchische Rangfolge nahe, sinnfällig gemacht im Bild einer »Pyramide« arbeitsrechtlicher Gestaltungsfaktoren: Danach stünde obenan das Gesetz, dann folgten der Tarifvertrag, die Betriebsvereinbarung, der Einzelarbeitsvertrag und einseitige Gestaltungsakte des Arbeitgebers. Die »Rangfolge«-Kategorie verfehlt jedoch die Arbeitsverfassung in ihrer Gesamtheit. Denn das Gesetz ist nicht schlichtweg die ranghöhere Norm gegenüber dem Tarifvertrag. Art. 9 Abs. 3 GG garantiert den Tarifvertragsparteien zwar kein Regelungsmonopol, jedoch den Vorrang der kollektiven Selbsthilfe für den Normalfall. Und genau diese verfassungsrechtliche Fundierung sichert wiederum dem Tarifvertrag entgegen einem scheinbar nahe liegenden Subsidiaritätsprinzip den Vorrang vor der Betriebsvereinbarung (§ 77 Abs. 3 BetrVG). Die daraus resultierenden Beziehungen führen zu einem komplexen zentral-dezentralen System.
    


    
      	–


      	Zwar gilt auch im Arbeitsrecht die Autorität des staatlichen Rechts, insbesondere der Verfassung.

    


    
      	–


      	Es besteht jedoch ein verfassungsrechtlich verankerter Vorrang für die Selbsthilfe der Betroffenen im Rahmen des Tarifvertragssystems.


      	–


      	Aus dem gleichen Grund genießt das Tarifvertragssystem gegenüber der Betriebsverfassung Priorität.


      	–


      	Auf dieser Basis besteht ein Freiraum für die Arbeitsvertragsparteien unter Nutzung des Günstigkeitsprinzips.

    


    
      Übersicht 4: Arbeitsrechtlicher Anspruch
    


    [image: Image - uebersicht_04.gif]


    
      Aus alledem resultiert eine komplizierte Abfolge von Prüfschritten, wenn man eine konkrete arbeitsvertragliche Position bestimmen will, sei es einen Entgeltanspruch, sei es die Möglichkeit einer Kündigung (Übersicht 4). Soweit es in diesem Zusammenhang auf das Vorhandensein eines Tarifvertrages oder einer Betriebsvereinbarung ankommt, sind eigene, bereichsspezifische Prüfschritte erforderlich (vgl. Übersichten 32 und 72).
    


    7. Arbeitnehmereigenschaft


    
      Dabei steht obenan die in sich wiederum sehr komplexe Vorfrage, ob auf die fragliche Rechtsbeziehung überhaupt Arbeitsrecht anwendbar ist. Sie ist davon abhängig, ob ein Vertragspartner »Arbeitnehmer« im Rechtssinne ist, wozu sich das BAG in ständiger Rspr. eine von Alfred Hueck entwickelte Formel zu eigen gemacht hat: »Arbeitnehmer sind die aufgrund privatrechtlichen Vertrages oder eines ihm gleichgestellten Rechtsverhältnisses im Dienste eines anderen zur Arbeit verpflichteten Personen«. Der für den Arbeitnehmerstatus zuständige 5. Senat des BAG hat zur Abgrenzung eines Arbeitsverhältnisses von einem freien Dienstverhältnis folgende Grundsätze entwickelt:
    


    
      »Beide unterscheiden sich durch den Grad der persönlichen Abhängigkeit, in der sich der zur Dienstleistung Verpflichtete befindet. Der Arbeitnehmer ist in die Arbeitsorganisation des Arbeitgebers eingegliedert. Die Eingliederung zeigt sich insbesondere darin, dass der Beschäftigte dem Weisungsrecht des AG unterliegt (vgl. § 121 GewO – jetzt: § 106). Das Weisungsrecht kann Inhalt, Durchführung, Zeit, Dauer und Ort der Tätigkeit betreffen. Arbeitnehmer ist namentlich der Mitarbeiter, der nicht im Wesentlichen frei seine Tätigkeit gestalten und seine Arbeitszeit bestimmen kann (vgl. § 84 Abs. 1 Satz 2 HGB). Der Grad der persönlichen Abhängigkeit hängt auch von der Eigenart und der Organisation der zu leistenden Tätigkeit ab. Manche Tätigkeiten können sowohl im Rahmen eines Arbeitsverhältnisses als auch im Rahmen eines anderen Rechtsverhältnisses erbracht werden, andere regelmäßig nur im Rahmen eines Arbeitsverhältnisses. Bei untergeordneten und einfacheren Arbeiten ist eher eine Eingliederung in eine fremde Arbeitsorganisation anzunehmen als bei gehobenen Tätigkeiten. Ein Arbeitsverhältnis kann aber auch bei Diensten höherer Art gegeben sein, selbst wenn dem Dienstverpflichteten ein hohes Maß an Gestaltungsfreiheit, Eigeninitiative und fachlicher Selbständigkeit verbleibt. Der jeweilige Vertragstyp ergibt sich aus dem wirklichen Geschäftsinhalt. Widersprechen sich Vereinbarungen und tatsächliche Durchführung, so ist letztere maßgeblich. Dabei kommt es auf eine Gesamtwürdigung der Umstände des Einzelfalles an.« (BAG 26. 5. 99, NZA 99, 983, 984)
    


    
      Dieselben Grundsätze gelten im Sozialversicherungsrecht zur Abgrenzung des dort »Beschäftigter« genannten Arbeitnehmers (§ 7 Abs. 1 SGB IV; dazu Deinert, AiB 2011,254 ff.) sowie im Steuerrecht für »abhängige Arbeit« als Anknüpfung zur Erhebung von Lohnsteuer (§ 1 LohnsteuerdurchführungsVO). Aus alledem ergibt sich eine Vielzahl von Prüfschritten zur Prüfung der Arbeitnehmereigenschaft des bzw. der Betroffenen (Checkliste 5).
    


    
      Für den Fall, dass die Arbeitnehmereigenschaft verneint wird, muss jedoch noch geprüft werden, ob man nicht wenigstens von einer »arbeitnehmerähnlichen Person« sprechen kann, für die wenigstens einzelne arbeitsrechtliche Vorschriften gelten (Übersicht 6).
    


    8. Schwellenwerte im Arbeitsrecht


    


    
      Das Arbeitsrecht gilt nicht uneingeschränkt, wenn nur die Arbeitnehmereigenschaft bejaht wird, mithin ein Arbeitsverhältnis gegeben ist. Viele Vorschriften lassen einen bestimmten Arbeitnehmerschutz bzw. Rechte von Arbeitnehmervertretungen nur ab einer bestimmten Beschäftigtenzahl eintreten (vgl. Pulte, BB 05, 549). Man spricht dabei von sog. Schwellenwerten (Übersicht 7).
    


    
       
    


    
      Checkliste 5: Arbeitnehmereigenschaft
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      Checkliste 6: Arbeitnehmerähnliche Person
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      Übersicht 7: Schwellenwerte im Arbeitsrecht – Arbeitsrechtliche Vorschriften in Abhängigkeit von der Arbeitnehmerzahl im Betrieb oder Unternehmen
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      	2.


      	Soweit in den Einleitungen auf Paragraphen ohne weitere Zusätze verwiesen wird, bezieht sich dies auf das jeweils zur Einleitung gehörende Gesetz.


      	3.
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      	Paragraphenüberschriften in eckigen Klammern [ ] sind nicht amtlicher, sondern redaktioneller Natur.


      	5.


      	Eine alphabetische Schnellübersicht der abgedruckten Gesetze und Verordnungen befindet sich auf der Buchrückseite.

    

  


  
    
      1. Aktiengesetz

      (AktG)

    


    
      Einleitung

    


    


    


    
      


      
        I. Geschichtliche Entwicklung


        


        
          Mit der Aktiengesellschaft, deren Rechtsverhältnisse das Aktiengesetz regelt, wird eine Rechtsform zum Betreiben eines Unternehmens zur Verfügung gestellt, die insbesondere durch folgende Merkmale gekennzeichnet ist: Auf Grund der Trennung zwischen Kapitaleigentum (= Aktionäre) und Unternehmensführung (= Vorstand) können Kapitalgeber gewonnen werden, die über Renditeinteressen hinaus nichts mit dem Unternehmen verbindet. Diese Stellung des Aktionärs findet ihren Ausdruck darin, dass er für Verbindlichkeiten der Aktiengesellschaft nur in Höhe des von ihm zu erbringenden Nennbetrages bzw. eines höheren Ausgabebetrages der Aktien haftet. Schließlich hat er die Möglichkeit eines jederzeitigen Verkaufs der Aktie.
        


        
          In diesen Merkmalen finden sich die ökonomischen Bedürfnisse wieder, die im 19. Jahrhundert den Anstoß zur Herausbildung einer Rechtsform wie der heutigen Aktiengesellschaft geführt haben: die Erschließung eines Kapitalmarktes auch kleinster Einzelbeträge zur Finanzierung der immer größeren Unternehmenseinheiten und die Herausbildung eines modernen eigentumslosen Unternehmensmanagements. Diese Grundstrukturen bestimmen auch heute – nach einer langen Reihe gesetzgeberischer Etappen – das geltende Aktiengesetz.
        


        
          Nachdem das Recht der Aktiengesellschaft zunächst im HGB geregelt gewesen war, wurde es 1937 zu einem eigenen Aktiengesetz ausgegliedert. Diese nationalsozialistische Rechtsänderung stand ganz im Zeichen der Stärkung des Vorstandes gegenüber Aufsichtsrat und Hauptversammlung. Sie wurde 1965 im Zuge der sog. großen Aktienrechtsreform abgelöst, mit der das heute geltende AktG geschaffen wurde (zu einer Bilanz nach 25 Jahren Claussen, AG 90, 509 und 91, 10).
        


        
          Die Bedeutung der AG unter dem Gesichtspunkt der Beschränkung der persönlichen Haftung ist durch die Einführung der GmbH im Jahre 1892 stark relativiert worden. Im Gegensatz zur AG sind die Gesellschaftsanteile an der GmbH nicht frei, sondern nur mit Zustimmung der übrigen Gesellschafter veräußerlich. Mit ihr lassen sich zwei Faktoren kombinieren: Haftungsbeschränkung auf das Stammkapital und flexible Gesellschaftsgestaltung im Innenverhältnis. Seit 1980 kann eine GmbH bereits als Ein-Mann-Gesellschaft gegründet werden (zu einem Überblick »100 Jahre GmbH« Zöllner, JZ 92, 381).
        


        
          Die vorrangige Bedeutung des Aktienrechts im Zusammenhang mit der Arbeits- und Sozialordnung liegt in der Beteiligung von Arbeitnehmervertretern im Aufsichtsrat der AG. Diese Mitbestimmungsform ist damit – abgesehen von der zahlenmäßigen Präsenz von Arbeitnehmervertretern – zunächst einmal von der gesellschaftsrechtlichen Stellung des Aufsichtsrats und seinen Einflussmöglichkeiten abhängig (s. u. III 3).
        


        
          Seit der Zugehörigkeit zur EU wird das Gesellschaftsrecht zunehmend auch durch Unionsrecht geprägt, und zwar vornehmlich in Form gesellschaftsrechtlicher Richtlinien, nach deren Erlass die Mitgliedstaaten verpflichtet sind, ihr nationales Recht diesem EU-Recht anzupassen (zum Stand des Europäischen Unternehmensrechts vgl. Einl. zur Europäischen Gesellschaft Nr. 26 b).
        


        
          Das AktG ist in den letzten Jahren verhältnismäßig oft und insbesondere hinsichtlich der Aspekte Transparenz und Kontrolle verändert worden. Das »Gesetz zur Kontrolle und Transparenz im Unternehmensbereich« (KonTraG) vom 27. 4. 1998 (BGBl. I 786) zielte, wie der Name sagt, auf eine verbesserte Kontrolle von Unternehmensvorständen (zum Gesetz vgl. Deckert, NZG 98, 710; Förschle u. a., DB 98, 889; Hommelhoff/Mattheus, Die AG 98, 249). Die mit dem KonTraG angestoßene Entwicklung einer an Kapitalmarktinteressen orientierten Weiterentwicklung der Unternehmenskontrolle und -publizität ist mit dem Transparenz- und Publizitätsgesetz (TransPuG) vom 19. 7. 2002 (BGBl. I 2681) fortgesetzt worden (zum Gesetz vgl. Köstler/Müller, Mitbestimmung 9/01, 52).
        


        
          Im Zuge der Finanz- und Wirtschaftskrise wurden bereits zuvor vorhandene Bestrebungen zur Begrenzung von Managervergütungen durch das sog. VorstAG (Gesetz zur Angemessenheit der Vorstandsvergütung vom 31. 7. 2009, BGBl. I 2509) umgesetzt.
        


        
          II. Wesentlicher Gesetzesinhalt


          


          
            1. AktG


            


            
              Im AktG werden die Rechte und Pflichten der Aktionäre, die Rechtsverhältnisse der Verwaltung der Aktiengesellschaft (Vorstand und Aufsichtsrat) und die Interessen möglicher Aktienkäufer (durch Publizitäts- und Konzernrechtsvorschriften) geregelt. So gesehen, ist das AktG ausschließlich kapitalorientiertes Gesellschaftsrecht (Übersicht 8).
            


            
              In diesem Sinne ist die Hauptversammlung das Basisorgan der AG. In ihr bestimmen die Aktionäre und ihre Vertreter (vielfach Banken über das sog. Depotstimmrecht) in letzter Instanz über die grundlegenden Fragen der Gesellschaft (z. B. Auflösung, Fusion, Konzernverträge) und wählen die Anteilseignervertreter in den Aufsichtsrat. Dieser bestellt den Vorstand, der die Gesellschaft unter eigener Verantwortung leitet (§ 76 Abs. 1). Die Bezüge der einzelnen Vorstandsmitglieder börsennotierter Aktiengesellschaften sind beginnend ab 2007 (für das Rechnungslegungsjahr 2006) im Jahresabschluss offen zu legen (Vorstandsvergütungs-Offenlegungsgesetz vom 3. 8. 2005, BGBl. I 2267). Mit dem VorstAG (s. o. I.) wurde insbesondere § 87 AktG geändert und der Aufsichtsrat zu einer angemessenen Vergütungsgestaltung angehalten. Für die Vorstandsvergütungen ist nunmehr das Plenum des Aufsichtsrates zuständig. Die Angelegenheit kann nicht in einem Ausschuss, aus dem die Arbeitnehmervertreter des Aufsichtsrates herausgehalten sind, behandelt werden. Der Aufsichtsrat hat zur Sicherung der Gesellschaft vor gefährlichen Entwicklungen ein Überwachungssystem einzurichten (§ 91 Abs. 2). Der Aufsichtsrat hat die Geschäftsführung zu überwachen (§ 111 Abs. 1). Der Vorstand hat ihm hierzu die erforderlichen Informationen zu liefern (§ 90). Dazu gehört auch die Information über die Unternehmensplanung (§ 90 Abs. 1 Nr. 1). Der BGH räumt einzelnen Aufsichtsratsmitgliedern (auch der gesamten Arbeitnehmerbank) nicht das Recht ein, gegen rechtswidrige Maßnahmen der Geschäftsführung im Wege der Klage vorzugehen (Urteil vom 28. 11. 1988, mit Anm. Köstler, Mitbestimmung 89, 137). Maßnahmen der Geschäftsführung können dem Aufsichtsrat nicht übertragen werden (§ 111 Abs. 4 Satz 1). Als Ausnahme hiervon können bestimmte Geschäfte des Vorstands von der Zustimmung des Aufsichtsrates abhängig gemacht werden. Dies bedarf des Beschlusses des Aufsichtsrates oder der Hauptversammlung (§ 111 Abs. 4 Satz 2). Unter bestimmten Umständen kann der Aufsichtsrat sogar zur Verhinderung einer gesetzwidrigen Maßnahme des Vorstands zur Einführung eines Zustimmungsvorbehalts verpflichtet sein (BGH, BB 94, 107; hierzu Köstler, WiB 94, 714). Verweigert der Aufsichtsrat zu einem zustimmungsbedürftigen Geschäft des Vorstandes seine Zustimmung, so kann dieser die Hauptversammlung anrufen. Die Hauptversammlung kann die Zustimmung mit drei Vierteln der abgegebenen Stimmen ersetzen.
            


            
              Die Mitglieder des Aufsichtsrates haben für eine verantwortungsbewusste und sorgfältige Wahrnehmung ihres Amtes einzustehen. Sie sind in diesem Zusammenhang zur Verschwiegenheit verpflichtet, soweit dies im Interesse des Unternehmens erforderlich ist (§§ 116, 93).
            


            
              Aufgrund des TransPuG (s. o.) ist § 116 um einen Satz ergänzt worden, der die ausdrückliche Verschwiegenheit von Aufsichtsratsmitgliedern über vertrauliche Berichte und Beratungen verlangt. Daraus könnten Konflikte im Hinblick auf die unumgängliche Rückkopplung von Arbeitnehmervertretern mit ihren Wählern, den Arbeitnehmern des Unternehmens, entstehen. Das BAG hat allerdings davon abgesehen, Vertraulichkeitsanordnungen daran zu messen, ob sie einer Abwägung berechtigter Geheimhaltungsinteressen gegenüber dem Informationsbedarf der Arbeitnehmer standhalten. Es hat sich für eine formale Definition der Verschwiegenheitspflicht entschieden und dem Aufsichtsratsmitglied sogar Informationen gegenüber dem Betriebsrat versagt (BAG, Urteil vom 23. 10. 2008, DB 09, 1131).
            


            
              Nach den Änderungen aufgrund des TransPuG verlangt § 161, dass eine börsennotierte AG jährlich erklärt, ob und in welchem Umfang sie den Empfehlungen der »Regierungskommission Deutscher Corporate Governance Codex« entspricht (http://www.corporate-governance-code.de/). Der »Deutsche Corporate Governance Kodex« schafft kein neues Recht, sondern verdeutlicht die geltende Rechtslage und macht Vorschläge einer guten und verantwortungsvollen Unternehmensführung und Kontrolle durch Regeln über das Verhalten von Aufsichtsratsmitgliedern und das Zusammenwirken von Vorstand und Aufsichtsrat (hierzu Köstler, Mitbestimmung 3/02, 50). Für die Arbeit des Aufsichtsrates von besonderer Bedeutung sind folgende Elemente:
            


            
              	–


              	Sicherstellung einer regelmäßigen, zeitnahen und umfassenden Information anhand rechtzeitig übermittelter Unterlagen (Ziff. 3.4),


              	–


              	Bildung von Ausschüssen für fachlich komplexe Fragen (Ziff. 5.3.1), dabei besonders einen Prüfungsausschuss (»Audit Committee«, Ziff. 5.3.2) und


              	–


              	Verhaltensweisen im Falle eines Übernahmeangebots (Ziff. 3.7; zum Übernahmerecht s. u. 3).

            


            
              Daneben regelt das AktG die Beziehungen zwischen verbundenen Unternehmen. Insbesondere enthält es Schutzvorschriften für Minderheitsaktionäre und Gläubiger, wenn ein Unternehmen in einem Konzern (siehe § 18) von einem anderen abhängig ist (zur Einschaltung der Aufsichtsräte siehe § 308 Abs. 3; hierzu Köstler, Mitbest. 11/92, 43; Hommelhoff, ZGR 96, 144; Hoffmann-Becking, ZHR 95, 325; Martens, ZHR 95, 567). Beim sog. Vertragskonzern kann das herrschende Unternehmen dem abhängigen Unternehmen Weisungen erteilen, haftet dafür aufgrund des Ergebnisübernahmevertrages gem. § 302 bzw. § 303. Beim sog. faktischen Konzern hielt der BGH früher eine Durchgriffshaftung in Durchbrechung der Trennung von Gesellschaft und Gesellschafter für möglich (allg. vgl. BGHZ 95, 330; BGH, NJW 93, 1200 – »TBB«; für Arbeitnehmeransprüche BAG, AG 91, 434). Inzwischen hat er dies zu Gunsten einer Existenzvernichtungshaftung aufgegeben: vielmehr soll im Falle einer missbräuchlichen Schädigung des Gesellschaftsvermögens der Gesellschafter gem. § 826 BGB der Gesellschaft gegenüber haften (BGHZ 173, 246 – »Trihotel«). Gläubiger, zu denen auch Arbeitnehmer zählen, können zur Durchsetzung nicht befriedigter Ansprüche gegen die Gesellschaft einen solchen Schadensersatzanspruch pfänden.
            


            
              Außerdem sieht das AktG die Verpflichtung der AG zur jährlichen öffentlichen Rechnungslegung vor. Im Regelfall stellen Vorstand und Aufsichtsrat den Jahresabschluss gemeinsam fest; stimmt der Aufsichtsrat nicht zu, so stellt ihn die Hauptversammlung fest (§§ 172, 173; hierzu Bechthold, Mitbest. 7/92, 60). Der Jahresabschluss ist vom durch den Aufsichtsrat zu bestellenden Abschlussprüfer zu prüfen. Der Abschlussprüfer nimmt an den entsprechenden Aufsichtsratssitzungen teil (§ 171). Die Prüfberichte sind jedem Aufsichtsratsmitglied bzw. den Mitgliedern eines Aufsichtsratsausschusses auszuhändigen (§ 170 Abs. 3).
            


            
              Die AG kann durch Beschluss der Hauptversammlung eigene Aktien zum Bezug durch Vorstandsmitglieder und Arbeitnehmer ausgeben (zu derartigen Aktienoptionsplänen vgl. Schwarz/Michel, BB 98, 489; Baeck/Diller, DB 96, 1405). Arbeitnehmer können insoweit steuerlich gefördert werden (s. u. Nr. 34).
            


            
              2. Wertpapierhandelsgesetz


              


              
                Mit diesem Gesetz soll die unerlaubte Ausnutzung von Insiderwissen beim Wertpapierhandel unterbunden werden. Es verpflichtet den Vorstand zur Information der Öffentlichkeit über kursrelevante Tatsachen (»Ad-hoc-Publizität«) und stellt die Ausnutzung von Insiderinformationen beim Handel mit Insiderpapieren unter Strafe (vgl. Schwerpunktheft »Das Wertpapierhandelsgesetz in der Praxis«, AG 2/97; Assmann, AG 97, 50).
              


              
                Das Gesetz richtet sich in erster Linie an Organmitglieder der AG, also Vorstands- und Aufsichtsratsmitglieder. Es gilt aber auch für sonstige Insider im Unternehmen. Dies können Arbeitnehmer, aber auch Betriebsrats- und Wirtschaftsausschussmitglieder sein. Eine Veränderung der vorhandenen gesetzlichen Verschwiegenheitspflichten (§§ 116, 93 AktG; 79 BetrVG; 29 SprAuG) tritt durch das WpHG nicht ein (Schleifer/Kliemt, DB 95, 2214). Ebenso dürfen durch die sog. Ad-hoc-Publizität die Informations- und Beschlussrechte des Aufsichtsrats nicht beschnitten werden (vgl. Köstler, Mitbest. 4/98, 62).
              


              
                3. Wertpapiererwerbs- und Übernahmegesetz


                


                
                  Mit diesem Gesetz werden Regeln zur Übernahme von Unternehmen durch den Erwerb von Aktienpaketen aufgestellt. Der wesentliche Gesetzesinhalt betrifft Folgendes:
                


                
                  	–


                  	Gewährleistung eines fairen und geordneten Verfahrens, das sich im Wesentlichen an folgenden Grundsätzen orientiert:


                  	
                    
                      	•


                      	Verpflichtung des Bieters, Aktionäre unter gleichen Bedingungen gleich zu behandeln,


                      	•


                      	Verpflichtung des Bieters zur umfassenden Information der Aktionäre,


                      	•


                      	Verpflichtung des Bieters, die Finanzierung des Angebots sicherzustellen,


                      	•


                      	Gebot, die Zielgesellschaft in ihrer Geschäftstätigkeit nicht über einen angemessenen Zeitraum hinaus durch das Übernahmeangebot zu behindern und generell rasche Durchführung des Verfahrens;

                    

                  


                  	–


                  	Gewährleistung umfassender Information und Transparenz für die Anteilseigner der Zielgesellschaft und deren Arbeitnehmer, auch durch Abgabe einer begründeten Stellungnahme des Vorstandes zu dem Angebot, in die auch die Position der Arbeitnehmer aufzunehmen ist;


                  	–


                  	Pflichtangebot an die Minderheitsaktionäre;


                  	–


                  	angemessene Gegenleistung des Bieters;


                  	–


                  	Schaffung klarer Vorgaben für das Management einer Zielgesellschaft im Hinblick auf Handlungen, durch die der Erfolg eines Angebots verhindert werden könnte (zu arbeitsrechtlichen Aspekten des Gesetzes vgl. Grobys, NZA 02,1).

                


                
                  III. Anwendungsprobleme und Rechtstatsachen


                  


                  
                    1. Bedeutung der AG


                    


                    
                      Die Aktiengesellschaft ist in der Bundesrepublik Deutschland nach wie vor die wichtigste Rechtsform für Großunternehmen. Ende Juli 2009 gab es 13755 Aktiengesellschaften. 1153 davon sind börsennotiert. Der Anteil der Aktien an der Unternehmensfinanzierung ist – von Ausnahmen abgesehen – nachrangig. Viele Jahrzehnte lang war dies ein Finanzierungsinstrument vor allem von Großunternehmen. Mit dem einsetzenden Boom der Aktienmärkte in den 1990er Jahren haben sich allerdings zunehmend auch kleine und mittlere Unternehmen an die Börse begeben (vor allem im sog. Neuen Markt für »Technologiewerte«). Seit dem Kurseinbruch 2001/2002 ist dies für Unternehmen aller Größenordnungen sowohl schwieriger als auch unattraktiver geworden. In Deutschland betrug die Zahl der Aktionäre (direkt oder über Fonds) im Jahre 2006 etwa 9,9 Mio. (nach 13,4 Mio. als Höchststand 2001). Sie ist im Gefolge krisenhafter Entwicklungen an den Aktienmärkten wieder deutlich gesunken. Im Interesse der Anleger gilt für Neuemissionen die sog. Prospekthaftung in Bezug auf eine wahrheitsgemäße Darstellung der Lage des Unternehmens (Wertpapier-Verkaufsprospektgesetz vom 13. 12. 1990, BGBl. I 2749).
                    


                    
                      2. Machtverteilung in der AG


                      


                      
                        Die Machtverteilung in den vorhandenen Aktiengesellschaften weicht von Idealvorstellungen des Gesetzgebers in zweierlei Hinsicht völlig ab: Der eine Teil wird von einem Großaktionär allein oder zusammen mit anderen beherrscht. Darauf deutet neben der geringen Zahl der auf den Börsen noch verfügbaren Aktien die Tatsache, dass bereits im Jahre 1965 mindestens 70 % der bundesdeutschen Aktiengesellschaften in irgendeiner Weise konzernverbunden waren. 1990 befanden sich von den börsennotierten AG das Grundkapital zu 90 % im Mehrheitsbesitz eines oder mehrerer Großaktionäre (vgl. Görling, Die AG 93, 542). Nur mehr bei weniger als 40 Gesellschaften befanden sich die Aktien im Streubesitz (Schneider, Handelsblatt 24. 10. 90). Hieraus erwachsen besondere Herausforderungen zur Kontrolle des Konzernmanagements in Konzernaufsichtsräten (Köstler, Mitbest. 11/92, 43).
                      


                      
                        Zum anderen Teil handelt es sich um sog. Publikumsaktiengesellschaften, deren Aktionärsstruktur sehr unterschiedlich ist. Individuelle Kleinanleger lassen ihre Aktien überwiegend durch Banken verwalten, die über ihr daraus rührendes Depotstimmrecht einen überproportionalen Einfluss auf Hauptversammlungen haben. Hinzu kommt die zunehmende Rolle von Kapitalanlagegesellschaften der unterschiedlichsten Art (Fonds).
                      


                      
                        Daraus wird deutlich, in welcher Weise das gesetzliche Modell der Aktiengesellschaft je nach den Verhältnissen auf der Kapitalseite in der Realität völlig unterschiedlich ausgefüllt wird. Die damit einhergehenden Reformvorstellungen, zum Beispiel zur Stärkung der Rechte von Kleinaktionären oder zum Schutze des Börsenhandels vor unlauteren Insider-Einflüssen, bewegen sich jedoch sämtlich ausschließlich auf der Ebene einer Verbesserung der Aktiengesellschaft als Sammelstelle und Umschlagplatz für Geldkapital.
                      


                      
                        Auch wird immer wieder deutlich, wie begrenzt Einfluss und tatsächliche Informationsmöglichkeiten eines Aufsichtsrates insgesamt, geschweige einer Minderheit in ihm, sind (vgl. bereits Wiethölter, Interessen und Organisation in der Aktiengesellschaft im amerikanischen und deutschen Recht, 1961; Girgensohn, DB 80, 337; Timm, DB 80, 1201).
                      


                      
                        Seit neuestem gewinnt das sog. Shareholder-value-Konzept an Bedeutung. Die wörtliche Übersetzung des aus dem Amerikanischen kommenden Begriffs weist die Richtung: Es geht um eine am Wert der Gesellschaftsanteile (Börsenwert) orientierte Art der Unternehmensführung. Sie wird unterstützt durch die Übernahme amerikanischer Regeln der Rechnungslegung (GAAP = »generally accepted accounting principles«), die es den Unternehmen erschweren, stille Reserven zu bilden. Damit wird die Erwartung verbunden, kurzfristig mehr Gewinne auszuschütten, was offenkundig längerfristige Vorhaben zur Zukunftssicherung des Unternehmens gefährden kann. Naturgemäß folgt daraus auch ein erhöhter Druck auf die Arbeitnehmer zur Senkung der Lohnkosten (vgl. Grünewälder, AG 96, 447; Kittner, DB 97, 2285).
                      


                      
                        3. AG und Mitbestimmung – Unternehmensrecht


                        


                        
                          Trotz seiner konzeptionellen Herkunft als Anteilseignergremium ist der Aufsichtsrat der Aktiengesellschaft Ansatzpunkt für die Verwirklichung von Mitbestimmung auf der Unternehmensebene (hierzu siehe die Einleitungen zum MontanMbG und MitbestG). Das entspricht insoweit der Vorstellung von Mitbestimmung als gleichberechtigter Legitimation der Unternehmensführung durch Arbeit und Kapital, als der Aufsichtsrat den Vorstand der Aktiengesellschaft bestellt (§ 84). Es bleibt jedoch die Tatsache bestehen, dass das AktG ausschließlich geschaffen wurde, um die Rechtsverhältnisse von Kapitalgebern und deren Beauftragten zu regeln. Demgemäß liegt es zum Beispiel in der Hand der Aktionäre bzw. ihrer Vertreter im Aufsichtsrat, ob bestimmte Geschäfte des Vorstandes überhaupt als der Zustimmung des Aufsichtsrates bedürftig bezeichnet werden (§ 111 Abs. 4). Auch hat die Hauptversammlung bei Uneinigkeit zwischen Vorstand und Aufsichtsrat immer das letzte Wort (für zustimmungsbedürftige Geschäfte: § 111 Abs. 4; beim Jahresabschluss: § 173 Abs. 1) oder ist ausschließlich zuständig (z. B. für Fusionen, § 13 UmwG).
                        


                        
                          Mit diesen und ähnlichen Problemen einer Fortentwicklung des Gesellschaftsrechts zu einem Unternehmensrecht hat sich die von der Bundesregierung eingesetzte »Unternehmensrechtskommission« befasst (s. Bericht der Unternehmensrechtskommission, 1980; vgl. auch Kübler, AG 94, 141).
                        


                        
                          Für das geltende Recht sind unternehmensrechtliche Ansätze z. B. bereits insoweit anerkannt, als der BGH in seiner Entscheidung zur Verschwiegenheitspflicht der Aufsichtsratsmitglieder (DB 75, 1308) davon ausgeht, das Aufsichtsratsmitglied habe sich in seiner Pflichterfüllung am Wohl des Unternehmens zu orientieren und damit alle im Unternehmen zusammengefassten Interessen einzubeziehen und abzuwägen (s. o. II 1).
                        


                        
                          Derzeit gibt es einen Kommissionsvorschlag der EU für eine 40 %-Frauenquote in Aufsichtsräten börsennotierter Unternehmen (Kom. [2012] 614 endg.). Angesichts eines derzeitigen Frauenanteils von gut 10 % scheint das dringend geboten. Nunmehr plant auch die Große Koalition eine Mindestquote von 30 % in den Aufsichtsräten mitbestimmungspflichtiger und börsennotierter Unternehmen. Diese Unternehmen sollen außerdem ab 2015 verbindliche Zielgrößen für die Erhöhung des Frauenanteils festlegen und veröffentlichen.
                        


                        
                          Schließlich plant die Große Koalition, dass die Vorstandsvergütungen künftig durch die Hauptversammlung auf Vorschlag des Aufsichtsrates festgelegt werden sollen.
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      Aktiengesetz

      (AktG)


      
        vom 6. September 1965 (BGBl. I 1089),

        zuletzt geändert durch Gesetz vom 23. Juli 2013 (BGBl. I 2586)
      


      
        (Abgedruckte Vorschriften: §§ 15–19, 76–116, 118, 119, 125,

        161, 170–173, 192, 278, 302, 308, 317, 404)
      


      
        Erstes Buch – Aktiengesellschaft (§§ 1–277)


        
          Erster Teil – Allgemeine Vorschriften


          
            …
          


          
            


            
              § 15 Verbundene Unternehmen Verbundene Unternehmen sind rechtlich selbständige Unternehmen, die im Verhältnis zueinander in Mehrheitsbesitz stehende Unternehmen und mit Mehrheit beteiligte Unternehmen (§ 16), abhängige und herrschende Unternehmen (§ 17), Konzernunternehmen (§ 18), wechselseitig beteiligte Unternehmen (§ 19) oder Vertragsteile eines Unternehmensvertrags (§§ 291, 292) sind.
            


            
              


              
                § 16 In Mehrheitsbesitz stehende Unternehmen und mit Mehrheit beteiligte Unternehmen (1) Gehört die Mehrheit der Anteile eines rechtlich selbständigen Unternehmens einem anderen Unternehmen oder steht einem anderen Unternehmen die Mehrheit der Stimmrechte zu (Mehrheitsbeteiligung), so ist das Unternehmen ein in Mehrheitsbesitz stehendes Unternehmen, das andere Unternehmen ein an ihm mit Mehrheit beteiligtes Unternehmen.
              


              
                (2) Welcher Teil der Anteile einem Unternehmen gehört, bestimmt sich bei Kapitalgesellschaften nach dem Verhältnis des Gesamtnennbetrages der ihm gehörenden Anteile zum Nennkapital, bei Gesellschaften mit Stückaktien nach der Zahl der Aktien. Eigene Anteile sind bei Kapitalgesellschaften vom Nennkapital, bei Gesellschaften mit Stückaktien von der Zahl der Aktien abzusetzen. Eigenen Anteilen des Unternehmens stehen Anteile gleich, die einem anderen für Rechnung des Unternehmens gehören.
              


              
                (3) Welcher Teil der Stimmrechte einem Unternehmen zusteht, bestimmt sich nach dem Verhältnis der Zahl der Stimmrechte, die es aus den ihm gehörenden Anteilen ausüben kann, zur Gesamtzahl aller Stimmrechte. Von der Gesamtzahl aller Stimmrechte sind die Stimmrechte aus eigenen Anteilen sowie aus Anteilen, die nach Absatz 2 Satz 3 eigenen Anteilen gleichstehen, abzusetzen.
              


              
                (4) Als Anteile, die einem Unternehmen gehören, gelten auch die Anteile, die einem von ihm abhängigen Unternehmen oder einem anderen für Rechnung des Unternehmens oder eines von diesem abhängigen Unternehmens gehören und, wenn der Inhaber des Unternehmens ein Einzelkaufmann ist, auch die Anteile, die sonstiges Vermögen des Inhabers sind.
              


              
                


                
                  § 17 Abhängige und herrschende Unternehmen (1) Abhängige Unternehmen sind rechtlich selbständige Unternehmen, auf die ein anderes Unternehmen (herrschendes Unternehmen) unmittelbar oder mittelbar einen beherrschenden Einfluß ausüben kann.
                


                
                  (2) Von einem in Mehrheitsbesitz stehenden Unternehmen wird vermutet, daß es von dem an ihm mit Mehrheit beteiligten Unternehmen abhängig ist.
                


                
                  


                  
                    § 18 Konzern und Konzernunternehmen (1) Sind ein herrschendes und ein oder mehrere abhängige Unternehmen unter der einheitlichen Leitung des herrschenden Unternehmens zusammengefaßt, so bilden sie einen Konzern; die einzelnen Unternehmen sind Konzernunternehmen. Unternehmen, zwischen denen ein Beherrschungsvertrag (§ 291) besteht oder von denen das eine in das andere eingegliedert ist (§ 319), sind als unter einheitlicher Leitung zusammengefaßt anzusehen. Von einem abhängigen Unternehmen wird vermutet, daß es mit dem herrschenden Unternehmen einen Konzern bildet.
                  


                  
                    (2) Sind rechtlich selbständige Unternehmen, ohne daß das eine Unternehmen von dem anderen abhängig ist, unter einheitlicher Leitung zusammengefaßt, so bilden sie auch einen Konzern; die einzelnen Unternehmen sind Konzernunternehmen.
                  


                  
                    


                    
                      § 19 Wechselseitig beteiligte Unternehmen (1) Wechselseitig beteiligte Unternehmen sind Unternehmen mit Sitz im Inland in der Rechtsform einer Kapitalgesellschaft, die dadurch verbunden sind, daß jedem Unternehmen mehr als der vierte Teil der Anteile des anderen Unternehmens gehört. Für die Feststellung, ob einem Unternehmen mehr als der vierte Teil der Anteile des anderen Unternehmens gehört, gilt § 16 Abs. 2 Satz 1, Abs. 4.
                    


                    
                      (2) Gehört einem wechselseitig beteiligten Unternehmen an dem anderen Unternehmen eine Mehrheitsbeteiligung oder kann das eine auf das andere Unternehmen unmittelbar oder mittelbar einen beherrschenden Einfluß ausüben, so ist das eine als herrschendes, das andere als abhängiges Unternehmen anzusehen.
                    


                    
                      (3) Gehört jedem der wechselseitig beteiligten Unternehmen an dem anderen Unternehmen eine Mehrheitsbeteiligung oder kann jedes auf das andere unmittelbar oder mittelbar einen beherrschenden Einfluß ausüben, so gelten beide Unternehmen als herrschend und als abhängig.
                    


                    
                      (4) § 328 ist auf Unternehmen, die nach Absatz 2 oder 3 herrschende oder abhängige Unternehmen sind, nicht anzuwenden.
                    


                    
                      …
                    


                    
                      Vierter Teil – Verfassung der Aktiengesellschaft


                      
                        Erster Abschnitt – Vorstand


                        
                          


                          
                            § 76 Leitung der Aktiengesellschaft (1) Der Vorstand hat unter eigener Verantwortung die Gesellschaft zu leiten.[1]
                          


                          
                            (2) Der Vorstand kann aus einer oder mehreren Personen bestehen. Bei Gesellschaften mit einem Grundkapital von mehr als drei Millionen Euro hat er aus mindestens zwei Personen zu bestehen, es sei denn, die Satzung bestimmt, daß er aus einer Person besteht. Die Vorschriften über die Bestellung eines Arbeitsdirektors bleiben unberührt.[2]
                          


                          
                            (3) Mitglied des Vorstands kann nur eine natürliche, unbeschränkt geschäftsfähige Person sein. Mitglied des Vorstands kann nicht sein, wer
                          


                          
                            	1.


                            	als Betreuter bei der Besorgung seiner Vermögensangelegenheiten ganz oder teilweise einem Einwilligungsvorbehalt (§ 1903 des Bürgerlichen Gesetzbuchs) unterliegt,


                            	2.


                            	aufgrund eines gerichtlichen Urteils oder einer vollziehbaren Entscheidung einer Verwaltungsbehörde einen Beruf, einen Berufszweig, ein Gewerbe oder einen Gewerbezweig nicht ausüben darf, sofern der Unternehmensgegenstand ganz oder teilweise mit dem Gegenstand des Verbots übereinstimmt,


                            	3.


                            	wegen einer oder mehrerer vorsätzlich begangener Straftaten


                            	
                              
                                	a)


                                	des Unterlassens der Stellung des Antrags auf Eröffnung des Insolvenzverfahrens (Insolvenzverschleppung),


                                	b)


                                	nach den §§ 283 bis 283 d des Strafgesetzbuchs (Insolvenzstraftaten),


                                	c)


                                	der falschen Angaben nach § 399 dieses Gesetzes oder § 82 des Gesetzes betreffend die Gesellschaften mit beschränkter Haftung,


                                	d)


                                	der unrichtigen Darstellung nach § 400 dieses Gesetzes, § 331 des Handelsgesetzbuchs, § 313 des Umwandlungsgesetzes oder § 17 des Publizitätsgesetzes,


                                	e)


                                	nach den §§ 263 bis 264 a oder den §§ 265 b bis 266 a des Strafgesetzbuchs zu einer Freiheitsstrafe von mindestens einem Jahr

                              

                            


                            	verurteilt worden ist; dieser Ausschluss gilt für die Dauer von fünf Jahren seit der Rechtskraft des Urteils, wobei die Zeit nicht eingerechnet wird, in welcher der Täter auf behördliche Anordnung in einer Anstalt verwahrt worden ist.

                          


                          
                            Satz 2 Nr. 3 gilt entsprechend bei einer Verurteilung im Ausland wegen einer Tat, die mit den in Satz 2 Nr. 3 genannten Taten vergleichbar ist.
                          


                          
                            


                            
                              § 77 Geschäftsführung (1) Besteht der Vorstand aus mehreren Personen, so sind sämtliche Vorstandsmitglieder nur gemeinschaftlich zur Geschäftsführung befugt. Die Satzung oder die Geschäftsordnung des Vorstands kann Abweichendes bestimmen; es kann jedoch nicht bestimmt werden, daß ein oder mehrere Vorstandsmitglieder Meinungsverschiedenheiten im Vorstand gegen die Mehrheit seiner Mitglieder entscheiden.
                            


                            
                              (2) Der Vorstand kann sich eine Geschäftsordnung geben, wenn nicht die Satzung den Erlaß der Geschäftsordnung dem Aufsichtsrat übertragen hat oder der Aufsichtsrat eine Geschäftsordnung für den Vorstand erläßt. Die Satzung kann Einzelfragen der Geschäftsordnung bindend regeln. Beschlüsse des Vorstands über die Geschäftsordnung müssen einstimmig gefaßt werden.
                            


                            
                              


                              
                                § 78 Vertretung (1) Der Vorstand vertritt die Gesellschaft gerichtlich und außergerichtlich. Hat eine Gesellschaft keinen Vorstand (Führungslosigkeit), wird die Gesellschaft für den Fall, dass ihr gegenüber Willenserklärungen abgegeben oder Schriftstücke zugestellt werden, durch den Aufsichtsrat vertreten.
                              


                              
                                (2) Besteht der Vorstand aus mehreren Personen, so sind, wenn die Satzung nichts anderes bestimmt, sämtliche Vorstandsmitglieder nur gemeinschaftlich zur Vertretung der Gesellschaft befugt. Ist eine Willenserklärung gegenüber der Gesellschaft abzugeben, so genügt die Abgabe gegenüber einem Vorstandsmitglied oder im Fall des Absatzes 1 Satz 2 gegenüber einem Aufsichtsratsmitglied. An die Vertreter der Gesellschaft nach Absatz 1 können unter der im Handelsregister eingetragenen Geschäftsanschrift Willenserklärungen gegenüber der Gesellschaft abgegeben und Schriftstücke für die Gesellschaft zugestellt werden. Unabhängig hiervon können die Abgabe und die Zustellung auch unter der eingetragenen Anschrift der empfangsberechtigten Person nach § 39 Abs. 1 Satz 2 erfolgen.
                              


                              
                                (3) Die Satzung kann auch bestimmen, daß einzelne Vorstandsmitglieder allein oder in Gemeinschaft mit einem Prokuristen zur Vertretung der Gesellschaft befugt sind. Dasselbe kann der Aufsichtsrat bestimmen, wenn die Satzung ihn hierzu ermächtigt hat. Absatz 2 Satz 2 gilt in diesen Fällen sinngemäß.
                              


                              
                                (4) Zur Gesamtvertretung befugte Vorstandsmitglieder können einzelne von ihnen zur Vornahme bestimmter Geschäfte oder bestimmter Arten von Geschäften ermächtigen. Dies gilt sinngemäß, wenn ein einzelnes Vorstandsmitglied in Gemeinschaft mit einem Prokuristen zur Vertretung der Gesellschaft befugt ist.
                              


                              
                                


                                
                                  § 79 (weggefallen)
                                


                                
                                  


                                  
                                    § 80 Angaben auf Geschäftsbriefen (1) Auf allen Geschäftsbriefen gleichviel welcher Form, die an einen bestimmten Empfänger gerichtet werden, müssen die Rechtsform und der Sitz der Gesellschaft, das Registergericht des Sitzes der Gesellschaft und die Nummer, unter der die Gesellschaft in das Handelsregister eingetragen ist, sowie alle Vorstandsmitglieder und der Vorsitzende des Aufsichtsrats mit dem Familiennamen und mindestens einem ausgeschriebenen Vornamen angegeben werden. Der Vorsitzende des Vorstands ist als solcher zu bezeichnen. Werden Angaben über das Kapital der Gesellschaft gemacht, so müssen in jedem Falle das Grundkapital sowie, wenn auf die Aktien der Ausgabebetrag nicht vollständig eingezahlt ist, der Gesamtbetrag der ausstehenden Einlagen angegeben werden.
                                  


                                  
                                    (2) Der Angaben nach Absatz 1 Satz 1 und 2 bedarf es nicht bei Mitteilungen oder Berichten, die im Rahmen einer bestehenden Geschäftsverbindung ergehen und für die üblicherweise Vordrucke verwendet werden, in denen lediglich die im Einzelfall erforderlichen besonderen Angaben eingefügt zu werden brauchen.
                                  


                                  
                                    (3) Bestellscheine gelten als Geschäftsbriefe im Sinne des Absatzes 1. Absatz 2 ist auf sie nicht anzuwenden.
                                  


                                  
                                    (4) Auf allen Geschäftsbriefen und Bestellscheinen, die von einer Zweigniederlassung einer Aktiengesellschaft mit Sitz im Ausland verwendet werden, müssen das Register, bei dem die Zweigniederlassung geführt wird, und die Nummer des Registereintrags angegeben werden; im übrigen gelten die Vorschriften der Absätze 1 bis 3 für die Angaben bezüglich der Haupt- und der Zweigniederlassung, soweit nicht das ausländische Recht Abweichungen nötig macht. Befindet sich die ausländische Gesellschaft in Abwicklung, so sind auch diese Tatsache sowie alle Abwickler anzugeben.
                                  


                                  
                                    


                                    
                                      § 81 Änderung des Vorstands und der Vertretungsbefugnis seiner Mitglieder (1) Jede Änderung des Vorstands oder der Vertretungsbefugnis eines Vorstandsmitglieds hat der Vorstand zur Eintragung in das Handelsregister anzumelden.
                                    


                                    
                                      (2) Der Anmeldung sind die Urkunden über die Änderung in Urschrift oder öffentlich beglaubigter Abschrift beizufügen.
                                    


                                    
                                      (3) Die neuen Vorstandsmitglieder haben in der Anmeldung zu versichern, daß keine Umstände vorliegen, die ihrer Bestellung nach § 76 Abs. 3 Satz 2 Nr. 2 und 3 sowie Satz 3 entgegenstehen, und daß sie über ihre unbeschränkte Auskunftspflicht gegenüber dem Gericht belehrt worden sind. § 37 Abs. 2 Satz 2 ist anzuwenden.
                                    


                                    
                                      (4) (weggefallen)
                                    


                                    
                                      


                                      
                                        § 82 Beschränkungen der Vertretungs- und Geschäftsführungsbefugnis (1) Die Vertretungsbefugnis des Vorstands kann nicht beschränkt werden.
                                      


                                      
                                        (2) Im Verhältnis der Vorstandsmitglieder zur Gesellschaft sind diese verpflichtet, die Beschränkungen einzuhalten, die im Rahmen der Vorschriften über die Aktiengesellschaft die Satzung, der Aufsichtsrat, die Hauptversammlung und die Geschäftsordnungen des Vorstands und des Aufsichtsrats für die Geschäftsführungsbefugnis getroffen haben.
                                      


                                      
                                        


                                        
                                          § 83 Vorbereitung und Ausführung von Hauptversammlungsbeschlüssen (1) Der Vorstand ist auf Verlangen der Hauptversammlung verpflichtet, Maßnahmen, die in die Zuständigkeit der Hauptversammlung fallen, vorzubereiten. Das gleiche gilt für die Vorbereitung und den Abschluß von Verträgen, die nur mit Zustimmung der Hauptversammlung wirksam werden. Der Beschluß der Hauptversammlung bedarf der Mehrheiten, die für die Maßnahmen oder für die Zustimmung zu dem Vertrag erforderlich sind.
                                        


                                        
                                          (2) Der Vorstand ist verpflichtet, die von der Hauptversammlung im Rahmen ihrer Zuständigkeit beschlossenen Maßnahmen auszuführen.
                                        


                                        
                                          


                                          
                                            § 84 Bestellung und Abberufung des Vorstands (1) Vorstandsmitglieder bestellt der Aufsichtsrat auf höchstens fünf Jahre. Eine wiederholte Bestellung oder Verlängerung der Amtszeit, jeweils für höchstens fünf Jahre, ist zulässig. Sie bedarf eines erneuten Aufsichtsratsbeschlusses, der frühestens ein Jahr vor Ablauf der bisherigen Amtszeit gefaßt werden kann. Nur bei einer Bestellung auf weniger als fünf Jahre kann eine Verlängerung der Amtszeit ohne neuen Aufsichtsratsbeschluß vorgesehen werden, sofern dadurch die gesamte Amtszeit nicht mehr als fünf Jahre beträgt. Dies gilt sinngemäß für den Anstellungsvertrag; er kann jedoch vorsehen, daß er für den Fall einer Verlängerung der Amtszeit bis zu deren Ablauf weitergilt.
                                          


                                          
                                            (2) Werden mehrere Personen zu Vorstandsmitgliedern bestellt, so kann der Aufsichtsrat ein Mitglied zum Vorsitzenden des Vorstands er­nen­nen.
                                          


                                          
                                            (3) Der Aufsichtsrat kann die Bestellung zum Vorstandsmitglied und die Ernennung zum Vorsitzenden des Vorstands widerrufen, wenn ein wichtiger Grund vorliegt. Ein solcher Grund ist namentlich grobe Pflichtverletzung, Unfähigkeit zur ordnungsmäßigen Geschäftsführung oder Vertrauensentzug durch die Hauptversammlung, es sei denn, daß das Vertrauen aus offenbar unsachlichen Gründen entzogen worden ist. Dies gilt auch für den vom ersten Aufsichtsrat bestellten Vorstand. Der Widerruf ist wirksam, bis seine Unwirksamkeit rechtskräftig festgestellt ist. Für die Ansprüche aus dem Anstellungsvertrag gelten die allgemeinen Vorschriften.
                                          


                                          
                                            (4) Die Vorschriften des Gesetzes über die Mitbestimmung der Arbeitnehmer in den Aufsichtsräten und Vorständen der Unternehmen des Bergbaus und der Eisen und Stahl erzeugenden Industrie vom 21. Mai 1951 (Bundesgesetzbl. I S. 347) – Montan-Mitbestimmungsgesetz – über die besonderen Mehrheitserfordernisse für einen Aufsichtsratsbeschluß über die Bestellung eines Arbeitsdirektors oder den Widerruf seiner Bestellung bleiben unberührt.
                                          


                                          
                                            


                                            
                                              § 85 Bestellung durch das Gericht (1) Fehlt ein erforderliches Vorstandsmitglied, so hat in dringenden Fällen das Gericht auf Antrag eines Beteiligten das Mitglied zu bestellen. Gegen die Entscheidung ist die Beschwerde zulässig.
                                            


                                            
                                              (2) Das Amt des gerichtlich bestellten Vorstandsmitglieds erlischt in jedem Fall, sobald der Mangel behoben ist.
                                            


                                            
                                              (3) Das gerichtlich bestellte Vorstandsmitglied hat Anspruch auf Ersatz angemessener barer Auslagen und auf Vergütung für seine Tätigkeit. Einigen sich das gerichtlich bestellte Vorstandsmitglied und die Gesellschaft nicht, so setzt das Gericht die Auslagen und die Vergütung fest. Gegen die Entscheidung ist die Beschwerde zulässig; die Rechtsbeschwerde ist ausgeschlossen. Aus der rechtskräftigen Entscheidung findet die Zwangsvollstreckung nach der Zivilprozeßordnung statt.
                                            


                                            
                                              


                                              
                                                § 86 (weggefallen)
                                              


                                              
                                                


                                                
                                                  § 87 Grundsätze für die Bezüge der Vorstandsmitglieder (1) Der Aufsichtsrat hat bei der Festsetzung der Gesamtbezüge des einzelnen Vorstandsmitglieds (Gehalt, Gewinnbeteiligungen, Aufwandsentschädigungen, Versicherungsentgelte, Provisionen, anreizorientierte Vergütungszusagen wie zum Beispiel Aktienbezugsrechte und Nebenleistungen jeder Art) dafür zu sorgen, dass diese in einem angemessenen Verhältnis zu den Aufgaben und Leistungen des Vorstandsmitglieds sowie zur Lage der Gesellschaft stehen und die übliche Vergütung nicht ohne besondere Gründe übersteigen. Die Vergütungsstruktur ist bei börsennotierten Gesellschaften auf eine nachhaltige Unternehmensentwicklung auszurichten. Variable Vergütungsbestandteile sollen daher eine mehrjährige Bemessungsgrundlage haben; für außerordentliche Entwicklungen soll der Aufsichtsrat eine Begrenzungsmöglichkeit vereinbaren. Satz 1 gilt sinngemäß für Ruhegehalt, Hinterbliebenenbezüge und Leistungen verwandter Art.
                                                


                                                
                                                  (2) Verschlechtert sich die Lage der Gesellschaft nach der Festsetzung so, dass die Weitergewährung der Bezüge nach Absatz 1 unbillig für die Gesellschaft wäre, so soll der Aufsichtsrat oder im Falle des § 85 Absatz 3 das Gericht auf Antrag des Aufsichtsrats die Bezüge auf die angemessene Höhe herabsetzen. Ruhegehalt, Hinterbliebenenbezüge und Leistungen verwandter Art können nur in den ersten drei Jahren nach Ausscheiden aus der Gesellschaft nach Satz 1 herabgesetzt werden. Durch eine Herabsetzung wird der Anstellungsvertrag im Übrigen nicht berührt. Das Vorstandsmitglied kann jedoch seinen Anstellungsvertrag für den Schluß des nächsten Kalendervierteljahres mit einer Kündigungsfrist von sechs Wochen kündigen.
                                                


                                                
                                                  (3) Wird über das Vermögen der Gesellschaft das Insolvenzverfahren eröffnet und kündigt der Insolvenzverwalter den Anstellungsvertrag eines Vorstandsmitglieds, so kann es Ersatz für den Schaden, der ihm durch die Aufhebung des Dienstverhältnisses entsteht, nur für zwei Jahre seit dem Ablauf des Dienstverhältnisses verlangen.
                                                


                                                
                                                  


                                                  
                                                    § 88 Wettbewerbsverbot (1) Die Vorstandsmitglieder dürfen ohne Einwilligung des Aufsichtsrats weder ein Handelsgewerbe betreiben noch im Geschäftszweig der Gesellschaft für eigene oder fremde Rechnung Geschäfte machen. Sie dürfen ohne Einwilligung auch nicht Mitglied des Vorstands oder Geschäftsführer oder persönlich haftender Gesellschafter einer anderen Handelsgesellschaft sein. Die Einwilligung des Aufsichtsrats kann nur für bestimmte Handelsgewerbe oder Handelsgesellschaften oder für bestimmte Arten von Geschäften erteilt werden.
                                                  


                                                  
                                                    (2) Verstößt ein Vorstandsmitglied gegen dieses Verbot, so kann die Gesellschaft Schadenersatz fordern. Sie kann statt dessen von dem Mitglied verlangen, daß es die für eigene Rechnung gemachten Geschäfte als für Rechnung der Gesellschaft eingegangen gelten läßt und die aus Geschäften für fremde Rechnung bezogene Vergütung herausgibt oder seinen Anspruch auf die Vergütung abtritt.
                                                  


                                                  
                                                    (3) Die Ansprüche der Gesellschaft verjähren in drei Monaten seit dem Zeitpunkt, in dem die übrigen Vorstandsmitglieder und die Aufsichtratsmitglieder von der zum Schadensersatz verpflichtenden Handlung Kenntnis erlangen oder ohne grobe Fahrlässigkeit erlangen müssten. Sie verjähren ohne Rücksicht auf diese Kenntnis oder grob fahrlässige Unkenntnis in fünf Jahren von ihrer Entstehung an.
                                                  


                                                  
                                                    


                                                    
                                                      § 89 Kreditgewährung an Vorstandsmitglieder (1) Die Gesellschaft darf ihren Vorstandsmitgliedern Kredit nur auf Grund eines Beschlusses des Aufsichtsrats gewähren. Der Beschluß kann nur für bestimmte Kreditgeschäfte oder Arten von Kreditgeschäften und nicht für länger als drei Monate im voraus gefaßt werden. Er hat die Verzinsung und Rückzahlung des Kredits zu regeln. Der Gewährung eines Kredits steht die Gestattung einer Entnahme gleich, die über die dem Vorstandsmitglied zustehenden Bezüge hinausgeht, namentlich auch die Gestattung der Entnahme von Vorschüssen auf Bezüge. Dies gilt nicht für Kredite, die ein Monatsgehalt nicht übersteigen.
                                                    


                                                    
                                                      (2) Die Gesellschaft darf ihren Prokuristen und zum gesamten Geschäftsbetrieb ermächtigten Handlungsbevollmächtigten Kredit nur mit Einwilligung des Aufsichtsrats gewähren. Eine herrschende Gesellschaft darf Kredite an gesetzliche Vertreter, Prokuristen oder zum gesamten Geschäftsbetrieb ermächtigte Handlungsbevollmächtigte eines abhängigen Unternehmens nur mit Einwilligung ihres Aufsichtsrats, eine abhängige Gesellschaft darf Kredite an gesetzliche Vertreter, Prokuristen oder zum gesamten Geschäftsbetrieb ermächtigte Handlungsbevollmächtigte des herrschenden Unternehmens nur mit Einwilligung des Aufsichtsrats des herrschenden Unternehmens gewähren. Absatz 1 Satz 2 bis 5 gilt sinngemäß.
                                                    


                                                    
                                                      (3) Absatz 2 gilt auch für Kredite an den Ehegatten, Lebenspartner oder an ein minderjähriges Kind eines Vorstandsmitglieds, eines anderen gesetzlichen Vertreters, eines Prokuristen oder eines zum gesamten Geschäftsbetrieb ermächtigten Handlungsbevollmächtigten. Er gilt ferner für Kredite an einen Dritten, der für Rechnung dieser Personen oder für Rechnung eines Vorstandsmitglieds, eines anderen gesetzlichen Vertreters, eines Prokuristen oder eines zum gesamten Geschäftsbetrieb ermächtigten Handlungsbevollmächtigten handelt.
                                                    


                                                    
                                                      (4) Ist ein Vorstandsmitglied, ein Prokurist oder ein zum gesamten Geschäftsbetrieb ermächtigter Handlungsbevollmächtigter zugleich gesetzlicher Vertreter oder Mitglied des Aufsichtsrats einer anderen juristischen Person oder Gesellschafter einer Personenhandelsgesellschaft, so darf die Gesellschaft der juristischen Person oder der Personenhandelsgesellschaft Kredit nur mit Einwilligung des Aufsichtsrats gewähren; Absatz 1 Satz 2 und 3 gilt sinngemäß. Dies gilt nicht, wenn die juristische Person oder die Personenhandelsgesellschaft mit der Gesellschaft verbunden ist oder wenn der Kredit für die Bezahlung von Waren gewährt wird, welche die Gesellschaft der juristischen Person oder der Personenhandelsgesellschaft liefert.
                                                    


                                                    
                                                      (5) Wird entgegen den Absätzen 1 bis 4 Kredit gewährt, so ist der Kredit ohne Rücksicht auf entgegenstehende Vereinbarungen sofort zurückzugewähren, wenn nicht der Aufsichtsrat nachträglich zustimmt.
                                                    


                                                    
                                                      (6) Ist die Gesellschaft ein Kreditinstitut oder Finanzdienstleistungsinstitut, auf das § 15 des Gesetzes über das Kreditwesen anzuwenden ist, gelten anstelle der Absätze 1 bis 5 die Vorschriften des Gesetzes über das Kreditwesen.
                                                    


                                                    
                                                      


                                                      
                                                        § 90 Berichte an den Aufsichtsrat (1) Der Vorstand hat dem Aufsichtsrat zu berichten über
                                                      


                                                      
                                                        	1.


                                                        	die beabsichtigte Geschäftspolitik und andere grundsätzliche Fragen der Unternehmensplanung (insbesondere die Finanz-, Investitions- und Personalplanung), wobei auf Abweichungen der tatsächlichen Entwicklung von früher berichteten Zielen unter Angabe von Gründen einzugehen ist;


                                                        	2.


                                                        	die Rentabilität der Gesellschaft, insbesondere die Rentabilität des Eigenkapitals;


                                                        	3.


                                                        	den Gang der Geschäfte, insbesondere den Umsatz, und die Lage der Gesellschaft;


                                                        	4.


                                                        	Geschäfte, die für die Rentabilität oder Liquidität der Gesellschaft von erheblicher Bedeutung sein können.

                                                      


                                                      
                                                        Ist die Gesellschaft Mutterunternehmen (§ 290 Abs. 1, 2 des Handelsgesetzbuchs), so hat der Bericht auch auf Tochterunternehmen und auf Gemeinschaftsunternehmen (§ 310 Abs. 1 des Handelsgesetzbuchs) einzugehen. Außerdem ist dem Vorsitzenden des Aufsichtsrats aus sonstigen wichtigen Anlässen zu berichten; als wichtiger Anlaß ist auch ein dem Vorstand bekanntgewor­dener geschäftlicher Vorgang bei einem verbundenen Unternehmen anzu­sehen, der auf die Lage der Gesellschaft von erheblichem Einfluß sein kann.
                                                      


                                                      
                                                        (2) Die Berichte nach Absatz 1 Satz 1 Nr. 1 bis 4 sind wie folgt zu erstatten:
                                                      


                                                      
                                                        	1.


                                                        	die Berichte nach Nummer 1 mindestens einmal jährlich, wenn nicht Änderungen der Lage oder neue Fragen eine unverzügliche Berichterstattung gebieten;


                                                        	2.


                                                        	die Berichte nach Nummer 2 in der Sitzung des Aufsichtsrats, in der über den Jahresabschluß verhandelt wird;


                                                        	3.


                                                        	die Berichte nach Nummer 3 regelmäßig, mindestens vierteljährlich;


                                                        	4.


                                                        	die Berichte nach Nummer 4 möglichst so rechtzeitig, daß der Aufsichtsrat vor Vornahme der Geschäfte Gelegenheit hat, zu ihnen Stellung zu nehmen.

                                                      


                                                      
                                                        (3) Der Aufsichtsrat kann vom Vorstand jederzeit einen Bericht verlangen über Angelegenheiten der Gesellschaft, über ihre rechtlichen und geschäftlichen Beziehungen zu verbundenen Unternehmen sowie über geschäftliche Vorgänge bei diesen Unternehmen, die auf die Lage der Gesellschaft von erheblichem Einfluß sein können. Auch ein einzelnes Mitglied kann einen Bericht, jedoch nur an den Aufsichtsrat, verlangen.
                                                      


                                                      
                                                        (4) Die Berichte haben den Grundsätzen einer gewissenhaften und getreuen Rechenschaft zu entsprechen. Sie sind möglichst rechtzeitig und, mit Ausnahme des Berichts nach Absatz 1 Satz 3, in der Regel in Textform zu erstatten.
                                                      


                                                      
                                                        (5) Jedes Aufsichtsratsmitglied hat das Recht, von den Berichten Kenntnis zu nehmen. Soweit die Berichte in Textform erstattet worden sind, sind sie auch jedem Aufsichtsratsmitglied auf Verlangen zu übermitteln, soweit der Aufsichtsrat nichts anderes beschlossen hat. Der Vorsitzende des Aufsichtsrats hat die Aufsichtsratsmitglieder über die Berichte nach Absatz 1 Satz 2 spätestens in der nächsten Aufsichtsratssitzung zu unterrichten.
                                                      


                                                      
                                                        


                                                        
                                                          § 91 Organisation; Buchführung (1) Der Vorstand hat dafür zu sorgen, daß die erforderlichen Handelsbücher geführt werden.
                                                        


                                                        
                                                          (2) Der Vorstand hat geeignete Maßnahmen zu treffen, insbesondere ein Überwachungssystem einzurichten, damit den Fortbestand der Gesellschaft gefährdende Entwicklungen früh erkannt werden.
                                                        


                                                        
                                                          


                                                          
                                                            § 92 Vorstandspflichten bei Verlust, Überschuldung oder Zahlungsunfähigkeit (1) Ergibt sich bei Aufstellung der Jahresbilanz oder einer Zwischenbilanz oder ist bei pflichtmäßigem Ermessen anzunehmen, daß ein Verlust in Höhe der Hälfte des Grundkapitals besteht, so hat der Vorstand unverzüglich die Hauptversammlung einzuberufen und ihr dies anzuzeigen.
                                                          


                                                          
                                                            (2) Nachdem die Zahlungsunfähigkeit der Gesellschaft eingetreten ist oder sich ihre Überschuldung ergeben hat, darf der Vorstand keine Zahlungen leisten. Dies gilt nicht von Zahlungen, die auch nach diesem Zeitpunkt mit der Sorgfalt eines ordentlichen und gewissenhaften Geschäftsleiters vereinbar sind. Die gleiche Verpflichtung trifft den Vorstand für Zahlungen an Aktionäre, soweit diese zur Zahlungsunfähigkeit der Gesellschaft führen mussten, es sei denn, dies war auch bei Beachtung der in § 93 Abs. 1 Satz 1 bezeichneten Sorgfalt nicht erkennbar.
                                                          


                                                          
                                                            


                                                            
                                                              § 93 Sorgfaltspflicht und Verantwortlichkeit der Vorstandsmitglieder[3] (1) Die Vorstandsmitglieder haben bei ihrer Geschäftsführung die Sorgfalt eines ordentlichen und gewissenhaften Geschäftsleiters anzuwenden. Eine Pflichtverletzung liegt nicht vor, wenn das Vorstandsmitglied bei einer unternehmerischen Entscheidung vernünftigerweise annehmen durfte, auf der Grundlage angemessener Information zum Wohle der Gesellschaft zu handeln. Über vertrauliche Angaben und Geheimnisse der Gesellschaft, namentlich Betriebs- oder Geschäftsgeheimnisse, die den Vorstandsmitgliedern durch ihre Tätigkeit im Vorstand bekanntgeworden sind, haben sie Stillschweigen zu bewahren. Die Pflicht des Satzes 3 gilt nicht gegenüber einer nach § 342 b des Handelsgesetzbuchs anerkannten Prüfstelle im Rahmen einer von dieser durchgeführten Prüfung.
                                                            


                                                            
                                                              (2) Vorstandsmitglieder, die ihre Pflichten verletzen, sind der Gesellschaft zum Ersatz des daraus entstehenden Schadens als Gesamtschuldner verpflichtet. Ist streitig, ob sie die Sorgfalt eines ordentlichen und gewissenhaften Geschäftsleiters angewandt haben, so trifft sie die Beweislast. Schließt die Gesellschaft eine Versicherung zur Absicherung eines Vorstandsmitglieds gegen Risiken aus dessen beruflicher Tätigkeit für die Gesellschaft ab, ist ein Selbstbehalt von mindestens 10 Prozent des Schadens bis mindestens zur Höhe des Eineinhalbfachen der festen jährlichen Vergütung des Vorstandsmitglieds vorzusehen.
                                                            


                                                            
                                                              (3)–(5) …
                                                            


                                                            
                                                              (6) Die Ansprüche aus diesen Vorschriften verjähren bei Gesellschaften, die zum Zeitpunkt der Pflichtverletzung börsennotiert sind, in zehn Jahren, bei anderen Gesellschaften in fünf Jahren.
                                                            


                                                            
                                                              


                                                              
                                                                § 94 Stellvertreter von Vorstandsmitgliedern Die Vorschriften für die Vorstandsmitglieder gelten auch für ihre Stellvertreter.
                                                              


                                                              
                                                                Zweiter Abschnitt – Aufsichtsrat


                                                                
                                                                  


                                                                  
                                                                    § 95 Zahl der Aufsichtsratsmitglieder Der Aufsichtsrat besteht aus drei Mitgliedern. Die Satzung kann eine bestimmte höhere Zahl festsetzen. Die Zahl muß durch drei teilbar sein. Die Höchstzahl der Aufsichtsratsmitglieder beträgt bei Gesellschaften mit einem Grundkapital
                                                                  


                                                                  
                                                                    
                                                                      
                                                                        
                                                                          
                                                                            
                                                                            
                                                                            
                                                                          

                                                                          
                                                                            
                                                                              	
                                                                                
                                                                                  bis zu
                                                                                

                                                                              

                                                                              	
                                                                                
                                                                                  1 500 000 
                                                                                

                                                                              

                                                                              	
                                                                                
                                                                                  Euro neun,
                                                                                

                                                                              
                                                                            


                                                                            
                                                                              	
                                                                                
                                                                                  von mehr als      
                                                                                

                                                                              

                                                                              	
                                                                                
                                                                                  1 500 000 
                                                                                

                                                                              

                                                                              	
                                                                                
                                                                                  Euro fünfzehn,
                                                                                

                                                                              
                                                                            


                                                                            
                                                                              	
                                                                                
                                                                                  von mehr als
                                                                                

                                                                              

                                                                              	
                                                                                
                                                                                  10000000 
                                                                                

                                                                              

                                                                              	
                                                                                
                                                                                  Euro einundzwanzig.
                                                                                

                                                                              
                                                                            

                                                                          
                                                                        

                                                                      

                                                                    

                                                                  


                                                                  
                                                                    Durch die vorstehenden Vorschriften werden hiervon abweichende Vorschriften des Gesetzes über die Mitbestimmung der Arbeitnehmer vom 4. Mai 1976 (Bundesgesetzbl. I S. 1153), des Montan-Mitbestimmungsgesetzes und des Gesetzes zur Ergänzung des Gesetzes über die Mitbestimmung der Arbeitnehmer in den Aufsichtsräten und Vorständen der Unternehmen des Bergbaus und der Eisen und Stahl erzeugenden Industrie vom 7. August 1956 (Bundesgesetzbl. I S. 707) – Mitbestimmungsergänzungsgesetz – nicht berührt.
                                                                  


                                                                  
                                                                    


                                                                    
                                                                      § 96 Zusammensetzung des Aufsichtsrats (1) Der Aufsichtsrat setzt sich zusammen
                                                                    


                                                                    
                                                                      bei Gesellschaften, für die das Mitbestimmungsgesetz gilt, aus Aufsichtsratsmitgliedern der Aktionäre und der Arbeitnehmer,
                                                                    


                                                                    
                                                                      bei Gesellschaften, für die das Montan-Mitbestimmungsgesetz gilt, aus Aufsichtsratsmitgliedern der Aktionäre und der Arbeitnehmer und aus weiteren Mitgliedern,
                                                                    


                                                                    
                                                                      bei Gesellschaften, für die die §§ 5 bis 13 des Mitbestimmungsergänzungsgesetzes gelten, aus Aufsichtsratsmitgliedern der Aktionäre und der Arbeitnehmer und aus einem weiteren Mitglied,
                                                                    


                                                                    
                                                                      bei Gesellschaften, für die das Drittelbeteiligungsgesetz gilt, aus Aufsichtsratsmitgliedern der Aktionäre und der Arbeitnehmer,
                                                                    


                                                                    
                                                                      bei Gesellschaften, für die das Gesetz über die Mitbestimmung der Arbeitnehmer bei einer grenzüberschreitenden Verschmelzung gilt, aus Aufsichtsratsmitgliedern der Aktionäre und der Arbeitnehmer,
                                                                    


                                                                    
                                                                      bei den übrigen Gesellschaften nur aus Aufsichtsratsmitgliedern der Aktionäre.
                                                                    


                                                                    
                                                                      (2) Nach anderen als den zuletzt angewandten gesetzlichen Vorschriften kann der Aufsichtsrat nur zusammengesetzt werden, wenn nach § 97 oder nach § 98 die in der Bekanntmachung des Vorstands oder in der gerichtlichen Entscheidung angegebenen gesetzlichen Vorschriften anzuwenden sind.
                                                                    


                                                                    
                                                                      


                                                                      
                                                                        § 97 Bekanntmachung über die Zusammensetzung des Aufsichtsrats (1) Ist der Vorstand der Ansicht, daß der Aufsichtsrat nicht nach den für ihn maßgebenden gesetzlichen Vorschriften zusammengesetzt ist, so hat er dies unverzüglich in den Gesellschaftsblättern und gleichzeitig durch Aushang in sämtlichen Betrieben der Gesellschaft und ihrer Konzernunternehmen bekanntzumachen. In der Bekanntmachung sind die nach Ansicht des Vorstands maßgebenden gesetzlichen Vorschriften anzugeben. Es ist darauf hinzuweisen, daß der Aufsichtsrat nach diesen Vorschriften zusammengesetzt wird, wenn nicht Antragsberechtigte nach § 98 Abs. 2 innerhalb eines Monats nach der Bekanntmachung im elektronischen Bundesanzeiger das nach § 98 Abs. 1 zuständige Gericht anrufen.
                                                                      


                                                                      
                                                                        (2) Wird das nach § 98 Abs. 1 zuständige Gericht nicht innerhalb eines Monats nach der Bekanntmachung im elektronischen Bundesanzeiger angerufen, so ist der neue Aufsichtsrat nach den in der Bekanntmachung des Vorstands angegebenen gesetzlichen Vorschriften zusammenzusetzen. Die Bestimmungen der Satzung über die Zusammensetzung des Aufsichtsrats, über die Zahl der Aufsichtsratsmitglieder sowie über die Wahl, Abberufung und Entsendung von Aufsichtsratsmitgliedern treten mit der Beendigung der ersten Hauptversammlung, die nach Ablauf der Anrufungsfrist einberufen wird, spätestens sechs Monate nach Ablauf dieser Frist insoweit außer Kraft, als sie den nunmehr anzuwendenden gesetzlichen Vorschriften widersprechen. Mit demselben Zeitpunkt erlischt das Amt der bisherigen Aufsichtratsmitglieder. Eine Hauptversammlung, die innerhalb der Frist von sechs ­Monaten stattfindet, kann an Stelle der außer Kraft tretenden Satzungsbestimmungen mit einfacher Stimmenmehrheit neue Satzungsbestimmungen beschließen.
                                                                      


                                                                      
                                                                        (3) Solange ein gerichtliches Verfahren nach §§ 98, 99 anhängig ist, kann eine Bekanntmachung über die Zusammensetzung des Aufsichtsrats nicht erfolgen.
                                                                      


                                                                      
                                                                        


                                                                        
                                                                          § 98 Gerichtliche Entscheidung über die Zusammensetzung des Aufsichtsrats (1) Ist streitig oder ungewiss, nach welchen gesetzlichen Vorschriften der Aufsichtsrat zusammenzusetzen ist, so entscheidet darüber auf Antrag ausschließlich das Landgericht, in dessen Bezirk die Gesellschaft ihren Sitz hat.
                                                                        


                                                                        
                                                                          (2) Antragsberechtigt sind
                                                                        


                                                                        
                                                                          	1.


                                                                          	der Vorstand,


                                                                          	2.


                                                                          	jedes Aufsichtsratsmitglied,


                                                                          	3.


                                                                          	jeder Aktionär,


                                                                          	4.


                                                                          	der Gesamtbetriebsrat der Gesellschaft oder, wenn in der Gesellschaft nur ein Betriebsrat besteht, der Betriebsrat,


                                                                          	5.


                                                                          	der Gesamt- oder Unternehmenssprecherausschuss der Gesellschaft oder, wenn in der Gesellschaft nur ein Sprecherausschuss besteht, der Sprecherausschuss,


                                                                          	6.


                                                                          	der Gesamtbetriebsrat eines anderen Unternehmens, dessen Arbeitnehmer nach den gesetzlichen Vorschriften, deren Anwendung streitig oder ungewiß ist, selbst oder durch Delegierte an der Wahl von Aufsichtsratsmitgliedern der Gesellschaft teilnehmen, oder, wenn in dem anderen Unternehmen nur ein Betriebsrat besteht, der Betriebsrat,


                                                                          	7.


                                                                          	der Gesamt- oder Unternehmenssprecherausschuss eines anderen Unternehmens, dessen Arbeitnehmer nach den gesetzlichen Vorschriften, deren Anwendung streitig oder ungewiss ist, selbst oder durch Delegierte an der Wahl von Aufsichtsratsmitgliedern der Gesellschaft teilnehmen, oder, wenn in dem anderen Unternehmen nur ein Sprecherausschuss besteht, der Sprecherausschuss,


                                                                          	8.


                                                                          	mindestens ein Zehntel oder einhundert der Arbeitnehmer, die nach den gesetzlichen Vorschriften, deren Anwendung streitig oder ungewiß ist, selbst oder durch Delegierte an der Wahl von Aufsichtsratsmitgliedern der Gesellschaft teilnehmen,


                                                                          	9.


                                                                          	Spitzenorganisationen der Gewerkschaften, die nach den gesetzlichen Vorschriften, deren Anwendung streitig oder ungewiß ist, ein Vorschlagsrecht hätten,


                                                                          	10.


                                                                          	Gewerkschaften, die nach den gesetzlichen Vorschriften, deren Anwendung streitig oder ungewiß ist, ein Vorschlagsrecht hätten.

                                                                        


                                                                        
                                                                          Ist die Anwendung des Mitbestimmungsgesetzes oder die Anwendung von Vorschriften des Mitbestimmungsgesetzes streitig oder ungewiß, so sind außer den nach Satz 1 Antragsberechtigten auch je ein Zehntel der wahlberechtigten in § 3 Abs. 1 Nr. 1 des Mitbestimmungsgesetzes bezeichneten Arbeitnehmer oder der wahlberechtigten leitenden Angestellten im Sinne des Mitbestimmungsgesetzes antragsberechtigt.
                                                                        


                                                                        
                                                                          (3) Die Absätze 1 und 2 gelten sinngemäß, wenn streitig ist, ob der Abschlußprüfer das nach § 3 oder § 16 des Mitbestimmungsergänzungsgesetzes maßgebliche Umsatzverhältnis richtig ermittelt hat.
                                                                        


                                                                        
                                                                          (4) Entspricht die Zusammensetzung des Aufsichtsrats nicht der gerichtlichen Entscheidung, so ist der neue Aufsichtsrat nach den in der Entscheidung angegebenen gesetzlichen Vorschriften zusammenzusetzen. § 97 Abs. 2 gilt sinngemäß mit der Maßgabe, daß die Frist von sechs Monaten mit dem Eintritt der Rechtskraft beginnt.
                                                                        


                                                                        
                                                                          


                                                                          
                                                                            § 99 Verfahren (1) Auf das Verfahren ist das Gesetz über das Verfahren in Familiensachen und in den Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit anzuwenden, soweit in den Absätzen 2 bis 5 nichts anderes bestimmt ist.
                                                                          


                                                                          
                                                                            (2) Das Landgericht hat den Antrag in den Gesellschaftsblättern bekanntzumachen. Der Vorstand und jedes Aufsichtsratsmitglied sowie die nach § 98 Abs. 2 antragsberechtigten Betriebsräte, Sprecherausschüsse, Spitzenorganisationen und Gewerkschaften sind zu hören.
                                                                          


                                                                          
                                                                            (3) Das Landgericht entscheidet durch einen mit Gründen versehenen Beschluss. Gegen die Entscheidung des Landgerichts findet die Beschwerde statt. Sie kann nur auf eine Verletzung des Rechts gestützt werden; § 72 Abs. 1 Satz 2 und § 74 Abs. 2 und 3 des Gesetzes über das Verfahren in Familiensachen und in den Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit sowie § 547 der Zivilprozessordnung gelten sinngemäß. Die Beschwerde kann nur durch die Einreichung einer von einem Rechtsanwalt unterzeichneten Beschwerdeschrift eingelegt werden. Die Landesregierung kann durch Rechtsverordnung die Entscheidung über die Beschwerde für die Bezirke mehrerer Oberlandesgerichte einem der Oberlandesgerichte oder dem Obersten Landesgericht übertragen, wenn dies der Sicherung einer einheitlichen Rechtsprechung dient. Die Landesregierung kann die Ermächtigung auf die Landesjustizverwaltung übertragen.
                                                                          


                                                                          
                                                                            (4) Das Gericht hat seine Entscheidung dem Antragsteller und der Gesellschaft zuzustellen. Es hat sie ferner ohne Gründe in den Gesellschaftsblättern bekanntzumachen. Die Beschwerde steht jedem nach § 98 Abs. 2 Antragsberechtigten zu. Die Beschwerdefrist beginnt mit der Bekanntmachung der Entscheidung im elektronischen Bundesanzeiger, für den Antragsteller und die Gesellschaft jedoch nicht vor der Zustellung der Entscheidung.
                                                                          


                                                                          
                                                                            (5) Die Entscheidung wird erst mit der Rechtskraft wirksam. Sie wirkt für und gegen alle. Der Vorstand hat die rechtskräftige Entscheidung unverzüglich zum Handelsregister einzureichen.
                                                                          


                                                                          
                                                                            (6) Die Kosten können ganz oder zum Teil dem Antragsteller auferlegt werden, wenn dies der Billigkeit entspricht. Kosten der Beteiligten werden nicht erstattet.
                                                                          


                                                                          
                                                                            


                                                                            
                                                                              § 100 Persönliche Voraussetzungen für Aufsichtsratsmitglieder (1) Mitglied des Aufsichtsrats kann nur eine natürliche, unbeschränkt geschäftsfähige Person sein. Ein Betreuter, der bei der Besorgung seiner Vermögensangelegenheiten ganz oder teilweise einem Einwilligungsvorbehalt (§ 1903 des Bürgerlichen Gesetzbuchs) unterliegt, kann nicht Mitglied des Aufsichtsrats sein.
                                                                            


                                                                            
                                                                              (2) Mitglied des Aufsichtsrats kann nicht sein, wer
                                                                            


                                                                            
                                                                              	1.


                                                                              	bereits in zehn Handelsgesellschaften, die gesetzlich einen Aufsichtsrat zu bilden haben, Aufsichtsratsmitglied ist,


                                                                              	2.


                                                                              	gesetzlicher Vertreter eines von der Gesellschaft abhängigen Unternehmens ist,


                                                                              	3.


                                                                              	gesetzlicher Vertreter einer anderen Kapitalgesellschaft ist, deren Aufsichtsrat ein Vorstandsmitglied der Gesellschaft angehört, oder


                                                                              	4.


                                                                              	in den letzten zwei Jahren Vorstandsmitglied derselben börsennotierten Gesellschaft war, es sei denn, seine Wahl erfolgt auf Vorschlag von Aktionären, die mehr als 25 Prozent der Stimmrechte an der Gesellschaft halten.

                                                                            


                                                                            
                                                                              Auf die Höchstzahl nach Satz 1 Nr. 1 sind bis zu fünf Aufsichtsratssitze nicht anzurechnen, die ein gesetzlicher Vertreter (beim Einzelkaufmann der Inhaber) des herrschenden Unternehmens eines Konzerns in zum Konzern gehörenden Handelsgesellschaften, die gesetzlich einen Aufsichtsrat zu bilden haben, innehat. Auf die Höchstzahl nach Satz 1 Nr. 1 sind Aufsichtsratsämter im Sinne der Nummer 1 doppelt anzurechnen, für die das Mitglied zum Vorsitzenden gewählt worden ist.
                                                                            


                                                                            
                                                                              (3) Die anderen persönlichen Voraussetzungen der Aufsichtsratsmitglieder der Arbeitnehmer sowie der weiteren Mitglieder bestimmen sich nach dem Mitbestimmungsgesetz, dem Montan-Mitbestimmungsgesetz, dem Mitbestimmungsergänzungsgesetz, dem Drittelbeteiligungsgesetz und dem Gesetz über die Mitbestimmung der Arbeitnehmer bei einer grenzüberschreitenden Verschmelzung.
                                                                            


                                                                            
                                                                              (4) Die Satzung kann persönliche Voraussetzungen nur für Aufsichtsratsmitglieder fordern, die von der Hauptversammlung ohne Bindung an Wahlvorschläge gewählt oder auf Grund der Satzung in den Aufsichtsrat entsandt werden.
                                                                            


                                                                            
                                                                              (5) Bei Gesellschaften im Sinn des § 264 d des Handelsgesetzbuchs muss mindestens ein unabhängiges Mitglied des Aufsichtsrats über Sachverstand auf den Gebieten Rechnungslegung oder Abschlussprüfung verfügen.
                                                                            


                                                                            
                                                                              


                                                                              
                                                                                § 101 Bestellung der Aufsichtsratsmitglieder (1) Die Mitglieder des Aufsichtsrats werden von der Hauptversammlung gewählt, soweit sie nicht in den Aufsichtsrat zu entsenden oder als Aufsichtsratsmitglieder der Arbeitnehmer nach dem Mitbestimmungsgesetz, dem Mitbestimmungsergänzungsgesetz, dem Drittelbeteiligungsgesetz oder dem Gesetz über die Mitbestimmung der Arbeitnehmer bei einer grenzüberschreitenden Verschmelzung zu wählen sind. An Wahlvorschläge ist die Hauptversammlung nur gemäß §§ 6 und 8 des Montan-Mitbestimmungsgesetzes gebunden.
                                                                              


                                                                              
                                                                                (2) Ein Recht, Mitglieder in den Aufsichtsrat zu entsenden, kann nur durch die Satzung und nur für bestimmte Aktionäre oder für die jeweiligen Inhaber bestimmter Aktien begründet werden. Inhaber bestimmter Aktien kann das Entsendungsrecht nur eingeräumt werden, wenn die Aktien auf Namen lauten und ihre Übertragung an die Zustimmung der Gesellschaft gebunden ist. Die Aktien der Entsendungsberechtigten gelten nicht als eine besondere Gattung. Die Entsendungsrechte können insgesamt höchstens für ein Drittel der sich aus dem Gesetz oder der Satzung ergebenden Zahl der Aufsichtsratsmitglieder der Aktionäre eingeräumt werden.
                                                                              


                                                                              
                                                                                (3) Stellvertreter von Aufsichtsratsmitgliedern können nicht bestellt werden. Jedoch kann für jedes Aufsichtsratsmitglied mit Ausnahme des weiteren Mitglieds, das nach dem Montan-Mitbestimmungsgesetz oder dem Mitbestimmungsergänzungsgesetz auf Vorschlag der übrigen Aufsichtsratsmitglieder gewählt wird, ein Ersatzmitglied bestellt werden, das Mitglied des Aufsichtsrats wird, wenn das Aufsichtsratsmitglied vor Ablauf seiner Amtszeit wegfällt. Das Ersatzmitglied kann nur gleichzeitig mit dem Aufsichtsratsmitglied bestellt werden. Auf seine Bestellung sowie die Nichtigkeit und Anfechtung seiner Bestellung sind die für das Aufsichtsratsmitglied geltenden Vorschriften anzuwenden.
                                                                              


                                                                              
                                                                                


                                                                                
                                                                                  § 102 Amtszeit der Aufsichtsratsmitglieder (1) Aufsichtsratsmitglieder können nicht für längere Zeit als bis zur Beendigung der Hauptversammlung bestellt werden, die über die Entlastung für das vierte Geschäftsjahr nach dem Beginn der Amtszeit beschließt. Das Geschäftsjahr, in dem die Amtszeit beginnt, wird nicht mitgerechnet.
                                                                                


                                                                                
                                                                                  (2) Das Amt des Ersatzmitglieds erlischt spätestens mit Ablauf der Amtszeit des weggefallenen Aufsichtsratsmitglieds.
                                                                                


                                                                                
                                                                                  


                                                                                  
                                                                                    § 103 Abberufung der Aufsichtsratsmitglieder (1) Aufsichtsratsmitglieder, die von der Hauptversammlung ohne Bindung an einen Wahlvorschlag gewählt worden sind, können von ihr vor Ablauf der Amtszeit abberufen werden. Der Beschluß bedarf einer Mehrheit, die mindestens drei Viertel der abgegebenen Stimmen umfaßt. Die Satzung kann eine andere Mehrheit und weitere Erfordernisse bestimmen.
                                                                                  


                                                                                  
                                                                                    (2) Ein Aufsichtsratsmitglied, das auf Grund der Satzung in den Aufsichtsrat entsandt ist, kann von dem Entsendungsberechtigten jederzeit abberufen und durch ein anderes ersetzt werden. Sind die in der Satzung bestimmten Voraussetzungen des Entsendungsrechts weggefallen, so kann die Hauptversammlung das entsandte Mitglied mit einfacher Stimmenmehrheit abberufen.
                                                                                  


                                                                                  
                                                                                    (3) Das Gericht hat auf Antrag des Aufsichtsrats ein Aufsichtsratsmitglied abzuberufen, wenn in dessen Person ein wichtiger Grund vorliegt. Der Aufsichtsrat beschließt über die Antragstellung mit einfacher Mehrheit. Ist das Aufsichtsratsmitglied auf Grund der Satzung in den Aufsichtsrat entsandt worden, so können auch Aktionäre, deren Anteile zusammen den zehnten Teil des Grundkapitals oder den anteiligen Betrag von einer Million Euro erreichen, den Antrag stellen. Gegen die Entscheidung ist die Beschwerde zulässig.
                                                                                  


                                                                                  
                                                                                    (4) Für die Abberufung der Aufsichtsratsmitglieder, die weder von der Hauptversammlung ohne Bindung an einen Wahlvorschlag gewählt worden sind noch auf Grund der Satzung in den Aufsichtsrat entsandt sind, gelten außer Absatz 3 das Mitbestimmungsgesetz, das Montan-Mitbestimmungsgesetz, das Mitbestimmungsergänzungsgesetz, das Drittelbeteiligungsgesetz, das SE-Beteiligungsgesetz und das Gesetz über die Mitbestimmung der Arbeitnehmer bei einer grenzüberschreitenden Verschmelzung.
                                                                                  


                                                                                  
                                                                                    (5) Für die Abberufung eines Ersatzmitglieds gelten die Vorschriften über die Abberufung des Aufsichtsratsmitglieds, für das es bestellt ist.
                                                                                  


                                                                                  
                                                                                    


                                                                                    
                                                                                      § 104 Bestellung durch das Gericht (1) Gehört dem Aufsichtsrat die zur Beschlußfähigkeit nötige Zahl von Mitgliedern nicht an, so hat ihn das Gericht auf Antrag des Vorstands, eines Aufsichtsratsmitglieds oder eines Aktionärs auf diese Zahl zu ergänzen. Der Vorstand ist verpflichtet, den Antrag unverzüglich zu stellen, es sei denn, daß die rechtzeitige Ergänzung vor der nächsten Aufsichtsratssitzung zu erwarten ist. Hat der Aufsichtsrat auch aus Aufsichtsratsmitgliedern der Arbeitnehmer zu bestehen, so können auch den Antrag stellen
                                                                                    


                                                                                    
                                                                                      	1.


                                                                                      	der Gesamtbetriebsrat der Gesellschaft oder, wenn in der Gesellschaft nur ein Betriebsrat besteht, der Betriebsrat, sowie, wenn die Gesellschaft herrschendes Unternehmen eines Konzerns ist, der Konzernbetriebsrat,


                                                                                      	2.


                                                                                      	der Gesamt- oder Unternehmenssprecherausschuss der Gesellschaft oder, wenn in der Gesellschaft nur ein Sprecherausschuss besteht, der Sprecherausschuss sowie, wenn die Gesellschaft herrschendes Unternehmen eines Konzerns ist, der Konzernsprecherausschuss,


                                                                                      	3.


                                                                                      	der Gesamtbetriebsrat eines anderen Unternehmens, dessen Arbeitnehmer selbst oder durch Delegierte an der Wahl teilnehmen, oder, wenn in dem anderen Unternehmen nur ein Betriebsrat besteht, der Betriebsrat,


                                                                                      	4.


                                                                                      	der Gesamt- oder Unternehmenssprecherausschuss eines anderen Unternehmens, dessen Arbeitnehmer selbst oder durch Delegierte an der Wahl teilnehmen, oder, wenn in dem anderen Unternehmen nur ein Sprecherausschuss besteht, der Sprecherausschuss,


                                                                                      	5.


                                                                                      	mindestens ein Zehntel oder einhundert der Arbeitnehmer, die selbst oder durch Delegierte an der Wahl teilnehmen,


                                                                                      	6.


                                                                                      	Spitzenorganisationen der Gewerkschaften, die das Recht haben, Aufsichtsratsmitglieder der Arbeitnehmer vorzuschlagen,


                                                                                      	7.


                                                                                      	Gewerkschaften, die das Recht haben, Aufsichtsratsmitglieder der Arbeitnehmer vorzuschlagen.

                                                                                    


                                                                                    
                                                                                      Hat der Aufsichtsrat nach dem Mitbestimmungsgesetz auch aus Aufsichtsratsmitgliedern der Arbeitnehmer zu bestehen, so sind außer den nach Satz 3 Antragsberechtigten auch je ein Zehntel der wahlberechtigten in § 3 Abs. 1 Nr. 1 des Mitbestimmungsgesetzes bezeichneten Arbeitnehmer oder der wahlberechtigten leitenden Angestellten im Sinne des Mitbestimmungsgesetzes antragsberechtigt. Gegen die Entscheidung ist die Beschwerde zulässig.
                                                                                    


                                                                                    
                                                                                      (2) Gehören dem Aufsichtsrat länger als drei Monate weniger Mitglieder als die durch Gesetz oder Satzung festgesetzte Zahl an, so hat ihn das Gericht auf Antrag auf diese Zahl zu ergänzen. In dringenden Fällen hat das Gericht auf Antrag den Aufsichtsrat auch vor Ablauf der Frist zu ergänzen. Das Antragsrecht bestimmt sich nach Absatz 1. Gegen die Entscheidung ist die Beschwerde zulässig.
                                                                                    


                                                                                    
                                                                                      (3) Absatz 2 ist auf einen Aufsichtsrat, in dem die Arbeitnehmer ein Mitbestimmungsrecht nach dem Mitbestimmungsgesetz, dem Montan-Mitbestimmungsgesetz oder dem Mitbestimmungsergänzungsgesetz haben, mit der Maßgabe anzuwenden,
                                                                                    


                                                                                    
                                                                                      	1.


                                                                                      	daß das Gericht den Aufsichtsrat hinsichtlich des weiteren Mitglieds, das nach dem Montan-Mitbestimmungsgesetz oder dem Mitbestimmungsergänzungsgesetz auf Vorschlag der übrigen Aufsichtsratsmitglieder gewählt wird, nicht ergänzen kann,


                                                                                      	2.


                                                                                      	daß es stets ein dringender Fall ist, wenn dem Aufsichtsrat, abgesehen von dem in Nummer 1 genannten weiteren Mitglied, nicht alle Mitglieder angehören, aus denen er nach Gesetz oder Satzung zu bestehen hat.

                                                                                    


                                                                                    
                                                                                      (4) Hat der Aufsichtsrat auch aus Aufsichtsratsmitgliedern der Arbeitnehmer zu bestehen, so hat das Gericht ihn so zu ergänzen, daß das für seine Zusammensetzung maßgebende zahlenmäßige Verhältnis hergestellt wird. Wenn der Aufsichtsrat zur Herstellung seiner Beschlußfähigkeit ergänzt wird, gilt dies nur, soweit die zur Beschlußfähigkeit nötige Zahl der Aufsichtsratsmitglieder die Wahrung dieses Verhältnisses möglich macht. Ist ein Aufsichtsratsmitglied zu ersetzen, das nach Gesetz oder Satzung in persönlicher Hinsicht besonderen Voraussetzungen entsprechen muß, so muß auch das vom Gericht bestellte Aufsichtsratsmitglied diesen Voraussetzungen entsprechen. Ist ein Aufsichtsratsmitglied zu ersetzen, bei dessen Wahl eine Spitzenorganisation der Gewerkschaften, eine Gewerkschaft oder die Betriebsräte ein Vorschlagsrecht hätten, so soll das Gericht Vorschläge dieser Stellen berücksichtigen, soweit nicht überwiegende Belange der Gesellschaft oder der Allgemeinheit der Bestellung des Vorgeschlagenen entgegenstehen; das gleiche gilt, wenn das Aufsichtsratsmitglied durch Delegierte zu wählen wäre, für gemeinsame Vorschläge der Betriebsräte der Unternehmen, in denen Delegierte zu wählen sind.
                                                                                    


                                                                                    
                                                                                      (5) Das Amt des gerichtlich bestellten Aufsichtsratsmitglieds erlischt in jedem Fall, sobald der Mangel behoben ist.
                                                                                    


                                                                                    
                                                                                      (6) Das gerichtlich bestellte Aufsichtsratsmitglied hat Anspruch auf Ersatz angemessener barer Auslagen und, wenn den Aufsichtsratsmitgliedern der Gesellschaft eine Vergütung gewährt wird, auf Vergütung für seine Tätigkeit. Auf Antrag des Aufsichtsratsmitglieds setzt das Gericht die Auslagen und die Vergütung fest. Gegen die Entscheidung ist die Beschwerde zulässig; die Rechtsbeschwerde ist ausgeschlossen. Aus der rechtskräftigen Entscheidung findet die Zwangsvollstreckung nach der Zivilprozeßordnung statt.
                                                                                    


                                                                                    
                                                                                      


                                                                                      
                                                                                        § 105 Unvereinbarkeit der Zugehörigkeit zum Vorstand und zum Aufsichtsrat (1) Ein Aufsichtsratsmitglied kann nicht zugleich Vorstandsmitglied, dauernd Stellvertreter von Vorstandsmitgliedern, Prokurist oder zum gesamten Geschäftsbetrieb ermächtigter Handlungsbevollmächtigter der Gesellschaft sein.
                                                                                      


                                                                                      
                                                                                        (2) Nur für einen im voraus begrenzten Zeitraum, höchstens für ein Jahr, kann der Aufsichtsrat einzelne seiner Mitglieder zu Stellvertretern von fehlenden oder verhinderten Vorstandsmitgliedern bestellen. Eine wiederholte Bestellung oder Verlängerung der Amtszeit ist zulässig, wenn dadurch die Amtszeit insgesamt ein Jahr nicht übersteigt. Während ihrer Amtszeit als Stellvertreter von Vorstandsmitgliedern können die Aufsichtsratsmitglieder keine Tätigkeit als Aufsichtsratsmitglied ausüben. Das Wettbewerbsverbot des § 88 gilt für sie nicht.
                                                                                      


                                                                                      
                                                                                        


                                                                                        
                                                                                          § 106 Bekanntmachung der Änderungen im Aufsichtsrat Der Vorstand hat bei jeder Änderung in den Personen der Aufsichtsratsmitglieder unverzüglich eine Liste der Mitglieder des Aufsichtsrats, aus welcher Name, Vorname, ausgeübter Beruf und Wohnort der Mitglieder ersichtlich ist, zum Handelsregister einzureichen; das Gericht hat nach § 10 des Handelsgesetzbuchs einen Hinweis darauf bekannt zu machen, dass die Liste zum Handelsregister eingereicht worden ist.
                                                                                        


                                                                                        
                                                                                          


                                                                                          
                                                                                            § 107 Innere Ordnung des Aufsichtsrats (1) Der Aufsichtsrat hat nach näherer Bestimmung der Satzung aus seiner Mitte einen Vorsitzenden und mindestens einen Stellvertreter zu wählen. Der Vorstand hat zum Handelsregister anzumelden, wer gewählt ist. Der Stellvertreter hat nur dann die Rechte und Pflichten des Vorsitzenden, wenn dieser verhindert ist.
                                                                                          


                                                                                          
                                                                                            (2) Über die Sitzungen des Aufsichtsrats ist eine Niederschrift anzufertigen, die der Vorsitzende zu unterzeichnen hat. In der Niederschrift sind der Ort und der Tag der Sitzung, die Teilnehmer, die Gegenstände der Tagesordnung, der wesentliche Inhalt der Verhandlungen und die Beschlüsse des Aufsichtsrats anzugeben. Ein Verstoß gegen Satz 1 oder Satz 2 macht einen Beschluß nicht unwirksam. Jedem Mitglied des Aufsichtsrats ist auf Verlangen eine Abschrift der Sitzungsniederschrift auszuhändigen.
                                                                                          


                                                                                          
                                                                                            (3) Der Aufsichtsrat kann aus seiner Mitte einen oder mehrere Ausschüsse bestellen, namentlich, um seine Verhandlungen und Beschlüsse vorzubereiten oder die Ausführung seiner Beschlüsse zu überwachen. Er kann insbesondere einen Prüfungsausschuss bestellen, der sich mit der Überwachung des Rechnungslegungsprozesses, der Wirksamkeit des internen Kontrollsystems, des Risikomanagementsystems und des internen Revisionssystems sowie der Abschlussprüfung, hier insbesondere der Unabhängigkeit des Abschlussprüfers und der vom Abschlussprüfer zusätzlich erbrachten Leistungen, befasst. Die Aufgaben nach Absatz 1 Satz 1, § 59 Abs. 3, § 77 Abs. 2 Satz 1, § 84 Abs. 1 Satz 1 und 3, Abs. 2 und Abs. 3 Satz 1, § 87 Abs. 1 und Abs. 2 Satz 1 und 2, § 111 Abs. 3, §§ 171, 314 Abs. 2 und 3 sowie Beschlüsse, daß bestimmte Arten von Geschäften nur mit Zustimmung des Aufsichtsrats vorgenommen werden dürfen, können einem Ausschuß nicht an Stelle des Aufsichtsrats zur Beschlußfassung überwiesen werden. Dem Aufsichtsrat ist regelmäßig über die Arbeit der Ausschüsse zu berichten.
                                                                                          


                                                                                          
                                                                                            (4) Richtet der Aufsichtsrat einer Gesellschaft im Sinn des § 264 d des Handelsgesetzbuchs einen Prüfungsausschuss im Sinn des Absatzes 3 Satz 2 ein, so muss mindestens ein Mitglied die Voraussetzungen des § 100 Abs. 5 erfüllen.
                                                                                          


                                                                                          
                                                                                            


                                                                                            
                                                                                              § 108 Beschlußfassung des Aufsichtsrats (1) Der Aufsichtsrat entscheidet durch Beschluß.
                                                                                            


                                                                                            
                                                                                              (2) Die Beschlußfähigkeit des Aufsichtsrats kann, soweit sie nicht gesetzlich geregelt ist, durch die Satzung bestimmt werden. Ist sie weder gesetzlich noch durch die Satzung geregelt, so ist der Aufsichtsrat nur beschlußfähig, wenn mindestens die Hälfte der Mitglieder, aus denen er nach Gesetz oder Satzung insgesamt zu bestehen hat, an der Beschlußfassung teilnimmt. In jedem Fall müssen mindestens drei Mitglieder an der Beschlußfassung teilnehmen. Der Beschlußfähigkeit steht nicht entgegen, daß dem Aufsichtsrat weniger Mitglieder als die durch Gesetz oder Satzung festgesetzte Zahl angehören, auch wenn das für seine Zusammensetzung maßgebende zahlenmäßige Verhältnis nicht gewahrt ist.
                                                                                            


                                                                                            
                                                                                              (3) Abwesende Aufsichtsratsmitglieder können dadurch an der Beschlußfassung des Aufsichtsrats und seiner Ausschüsse teilnehmen, daß sie schriftliche Stimmabgaben überreichen lassen. Die schriftlichen Stimmabgaben können durch andere Aufsichtsratsmitglieder überreicht werden. Sie können auch durch Personen, die nicht dem Aufsichtsrat angehören, übergeben werden, wenn diese nach § 109 Abs. 3 zur Teilnahme an der Sitzung berechtigt sind.
                                                                                            


                                                                                            
                                                                                              (4) Schriftliche, fernmündliche oder andere vergleichbare Formen der Beschlussfassung des Aufsichtsrats und seiner Ausschüsse sind vorbehaltlich einer näheren Regelung durch die Satzung oder eine Geschäftsordnung des Aufsichtsrats nur zulässig, wenn kein Mitglied diesem Verfahren widerspricht.
                                                                                            


                                                                                            
                                                                                              


                                                                                              
                                                                                                § 109 Teilnahme an Sitzungen des Aufsichtsrats und seiner Ausschüsse (1) An den Sitzungen des Aufsichtsrats und seiner Ausschüsse sollen Personen, die weder dem Aufsichtsrat noch dem Vorstand angehören, nicht teilnehmen. Sachverständige und Auskunftspersonen können zur Beratung über einzelne Gegenstände zugezogen werden.
                                                                                              


                                                                                              
                                                                                                (2) Aufsichtsratsmitglieder, die dem Ausschuß nicht angehören, können an den Ausschußsitzungen teilnehmen, wenn der Vorsitzende des Aufsichtsrats nichts anderes bestimmt.
                                                                                              


                                                                                              
                                                                                                (3) Die Satzung kann zulassen, daß an den Sitzungen des Aufsichtsrats und seiner Ausschüsse Personen, die dem Aufsichtsrat nicht angehören, an Stelle von verhinderten Aufsichtsratsmitgliedern teilnehmen können, wenn diese sie hierzu in Textform ermächtigt haben.
                                                                                              


                                                                                              
                                                                                                (4) Abweichende gesetzliche Vorschriften bleiben unberührt.
                                                                                              


                                                                                              
                                                                                                


                                                                                                
                                                                                                  § 110 Einberufung des Aufsichtsrats (1) Jedes Aufsichtsratsmitglied oder der Vorstand kann unter Angabe des Zwecks und der Gründe verlangen, daß der Vorsitzende des Aufsichtsrats unverzüglich den Aufsichtsrat einberuft. Die Sitzung muß binnen zwei Wochen nach der Einberufung stattfinden.
                                                                                                


                                                                                                
                                                                                                  (2) Wird dem Verlangen nicht entsprochen, so kann das Aufsichtsratsmitglied oder der Vorstand unter Mitteilung des Sachverhalts und der Angabe einer Tagesordnung selbst den Aufsichtsrat einberufen.
                                                                                                


                                                                                                
                                                                                                  (3) Der Aufsichtsrat muss zwei Sitzungen im Kalenderhalbjahr abhalten. In nichtbörsennotierten Gesellschaften kann der Aufsichtsrat beschließen, dass eine Sitzung im Kalenderhalbjahr abzuhalten ist.
                                                                                                


                                                                                                
                                                                                                  


                                                                                                  
                                                                                                    § 111 Aufgaben und Rechte des Aufsichtsrats (1) Der Aufsichtsrat hat die Geschäftsführung zu überwachen.
                                                                                                  


                                                                                                  
                                                                                                    (2) Der Aufsichtsrat kann die Bücher und Schriften der Gesellschaft sowie die Vermögensgegenstände, namentlich die Gesellschaftskasse und die Bestände an Wertpapieren und Waren, einsehen und prüfen. Er kann damit auch einzelne Mitglieder oder für bestimmte Aufgaben besondere Sachverständige beauftragen. Er erteilt dem Abschlußprüfer den Prüfungsauftrag für den Jahres- und den Konzernabschluß gemäß § 290 des Handelsgesetzbuchs.
                                                                                                  


                                                                                                  
                                                                                                    (3) Der Aufsichtsrat hat eine Hauptversammlung einzuberufen, wenn das Wohl der Gesellschaft es fordert. Für den Beschluß genügt die einfache Mehrheit.
                                                                                                  


                                                                                                  
                                                                                                    (4) Maßnahmen der Geschäftsführung können dem Aufsichtsrat nicht übertragen werden. Die Satzung oder der Aufsichtsrat hat jedoch zu bestimmen, daß bestimmte Arten von Geschäften nur mit seiner Zustimmung vorgenommen werden dürfen. Verweigert der Aufsichtsrat seine Zustimmung, so kann der Vorstand verlangen, daß die Hauptversammlung über die Zustimmung beschließt. Der Beschluß, durch den die Hauptversammlung zustimmt, bedarf einer Mehrheit, die mindestens drei Viertel der abgegebenen Stimmen umfaßt. Die Satzung kann weder eine andere Mehrheit noch weitere Erfordernisse bestimmen.
                                                                                                  


                                                                                                  
                                                                                                    (5) Die Aufsichtsratsmitglieder können ihre Aufgaben nicht durch andere wahrnehmen lassen.
                                                                                                  


                                                                                                  
                                                                                                    


                                                                                                    
                                                                                                      § 112 Vertretung der Gesellschaft gegenüber Vorstandsmitgliedern Vorstandsmitgliedern gegenüber vertritt der Aufsichtsrat die Gesellschaft gerichtlich und außergerichtlich. § 78 Abs. 2 Satz 2 gilt entsprechend.
                                                                                                    


                                                                                                    
                                                                                                      


                                                                                                      
                                                                                                        § 113 Vergütung der Aufsichtsratsmitglieder (1) Den Aufsichtsratsmitgliedern kann für ihre Tätigkeit eine Vergütung gewährt werden. Sie kann in der Satzung festgesetzt oder von der Hauptversammlung bewilligt werden. Sie soll in einem angemessenen Verhältnis zu den Aufgaben der Aufsichtsratsmitglieder und zur Lage der Gesellschaft stehen. Ist die Vergütung in der Satzung festgesetzt, so kann die Hauptversammlung eine Satzungsänderung, durch welche die Vergütung herabgesetzt wird, mit einfacher Stimmenmehrheit beschließen.
                                                                                                      


                                                                                                      
                                                                                                        (2) Den Mitgliedern des ersten Aufsichtsrats kann nur die Hauptversammlung eine Vergütung für ihre Tätigkeit bewilligen. Der Beschluß kann erst in der Hauptversammlung gefaßt werden, die über die Entlastung der Mitglieder des ersten Aufsichtsrats beschließt.
                                                                                                      


                                                                                                      
                                                                                                        (3) Wird den Aufsichtsratsmitgliedern ein Anteil am Jahresgewinn der Gesellschaft gewährt, so berechnet sich der Anteil nach dem Bilanzgewinn, vermindert um einen Betrag von mindestens vier vom Hundert der auf den geringsten Ausgabebetrag der Aktien geleisteten Einlagen. Entgegenstehende Festsetzungen sind nichtig.
                                                                                                      


                                                                                                      
                                                                                                        


                                                                                                        
                                                                                                          § 114 Verträge mit Aufsichtsratsmitgliedern (1) Verpflichtet sich ein Aufsichtsratsmitglied außerhalb seiner Tätigkeit im Aufsichtsrat durch einen Dienstvertrag, durch den ein Arbeitsverhältnis nicht begründet wird, oder durch einen Werkvertrag gegenüber der Gesellschaft zu einer Tätigkeit höherer Art, so hängt die Wirksamkeit des Vertrags von der Zustimmung des Aufsichtsrats ab.
                                                                                                        


                                                                                                        
                                                                                                          (2) Gewährt die Gesellschaft auf Grund eines solchen Vertrags dem Aufsichtsratsmitglied eine Vergütung, ohne daß der Aufsichtsrat dem Vertrag zugestimmt hat, so hat das Aufsichtsratsmitglied die Vergütung zurückzugewähren, es sei denn, daß der Aufsichtsrat den Vertrag genehmigt. Ein Anspruch des Aufsichtsratsmitglieds gegen die Gesellschaft auf Herausgabe der durch die geleistete Tätigkeit erlangten Bereicherung bleibt unberührt; der Anspruch kann jedoch nicht gegen den Rückgewähranspruch aufgerechnet werden.
                                                                                                        


                                                                                                        
                                                                                                          


                                                                                                          
                                                                                                            § 115 Kreditgewährung an Aufsichtsratsmitglieder (1) Die Gesellschaft darf ihren Aufsichtsratsmitgliedern Kredit nur mit Einwilligung des Aufsichtsrats gewähren. Eine herrschende Gesellschaft darf Kredite an Aufsichtsratsmitglieder eines abhängigen Unternehmens nur mit Einwilligung ihres Aufsichtsrats, eine abhängige Gesellschaft darf Kredite an Aufsichtsratsmitglieder des herrschenden Unternehmens nur mit Einwilligung des Aufsichtsrats des herrschenden Unternehmens gewähren. Die Einwilligung kann nur für bestimmte Kreditgeschäfte oder Arten von Kreditgeschäften und nicht für länger als drei Monate im voraus erteilt werden. Der Beschluß über die Einwilligung hat die Verzinsung und Rückzahlung des Kredits zu regeln. Betreibt das Aufsichtsratsmitglied ein Handelsgewerbe als Einzelkaufmann, so ist die Einwilligung nicht erforderlich, wenn der Kredit für die Bezahlung von Waren gewährt wird, welche die Gesellschaft seinem Handelsgeschäft liefert.
                                                                                                          


                                                                                                          
                                                                                                            (2) Absatz 1 gilt auch für Kredite an den Ehegatten, Lebenspartner oder an ein minderjähriges Kind eines Aufsichtsratsmitglieds und für Kredite an einen Dritten, der für Rechnung dieser Personen oder für Rechnung eines Aufsichtsratsmitglieds handelt.
                                                                                                          


                                                                                                          
                                                                                                            (3) Ist ein Aufsichtsratsmitglied zugleich gesetzlicher Vertreter einer anderen juristischen Person oder Gesellschafter einer Personenhandelsgesellschaft, so darf die Gesellschaft der juristischen Person oder der Personenhandelsgesellschaft Kredit nur mit Einwilligung des Aufsichtsrats gewähren; Absatz 1 Satz 3 und 4 gilt sinngemäß. Dies gilt nicht, wenn die juristische Person oder die Personenhandelsgesellschaft mit der Gesellschaft verbunden ist oder wenn der Kredit für die Bezahlung von Waren gewährt wird, welche die Gesellschaft der juristischen Person oder der Personenhandelsgesellschaft liefert.
                                                                                                          


                                                                                                          
                                                                                                            (4) Wird entgegen den Absätzen 1 bis 3 Kredit gewährt, so ist der Kredit ohne Rücksicht auf entgegenstehende Vereinbarungen sofort zurückzugewähren, wenn nicht der Aufsichtsrat nachträglich zustimmt.
                                                                                                          


                                                                                                          
                                                                                                            (5) Ist die Gesellschaft ein Kreditinstitut oder Finanzdienstleistungsinstitut, auf das § 15 des Gesetzes über das Kreditwesen anzuwenden ist, gelten anstelle der Absätze 1 bis 4 die Vorschriften des Gesetzes über das Kreditwesen.
                                                                                                          


                                                                                                          
                                                                                                            


                                                                                                            
                                                                                                              § 116 Sorgfaltspflicht und Verantwortlichkeit der Aufsichtsratsmitglieder Für die Sorgfaltspflicht und Verantwortlichkeit der Aufsichtsratsmitglieder gilt § 93 mit Ausnahme des Absatzes 2 Satz 3 über die Sorgfaltspflicht und Verantwortlichkeit der Vorstandsmitglieder sinngemäß. Die Aufsichtsratsmitglieder sind insbesondere zur Verschwiegenheit über erhaltene vertrauliche Berichte und vertrauliche Beratungen verpflichtet.
                                                                                                            


                                                                                                            
                                                                                                              …
                                                                                                            


                                                                                                            
                                                                                                              Vierter Abschnitt – Hauptversammlung


                                                                                                              
                                                                                                                


                                                                                                                
                                                                                                                  § 118 Allgemeines (1) Die Aktionäre üben ihre Rechte in den Angelegenheiten der Gesellschaft in der Hauptversammlung aus, soweit das Gesetz nichts anderes bestimmt. Die Satzung kann vorsehen oder den Vorstand dazu ermächtigen vorzusehen, dass die Aktionäre an der Hauptversammlung auch ohne Anwesenheit an deren Ort und ohne einen Bevollmächtigten teilnehmen und sämtliche oder einzelne ihrer Rechte ganz oder teilweise im Wege elektronischer Kommunikation ausüben können.
                                                                                                                


                                                                                                                
                                                                                                                  (2) Die Satzung kann vorsehen oder den Vorstand dazu ermächtigen vorzusehen, dass Aktionäre ihre Stimmen, auch ohne an der Versammlung teilzunehmen, schriftlich oder im Wege elektronischer Kommunikation abgeben dürfen (Briefwahl).
                                                                                                                


                                                                                                                
                                                                                                                  (3) Die Mitglieder des Vorstands und des Aufsichtsrats sollen an der Hauptversammlung teilnehmen. Die Satzung kann jedoch bestimmte Fälle vorsehen, in denen die Teilnahme von Mitgliedern des Aufsichtsrats im Wege der Bild- und Tonübertragung erfolgen darf.
                                                                                                                


                                                                                                                
                                                                                                                  (4) Die Satzung oder die Geschäftsordnung gemäß § 129 Abs. 1 kann vorsehen oder den Vorstand oder den Versammlungsleiter dazu ermächtigen vorzusehen, die Bild- und Tonübertragung der Versammlung zuzulassen.
                                                                                                                


                                                                                                                
                                                                                                                  


                                                                                                                  
                                                                                                                    § 119 Rechte der Hauptversammlung (1) Die Hauptversammlung beschließt in den im Gesetz und in der Satzung ausdrücklich bestimmten Fällen, namentlich über
                                                                                                                  


                                                                                                                  
                                                                                                                    	1.


                                                                                                                    	die Bestellung der Mitglieder des Aufsichtsrats, soweit sie nicht in den Aufsichtsrat zu entsenden oder als Aufsichtsratsmitglied der Arbeitnehmer nach dem Mitbestimmungsgesetz, dem Mitbestimmungsergänzungsgesetz, dem Drittelbeteiligungsgesetz oder dem Gesetz über die Mitbestimmung der Arbeitnehmer bei einer grenzüberschreitenden Verschmelzung zu wählen sind;


                                                                                                                    	2.


                                                                                                                    	die Verwendung des Bilanzgewinns;


                                                                                                                    	3.


                                                                                                                    	die Entlastung der Mitglieder des Vorstands und des Aufsichtsrats;


                                                                                                                    	4.


                                                                                                                    	die Bestellung des Abschlußprüfers;


                                                                                                                    	5.


                                                                                                                    	Satzungsänderungen;


                                                                                                                    	6.


                                                                                                                    	Maßnahmen der Kapitalbeschaffung und der Kapitalherabsetzung;


                                                                                                                    	7.


                                                                                                                    	die Bestellung von Prüfern zur Prüfung von Vorgängen bei der Gründung oder der Geschäftsführung;


                                                                                                                    	8.


                                                                                                                    	die Auflösung der Gesellschaft.

                                                                                                                  


                                                                                                                  
                                                                                                                    (2) Über Fragen der Geschäftsführung kann die Hauptversammlung nur entscheiden, wenn der Vorstand es verlangt.
                                                                                                                  


                                                                                                                  
                                                                                                                    …
                                                                                                                  


                                                                                                                  
                                                                                                                    


                                                                                                                    
                                                                                                                      § 125 Mitteilungen für die Aktionäre und an Aufsichtsratsmitglieder (1) Der Vorstand hat mindestens 21 Tage vor der Versammlung den Kreditinstituten und den Vereinigungen von Aktionären, die in der letzten Hauptversammlung Stimmrechte für Aktionäre ausgeübt oder die die Mitteilung verlangt haben, die Einberufung der Hauptversammlung mitzuteilen. Der Tag der Mitteilung ist nicht mitzurechnen. Ist die Tagesordnung nach § 122 Abs. 2 zu ändern, so ist bei börsennotierten Gesellschaften die geänderte Tagesordnung mitzuteilen. In der Mitteilung ist auf die Möglichkeiten der Ausübung des Stimmrechts durch einen Bevollmächtigten, auch durch eine Vereinigung von Aktionären, hinzuweisen. Bei börsennotierten Gesellschaften sind einem Vorschlag zur Wahl von Aufsichtsratsmitgliedern Angaben zu deren Mitgliedschaft in anderen gesetzlich zu bildenden Aufsichtsräten beizufügen; Angaben zu ihrer Mitgliedschaft in vergleichbaren in- und ausländischen Kontrollgremien von Wirtschaftsunternehmen sollen beigefügt werden.
                                                                                                                    


                                                                                                                    
                                                                                                                      (2) Die gleiche Mitteilung hat der Vorstand den Aktionären zu machen, die es verlangen oder zu Beginn des 14. Tages vor der Versammlung als Aktionär im Aktienregister der Gesellschaft eingetragen sind. Die Satzung kann die Übermittlung auf den Weg elektronischer Kommunikation beschränken.
                                                                                                                    


                                                                                                                    
                                                                                                                      (3) Jedes Aufsichtsratsmitglied kann verlangen, daß ihm der Vorstand die gleichen Mitteilungen übersendet.
                                                                                                                    


                                                                                                                    
                                                                                                                      (4) …
                                                                                                                    


                                                                                                                    
                                                                                                                      …
                                                                                                                    


                                                                                                                    
                                                                                                                      Fünfter Teil – Rechnungslegung. Gewinnverwendung


                                                                                                                      
                                                                                                                        …
                                                                                                                      


                                                                                                                      
                                                                                                                        Erster Abschnitt – Jahresabschluß und Lagebericht


                                                                                                                        
                                                                                                                          


                                                                                                                          
                                                                                                                            § 161 Erklärung zum Corporate Governance Kodex (1) Vorstand und Aufsichtsrat der börsennotierten Gesellschaft erklären jährlich, dass den vom Bundesministerium der Justiz im amtlichen Teil des elektronischen Bundesanzeigers bekannt gemachten Empfehlungen der Regierungskommission Deutscher Corporate Governance Kodex entsprochen wurde und wird oder welche Empfehlungen nicht angewendet wurden oder werden und warum nicht. Gleiches gilt für Vorstand und Aufsichtsrat einer Gesellschaft, die ausschließlich andere Wertpapiere als Aktien zum Handel an einem organisierten Markt im Sinn des § 2 Abs. 5 des Wertpapierhandelsgesetzes ausgegeben hat und deren ausgegebene Aktien auf eigene Veranlassung über ein multilaterales Handelssystem im Sinn des § 2 Abs. 3 Satz 1 Nr. 8 des Wertpapierhandelsgesetzes gehandelt werden.
                                                                                                                          


                                                                                                                          
                                                                                                                            (2) Die Erklärung ist auf der Internetseite der Gesellschaft dauerhaft öffentlich zugänglich zu machen.
                                                                                                                          


                                                                                                                          
                                                                                                                            …
                                                                                                                          


                                                                                                                          
                                                                                                                            Zweiter Abschnitt – Prüfung des Jahresabschlusses


                                                                                                                            
                                                                                                                              


                                                                                                                              
                                                                                                                                § 170 Vorlage an den Aufsichtsrat (1) Der Vorstand hat den Jahresabschluß und den Lagebericht unverzüglich nach ihrer Aufstellung dem Aufsichtsrat vorzulegen. Satz 1 gilt entsprechend für einen Einzelabschluss nach § 325 Abs. 2 a des Handelsgesetzbuchs sowie bei Mutterunternehmen (§ 290 Abs. 1, 2 des Handelsgesetzbuchs) für den Konzernabschluss und den Konzernlagebericht.
                                                                                                                              


                                                                                                                              
                                                                                                                                (2) Zugleich hat der Vorstand dem Aufsichtsrat den Vorschlag vorzulegen, den er der Hauptversammlung für die Verwendung des Bilanzgewinns machen will. Der Vorschlag ist, sofern er keine abweichende Gliederung bedingt, wie folgt zu gliedern:
                                                                                                                              


                                                                                                                              
                                                                                                                                	1.


                                                                                                                                	Verteilung an die Aktionäre …


                                                                                                                                	2.


                                                                                                                                	Einstellung in Gewinnrücklagen …


                                                                                                                                	3.


                                                                                                                                	Gewinnvortrag …


                                                                                                                                	4.


                                                                                                                                	Bilanzgewinn …

                                                                                                                              


                                                                                                                              
                                                                                                                                (3) Jedes Aufsichtsratsmitglied hat das Recht, von den Vorlagen und Prüfungsberichten Kenntnis zu nehmen. Die Vorlagen und Prüfungsberichte sind auch jedem Aufsichtsratsmitglied oder, soweit der Aufsichtsrat dies beschlossen hat, den Mitgliedern eines Ausschusses zu übermitteln.
                                                                                                                              


                                                                                                                              
                                                                                                                                


                                                                                                                                
                                                                                                                                  § 171 Prüfung durch den Aufsichtsrat (1) Der Aufsichtsrat hat den Jahresabschluß, den Lagebericht und den Vorschlag für die Verwendung des Bilanzgewinns zu prüfen, bei Mutterunternehmen (§ 290 Abs. 1, 2 des Handelsgesetzbuchs) auch den Konzernabschluß und den Konzernlagebericht. Ist der Jahresabschluss oder der Konzernabschluss durch einen Abschlussprüfer zu prüfen, so hat dieser an den Verhandlungen des Aufsichtsrats oder des Prüfungsausschusses über diese Vorlagen teilzunehmen und über die wesentlichen Ergebnisse seiner Prüfung, insbesondere wesentliche Schwächen des internen Kontroll- und des Risikomanagements bezogen auf den Rechnungslegungsprozess, zu berichten. Er informiert über Umstände, die seine Befangenheit besorgen lassen und über Leistungen, die er zusätzlich zu den Abschlussprüfungsleistungen erbracht hat.
                                                                                                                                


                                                                                                                                
                                                                                                                                  (2) Der Aufsichtsrat hat über das Ergebnis der Prüfung schriftlich an die Hauptversammlung zu berichten. In dem Bericht hat der Aufsichtsrat auch mitzuteilen, in welcher Art und in welchem Umfang er die Geschäftsführung der Gesellschaft während des Geschäftsjahrs geprüft hat; bei börsennotierten Gesellschaften hat er insbesondere anzugeben, welche Ausschüsse gebildet worden sind, sowie die Zahl seiner Sitzungen und die der Ausschüsse mitzuteilen. Ist der Jahresabschluß durch einen Abschlußprüfer zu prüfen, so hat der Aufsichtsrat ferner zu dem Ergebnis der Prüfung des Jahresabschlusses durch den Abschlußprüfer Stellung zu nehmen. Am Schluß des Berichts hat der Aufsichtsrat zu erklären, ob nach dem abschließenden Ergebnis seiner Prüfung Einwendungen zu erheben sind und ob er den vom Vorstand aufgestellten Jahresabschluß billigt. Bei Mutterunternehmen (§ 290 Abs. 1, 2 des Handelsgesetzbuchs) finden die Sätze 3 und 4 entsprechende Anwendung auf den Konzernabschluss.
                                                                                                                                


                                                                                                                                
                                                                                                                                  (3) Der Aufsichtsrat hat seinen Bericht innerhalb eines Monats, nachdem ihm die Vorlagen zugegangen sind, dem Vorstand zuzuleiten. Wird der Bericht dem Vorstand nicht innerhalb der Frist zugeleitet, hat der Vorstand dem Aufsichtsrat unverzüglich eine weitere Frist von nicht mehr als einem Monat zu setzen. Wird der Bericht dem Vorstand nicht vor Ablauf der weiteren Frist zugeleitet, gilt der Jahresabschluß als vom Aufsichtsrat nicht gebilligt; bei Mutterunternehmen (§ 290 Abs. 1, 2 des Handelsgesetzbuchs) gilt das Gleiche hinsichtlich des Konzernabschlusses.
                                                                                                                                


                                                                                                                                
                                                                                                                                  (4) Die Absätze 1 bis 3 gelten auch hinsichtlich eines Einzelabschlusses nach § 325 Abs. 2 a des Handelsgesetzbuchs. Der Vorstand darf den in Satz 1 genannten Abschluss erst nach dessen Billigung durch den Aufsichtsrat offen legen.
                                                                                                                                


                                                                                                                                
                                                                                                                                  Dritter Abschnitt – Feststellung des Jahresabschlusses. Gewinnverwendung


                                                                                                                                  
                                                                                                                                    


                                                                                                                                    
                                                                                                                                      § 172 Feststellung durch Vorstand und Aufsichtsrat Billigt der Aufsichtsrat den Jahresabschluß, so ist dieser festgestellt, sofern nicht Vorstand und Aufsichtsrat beschließen, die Feststellung des Jahresabschlusses der Hauptversammlung zu überlassen. Die Beschlüsse des Vorstands und des Aufsichtsrats sind in den Bericht des Aufsichtsrats an die Hauptversammlung aufzunehmen.
                                                                                                                                    


                                                                                                                                    
                                                                                                                                      


                                                                                                                                      
                                                                                                                                        § 173 Feststellung durch die Hauptversammlung (1) Haben Vorstand und Aufsichtsrat beschlossen, die Feststellung des Jahresabschlusses der Hauptversammlung zu überlassen, oder hat der Aufsichtsrat den Jahresabschluß nicht gebilligt, so stellt die Hauptversammlung den Jahresabschluß fest. Hat der Aufsichtsrat eines Mutterunternehmens (§ 290 Abs. 1, 2 des Handelsgesetzbuchs) den Konzernabschluss nicht gebilligt, so entscheidet die Hauptversammlung über die Billigung.
                                                                                                                                      


                                                                                                                                      
                                                                                                                                        (2) …
                                                                                                                                      


                                                                                                                                      
                                                                                                                                        (3) …
                                                                                                                                      


                                                                                                                                      
                                                                                                                                        …
                                                                                                                                      


                                                                                                                                      
                                                                                                                                        Sechster Teil – Satzungsänderung. Maßnahmen der

                                                                                                                                        Kapitalbeschaffung und Kapitalherabsetzung


                                                                                                                                        
                                                                                                                                          …
                                                                                                                                        


                                                                                                                                        
                                                                                                                                          Zweiter Abschnitt – Maßnahmen der Kapitalbeschaffung


                                                                                                                                          
                                                                                                                                            


                                                                                                                                            
                                                                                                                                              § 192 Voraussetzungen (1) Die Hauptversammlung kann eine Erhöhung des Grundkapitals beschließen, die nur so weit durchgeführt werden soll, wie von einem Umtausch- oder Bezugsrecht Gebrauch gemacht wird, das die Gesellschaft auf die neuen Aktien (Bezugsaktien) einräumt (bedingte Kapitalerhöhung).
                                                                                                                                            


                                                                                                                                            
                                                                                                                                              (2) Die bedingte Kapitalerhöhung soll nur zu folgenden Zwecken beschlossen werden:
                                                                                                                                            


                                                                                                                                            
                                                                                                                                              	1.


                                                                                                                                              	zur Gewährung von Umtausch- oder Bezugsrechten an Gläubiger von Wandelschuldverschreibungen;


                                                                                                                                              	2.


                                                                                                                                              	zur Vorbereitung des Zusammenschlusses mehrerer Unternehmen;


                                                                                                                                              	3.


                                                                                                                                              	zur Gewährung von Bezugsrechten an Arbeitnehmer und Mitglieder der Geschäftsführung der Gesellschaft oder eines verbundenen Unternehmens im Wege des Zustimmungs- oder Ermächtigungsbeschlusses.

                                                                                                                                            


                                                                                                                                            
                                                                                                                                              …
                                                                                                                                            


                                                                                                                                            
                                                                                                                                              Zweites Buch – Kommanditgesellschaft auf Aktien (§§ 278–290)


                                                                                                                                              
                                                                                                                                                


                                                                                                                                                
                                                                                                                                                  § 278 Wesen der Kommanditgesellschaft auf Aktien (1) Die Kommanditgesellschaft auf Aktien ist eine Gesellschaft mit eigener Rechtspersönlichkeit, bei der mindestens ein Gesellschafter den Gesellschaftsgläubigern unbeschränkt haftet (persönlich haftender Gesellschafter) und die übrigen an dem in Aktien zerlegten Grundkapital beteiligt sind, ohne persönlich für die Verbindlichkeiten der Gesellschaft zu haften (Kommanditaktionäre).
                                                                                                                                                


                                                                                                                                                
                                                                                                                                                  (2) Das Rechtsverhältnis der persönlich haftenden Gesellschafter untereinander und gegenüber der Gesamtheit der Kommanditaktionäre sowie gegenüber Dritten, namentlich die Befugnis der persönlich haftenden Gesellschafter zur Geschäftsführung und zur Vertretung der Gesellschaft, bestimmt sich nach den Vorschriften des Handelsgesetzbuchs über die Kommanditgesellschaft.
                                                                                                                                                


                                                                                                                                                
                                                                                                                                                  (3) Im Übrigen gelten für die Kommanditgesellschaft auf Aktien, soweit sich aus den folgenden Vorschriften oder aus dem Fehlen eines Vorstands nicht anderes ergibt, die Vorschriften des Ersten Buchs über die Aktiengesellschaft sinngemäß.
                                                                                                                                                


                                                                                                                                                
                                                                                                                                                  …
                                                                                                                                                


                                                                                                                                                
                                                                                                                                                  Drittes Buch – Verbundene Unternehmen (§§ 291–338)


                                                                                                                                                  
                                                                                                                                                    Erster Teil – Unternehmensverträge


                                                                                                                                                    
                                                                                                                                                      …
                                                                                                                                                    


                                                                                                                                                    
                                                                                                                                                      Dritter Abschnitt – Sicherung der Gesellschaft und der Gläubiger


                                                                                                                                                      
                                                                                                                                                        


                                                                                                                                                        
                                                                                                                                                          § 302 Verlustübernahme (1) Besteht ein Beherrschungs- oder ein Gewinnabführungsvertrag, so hat der andere Vertragsteil jeden während der Vertragsdauer sonst entstehenden Jahresfehlbetrag auszugleichen, soweit dieser nicht dadurch ausgeglichen wird, daß den anderen Gewinnrücklagen Beträge entnommen werden, die während der Vertragsdauer in sie eingestellt worden sind.
                                                                                                                                                        


                                                                                                                                                        
                                                                                                                                                          (2) Hat eine abhängige Gesellschaft den Betrieb ihres Unternehmens dem herrschenden Unternehmen verpachtet oder sonst überlassen, so hat das herrschende Unternehmen jeden während der Vertragsdauer sonst entstehenden Jahresfehlbetrag auszugleichen, soweit die vereinbarte Gegenleistung das angemessene Entgelt nicht erreicht.
                                                                                                                                                        


                                                                                                                                                        
                                                                                                                                                          (3) Die Gesellschaft kann auf den Anspruch auf Ausgleich erst drei Jahre nach dem Tage, an dem die Eintragung der Beendigung des Vertrags in das Handelsregister nach § 10 des Handelsgesetzbuchs bekannt gemacht worden ist, verzichten oder sich über ihn vergleichen. Dies gilt nicht, wenn der Ausgleichspflichtige zahlungsunfähig ist und sich zur Abwendung des Insolvenzverfahrens mit seinen Gläubigern vergleicht oder wenn die Ersatzpflicht in einem Insolvenzplan geregelt wird. Der Verzicht oder Vergleich wird nur wirksam, wenn die außenstehenden Aktionäre durch Sonderbeschluß zustimmen und nicht eine Minderheit, deren Anteile zusammen den zehnten Teil des bei der Beschlußfassung vertretenen Grundkapitals erreichen, zur Niederschrift Widerspruch erhebt.
                                                                                                                                                        


                                                                                                                                                        
                                                                                                                                                          (4) Die Ansprüche aus diesen Vorschriften verjähren in zehn Jahren seit dem Tag, an dem die Eintragung der Beendigung des Vertrags in das Handelsregister nach § 10 des Handelsgesetzbuchs bekannt gemacht worden ist.
                                                                                                                                                        


                                                                                                                                                        
                                                                                                                                                          …
                                                                                                                                                        


                                                                                                                                                        
                                                                                                                                                          Zweiter Teil – Leitungsmacht und Verantwortlichkeit

                                                                                                                                                          bei Abhängigkeit von Unternehmen


                                                                                                                                                          
                                                                                                                                                            Erster Abschnitt – Leitungsmacht und Verantwortlichkeit bei Bestehen

                                                                                                                                                            eines Beherrschungsvertrags


                                                                                                                                                            
                                                                                                                                                              


                                                                                                                                                              
                                                                                                                                                                § 308 Leitungsmacht (1) Besteht ein Beherrschungsvertrag, so ist das herrschende Unternehmen berechtigt, dem Vorstand der Gesellschaft hinsichtlich der Leitung der Gesellschaft Weisungen zu erteilen. Bestimmt der Vertrag nichts anderes, so können auch Weisungen erteilt werden, die für die Gesellschaft nachteilig sind, wenn sie den Belangen des herrschenden Unternehmens oder der mit ihm und der Gesellschaft konzernverbundenen Unternehmen dienen.
                                                                                                                                                              


                                                                                                                                                              
                                                                                                                                                                (2) Der Vorstand ist verpflichtet, die Weisungen des herrschenden Unternehmens zu befolgen. Er ist nicht berechtigt, die Befolgung einer Weisung zu verweigern, weil sie nach seiner Ansicht nicht den Belangen des herrschenden Unternehmens oder der mit ihm und der Gesellschaft konzernverbundenen Unternehmen dient, es sei denn, daß sie offensichtlich nicht diesen Belangen dient.
                                                                                                                                                              


                                                                                                                                                              
                                                                                                                                                                (3) Wird der Vorstand angewiesen, ein Geschäft vorzunehmen, das nur mit Zustimmung des Aufsichtsrats der Gesellschaft vorgenommen werden darf, und wird diese Zustimmung nicht innerhalb einer angemessenen Frist erteilt, so hat der Vorstand dies dem herrschenden Unternehmen mitzuteilen. Wiederholt das herrschende Unternehmen nach dieser Mitteilung die Weisung, so ist die Zustimmung des Aufsichtsrats nicht mehr erforderlich; die Weisung darf, wenn das herrschende Unternehmen einen Aufsichtsrat hat, nur mit dessen Zustimmung wiederholt werden.
                                                                                                                                                              


                                                                                                                                                              
                                                                                                                                                                …
                                                                                                                                                              


                                                                                                                                                              
                                                                                                                                                                Zweiter Abschnitt – Verantwortlichkeit bei Fehlen eines Beherrschungsvertrags


                                                                                                                                                                
                                                                                                                                                                  


                                                                                                                                                                  
                                                                                                                                                                    § 317 Verantwortlichkeit des herrschenden Unternehmens und seiner gesetzlichen Vertreter (1) Veranlaßt ein herrschendes Unternehmen eine abhängige Gesellschaft, mit der kein Beherrschungsvertrag besteht, ein für sie nachteiliges Rechtsgeschäft vorzunehmen oder zu ihrem Nachteil eine Maßnahme zu treffen oder zu unterlassen, ohne daß es den Nachteil bis zum Ende des Geschäftsjahrs tatsächlich ausgleicht oder der abhängigen Gesellschaft einen Rechtsanspruch auf einen zum Ausgleich bestimmten Vorteil gewährt, so ist es der Gesellschaft zum Ersatz des ihr daraus entstehenden Schadens verpflichtet. Es ist auch den Aktionären zum Ersatz des ihnen daraus entstehenden Schadens verpflichtet, soweit sie, abgesehen von einem Schaden, der ihnen durch Schädigung der Gesellschaft zugefügt worden ist, geschädigt worden sind.
                                                                                                                                                                  


                                                                                                                                                                  
                                                                                                                                                                    (2) Die Ersatzpflicht tritt nicht ein, wenn auch ein ordentlicher und gewissenhafter Geschäftsleiter einer unabhängigen Gesellschaft das Rechtsgeschäft vorgenommen oder die Maßnahme getroffen oder unterlassen hätte.
                                                                                                                                                                  


                                                                                                                                                                  
                                                                                                                                                                    (3) Neben dem herrschenden Unternehmen haften als Gesamtschuldner die gesetzlichen Vertreter des Unternehmens, die die Gesellschaft zu dem Rechtsgeschäft oder der Maßnahme veranlaßt haben.
                                                                                                                                                                  


                                                                                                                                                                  
                                                                                                                                                                    (4) § 309 Abs. 3 bis 5 gilt sinngemäß.
                                                                                                                                                                  


                                                                                                                                                                  
                                                                                                                                                                    …
                                                                                                                                                                  


                                                                                                                                                                  
                                                                                                                                                                    Viertes Buch – Sonder-, Straf- und Schlußvorschriften (§§ 394–410)


                                                                                                                                                                    
                                                                                                                                                                      Dritter Teil – Straf- und Bußgeldvorschriften. Schlußvorschriften


                                                                                                                                                                      
                                                                                                                                                                        …
                                                                                                                                                                      


                                                                                                                                                                      
                                                                                                                                                                        


                                                                                                                                                                        
                                                                                                                                                                          § 404 Verletzung der Geheimhaltungspflicht (1) Mit Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr, bei börsennotierten Gesellschaften bis zu zwei Jahren, oder mit Geldstrafe wird bestraft, wer ein Geheimnis der Gesellschaft, namentlich ein Betriebs- oder Geschäftsgeheimnis, das ihm in seiner Eigenschaft als
                                                                                                                                                                        


                                                                                                                                                                        
                                                                                                                                                                          	1.


                                                                                                                                                                          	Mitglied des Vorstands oder des Aufsichtsrats oder Abwickler,


                                                                                                                                                                          	2.


                                                                                                                                                                          	Prüfer oder Gehilfe eines Prüfers

                                                                                                                                                                        


                                                                                                                                                                        
                                                                                                                                                                          bekanntgeworden ist, unbefugt offenbart; im Falle der Nummer 2 jedoch nur, wenn die Tat nicht in § 333 des Handelsgesetzbuches mit Strafe bedroht ist.
                                                                                                                                                                        


                                                                                                                                                                        
                                                                                                                                                                          (2) Handelt der Täter gegen Entgelt oder in der Absicht, sich oder einen anderen zu bereichern oder einen anderen zu schädigen, so ist die Strafe Freiheitsstrafe bis zu zwei Jahren, bei börsennotierten Gesellschaften bis zu drei Jahren, oder Geldstrafe. Ebenso wird bestraft, wer ein Geheimnis der in Absatz 1 bezeichneten Art, namentlich ein Betriebs- oder Geschäftsgeheimnis, das ihm unter den Voraussetzungen des Absatzes 1 bekanntgeworden ist, unbefugt verwertet.
                                                                                                                                                                        


                                                                                                                                                                        
                                                                                                                                                                          (3) Die Tat wird nur auf Antrag der Gesellschaft verfolgt. Hat ein Mitglied des Vorstands oder ein Abwickler die Tat begangen, so ist der Aufsichtsrat, hat ein Mitglied des Aufsichtsrats die Tat begangen, so sind der Vorstand oder die Abwickler antragsberechtigt.
                                                                                                                                                                        


                                                                                                                                                                        
                                                                                                                                                                          …
                                                                                                                                                                        

                                                                                                                                                                      


                                                                                                                                                                      
                                                                                                                                                                        	[1]


                                                                                                                                                                        	
                                                                                                                                                                          
                                                                                                                                                                            Entgegen der eigenverantwortlichen Leitung der Gesellschaft durch den Vorstand bei der AG ist eine GmbH gekennzeichnet durch die Abhängigkeit der Geschäftsführer von Richtlinien und Weisungen der Gesellschafterversammlung:
                                                                                                                                                                          


                                                                                                                                                                          
                                                                                                                                                                            GmbH-Gesetz:
                                                                                                                                                                          


                                                                                                                                                                          
                                                                                                                                                                            § 35 (1) Die Gesellschaft wird durch die Geschäftsführer gerichtlich und außergerichtlich vertreten. Hat eine Gesellschaft keinen Geschäftsführer (Führungslosigkeit), wird die Gesellschaft für den Fall, dass ihr gegenüber Willenserklärungen abgegeben oder Schriftstücke zugestellt werden, durch die Gesellschafter vertreten.
                                                                                                                                                                          


                                                                                                                                                                          
                                                                                                                                                                            (2) …
                                                                                                                                                                          


                                                                                                                                                                          
                                                                                                                                                                            (3) …
                                                                                                                                                                          


                                                                                                                                                                          
                                                                                                                                                                            …
                                                                                                                                                                          


                                                                                                                                                                          
                                                                                                                                                                            § 37 (1) Die Geschäftsführer sind der Gesellschaft gegenüber verpflichtet, die Beschränkungen einzuhalten, welche für den Umfang ihrer Befugnis, die Gesellschaft zu vertreten, durch den Gesellschaftsvertrag oder, soweit dieser nicht ein anderes bestimmt, durch die Beschlüsse der Gesellschafter festgesetzt sind.
                                                                                                                                                                          


                                                                                                                                                                          
                                                                                                                                                                            (2) …
                                                                                                                                                                          


                                                                                                                                                                          
                                                                                                                                                                            …
                                                                                                                                                                          


                                                                                                                                                                          
                                                                                                                                                                            § 45 (1) Die Rechte, welche den Gesellschaftern in den Angelegenheiten der Gesellschaft, insbesondere in bezug auf die Führung der Geschäfte zustehen, sowie die Ausübung derselben bestimmen sich, soweit nicht gesetzliche Vorschriften entgegenstehen, nach dem Gesellschaftsvertrag.
                                                                                                                                                                          


                                                                                                                                                                          
                                                                                                                                                                            (2) …
                                                                                                                                                                          

                                                                                                                                                                        


                                                                                                                                                                        	[2]


                                                                                                                                                                        	
                                                                                                                                                                          
                                                                                                                                                                            Vgl. § 13 Montan-Mitbestimmungsgesetz und § 13 Mitbestimmungsergänzungsgesetz.
                                                                                                                                                                          

                                                                                                                                                                        


                                                                                                                                                                        	[3]


                                                                                                                                                                        	
                                                                                                                                                                          
                                                                                                                                                                            Zu einer besonderen Ausformulierung von Verhaltenspflichten von Organmitgliedern – aber auch anderen Insidern (vgl. Einl. II 2) – siehe das Wertpapierhandelsgesetz vom 25. 7. 1994 (BGBl. I 1749), zuletzt geändert durch Gesetz vom 28. 8. 2013 (BGBl. I 3395):
                                                                                                                                                                          


                                                                                                                                                                          
                                                                                                                                                                            …
                                                                                                                                                                          


                                                                                                                                                                          
                                                                                                                                                                            § 2 Begriffsbestimmungen (1) Wertpapiere im Sinne dieses Gesetzes sind, auch wenn keine Urkunden über sie ausgestellt sind, alle Gattungen von übertragbaren Wertpapieren mit Ausnahme von Zahlungsinstrumenten, die ihrer Art nach auf den Finanzmärkten handelbar sind, insbesondere
                                                                                                                                                                          


                                                                                                                                                                          
                                                                                                                                                                            	1.


                                                                                                                                                                            	Aktien,


                                                                                                                                                                            	2.


                                                                                                                                                                            	andere Anteile an in- oder ausländischen juristischen Personen, Personengesellschaften und sonstigen Unternehmen, soweit sie Aktien vergleichbar sind, sowie Zertifikate, die Aktien vertreten,


                                                                                                                                                                            	3.


                                                                                                                                                                            	Schuldtitel,

                                                                                                                                                                          


                                                                                                                                                                          
                                                                                                                                                                            a) insbesondere Genussscheine und Inhaberschuldverschreibungen und Orderschuldverschreibungen sowie Zertifikate, die Schuldtitel vertreten,
                                                                                                                                                                          


                                                                                                                                                                          
                                                                                                                                                                            b) sonstige Wertpapiere, die zum Erwerb oder zur Veräußerung von Wertpapieren nach den Nummern 1 und 2 berechtigen oder zu einer Barzahlung führen, die in Abhängigkeit von Wertpapieren, von Währungen, Zinssätzen oder anderen Erträgen, von Waren, Indices oder Messgrößen bestimmt wird.
                                                                                                                                                                          


                                                                                                                                                                          
                                                                                                                                                                            …
                                                                                                                                                                          


                                                                                                                                                                          
                                                                                                                                                                            § 12 Insiderpapiere Insiderpapiere sind Finanzinstrumente,
                                                                                                                                                                          


                                                                                                                                                                          
                                                                                                                                                                            	1.


                                                                                                                                                                            	die an einer inländischen Börse zum Handel zugelassen oder in den regulierten Markt oder in den Freiverkehr einbezogen sind,


                                                                                                                                                                            	2.


                                                                                                                                                                            	die in einem anderen Mitgliedstaat der Europäischen Union oder einem anderen Vertragsstaat des Abkommens über den Europäischen Wirtschaftsraum zum Handel an einem organisierten Markt zugelassen sind oder


                                                                                                                                                                            	3.


                                                                                                                                                                            	deren Preis unmittelbar oder mittelbar von Finanzinstrumenten nach Nummer 1 oder Nummer 2 abhängt.Der Zulassung zum Handel an einem organisierten Markt oder der Einbeziehung in den regulierten Markt oder in den Freiverkehr steht gleich, wenn der Antrag auf Zulassung oder Einbeziehung gestellt oder öffentlich angekündigt ist.

                                                                                                                                                                          


                                                                                                                                                                          
                                                                                                                                                                            § 13 Insiderinformation (1) Eine Insiderinformation ist eine konkrete Information über nicht öffentlich bekannte Umstände, die sich auf einen oder mehrere Emittenten von Insiderpapieren oder auf die Insiderpapiere selbst beziehen und die geeignet sind, im Falle ihres öffentlichen Bekanntwerdens den Börsen- oder Marktpreis der Insiderpapiere erheblich zu beeinflussen. Eine solche Eignung ist gegeben, wenn ein verständiger Anleger die Information bei seiner Anlageentscheidung berücksichtigen würde. Als Umstände im Sinne des Satzes 1 gelten auch solche, bei denen mit hinreichender Wahrscheinlichkeit davon ausgegangen werden kann, dass sie in Zukunft eintreten werden. Eine Insiderinformation ist insbesondere auch eine Information über nicht öffentlich bekannte Umstände im Sinne des Satzes 1, die sich
                                                                                                                                                                          


                                                                                                                                                                          
                                                                                                                                                                            	1.


                                                                                                                                                                            	auf Anträge von anderen Personen über den Kauf oder Verkauf von Finanzinstrumenten bezieht oder


                                                                                                                                                                            	2.


                                                                                                                                                                            	auf Derivate nach § 2 Abs. 2 Nr. 2 mit Bezug auf Waren bezieht und bei der Marktteilnehmer erwarten würden, dass sie diese Information die Übereinstimmung mit der zulässigen Praxis an den betreffenden Märkten erhalten würden.

                                                                                                                                                                          


                                                                                                                                                                          
                                                                                                                                                                            (2) Eine Bewertung, die ausschließlich auf Grund öffentlich bekannter Umstände erstellt wird, ist keine Insiderinformation, selbst wenn sie den Kurs von Insiderpapieren erheblich beeinflussen kann.
                                                                                                                                                                          


                                                                                                                                                                          
                                                                                                                                                                            § 14 Verbot von Insidergeschäften (1) Es ist verboten,
                                                                                                                                                                          


                                                                                                                                                                          
                                                                                                                                                                            	1.


                                                                                                                                                                            	unter Verwendung einer Insiderinformation Insiderpapiere für eigene oder fremde Rechnung oder für einen anderen zu erwerben oder zu veräußern,


                                                                                                                                                                            	2.


                                                                                                                                                                            	einem anderen eine Insiderinformation unbefugt mitzuteilen oder zugänglich zu machen,


                                                                                                                                                                            	3.


                                                                                                                                                                            	einem anderen auf der Grundlage einer Insiderinformation den Erwerb oder die Veräußerung von Insiderpapieren zu empfehlen oder einen anderen auf sonstige Weise dazu zu verleiten.

                                                                                                                                                                          


                                                                                                                                                                          
                                                                                                                                                                            (2) Der Handel mit eigenen Aktien im Rahmen von Rückkaufprogrammen und Maßnahmen zur Stabilisierung des Preises von Finanzinstrumenten stellen in keinem Fall einen Verstoß gegen das Verbot des Absatzes 1 dar, soweit diese nach Maßgabe der Vorschriften der Verordnung (EG) Nr. 2273/2003 der Kommission vom 22. Dezember 2003 zur Durchführung der Richtlinie 2003/6/EG des Europäischen Parlaments und des Rates – Ausnahmeregelungen für Rückkaufprogramme und Kursstabilisierungsmmaßnahmen (ABl. EU Nr. L 336 S. 33) erfolgen. Für Finanzinstrumente, die in den Freiverkehr oder in den regulierten Markt einbezogen sind, gelten die Vorschriften der Verordnung (EG) Nr. 2273/2003 entsprechend.
                                                                                                                                                                          


                                                                                                                                                                          
                                                                                                                                                                            …
                                                                                                                                                                          


                                                                                                                                                                          
                                                                                                                                                                            § 38 Strafvorschriften (1) Mit Freiheitsstrafe bis zu fünf Jahren oder mit Geldstrafe wird bestraft, wer
                                                                                                                                                                          


                                                                                                                                                                          
                                                                                                                                                                            	1.


                                                                                                                                                                            	entgegen § 14 Abs. 1 Nr. 1 ein Insiderpapier erwirbt oder veräußert oder


                                                                                                                                                                            	2.


                                                                                                                                                                            	a)


                                                                                                                                                                            	als Mitglied des Geschäftsführungs- oder Aufsichtsorgans oder als persönlich haftender Gesellschafter des Emittenten oder eines mit dem Emittenten verbundenen Unternehmens,


                                                                                                                                                                            	
                                                                                                                                                                              
                                                                                                                                                                                	b)


                                                                                                                                                                                	auf Grund seiner Beteiligung am Kapital des Emittenten oder eines mit dem Emittenten verbundenen Unternehmens,


                                                                                                                                                                                	c)


                                                                                                                                                                                	auf Grund seines Berufs oder seiner Tätigkeit oder seiner Aufgabe bestimmungsgemäß oder


                                                                                                                                                                                	d)


                                                                                                                                                                                	auf Grund der Vorbereitung oder Begehung einer Straftatüber eine Insiderinformation verfügt und unter Verwendung dieser Insiderinformation eine in § 39 Abs. 2 Nr. 3 oder 4 bezeichnete vorsätzliche Handlung begeht.

                                                                                                                                                                              

                                                                                                                                                                            

                                                                                                                                                                          


                                                                                                                                                                          
                                                                                                                                                                            (2) Ebenso wird bestraft, wer eine in § 39 Abs. 1 Nr. 1 oder 2 oder Abs. 2 Nr. 11 bezeichnete vorsätzliche Handlung begeht und dadurch
                                                                                                                                                                          


                                                                                                                                                                          
                                                                                                                                                                            	1.


                                                                                                                                                                            	auf den inländischen Börsen- oder Marktpreis eines Finanzinstruments, einer Ware im Sinne des § 2 Abs. 2 c, einer Emissionsberechtigung im Sinne des § 3 Abs. 4 Satz 1 des Treibhausgas-Emissionshandelsgesetzes oder eines ausländischen Zahlungsmittels im Sinne des § 51 des Börsengesetzes,


                                                                                                                                                                            	2.


                                                                                                                                                                            	auf den Preis eines Finanzinstruments an einem organisierten Markt in einem anderen Mitgliedstaat der Europäischen Union oder in einem anderen Vertragsstaat des Abkommens über den Europäischen Wirtschaftsraum oder


                                                                                                                                                                            	3.


                                                                                                                                                                            	auf den Preis einer Ware im Sinne des § 2 Abs. 2 c, einer Emissionsberechtigung im Sinne des § 3 Abs. 4 Satz 1 des Treibhaus-Emissionshandelsgesetzes oder eines ausländischen Zahlungsmittels im Sinne des § 51 des Börsengesetzes an einem mit einer inländischen Börse vergleichbaren Markt in einem anderen Mitgliedstaat der Europäischen Union oder in einem anderen Vertragsstaat des Abkommens über den Europäischen Wirtschaftsraum

                                                                                                                                                                          


                                                                                                                                                                          
                                                                                                                                                                            einwirkt.
                                                                                                                                                                          


                                                                                                                                                                          
                                                                                                                                                                            (2 a) …
                                                                                                                                                                          


                                                                                                                                                                          
                                                                                                                                                                            (3) In den Fällen der Absätze 1 und 2 a ist der Versuch strafbar.
                                                                                                                                                                          


                                                                                                                                                                          
                                                                                                                                                                            (4) Handelt der Täter in den Fällen des Absatzes 1 Nummer 1 oder des Absatzes 2 a Nummer 1 leichtfertig, so ist die Strafe Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr oder Geldstrafe.
                                                                                                                                                                          


                                                                                                                                                                          
                                                                                                                                                                            (5) Einer in Absatz 1 Nr. 1 oder 2 in Verbindung mit § 39 Abs. 2 Nr. 3 oder 4 oder in Absatz 2 in Verbindung mit § 39 Abs. 1 Nr. 1 oder 2 oder Abs. 2 Nr. 11 genannten Verbotsvorschrift steht ein entsprechendes ausländisches Verbot gleich.
                                                                                                                                                                          

                                                                                                                                                                        

                                                                                                                                                                      

                                                                                                                                                                    

                                                                                                                                                                  

                                                                                                                                                                

                                                                                                                                                              

                                                                                                                                                            

                                                                                                                                                          

                                                                                                                                                        

                                                                                                                                                      

                                                                                                                                                    

                                                                                                                                                  

                                                                                                                                                

                                                                                                                                              

                                                                                                                                            

                                                                                                                                          

                                                                                                                                        

                                                                                                                                      

                                                                                                                                    

                                                                                                                                  

                                                                                                                                

                                                                                                                              

                                                                                                                            

                                                                                                                          

                                                                                                                        

                                                                                                                      

                                                                                                                    

                                                                                                                  

                                                                                                                

                                                                                                              

                                                                                                            

                                                                                                          

                                                                                                        

                                                                                                      

                                                                                                    

                                                                                                  

                                                                                                

                                                                                              

                                                                                            

                                                                                          

                                                                                        

                                                                                      

                                                                                    

                                                                                  

                                                                                

                                                                              

                                                                            

                                                                          

                                                                        

                                                                      

                                                                    

                                                                  

                                                                

                                                              

                                                            

                                                          

                                                        

                                                      

                                                    

                                                  

                                                

                                              

                                            

                                          

                                        

                                      

                                    

                                  

                                

                              

                            

                          

                        

                      

                    

                  

                

              

            

          

        

      

    

  


  
    
      2. Allgemeines Gleichbehandlungsgesetz

      (AGG)

    


    


    


    
      Aktuelle Rechtsprechung des EuGH, BAG und BVerfG


      
        
          
            
              
                
                
                
                
              

              
                
                  	
                    
                      Datum
                    

                  

                  	
                    
                      Az.
                    

                  

                  	
                    
                      Fundstelle
                    

                  

                  	
                    
                      Thema
                    

                  
                

              

              
                
                  	
                    
                      12. 9. 13
                    

                  

                  	
                    
                      EuGH
                    


                    
                      C-614/11
                    

                  

                  	
                    
                      NZA 13, 1071
                    

                  

                  	
                    
                      Geschlechtsdiskriminierung bei unterschiedlichen Pensionsaltersgrenzen
                    

                  
                


                
                  	
                    
                      28. 5. 13
                    

                  

                  	
                    
                      BAG
                    


                    
                      3 AZR 635/11
                    

                  

                  	
                    
                      DB 13, 1973
                    

                  

                  	
                    
                      Mindestalter für Unverfallbarkeit der Betriebsrente
                    

                  
                


                
                  	
                    
                      25. 4. 13
                    

                  

                  	
                    
                      EuGH
                    


                    
                      C-81/12
                    

                  

                  	
                    
                      NZA 13, 891
                    

                  

                  	
                    
                      Beweislast für Diskriminierung
                    

                  
                


                
                  	
                    
                      25. 4. 13
                    

                  

                  	
                    
                      BAG
                    


                    
                      2 AZR 579/12
                    

                  

                  	
                    
                      NZA 13, 1131
                    

                  

                  	
                    
                      Kündigung wegen Kirchenaustritts
                    

                  
                


                
                  	
                    
                      23. 4. 13
                    

                  

                  	
                    
                      BAG
                    


                    
                      1 AZR 916/11
                    

                  

                  	
                    
                      NZA 13, 980
                    

                  

                  	
                    
                      Geringere Sozialplanleistungen für rentennahe Arbeitnehmer
                    

                  
                


                
                  	
                    
                      11. 4. 13
                    

                  

                  	
                    
                      EuGH
                    


                    
                      C-335/11 u.a.
                    

                  

                  	
                    
                      NZA 13, 553
                    

                  

                  	
                    
                      Behinderungsbegriff, angemessene Vorkehrungen, Krankheitskündigung
                    

                  
                


                
                  	
                    
                      26. 3. 13
                    

                  

                  	
                    
                      BAG
                    


                    
                      1 AZR 857/11
                    

                  

                  	
                    
                      DB 13, 1792
                    

                  

                  	
                    
                      Geringere Sozialplanabfindung für rentennahe Arbeitnehmer
                    

                  
                


                
                  	
                    
                      26. 3. 13
                    

                  

                  	
                    
                      BAG
                    


                    
                      1 AZR 813/11
                    

                  

                  	
                    
                      NZA 13, 921
                    

                  

                  	
                    
                      Geringere Sozialplanabfindung für rentennahe Arbeitnehmer
                    

                  
                


                
                  	
                    
                      5. 3. 13
                    

                  

                  	
                    
                      BAG
                    


                    
                      1 AZR 417/12
                    

                  

                  	
                    
                      NZA 13, 916
                    

                  

                  	
                    
                      Altersgrenze in Betriebsvereinbarung
                    

                  
                


                
                  	
                    
                      28. 2. 13
                    

                  

                  	
                    
                      EuGH
                    


                    
                      C-427/11
                    

                  

                  	
                    
                      NZA 13, 315
                    

                  

                  	
                    
                      Mittelbare Diskriminierung wegen des Geschlechts, Entgelt
                    

                  
                


                
                  	
                    
                      21. 2. 13
                    

                  

                  	
                    
                      BAG
                    


                    
                      8 AZR 180/12
                    

                  

                  	
                    
                      DB 13, 1670
                    

                  

                  	
                    
                      Nachweis Benachteiligung wegen Behinderung
                    

                  
                


                
                  	
                    
                      21. 2. 13
                    

                  

                  	
                    
                      BAG
                    


                    
                      8 AZR 68/12
                    

                  

                  	
                    
                      NZA 13, 955
                    

                  

                  	
                    
                      Entschädigung bei Entfristungsklage
                    

                  
                


                
                  	
                    
                      12. 2. 13
                    

                  

                  	
                    
                      BAG
                    


                    
                      3 AZR 100/11
                    

                  

                  	
                    
                      NZA 13, 733
                    

                  

                  	
                    
                      Mindestbetriebszugehörigkeitsdauer keine unzulässige Diskriminierung wegen Alter oder Geschlecht
                    

                  
                


                
                  	
                    
                      24. 1. 13
                    

                  

                  	
                    
                      BAG
                    


                    
                      8 AZR 188/12
                    

                  

                  	
                    
                      NZA 13, 896
                    

                  

                  	
                    
                      Nachweis einer Diskriminierung wegen Behinderung, Widerlegung des Diskriminierungsindizes
                    

                  
                


                
                  	
                    
                      24. 1. 13
                    

                  

                  	
                    
                      BAG
                    


                    
                      8 AZR 429/11
                    

                  

                  	
                    
                      NZA-RR 13, 346 (OS)
                    

                  

                  	
                    
                      Indiz für Altersdiskriminierung (»Young Professionals«)
                    

                  
                


                
                  	
                    
                      12. 12. 12
                    

                  

                  	
                    
                      BAG
                    


                    
                      10 AZR 718/11
                    

                  

                  	
                    
                      NZA 13, 577
                    

                  

                  	
                    
                      Jahressonderzahlung, Ausschlussklausel auch bei Altersgrenze
                    

                  
                


                
                  	
                    
                      11. 12. 12
                    

                  

                  	
                    
                      BAG
                    


                    
                      3 AZR 684/10
                    

                  

                  	
                    
                      NZA-RR 13, 308
                    

                  

                  	
                    
                      Diskriminierung bei Ausschluss eingetragener Lebenspartner von Hinterbliebenenversorgung
                    

                  
                


                
                  	
                    
                      11. 12. 12
                    

                  

                  	
                    
                      BAG
                    


                    
                      3 AZR 634/10
                    

                  

                  	
                    
                      NZA 13, 564
                    

                  

                  	
                    
                      Begrenzung anrechenbarer Dienstjahre und Berechnung der Unverfallbarkeit, Altersdiskriminierung
                    

                  
                


                
                  	
                    
                      6. 12. 12
                    

                  

                  	
                    
                      EuGH
                    


                    
                      C-152/11
                    

                  

                  	
                    
                      NZA 12, 1435
                    

                  

                  	
                    
                      Geringere Sozialplanleistung für rentennahe Arbeitnehmer
                    

                  
                


                
                  	
                    
                      12. 11. 12
                    

                  

                  	
                    
                      EuGH
                    


                    
                      C-385/11
                    

                  

                  	
                    
                      NZA 12, 1425
                    

                  

                  	
                    
                      Proportional längere Beitragszeiten für Rentenanspruch Teilzeitbeschäftigter mittelbare Diskriminierung wegen des Geschlechts
                    

                  
                


                
                  	
                    
                      23. 8. 12
                    

                  

                  	
                    
                      BAG
                    


                    
                      8 AZR 285/11
                    

                  

                  	
                    
                      NZA 13, 37
                    

                  

                  	
                    
                      Diskriminierung durch unterlassene Einladung zum Vorstellungsgespräch
                    

                  
                


                
                  	
                    
                      19. 7. 12
                    

                  

                  	
                    
                      BAG
                    


                    
                      2 AZR 352/11
                    

                  

                  	
                    
                      NZA 13, 86
                    

                  

                  	
                    
                      Altersgruppenbildung bei Kündigung
                    

                  
                


                
                  	
                    
                      29. 5. 12
                    

                  

                  	
                    
                      BVerfG
                    


                    
                      1 BvR 3201/11
                    

                  

                  	
                    
                      NZA 13, 164
                    

                  

                  	
                    
                      Zeitratierliche Berechnung von Betriebsrentenanwartschaften
                    

                  
                


                
                  	
                    
                      14. 1. 12
                    

                  

                  	
                    
                      BAG
                    


                    
                      8 AZR 429/11
                    

                  

                  	
                    
                      NZA 13, 498
                    

                  

                  	
                    
                      Altersdiskriminierung bei Ausschreibung für Berufsanfänger
                    

                  
                

              
            

          

        

      

    


    
      Einleitung


      


      
        I. Geschichtliche Entwicklung


        


        
          Der Schutz vor diskriminierender Behandlung im Arbeitsleben ist seit langem Gegenstand entsprechender rechtlicher Aktivitäten. Am ältesten sind die Bemühungen zur Gleichbehandlung von Frauen und Männern, insbesondere hinsichtlich der Entlohnung, auf der Grundlage des Art. 3 Abs. 2 und 3 GG. Am Beginn einer seither immer differenzierteren und tiefergreifenden Rechtsprechung stand die Entscheidung des BAG vom 15. 1. 55 (AP GG Art. 3 Nr. 4) zur Unzulässigkeit von Lohnabschlägen für Frauen. Daneben hat das Schwerbehindertenrecht (Nr. 30 IX) sich zunehmend der Diskriminierungsproblematik angenommen. Alle derartigen rechtlichen Vorkehrungen sind seit Ende 2006 im »Allgemeinen Gleichbehandlungsgesetz« (AGG) zusammengefasst (s. u. 2 und II).
        


        
          1. Gleichbehandlung von Frauen und Männern im Arbeitsleben


          


          
            Als wichtiger Motor für eine über Art. 3 GG hinausgehende Rechtspolitik zur Gleichbehandlung von Frauen und Männern im Arbeitsleben hat sich das europäische Recht erwiesen. Dort sichert Art. 157 AEUV (ursprünglich Art. 119 EWG-Vertrag) den Grundsatz der Lohngleichheit. Davon ausgehend sind Richtlinien zur Gleichstellung von Männern und Frauen im Arbeitsleben ergangen (zu nennen sind vor allem die RL vom 10. 11. 1975 »über die Anwendung des Grundsatzes des gleichen Entgelts für Männer und Frauen« (75/117/EWG) und vom 9. 2. 1976 »zur Verwirklichung des Grundsatzes der Gleichbehandlung von Männern und Frauen hinsichtlich des Zugangs zur Beschäftigung, zur Berufsbildung und zum beruflichen Aufstieg sowie in Bezug auf die Arbeitsbedingungen« (76/107/EWG; beide Richtlinien inzwischen abgelöst durch die RL 2006/54/EG).
          


          
            Auf dieser Grundlage haben der EuGH und das BAG eine Vielzahl von Entscheidungen zur Gleichbehandlung von Männern und Frauen im Arbeitsleben getroffen. Die wichtigsten Beispiele dieser für die Auslegung des AGG weiterhin relevanten Rechtsprechung sind:
          


          
            	–


            	Verbot von »Leichtlohngruppen« mit der Notwendigkeit, neben muskulären auch sensomotorische Anforderungen zu berücksichtigen (BAG, DB 88, 1657; EuGH, AiB 86, 200; zur Anwendung auf Stücklohngruppen vgl. EuGH, DB 95, 1615; zum Gesichtspunkt der vielseitigen Verwendbarkeit BAG, NZA 96, 579)


            	–


            	Unzulässigkeit von »Ehefrauenzulagen« (BAG, DB 86, 542)


            	–


            	ungleiche übertarifliche Bezahlung (BAG, NJW 93, 3091)


            	–


            	Diskriminierung beim Bewährungsaufstieg (EuGH, AP Nr. 25 zu § 23 a BAT; BAG, AuR 93, 225 mit Anm. Richter)


            	–


            	mittelbare Diskriminierung von Frauen durch Benachteiligung von Teilzeitkräften (bei tariflichen Sonderzahlungen: EuGH, NZA 99, 1151; im Bereich der betrieblichen Altersversorgung: BAG, DB 86, 2237; EuGH, NZA 86, 599; hierzu Pfarr, NZA 86, 599; BVerfG, ZIP 93, 140)


            	–


            	Diskriminierung bei der Eingruppierung (EuGH, EuZW 94, 504; zu Vergleichskriterien innerhalb einer Vergütungsordnung BAG, DB 96, 1289)


            	–


            	Verweigerung der Einstellung Schwangerer in ein befristetes Arbeitsverhältnis, auch wenn dadurch über einen wesentlichen Zeitraum des Arbeitsverhältnisses hinweg nicht gearbeitet werden kann (EuGH, NZA 01, 1241)

          


          
            Eine wichtige praktische Möglichkeit zur Herstellung von Gleichheit zwischen Männern und Frauen bieten sog. Frauenförderpläne, insbesondere auf betrieblicher Ebene (hierzu Fisahn, WSI-Mitt. 95, 22; Brumlop, GewMH 94, 458; zur Haltung der Arbeitgeber Pückler/Diergarten, Arbeitgeber 93, 993; zur Durchsetzung faktischer Gleichberechtigung im Betrieb Feldhoff, AiB 96, 445; Knapp, WSI-Mitt. 96, 350). Der EuGH hat entschieden, dass eine automatische Bevorzugung von Frauen gleicher Qualifikation gegenüber Männern bei der Einstellung in einen Bereich mit Unterrepräsentation von Frauen mit der Gleichbehandlungsrichtlinie nicht vereinbar war (EuGH, EuZW 2000, 540; NZA 95, 1095), wohl aber eine Regelung mit Öffnungsklausel zur Berücksichtigung individueller Umstände (EuGH, DB 97, 2383; vgl. Goergens, AiB 98, 124; Sachs, RdA 98, 129; Pfarr, NZA 95, 809). Das Hessische Gleichberechtigungsgesetz erhielt danach die Bestätigung als europarechtskonform (vgl. EuGH, NZA 2000, 473; hierzu Schiek, PersR 2000, 361).
          


          
            2. Umfassende Antidiskriminierungsgesetzgebung: AGG


            


            
              In den Jahren 2000 bis 2004 sind vier EG-Richtlinien zum Schutz vor Diskriminierung erlassen worden:
            


            
              	–


              	2000/43/EG gegen rassische und ethnische Diskriminierung,


              	–


              	2000/78/EG für Gleichbehandlung in Beschäftigung und Beruf,


              	–


              	2002/73/EG für Gleichberechtigung von Männern und Frauen hinsichtlich des Zugangs zur Beschäftigung, Berufsbildung und zum beruflichen Aufstieg sowie in Bezug auf die Arbeitsbedingungen und


              	–


              	2004/113/EG für Gleichbehandlung wegen des Geschlechts außerhalb der Arbeitswelt.

            


            
              Nachdem eine Umsetzung in der 15. Wahlperiode gescheitert war, legt die große Koalition einen Vorschlag vor (BR-Dr. 329/06), der in die Verabschiedung des am 18. 8. 2006 in Kraft getretenen AGG mündete (vgl. Nollert-Borasio/Perreng, AiB 06, 459, und PersR 06, 316; Annuß, BB 06, 1629; Richardi, NZA 06, 881; ausführlich zur Vorgeschichte in der 36. Aufl.). Bereits zwei Monate später wurde das Gesetz zur Behebung redaktioneller Mängel geändert (Gesetz vom 2. 12. 2006, BGBl. I 2742; hierzu Löwisch, BB 06, 2582; Bauer/Preis/Schunder, NZA 06, 1246).
            


            
              II. Wesentlicher Inhalt des Gesetzes


              


              
                1. Grundsatz und Anwendungsbereich


                


                
                  Ziel des Gesetzes ist die Verhinderung bzw. Beseitigung der wichtigsten im gesellschaftlichen Leben vorkommenden Benachteiligungen (§ 1). Dazu werden Verbote formuliert, Sanktionen angedroht und institutionelle Vorkehrungen zur Unterstützung diskriminierter Personen geschaffen (Übersicht 9). Das Gesetz vermeidet jedoch den Begriff der »Diskriminierung«, um deutlich zu machen, dass nicht jede Ungleichbehandlung unzulässig ist. Dementsprechend enthält es eine Vielzahl von Vorschriften, die Ungleichbehandlungen erlauben (u. 3).
                


                
                  Der Schwerpunkt des AGG liegt im Bereich des Arbeitsrechts. Es gibt jedoch auch einen – hier nicht abgedruckten – Abschnitt zum »Schutz vor Benachteiligungen im Zivilrechtsverkehr« (z. B. bei Mietverhältnissen, §§ 19 – 21). Im Arbeitsrecht sind alle Stadien des Arbeitsverhältnisses erfasst (zur Kündigung s. aber u. 6). Persönlich sind nicht nur Arbeitnehmer (vgl. Allg. Einführung I 7) erfasst, sondern auch arbeitnehmerähnliche Personen (Allg. Einführung a. a. O.) und Stellenbewerber sowie Personen nach Beendigung eines Arbeitsverhältnisses (§ 6). Die betriebliche Altersversorgung ist ebenfalls dem AGG unterstellt, soweit es keine betriebsrentenrechtlichen Sonderregeln gibt (vgl. § 2 Abs. 2 Satz 2 und dazu BAG, BB 08, 557). Deshalb spricht das Gesetz nicht von »Arbeitnehmern«, sondern von »Beschäftigten«. Das Benachteiligungsverbot erstreckt sich auch auf die Mitgliedschaft in Arbeitgebervereinigungen und Gewerkschaften (§ 18). Für Beamte gelten die Grundsätze des AGG entsprechend (§ 24).
                


                
                  Mit dem AGG ist ein Teil der bisherigen Vorschriften zum Diskriminierungsschutz außer Kraft getreten (§§ 611 a, 611 b, 612 Abs. 3 BGB und das Beschäftigtenschutzgesetz; s. Nr. 14 b bis zur 31. Aufl.). Die entsprechenden Vorschriften in den Mitbestimmungsgesetzen (z. B. §§ 75 BetrVG und 67 BPersVG) und im Schwerbehindertenrecht sind geblieben und an das AGG angepasst worden.
                


                
                  2. Verbotene Benachteiligungen


                  


                  
                    a) Gesetzliche Regelung


                    


                    
                      Das Gesetz verbietet die nicht gerechtfertigte Benachteiligung aus Gründen der Rasse, der ethnischen Herkunft, des Geschlechts, der Weltanschauung, einer Behinderung, des Alters oder der sexuellen Identität (§ 7 Abs. 1 i. V. mit § 1). Eine – insbesondere sexuelle – Belästigung gilt unter bestimmten Umständen als Benachteiligung (§ 3 Abs. 3 und 4, vgl. BAG, DB 2010, 618). Nicht als Benachteiligung gelten positive Maßnahmen zur Förderung bisher benachteiligter Gruppen (§ 5), die jedoch die Rechtspositionen der übrigen Beschäftigten nicht unangemessen beeinträchtigen dürfen (zur Unzulässigkeit leistungsunabhängiger Frauenquoten o. I 1). Vertragsklauseln, die eine nicht gerechtfertigte Benachteiligung enthalten bzw. herbeiführen, sind unwirksam (§ 7 Abs. 2).
                    


                    
                      Es wird zwischen unmittelbarer und mittelbarer Benachteiligung unterschieden. Eine unmittelbare Benachteiligung liegt vor, wenn Beschäftigte wegen eines in § 1 genannten Grundes schlechter behandelt werden als andere Beschäftigte (§ 3 Abs. 1). »Wegen« eines solchen Grundes wird benachteiligt, wenn dieser Grund im Rahmen eines Motivbündels mit eine Rolle gespielt und die Entscheidung beeinflusst hat. Ob tatsächlich das Merkmal vorliegt, ist nicht entscheidend, vielmehr genügt schon eine entsprechende Annahme (z. B. dass eine Behinderung vorliege, BAG, NZA 10, 383). Der Grund muss nicht unbedingt in der Person des Beschäftigten selbst liegen. So ist z. B. auch die Benachteiligung einer Arbeitnehmerin wegen der Behinderung ihres Kindes unzulässig (EuGH, NZA 08, 932 – Coleman). Die Benachteiligung setzt eine vergleichbare Lage mit den Arbeitnehmern voraus, die besser behandelt wurden. Daran soll es bei Stellenbewerbern von vornherein fehlen, wenn sie nicht objektiv für eine Stelle geeignet sind (BAG, NZA 10, 872, 874). Das ist nicht überzeugend, weil die Lage durchaus vergleichbar ist, wenn es dem Arbeitgeber gerade nicht darauf ankam, dass dem Bewerber die objektive Eignung fehlt, sondern darauf, dass er ein bestimmtes Merkmal des § 1 aufweist. Wer sich nicht ernsthaft auf eine Stelle beworben hat, sondern nur, um eine eventuelle Entschädigung wegen Diskriminierung einfordern zu können, ist nach der Rechtsprechung gar nicht benachteiligt (BAG, NZA 11, 153, 158).
                    


                    
                      Von einer mittelbaren Benachteiligung spricht man, wenn anscheinend neutrale Maßnahmen oder Vorschriften Personen wegen eines relevanten Grundes im Ergebnis in besonderer Weise schlechter stellen und dafür kein rechtfertigender Grund vorliegt (§ 3 Abs. 2). Nicht mehr zwingend erforderlich ist der Nachweis der mittelbaren Benachteiligung durch Statistiken. Vielmehr genügt der Nachweis von Benachteiligungen durch Hinweis auf hypothetische Vergleichspersonen, die, wenn es sie denn nur gäbe, anders behandelt worden wären (Däubler, ZfA 06, 479, 481 f.; Schlachter, ZESAR 06, 391, 394). Der EuGH hat als rechtfertigende Kriterien anerkannt: Flexibilität im Sinne der Anpassung an unterschiedliche Arbeitszeiten und -orte sowie die hierfür erforderliche Berufsausbildung und die Dauer der Betriebszugehörigkeit (NZA 90, 772). Ebenso ist das Dienstalter als ausschlaggebendes Kriterium beim Gehalt zur Honorierung betriebsspezifischer Erfahrungen zulässig (EuGH, NZA 06, 1205). Soll eine mittelbare Diskriminierung aus einer Statistik hergeleitet werden, müssen die Vergleichsgruppen eine hinreichende Größe aufweisen und konjunkturelle und rein zufällige Erscheinungen ausschließen (EuGH, NZA 13, 315, Rn. 45 – Kenny).
                    


                    
                      Eine Diskriminierung hängt nicht davon ab, dass es ein Opfer gibt (EuGH, NZA 08, 929 – Feryn: öffentliche Erklärung, Arbeitnehmer bestimmter Herkunft in Hinblick auf die Präferenzen der Kundschaft nicht einstellen zu wollen), so dass diejenigen, die allgemein zur Rechtskontrolle berufen sind (z. B. der Betriebsrat gem. § 80 Abs. 1 Nr. 1 BetrVG, Nr. 12), bereits im Vorfeld konkreter Rechtsverletzungen einschreiten können.
                    


                    
                      Über diese Benachteiligungen sowie Belästigungen hinaus sind auch Anweisungen zur Diskriminierung (u. 4) verboten.
                    


                    
                      b) Rechtsprechung


                      


                      
                        Während der EuGH die erleichterte Befristung für ältere Arbeitnehmer für eine unzulässige Altersdiskriminierung hielt (EuGH, NJW 05, 3695), hält er tarifvertragliche Altersgrenzen als Zwangspensionierungen jedenfalls dann für zulässig, wenn sie voraussetzen, dass der Arbeitnehmer eine Altersrente erhält. Auf die Höhe der Rente, die der betreffende Arbeitnehmer erhält, kommt es nicht an (vgl. EuGH, NZA 12, 785 – Hörnfeldt). Eine tarifliche Altersgrenze für Piloten vor Erreichen des 65. Lebensjahres ist eine unzulässige Benachteiligung wegen des Alters (EuGH, NZA 11, 1039; BAG, NZA 12, 575). Demgegenüber ist eine tarifliche Altersgrenze mit Erreichen des Rentenalters zulässig (BAG, NZA 11, 586). Nicht akzeptiert hat der EuGH (NZA 13, 1071 – Kuso) allerdings eine vertragliche Altersgrenze, die für Männer und Frauen unterschiedlich ausfällt, mit Rücksicht auf das unterschiedliche Renteneintrittsalter nach dem einschlägigen Rentenrecht. Zum Ganzen vgl. auch Einl. II 1 a zu Nr. 32. Ein tarifvertragliches Einstellungshöchstalter für Piloten hat das BAG (NZA 11, 751) nicht akzeptiert.
                      


                      
                        Der Ausschluss einer Hinterbliebenenversorgung für gleichgeschlechtliche Lebenspartner ist jedenfalls dann unzulässig, wenn die Lebenspartnerschaft nach nationalem Recht hinsichtlich der Hinterbliebenenversorgung vergleichbar wie die Ehe ausgestaltet ist (EuGH, NZA 08, 459 – Maruko). Das ist in Deutschland der Fall (BAG, NZA-RR 13, 308).
                      


                      
                        Dass das Kriterium des Lebensalters bei der Sozialauswahl nach § 1 Abs. 3 KSchG zu berücksichtigen ist, stellt keine Diskriminierung wegen des Alters dar (BAG, DB 12, 1445). Ebenso ist die Bildung von Altersgruppen bei der Sozialauswahl keine unzulässige Altersdiskriminierung (vgl. Einl. III 2 zum KSchG, Nr. 25). Desgleichen sind Staffelungen von Sozialplanleistungen nach Lebensalter oder Betriebszugehörigkeit ebenso zulässig wie deren Reduktion oder Ausschluss für rentenberechtigte Arbeitnehmer (BAG, DB 09, 849). Das hat der EuGH in einem Fall gebilligt, in dem die betroffenen Arbeitnehmer immerhin die Hälfte der regulären Sozialplanleistungen beanspruchen konnten (EuGH, NZA 12, 1435 – Odar). Daraus folgt aber nicht, dass geringere Sozialplanleistungen für rentennahe Arbeitnehmer immer die Hälfte der regulären Sozialplanansprüche umfassen müssen (BAG, NZA 13, 890, Rn. 37 ff.). Das BAG verlangt aber, dass den betreffenden Arbeitnehmern keine unangemessenen Nachteile zugefügt werden. Das Gericht hat es für angemessen gehalten, wenn durch einen pauschalierten Nettolohnausgleich für die Zwischenzeit bis zur Rente keine nennenswerten wirtschaftlichen Nachteile entstehen (BAG, NZA 13, 921, Rn. 35). Unzulässig ist es aber grundsätzlich, Sozialplanleistungen zu reduzieren im Hinblick auf die Möglichkeit, eine vorgezogene Altersrente wegen Behinderung zu erhalten (EuGH, NZA 12, 1435 – Odar). Dasselbe muss beim Abstellen auf einen vorgezogenen Renteneintritt für Frauen gelten (Zange, NZA 13, 601, 603), nicht aber für vorgezogene Altersrenten nach Arbeitslosigkeit (BAG, NJW 13, 2619).
                      


                      
                        Die Staffelung der Urlaubslänge in Abhängigkeit vom Lebensalter ist eine nicht zu rechtfertigende Ungleichbehandlung; Arbeitnehmer haben deshalb Anspruch auf eine Urlaubslänge nach der höchsten Altersstufe (BAG, NZA 12, 803). Jahressonderzahlungen, die vom Bestand des Arbeitsverhältnisses an einem bestimmten Stichtag abhängen, und damit Arbeitnehmern nicht zukommen, deren Arbeitsverhältnis wegen Erreichens der Altersgrenze endet, stellen keine Benachteiligung wegen des Alters dar (BAG, NZA 13, 577).
                      


                      
                        Die Vergütung nach Lebensaltersstufen stellt eine ungerechtfertigte Diskriminierung wegen des Alters dar. Die benachteiligten Arbeitnehmer können Vergütung nach der höchsten Lebensalterstufe verlangen (BAG, NZA 12, 161; NZA-RR 12, 100). Sofern Tarifvertragsparteien allerdings zu einem diskriminierungsfreien System übergehen, können sie eine vorübergehende Besitzstandswahrung regeln (EuGH, NZA 11, 1100 – Hennigs und Mai).
                      


                      
                        3. Berechtigung zur Ungleichbehandlung


                        


                        
                          Abgesehen von der bereits zum Benachteiligungstatbestand gehörenden Frage der Berechtigung einer mittelbaren Ungleichbehandlung legt das Gesetz für einzelne Ungleichbehandlungstatbestände Gründe fest, aus denen Ungleichbehandlungen zulässig sind. Im Falle einer Ungleichbehandlung aus mehreren Gründen, muss sich die Rechtfertigung auf alle erstrecken (§ 4).
                        


                        
                          Die Ungleichbehandlung wegen eines in § 1 genannten Grundes ist zulässig, wenn dieser wesentliche und entscheidende berufliche Anforderung ist (§ 8 Abs. 1). Das immer wieder genannte Beispiel ist etwa das Geschlecht für Schauspielerrollen. In der Rechtsprechung zum bisherigen § 611 a BGB wurde z. B. eine geschlechtsspezifische Ungleichbehandlung akzeptiert beim Verkauf von Damenbademoden (LAG Köln, NZA-RR 97, 84) oder für die Frauenreferentin einer politischen Partei (LAG Berlin, NZA 98, 312). Unzulässig ist im Allgemeinen die geschlechtsspezifische Differenzierung für die Tätigkeit als Gleichstellungsbeauftragte/r (BAG, NZA 99, 371). Je nach konkreter Tätigkeit kann das Geschlecht aber unverzichtbare Voraussetzung sein. Dann genügt es im Übrigen schon, wenn nur ein Teil der Tätigkeit (im konkreten Fall Integrationsarbeit mit zugewanderten muslimischen Frauen) nur von Angehörigen eines bestimmten Geschlechts erbracht werden kann (BAG, NZA 10, 872, 875). Ein geringeres Entgelt nur deswegen, weil wegen eines in § 1 genannten Grundes besondere Schutzvorschriften gelten (Mutterschutz oder Schwerbehindertenschutz), ist unzulässig (§ 8 Abs. 2).
                        


                        
                          Religions- und Weltanschauungsgemeinschaften dürfen ihre Beschäftigten ungleich behandeln, wenn die Religion oder Weltanschauung eine gerechtfertigte berufliche Anforderung darstellt (§ 9 Abs. 1). Das entspricht der bisherigen Rechtsprechung zur Berechtigung dieser Vereinigungen, bestimmte Glaubensanforderungen an ihr Personal zu stellen (vgl. BVerfG, DB 77, 2379; DB 78, 2175), ist allerdings mit der Richtlinie 2000/78/EG insofern unvereinbar, als diese einen gewissen Tätigkeitsbezug für die Aufstellung von Erwartungen an die Beschäftigten von Religionsgemeinschaften fordert (vgl. Deinert, EuZA 2009, 332 ff.).
                        


                        
                          Eine unterschiedliche Behandlung wegen des Alters wird in § 10 unter insgesamt 6 Aspekten gerechtfertigt.
                        


                        
                          4. Pflichten und Maßnahmen des Arbeitgebers


                          


                          
                            Arbeitgeber werden durch das Gesetz in mehrfacher Hinsicht in die Pflicht genommen. Von ihnen selbst herbeigeführten Benachteiligungen gelten als Vertragsverletzung (§ 7 Abs. 3). Die Weisung an Beschäftigte zu einer Benachteiligung anderer Beschäftigter wird dem Anweisenden als eigene Benachteiligung zugerechnet (§ 3 Abs. 5). Der Arbeitgeber muss seine Arbeitnehmer auch vor Benachteiligungen Dritter (z. B. im Betrieb tätige Fremdfirmen und Kunden) schützen (§ 12 Abs. 3 und 4). Die Verletzung dieser Pflicht dürfte auch strafrechtlich relevant werden (vgl. Schramm, Anm. zu BGH, JZ 12, 967, 969 ff.). Der BGH hat in einer entgegengesetzten Entscheidung v. 20. 10. 11 (JZ 12, 967) sowohl das Verbot der Belästigung wegen einer Behinderung als auch § 12 AGG übersehen (vgl. Ladiges, SR 2013, 29 ff.).
                          


                          
                            Gem. § 11 ist es verboten, eine Stelle so auszuschreiben, dass damit eine Benachteiligung i. S. des § 1 verbunden ist. Innerhalb des Betriebes hat der Arbeitgeber alles ihm Mögliche zur Unterbindung benachteiligender Maßnahmen zu veranlassen (§ 12). Die Schulung der Beschäftigten mit dieser Zielrichtung gilt als Erfüllung dieser Verpflichtung (§ 12 Abs. 2). Außerdem hat er den Beschäftigten eine für Beschwerden zuständige Stelle zu benennen. Die Einrichtung einer solchen Beschwerdestelle ist mitbestimmungspflichtig (BAG, DB 09, 1993). Diese Stelle und der Text des AGG wie des § 61 b ArbGG sind im Betrieb bekannt zu machen (§ 12 Abs. 5).
                          


                          
                            5. Rechte der Beschäftigten


                            


                            
                              Die Beschäftigten haben das Recht, sich über eine (vermeintliche) Benachteiligung bei der vom Arbeitgeber hierfür benannten Stelle zu beschweren (§ 13). Die Beschwerde ist zu prüfen; das Ergebnis muss dem Beschwerdeführer mitgeteilt werden. Ergreift der Arbeitgeber keine oder ungeeignete Maßnahmen zur Unterbindung einer Belästigung bzw. sexuellen Belästigung, können die betroffenen Beschäftigten die Arbeit bei weiter bestehendem Entgeltanspruch verweigern (§ 14).
                            


                            
                              Unzulässig benachteiligte Beschäftigte haben Anspruch auf Schadensersatz bzw. Entschädigung. Das Gesetz unterscheidet zwischen materiellem und immateriellem Schaden. Ein materieller Schaden (z. B. entgangener Verdienst) ist gem. § 15 Abs. 1 nur zu ersetzen, wenn der Arbeitgeber ihn zu vertreten hat (verschuldensabhängiger Schadensersatz). Letzteres ist allerdings mit den europäischen Vorgaben nicht zu vereinbaren (Thüsing, NZA Sonderbeil. zu Heft 22/04, S. 3, 16). Der Anspruch muss daher unabhängig von einem Verschulden eingreifen. Er ist nach oben hin nicht begrenzt. Wegen eines immateriellen Schadens (z. B. bei Persönlichkeitsrechtsbeeinträchtigung) ist dagegen ohne Rücksicht auf ein Verschulden des Arbeitgebers eine »Entschädigung« zu leisten (§ 15 Abs. 2; BAG, NZA 09, 945). Auch sie ist im Allgemeinen nicht nach oben hin begrenzt. Nur bei einer Nichteinstellung ist die Entschädigung auf drei Monatsgehälter »gedeckelt«, wenn der oder die Betroffene auch bei benachteiligungsfreier Auswahl nicht eingestellt worden wäre (§ 15 Abs. 2 Satz 2). Der Abschluss eines Beschäftigungsverhältnisses kann nicht eingeklagt werden (§ 15 Abs. 6). Für Schadensersatz und Entschädigung gilt eine Ausschlussfrist von 2 Monaten, zu deren Wahrung es genügt, wenn der Anspruch auf Entschädigung ohne konkrete Bezifferung geltend gemacht wird (BAG, NZA 09, 945). Nicht genügend ist aber die Erhebung einer Entfristungsklage, wenn der Entschädigungsanspruch auf die Benachteiligung bei der Besetzung einer unbefristeten Stelle gestützt wird (BAG, NJW 13, 2699). Ab Geltendmachung des Anspruchs greift eine 3-monatige Klagefrist gem. § 61 b Abs. 1 ArbGG. Auch hier kann die Entschädigung ohne bezifferten Klageantrag eingefordert werden (BAG, NZA 09, 945). Die Ausschlussfrist beginnt mit Kenntnis von der Benachteiligung, im Falle einer Bewerbung mit der Ablehnung. Das kann dazu führen, dass der Arbeitnehmer durch die Ablehnung zwar weiß, dass er nicht berücksichtigt wurde, nicht aber, dass dies auf einer Benachteiligung beruht. Das hätte zur Folge, dass die Frist laufen würde, ohne dass er davon wüsste. Nach der Rechtsprechung ist diese Regelung aber nur mit EU-Recht vereinbar, wenn man sie dahin auslegt, dass die Frist in jedem Fall erst ab Kenntnis von der Benachteiligung zu laufen beginnt (EuGH, NZA 10, 869 – Bulicke). Das hat das BAG (DB 12, 1873) nun klargestellt: Auch bei einer Ablehnung beginnt die Frist erst ab Kenntnis von der Benachteiligung. Die Ausschlussfrist gilt darüber hinaus auch für Ansprüche, die auf anderen Anspruchsgrundlagen beruhen (etwa Delikt, § 823 Abs. 1 BGB), wenn diese aus demselben Sachverhalt hergeleitet werden (BAG, DB 12, 2521).
                            


                            
                              Zur Erleichterung der Rechtsdurchsetzung unzulässig benachteiligter Personen regelt § 22 die Beweislast: Diese müssen zunächst nur Indizien beweisen, die eine unzulässige Benachteiligung vermuten lassen. Gelingt dies, hat der Arbeitgeber zu beweisen, dass kein Verstoß gegen die Bestimmungen zum Schutz vor Benachteiligung vorgelegen hat (BAG, NZA 08, 1351: es genügt eine überwiegende Wahrscheinlichkeit für eine unzulässige Benachteiligung). Ein solches Indiz liegt etwa vor, wenn der öffentliche Arbeitgeber pflichtwidrig schwerbehinderte Bewerber nicht zu einem Vorstellungsgespräch einlädt (BAG, DB 07, 747, Ausnahme: offensichtliches Fehlen der fachlichen Eignung, BAG, NZA 09, 1087, zur Widerlegung des Indizes: BAG, NZA 13, 896) oder wenn ein Arbeitgeber nach Krankheiten fragt, was nach den Einzelfallumständen auf eine Erkundigung nach einer Behinderung hindeutet (BAG, NZA 10, 383, 385). Auch mit aussagekräftigen Statistiken können Indizien bewiesen werden (BAG, DB 11, 177). Einen expliziten Auskunftsanspruch über die Gründe für eine Entscheidung des Arbeitgebers kennt das Gesetz nicht. Das Unionsrecht verlangt einen solchen auch nicht, der EuGH hat allerdings darauf hingewiesen, dass die Verweigerung jeglicher Information zusammen mit anderen Umständen ein Indiz für eine Benachteiligung bedeuten kann (EuGH, NZA 12, 493 – Meister; dazu Braunroth, AuR 12, 343; Gola, NZA 13, 360). Dem folgt nun die Rechtsprechung des BAG (DB 13, 2509). Ein Indiz kann sich auch aus Äußerungen Dritter ergeben, die vorgeben Einfluss auf die Entscheidungspraxis des Arbeitgebers zu haben, vorausgesetzt, dass der Arbeitgeber sich davon nicht distanziert hat (EuGH, EuZW 13, 469 – ACCEPT).
                            


                            
                              Der Arbeitgeber darf Beschäftigten, die Rechte nach dem AGG in Anspruch nehmen oder sich weigern eine unzulässige Weisung auszuführen, nicht maßregeln (§ 16).
                            


                            
                              6. AGG und Kündigungsrecht


                              


                              
                                Eine außerordentlich problematische Behandlung erfahren Kündigungen. Auf sie sollen nach § 2 Abs. 4 ausschließlich die Vorschriften über den allgemeinen und besonderen Kündigungsschutz Anwendung finden (Löwisch, BB 06, 2189). Das widerspricht auf den ersten Blick den europarechtlichen Vorgaben, denn selbstverständlich beziehen sich diese Benachteiligungsverbote auch und gerade auf Kündigungen (EuGH, NZA 06, 839). Deshalb liegt es nahe, § 2 Abs. 4 als unbeachtlich anzusehen (so ArbG Osnabrück, DB 07, 1200). Der Gesetzgeber will seine Regelung jedoch so verstanden wissen, dass eine korrekte Anwendung des vorhandenen Kündigungsrechts (einschließlich der verfassungsrechtlichen Anforderungen an Kündigungen außerhalb des KSchG, s. Einl. II 7 zum KSchG, Nr. 25) unzulässige Benachteiligungen ausschließt. Das BAG (DB 09, 626) will die Diskriminierungsverbote des AGG folgerichtig im Rahmen des Kündigungsschutzrechts zur Anwendung bringen. Das KSchG ist daher richtlinienkonform so auszulegen, dass unzulässige Diskriminierungen ausgeschlossen werden.
                              


                              
                                7. AGG und Kollektivverträge


                                


                                
                                  Das AGG bezieht sich gem. § 2 Abs. 1 Nr. 2 auch auf »kollektivrechtliche Vereinbarungen«, also Betriebs- bzw. Dienstvereinbarungen und Tarifverträge. In dieser Hinsicht liegt das Gesetz auf einer Linie mit der bisherigen Rechtsprechung des EuGH, der Tarifverträge ebenfalls einer Diskriminierungskontrolle unterwirft (vgl. EuGH, AP EWG-Vertrag Art. 119 Nr. 68 – Royal Copenhagen). Das ist insofern nicht unproblematisch, als jedenfalls Tarifverträge unter dem Schutz des Art. 9 Abs. 3 GG stehen und der EuGH selbst die Tarifautonomie auch gemeinschaftsrechtlich als geschützt ansieht (AP EG-Vertrag Art. 85 Nr. 1, 2 – Brentjes). Dieser mögliche Konflikt zwischen nationalem Verfassungsrecht und europäischem Recht ist noch nicht abschließend geklärt. Der EUGH erkennt zwar den Tarifparteien einen Ermessensspielraum hinsichtlich ihrer tarifpolitischen Ziele zu, misst tarifliche Regelungen aber zuweilen im nächsten Schritt an Geeignetheit und Erforderlichkeit für diese Ziele, ohne ihnen insoweit eine Einschätzungsprärogative zuzubilligen (etwa EuGH, NZA 11, 1100 – Hennigs und Mai; anders BAG, NZA 11, 860).
                                


                                
                                  8. Kollektive Aktionen und institutionelle Vorkehrungen


                                  


                                  
                                    Damit die Beschäftigten bei der Durchsetzung ihrer Rechte aus dem AGG nicht auf sich allein gestellt bleiben, schafft das Gesetz Verantwortlichkeiten und Rechte kollektiver Akteure sowie institutionelle Unterstützung. Gem. § 17 Abs. 1 werden vor allem Tarifvertrags- und Betriebsparteien aufgefordert, an der Verwirklichung der Ziele des AGG mitzuwirken. Betriebsräte und Gewerkschaften erhalten das Recht, grobe Verstöße des Arbeitgebers entsprechend § 23 Abs. 3 BetrVG geltend zu machen. Antidiskriminierungsverbände können in Gerichtsverhandlungen als Beistände, also nicht als Prozessvertreter, auftreten (§ 23 Abs. 2). Wer der Ansicht ist, unzulässig benachteiligt zu sein, kann die Antidiskriminierungsstelle des Bundes anrufen (§ 27 Abs. 1). Sie kann Auskunft über die Rechtslage geben, die Beratung durch andere Stellen vermitteln oder sich selbst um gütliche Beilegung des Streits bemühen (§ 27 Abs. 2).
                                  


                                  
                                    III. Anwendungsprobleme und Rechtstatsachen


                                    


                                    
                                      Bereits kurz nach Inkrafttreten entbrannte eine Diskussion um eine mögliche missbräuchliche Ausnutzung von Fehlern der Arbeitgeber, um Entschädigungsleistungen zu erhalten. Derartigen Praktiken hatte die Rspr. zwar schon bisher einen Riegel vorgeschoben (BAG, AP BGB § 611 a Nr. 16) und macht dies heute ebenfalls (s. o. II 2 a). Von einer nennenswerten Zahl an Fällen ist nichts bekannt geworden.
                                    


                                    
                                      Erste Erfahrungen zeigen jedenfalls, dass das AGG die befürchtete Klagewelle nicht ausgelöst hat (iwd 8/08, S. 8). So wurden beim LAG Baden-Württemberg im Zeitraum vom 18. 8. 2006 bis zum 18. 4. 2007 gerade einmal 109 Verfahren, d. h. 0,3 % aller Verfahren, zum AGG geführt (Pressemitteilung v. 27. 6. 2007). Ein entsprechendes »AGG-Archiv«, in dem die Namen potenzieller »AGG-Hopper« gespeichert werden, wurde vom baden-württembergischen Datenschutz beanstandet. Von Arbeitgeberseite wird das Gesetz gleichwohl als unnötige Belastung bezeichnet. Einerseits sei die Statistik nicht aussagekräftig, da viele Fälle außergerichtlich geklärt würden. Andererseits schaffe das Gesetz unnötigen Dokumentationsaufwand für die Arbeitgeber.
                                    


                                    
                                      Ein nach wie vor ungelöstes Problem ist der Lohnabstand zwischen Frauen und Männern. Immer noch verdienen Frauen deutlich weniger und haben auch schlechtere Karrierechancen als Männer (Böckler impuls 4/09, S. 1; 14/10, S. 2; 5/12, S. 1). Dabei ist der Lohnabstand im Westen deutlich ausgeprägter als im Osten (iwd 43/08, S. 6). Mit durchschnittlich über 22 % Entgeltdifferenz liegt Deutschland dabei über dem EU-Durchschnitt von gut 16 % (Boeckler impuls 5/13, S. 3). Ein Gesetzentwurf der SPD-Fraktion für ein Entgeltgleichheitsgesetz sah dazu Instrumente zur Aufdeckung von Lohndifferenzen vor, damit die Akteure des Arbeitslebens eine Basis haben, auf der sie Entgeltunterschiede einebnen können (BT-Drucks. 17/9781), scheiterte aber im Bundestag. Nunmehr plant die Große Koalition eine Verpflichtung aller Unternehmen ab 500 Beschäftigten zur Stellungnahme in Bezug auf Frauenförderung und Entgeltgleichheit, verbunden mit einem individuellen Auskunftsanspruch. Möglicherweise kann die entsprechende Information im Rahmen der Beweislastregelung des § 22 genutzt werden.
                                    


                                    
                                      In einem Pilotprojekt wurde ein Verfahren anonymer Bewerbung getestet, bei dem die erste Vorauswahl von Bewerbern in Unkenntnis potentiell diskriminierungsverdächtiger Merkmale erfolgte. Die BDA wehrte sich vehement gegen die anonyme Bewerbung mit dem entlarvenden Argument, dass dadurch Bemühungen der Arbeitgeber um Vielfalt in den Belegschaften unmöglich gemacht würden. Wer so etwas sagt, geht davon aus, dass bei rein objektivierter Auswahl keine Vielfalt im Betrieb entstehe (vgl. Deinert, AiB plus 7/2010, S. 9). Die Antidiskriminierungsstelle des Bundes hat im April 2012 nach Ende des Pilotprojekts ein positives Fazit gezogen. Derzeit gibt es aber keine Gesetzesinitiative für die flächendeckende Einführung der anonymisierten Bewerbung.
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      Allgemeines Gleichbehandlungsgesetz (AGG)


      
        vom 14. August 2006 (BGBl. I 1897),

        zuletzt geändert durch Gesetz vom 3. April 2013 (BGBl. I 610)
      


      
        (Abgedruckte Vorschriften: §§ 1–18, 22–33 Abs. 1)
      


      
        Abschnitt 1 – Allgemeiner Teil


        
          


          
            § 1 Ziel des Gesetzes Ziel des Gesetzes ist, Benachteiligungen aus Gründen der Rasse oder wegen der ethnischen Herkunft, des Geschlechts, der Religion oder Weltanschauung, einer Behinderung, des Alters oder der sexuellen Identität zu verhindern oder zu beseitigen.
          


          
            


            
              § 2 Anwendungsbereich (1) Benachteiligungen aus einem in § 1 genannten Grund sind nach Maßgabe dieses Gesetzes unzulässig in Bezug auf:
            


            
              	1.


              	die Bedingungen, einschließlich Auswahlkriterien und Einstellungsbedingungen, für den Zugang zu unselbstständiger und selbstständiger Erwerbs­tätigkeit, unabhängig von Tätigkeitsfeld und beruflicher Position, sowie für den beruflichen Aufstieg,


              	2.


              	die Beschäftigungs- und Arbeitsbedingungen einschließlich Arbeitsentgelt und Entlassungsbedingungen, insbesondere in individual- und kollektivrechtlichen Vereinbarungen und Maßnahmen bei der Durchführung und Beendigung eines Beschäftigungsverhältnisses sowie beim beruflichen Aufstieg,


              	3.


              	den Zugang zu allen Formen und allen Ebenen der Berufsberatung, der Berufsbildung einschließlich der Berufsausbildung, der beruflichen Weiterbildung und der Umschulung sowie der praktischen Berufserfahrung,


              	4.


              	die Mitgliedschaft und Mitwirkung in einer Beschäftigten- oder Arbeitgebervereinigung oder einer Vereinigung, deren Mitglieder einer bestimmten Berufsgruppe angehören, einschließlich der Inanspruchnahme der Leistungen solcher Vereinigungen,


              	5.


              	den Sozialschutz, einschließlich der sozialen Sicherheit und der Gesundheitsdienste,


              	6.


              	die sozialen Vergünstigungen,


              	7.


              	die Bildung,


              	8.


              	den Zugang zu und die Versorgung mit Gütern und Dienstleistungen, die der Öffentlichkeit zur Verfügung stehen, einschließlich von Wohnraum.

            


            
              (2) Für Leistungen nach dem Sozialgesetzbuch gelten § 33 c des Ersten Buches Sozialgesetzbuch und § 19 a des Vierten Buches Sozialgesetzbuch. Für die betriebliche Altersvorsorge gilt das Betriebsrentengesetz.
            


            
              (3) Die Geltung sonstiger Benachteiligungsverbote oder Gebote der Gleichbehandlung wird durch dieses Gesetz nicht berührt. Dies gilt auch für öffentlich-rechtliche Vorschriften, die dem Schutz bestimmter Personengruppen dienen.
            


            
              (4) Für Kündigungen gelten ausschließlich die Bestimmungen zum allgemeinen und besonderen Kündigungsschutz.
            


            
              


              
                § 3 Begriffsbestimmungen (1) Eine unmittelbare Benachteiligung liegt vor, wenn eine Person wegen eines in § 1 genannten Grundes eine weniger günstige Behandlung erfährt, als eine andere Person in einer vergleichbaren Situation erfährt, erfahren hat oder erfahren würde. Eine unmittelbare Benachteiligung wegen des Geschlechts liegt in Bezug auf § 2 Abs. 1 Nr. 1 bis 4 auch im Falle einer ungünstigeren Behandlung einer Frau wegen Schwangerschaft oder Mutterschaft vor.
              


              
                (2) Eine mittelbare Benachteiligung liegt vor, wenn dem Anschein nach neutrale Vorschriften, Kriterien oder Verfahren Personen wegen eines in § 1 genannten Grundes gegenüber anderen Personen in besonderer Weise benachteiligen können, es sei denn, die betreffenden Vorschriften, Kriterien oder Verfahren sind durch ein rechtmäßiges Ziel sachlich gerechtfertigt und die Mittel sind zur Erreichung dieses Ziels angemessen und erforderlich.
              


              
                (3) Eine Belästigung ist eine Benachteiligung, wenn unerwünschte Verhaltensweisen, die mit einem in § 1 genannten Grund in Zusammenhang stehen, bezwecken oder bewirken, dass die Würde der betreffenden Person verletzt und ein von Einschüchterungen, Anfeindungen, Erniedrigungen, Entwürdigungen oder Beleidigungen gekennzeichnetes Umfeld geschaffen wird.
              


              
                (4) Eine sexuelle Belästigung ist eine Benachteiligung in Bezug auf § 2 Abs. 1 Nr. 1 bis 4, wenn ein unerwünschtes, sexuell bestimmtes Verhalten, wozu auch unerwünschte sexuelle Handlungen und Aufforderungen zu diesen, sexuell bestimmte körperliche Berührungen, Bemerkungen sexuellen Inhalts sowie unerwünschtes Zeigen und sichtbares Anbringen von pornographischen Darstellungen gehören, bezweckt oder bewirkt, dass die Würde der betreffenden Person verletzt wird, insbesondere wenn ein von Einschüchterungen, Anfeindungen, Erniedrigungen, Entwürdigungen oder Beleidigungen gekennzeichnetes Umfeld geschaffen wird.
              


              
                (5) Die Anweisung zur Benachteiligung einer Person aus einem in § 1 genannten Grund gilt als Benachteiligung. Eine solche Anweisung liegt in Bezug auf § 2 Abs. 1 Nr. 1 bis 4 insbesondere vor, wenn jemand eine Person zu einem Verhalten bestimmt, das einen Beschäftigten oder eine Beschäftigte wegen eines in § 1 genannten Grundes benachteiligt oder benachteiligen kann.
              


              
                


                
                  § 4 Unterschiedliche Behandlung wegen mehrerer Gründe Erfolgt eine unterschiedliche Behandlung wegen mehrerer der in § 1 genannten Gründe, so kann diese unterschiedliche Behandlung nach den §§ 8 bis 10 und 20 nur gerechtfertigt werden, wenn sich die Rechtfertigung auf alle diese Gründe erstreckt, derentwegen die unterschiedliche Behandlung erfolgt.
                


                
                  


                  
                    § 5 Positive Maßnahmen Ungeachtet der in den §§ 8 bis 10 sowie in § 20 benannten Gründe ist eine unterschiedliche Behandlung auch zulässig, wenn durch geeignete und angemessene Maßnahmen bestehende Nachteile wegen eines in § 1 genannten Grundes verhindert oder ausgeglichen werden sollen.
                  


                  
                    Abschnitt 2 – Schutz der Beschäftigten vor Benachteiligung


                    
                      Unterabschnitt 1 – Verbot der Benachteiligung


                      
                        


                        
                          § 6 Persönlicher Anwendungsbereich (1) Beschäftigte im Sinne dieses Gesetzes sind
                        


                        
                          	1.


                          	Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer,


                          	2.


                          	die zu ihrer Berufsbildung Beschäftigten,


                          	3.


                          	Personen, die wegen ihrer wirtschaftlichen Unselbstständigkeit als arbeitnehmerähnliche Personen anzusehen sind; zu diesen gehören auch die in Heimarbeit Beschäftigten und die ihnen Gleichgestellten.

                        


                        
                          Als Beschäftigte gelten auch die Bewerberinnen und Bewerber für ein Beschäftigungsverhältnis sowie die Personen, deren Beschäftigungsverhältnis beendet ist.
                        


                        
                          (2) Arbeitgeber (Arbeitgeber und Arbeitgeberinnen) im Sinne dieses Abschnitts sind natürliche und juristische Personen sowie rechtsfähige Personengesellschaften, die Personen nach Absatz 1 beschäftigen. Werden Beschäftigte einem Dritten zur Arbeitsleistung überlassen, so gilt auch dieser als Arbeitgeber im Sinne dieses Abschnitts. Für die in Heimarbeit Beschäftigten und die ihnen Gleichgestellten tritt an die Stelle des Arbeitgebers der Auftraggeber oder Zwischenmeister.
                        


                        
                          (3) Soweit es die Bedingungen für den Zugang zur Erwerbstätigkeit sowie den beruflichen Aufstieg betrifft, gelten die Vorschriften dieses Abschnitts für Selbstständige und Organmitglieder, insbesondere Geschäftsführer oder Geschäftsführerinnen und Vorstände, entsprechend.
                        


                        
                          


                          
                            § 7 Benachteiligungsverbot (1) Beschäftigte dürfen nicht wegen eines in § 1 genannten Grundes benachteiligt werden; dies gilt auch, wenn die Person, die die Benachteiligung begeht, das Vorliegen eines in § 1 genannten Grundes bei der Benachteiligung nur annimmt.
                          


                          
                            (2) Bestimmungen in Vereinbarungen, die gegen das Benachteiligungsverbot des Absatzes 1 verstoßen, sind unwirksam.
                          


                          
                            (3) Eine Benachteiligung nach Absatz 1 durch Arbeitgeber oder Beschäftigte ist eine Verletzung vertraglicher Pflichten.
                          


                          
                            


                            
                              § 8 Zulässige unterschiedliche Behandlung wegen beruflicher Anforderungen (1) Eine unterschiedliche Behandlung wegen eines in § 1 genannten Grundes ist zulässig, wenn dieser Grund wegen der Art der auszuübenden Tätigkeit oder der Bedingungen ihrer Ausübung eine wesentliche und entscheidende berufliche Anforderung darstellt, sofern der Zweck rechtmäßig und die Anforderung angemessen ist.
                            


                            
                              (2) Die Vereinbarung einer geringeren Vergütung für gleiche oder gleichwertige Arbeit wegen eines in § 1 genannten Grundes wird nicht dadurch gerechtfertigt, dass wegen eines in § 1 genannten Grundes besondere Schutzvorschriften gelten.
                            


                            
                              


                              
                                § 9 Zulässige unterschiedliche Behandlung wegen der Religion oder Weltanschauung (1) Ungeachtet des § 8 ist eine unterschiedliche Behandlung wegen der Religion oder der Weltanschauung bei der Beschäftigung durch Religionsgemeinschaften, die ihnen zugeordneten Einrichtungen ohne Rücksicht auf ihre Rechtsform oder durch Vereinigungen, die sich die gemeinschaftliche Pflege einer Religion oder Weltanschauung zur Aufgabe machen, auch zulässig, wenn eine bestimmte Religion oder Weltanschauung unter Beachtung des Selbstverständnisses der jeweiligen Religionsgemeinschaft oder Vereinigung im Hinblick auf ihr Selbstbestimmungsrecht oder nach der Art der Tätigkeit eine gerechtfertigte berufliche Anforderung darstellt.
                              


                              
                                (2) Das Verbot unterschiedlicher Behandlung wegen der Religion oder der Weltanschauung berührt nicht das Recht der in Absatz 1 genannten Religionsgemeinschaften, der ihnen zugeordneten Einrichtungen ohne Rücksicht auf ihre Rechtsform oder der Vereinigungen, die sich die gemeinschaftliche Pflege einer Religion oder Weltanschauung zur Aufgabe machen, von ihren Beschäftigten ein loyales und aufrichtiges Verhalten im Sinne ihres jeweiligen Selbstverständnisses verlangen zu können.
                              


                              
                                


                                
                                  § 10 Zulässige unterschiedliche Behandlung wegen des Alters Ungeachtet des § 8 ist eine unterschiedliche Behandlung wegen des Alters auch zulässig, wenn sie objektiv und angemessen und durch ein legitimes Ziel gerechtfertigt ist. Die Mittel zur Erreichung dieses Ziels müssen angemessen und erforderlich sein. Derartige unterschiedliche Behandlungen können insbesondere Folgendes einschließen:
                                


                                
                                  	1.


                                  	die Festlegung besonderer Bedingungen für den Zugang zur Beschäftigung und zur beruflichen Bildung sowie besonderer Beschäftigungs- und Arbeitsbedingungen, einschließlich der Bedingungen für Entlohnung und Beendigung des Beschäftigungsverhältnisses, um die berufliche Eingliederung von Jugendlichen, älteren Beschäftigten und Personen mit Fürsorgepflichten zu fördern oder ihren Schutz sicherzustellen,


                                  	2.


                                  	die Festlegung von Mindestanforderungen an das Alter, die Berufserfahrung oder das Dienstalter für den Zugang zur Beschäftigung oder für bestimmte mit der Beschäftigung verbundene Vorteile,


                                  	3.


                                  	die Festsetzung eines Höchstalters für die Einstellung auf Grund der spezifischen Ausbildungsanforderungen eines bestimmten Arbeitsplatzes oder auf Grund der Notwendigkeit einer angemessenen Beschäftigungszeit vor dem Eintritt in den Ruhestand,


                                  	4.


                                  	die Festsetzung von Altersgrenzen bei den betrieblichen Systemen der sozialen Sicherheit als Voraussetzung für die Mitgliedschaft oder den Bezug von Altersrente oder von Leistungen bei Invalidität einschließlich der Festsetzung unterschiedlicher Altersgrenzen im Rahmen dieser Systeme für bestimmte Beschäftigte oder Gruppen von Beschäftigten und die Verwendung von Alterskriterien im Rahmen dieser Systeme für versicherungsmathematische Berechnungen,


                                  	5.


                                  	eine Vereinbarung, die die Beendigung des Beschäftigungsverhältnisses ohne Kündigung zu einem Zeitpunkt vorsieht, zu dem der oder die Beschäftigte eine Rente wegen Alters beantragen kann; § 41 des Sechsten Buches Sozialgesetzbuch bleibt unberührt,


                                  	6.


                                  	Differenzierungen von Leistungen in Sozialplänen im Sinne des Betriebsverfassungsgesetzes, wenn die Parteien eine nach Alter oder Betriebszugehörigkeit gestaffelte Abfindungsregelung geschaffen haben, in der die wesentlich vom Alter abhängenden Chancen auf dem Arbeitsmarkt durch eine verhältnismäßig starke Betonung des Lebensalters erkennbar berücksichtigt worden sind, oder Beschäftigte von den Leistungen des Sozialplans ausgeschlossen haben, die wirtschaftlich abgesichert sind, weil sie, gegebenenfalls nach Bezug von Arbeitslosengeld, rentenberechtigt sind.

                                


                                
                                  Unterabschnitt 2 – Organisationspflichten des Arbeitgebers


                                  
                                    


                                    
                                      § 11 Ausschreibung Ein Arbeitsplatz darf nicht unter Verstoß gegen § 7 Abs. 1 ausgeschrieben werden.
                                    


                                    
                                      


                                      
                                        § 12 Maßnahmen und Pflichten des Arbeitgebers (1) Der Arbeitgeber ist verpflichtet, die erforderlichen Maßnahmen zum Schutz vor Benachteiligungen wegen eines in § 1 genannten Grundes zu treffen. Dieser Schutz umfasst auch vorbeugende Maßnahmen.
                                      


                                      
                                        (2) Der Arbeitgeber soll in geeigneter Art und Weise, insbesondere im Rahmen der beruflichen Aus- und Fortbildung, auf die Unzulässigkeit solcher Benachteiligungen hinweisen und darauf hinwirken, dass diese unterbleiben. Hat der Arbeitgeber seine Beschäftigten in geeigneter Weise zum Zwecke der Verhinderung von Benachteiligung geschult, gilt dies als Erfüllung seiner Pflichten nach Absatz 1.
                                      


                                      
                                        (3) Verstoßen Beschäftigte gegen das Benachteiligungsverbot des § 7 Abs. 1, so hat der Arbeitgeber die im Einzelfall geeigneten, erforderlichen und angemessenen Maßnahmen zur Unterbindung der Benachteiligung wie Abmahnung, Umsetzung, Versetzung oder Kündigung zu ergreifen.
                                      


                                      
                                        (4) Werden Beschäftigte bei der Ausübung ihrer Tätigkeit durch Dritte nach § 7 Abs. 1 benachteiligt, so hat der Arbeitgeber die im Einzelfall geeigneten, erforderlichen und angemessenen Maßnahmen zum Schutz der Beschäftigten zu ergreifen.
                                      


                                      
                                        (5) Dieses Gesetz und § 61 b des Arbeitsgerichtsgesetzes sowie Informationen über die für die Behandlung von Beschwerden nach § 13 zuständigen Stellen sind im Betrieb oder in der Dienststelle bekannt zu machen. Die Bekanntmachung kann durch Aushang oder Auslegung an geeigneter Stelle oder den Einsatz der im Betrieb oder der Dienststelle üblichen Informations- und Kommunikationstechnik erfolgen.
                                      


                                      
                                        Unterabschnitt 3 – Rechte der Beschäftigten


                                        
                                          


                                          
                                            § 13 Beschwerderecht (1) Die Beschäftigten haben das Recht, sich bei den zuständigen Stellen des Betriebs, des Unternehmens oder der Dienststelle zu beschweren, wenn sie sich im Zusammenhang mit ihrem Beschäftigungsverhältnis vom Arbeitgeber, von Vorgesetzten, anderen Beschäftigten oder Dritten wegen eines in § 1 genannten Grundes benachteiligt fühlen. Die Beschwerde ist zu prüfen und das Ergebnis der oder dem beschwerdeführenden Beschäftigten mitzuteilen.
                                          


                                          
                                            (2) Die Rechte der Arbeitnehmervertretungen bleiben unberührt.
                                          


                                          
                                            


                                            
                                              § 14 Leistungsverweigerungsrecht Ergreift der Arbeitgeber keine oder offensichtlich ungeeignete Maßnahmen zur Unterbindung einer Belästigung oder sexuellen Belästigung am Arbeitsplatz, sind die betroffenen Beschäftigten berechtigt, ihre Tätigkeit ohne Verlust des Arbeitsentgelts einzustellen, soweit dies zu ihrem Schutz erforderlich ist. § 273 des Bürgerlichen Gesetzbuchs bleibt unberührt.
                                            


                                            
                                              


                                              
                                                § 15 Entschädigung und Schadensersatz (1) Bei einem Verstoß gegen das Benachteiligungsverbot ist der Arbeitgeber verpflichtet, den hierdurch entstandenen Schaden zu ersetzen. Dies gilt nicht, wenn der Arbeitgeber die Pflichtverletzung nicht zu vertreten hat.
                                              


                                              
                                                (2) Wegen eines Schadens, der nicht Vermögensschaden ist, kann der oder die Beschäftigte eine angemessene Entschädigung in Geld verlangen. Die Entschädigung darf bei einer Nichteinstellung drei Monatsgehälter nicht übersteigen, wenn der oder die Beschäftigte auch bei benachteiligungsfreier Auswahl nicht eingestellt worden wäre.
                                              


                                              
                                                (3) Der Arbeitgeber ist bei der Anwendung kollektivrechtlicher Vereinbarungen nur dann zur Entschädigung verpflichtet, wenn er vorsätzlich oder grob fahrlässig handelt.
                                              


                                              
                                                (4) Ein Anspruch nach Absatz 1 oder 2 muss innerhalb einer Frist von zwei Monaten schriftlich geltend gemacht werden, es sei denn, die Tarifvertragsparteien haben etwas anderes vereinbart. Die Frist beginnt im Falle einer Bewerbung oder eines beruflichen Aufstiegs mit dem Zugang der Ablehnung[1] und in den sonstigen Fällen einer Benachteiligung zu dem Zeitpunkt, in dem der oder die Beschäftigte von der Benachteiligung Kenntnis erlangt.
                                              


                                              
                                                (5) Im Übrigen bleiben Ansprüche gegen den Arbeitgeber, die sich aus anderen Rechtsvorschriften ergeben, unberührt.
                                              


                                              
                                                (6) Ein Verstoß des Arbeitgebers gegen das Benachteiligungsverbot des § 7 Abs. 1 begründet keinen Anspruch auf Begründung eines Beschäftigungsverhältnisses, Berufsausbildungsverhältnisses oder einen beruflichen Aufstieg, es sei denn, ein solcher ergibt sich aus einem anderen Rechtsgrund.
                                              


                                              
                                                


                                                
                                                  § 16 Maßregelungsverbot (1) Der Arbeitgeber darf Beschäftigte nicht wegen der Inanspruchnahme von Rechten nach diesem Abschnitt oder wegen der Weigerung, eine gegen diesen Abschnitt verstoßende Anweisung auszuführen, benachteiligen. Gleiches gilt für Personen, die den Beschäftigten hierbei unterstützen oder als Zeuginnen oder Zeugen aussagen.
                                                


                                                
                                                  (2) Die Zurückweisung oder Duldung benachteiligender Verhaltensweisen durch betroffene Beschäftigte darf nicht als Grundlage für eine Entscheidung herangezogen werden, die diese Beschäftigten berührt. Absatz 1 Satz 2 gilt entsprechend.
                                                


                                                
                                                  (3) § 22 gilt entsprechend.
                                                


                                                
                                                  Unterabschnitt 4 – Ergänzende Vorschriften


                                                  
                                                    


                                                    
                                                      § 17 Soziale Verantwortung der Beteiligten (1) Tarifvertragsparteien, Arbeitgeber, Beschäftigte und deren Vertretungen sind aufgefordert, im Rahmen ihrer Aufgaben und Handlungsmöglichkeiten an der Verwirklichung des in § 1 genannten Ziels mitzuwirken.
                                                    


                                                    
                                                      (2) In Betrieben, in denen die Voraussetzungen des § 1 Abs. 1 Satz 1 des Betriebsverfassungsgesetzes vorliegen, können bei einem groben Verstoß des Arbeitgebers gegen Vorschriften aus diesem Abschnitt der Betriebsrat oder eine im Betrieb vertretene Gewerkschaft unter der Voraussetzung des § 23 Abs. 3 Satz 1 des Betriebsverfassungsgesetzes die dort genannten Rechte gerichtlich geltend machen; § 23 Abs. 3 Satz 2 bis 5 des Betriebsverfassungsgesetzes gilt entsprechend. Mit dem Antrag dürfen nicht Ansprüche des Benachteiligten geltend gemacht werden.
                                                    


                                                    
                                                      


                                                      
                                                        § 18 Mitgliedschaft in Vereinigungen (1) Die Vorschriften dieses Abschnitts gelten entsprechend für die Mitgliedschaft oder die Mitwirkung in einer
                                                      


                                                      
                                                        	1.


                                                        	Tarifvertragspartei,


                                                        	2.


                                                        	Vereinigung, deren Mitglieder einer bestimmten Berufsgruppe angehören oder die eine überragende Machtstellung im wirtschaftlichen oder sozialen Bereich innehat, wenn ein grundlegendes Interesse am Erwerb der Mitgliedschaft besteht,

                                                      


                                                      
                                                        sowie deren jeweiligen Zusammenschlüssen.
                                                      


                                                      
                                                        (2) Wenn die Ablehnung einen Verstoß gegen das Benachteiligungsverbot des § 7 Abs. 1 darstellt, besteht ein Anspruch auf Mitgliedschaft oder Mitwirkung in den in Absatz 1 genannten Vereinigungen.
                                                      


                                                      
                                                        Abschnitt 3 – Schutz vor Benachteiligung im Zivilrechtsverkehr


                                                        
                                                          


                                                          
                                                            §§ 19–21 (nicht abgedruckt)
                                                          


                                                          
                                                            Abschnitt 4 – Rechtsschutz


                                                            
                                                              


                                                              
                                                                § 22 Beweislast Wenn im Streitfall die eine Partei Indizien beweist, die eine Benachteiligung wegen eines in § 1 genannten Grundes vermuten lassen, trägt die andere Partei die Beweislast dafür, dass kein Verstoß gegen die Bestimmungen zum Schutz vor Benachteiligung vorgelegen hat.
                                                              


                                                              
                                                                


                                                                
                                                                  § 23 Unterstützung durch Antidiskriminierungsverbände (1) Antidiskriminierungsverbände sind Personenzusammenschlüsse, die nicht gewerbsmäßig und nicht nur vorübergehend entsprechend ihrer Satzung die besonderen Interessen von benachteiligten Personen oder Personengruppen nach Maßgabe von § 1 wahrnehmen. Die Befugnisse nach den Absätzen 2 bis 4 stehen ihnen zu, wenn sie mindestens 75 Mitglieder haben oder einen Zusammenschluss aus mindestens sieben Verbänden bilden.
                                                                


                                                                
                                                                  (2) Antidiskriminierungsverbände sind befugt, im Rahmen ihres Satzungszwecks in gerichtlichen Verfahren als Beistände Benachteiligter in der Verhandlung aufzutreten. Im Übrigen bleiben die Vorschriften der Verfahrensordnungen, insbesondere diejenigen, nach denen Beiständen weiterer Vortrag untersagt werden kann, unberührt.
                                                                


                                                                
                                                                  (3) Antidiskriminierungsverbänden ist im Rahmen ihres Satzungszwecks die Besorgung von Rechtsangelegenheiten Benachteiligter gestattet.
                                                                


                                                                
                                                                  (4) Besondere Klagerechte und Vertretungsbefugnisse von Verbänden zu Gunsten von behinderten Menschen bleiben unberührt.
                                                                


                                                                
                                                                  Abschnitt 5 – Sonderregelungen für öffentlich-rechtliche

                                                                  Dienstverhältnisse


                                                                  
                                                                    


                                                                    
                                                                      § 24 Sonderregelung für öffentlich-rechtliche Dienstverhältnisse Die Vorschriften dieses Gesetzes gelten unter Berücksichtigung ihrer besonderen Rechtsstellung entsprechend für
                                                                    


                                                                    
                                                                      	1.


                                                                      	Beamtinnen und Beamte des Bundes, der Länder, der Gemeinden, der Gemeindeverbände sowie der sonstigen der Aufsicht des Bundes oder eines Landes unterstehenden Körperschaften, Anstalten und Stiftungen des öffentlichen Rechts,


                                                                      	2.


                                                                      	Richterinnen und Richter des Bundes und der Länder,


                                                                      	3.


                                                                      	Zivildienstleistende sowie anerkannte Kriegsdienstverweigerer, soweit ihre Heranziehung zum Zivildienst betroffen ist.

                                                                    


                                                                    
                                                                      Abschnitt 6 – Antidiskriminierungsstelle


                                                                      
                                                                        


                                                                        
                                                                          § 25 Antidiskriminierungsstelle des Bundes (1) Beim Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen und Jugend wird unbeschadet der Zuständigkeit der Beauftragten des Deutschen Bundestages oder der Bundesregierung die Stelle des Bundes zum Schutz vor Benachteiligungen wegen eines in § 1 genannten Grundes (Antidiskriminierungsstelle des Bundes) errichtet.
                                                                        


                                                                        
                                                                          (2) Der Antidiskriminierungsstelle des Bundes ist die für die Erfüllung ihrer Aufgaben notwendige Personal und Sachausstattung zur Verfügung zu stellen. Sie ist im Einzelplan des Bundesministeriums für Familie, Senioren, Frauen und Jugend in einem eigenen Kapitel auszuweisen.
                                                                        


                                                                        
                                                                          


                                                                          
                                                                            § 26 Rechtsstellung der Leitung der Antidiskriminierungsstelle des Bundes (1) Die Bundesministerin oder der Bundesminister für Familie, Senioren, Frauen und Jugend ernennt auf Vorschlag der Bundesregierung eine Person zur Leitung der Antidiskriminierungsstelle des Bundes. Sie steht nach Maßgabe dieses Gesetzes in einem öffentlichrechtlichen Amtsverhältnis zum Bund. Sie ist in Ausübung ihres Amtes unabhängig und nur dem Gesetz unterworfen.
                                                                          


                                                                          
                                                                            (2) Das Amtsverhältnis beginnt mit der Aushändigung der Urkunde über die Ernennung durch die Bundesministerin oder den Bundesminister für Familie, Senioren, Frauen und Jugend.
                                                                          


                                                                          
                                                                            (3) Das Amtsverhältnis endet außer durch Tod
                                                                          


                                                                          
                                                                            	1.


                                                                            	mit dem Zusammentreten eines neuen Bundestages,


                                                                            	2.


                                                                            	durch Ablauf der Amtszeit mit Erreichen der Altersgrenze nach § 51 Abs. 1 und 2 des Bundesbeamtengesetzes,


                                                                            	3.


                                                                            	mit der Entlassung.

                                                                          


                                                                          
                                                                            Die Bundesministerin oder der Bundesminister für Familie, Senioren, Frauen und Jugend entlässt die Leiterin oder den Leiter der Antidiskriminierungsstelle des Bundes auf deren Verlangen oder wenn Gründe vorliegen, die bei einer Richterin oder einem Richter auf Lebenszeit die Entlassung aus dem Dienst rechtfertigen. Im Falle der Beendigung des Amtsverhältnisses erhält die Leiterin oder der Leiter der Antidiskriminierungsstelle des Bundes eine von der Bundesministerin oder dem Bundesminister für Familie, Senioren, Frauen und Jugend vollzogene Urkunde. Die Entlassung wird mit der Aushändigung der Urkunde wirksam.
                                                                          


                                                                          
                                                                            (4) Das Rechtsverhältnis der Leitung der Antidiskriminierungsstelle des Bundes gegenüber dem Bund wird durch Vertrag mit dem Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen und Jugend geregelt. Der Vertrag bedarf der Zustimmung der Bundesregierung.
                                                                          


                                                                          
                                                                            (5) Wird eine Bundesbeamtin oder ein Bundesbeamter zur Leitung der Antidiskriminierungsstelle des Bundes bestellt, scheidet er oder sie mit Beginn des Amtsverhältnisses aus dem bisherigen Amt aus. Für die Dauer des Amtsverhältnisses ruhen die aus dem Beamtenverhältnis begründeten Rechte und Pflichten mit Ausnahme der Pflicht zur Amtsverschwiegenheit und des Verbots der Annahme von Belohnungen oder Geschenken. Bei unfallverletzten Beamtinnen oder Beamten bleiben die gesetzlichen Ansprüche auf das Heilverfahren und einen Unfallausgleich unberührt.
                                                                          


                                                                          
                                                                            


                                                                            
                                                                              § 27 Aufgaben (1) Wer der Ansicht ist, wegen eines in § 1 genannten Grundes benachteiligt worden zu sein, kann sich an die Antidiskriminierungsstelle des Bundes wenden.
                                                                            


                                                                            
                                                                              (2) Die Antidiskriminierungsstelle des Bundes unterstützt auf unabhängige Weise Personen, die sich nach Absatz 1 an sie wenden, bei der Durchsetzung ihrer Rechte zum Schutz vor Benachteiligungen. Hierbei kann sie insbesondere
                                                                            


                                                                            
                                                                              	1.


                                                                              	über Ansprüche und die Möglichkeiten des rechtlichen Vorgehens im Rahmen gesetzlicher Regelungen zum Schutz vor Benachteiligungen informieren,


                                                                              	2.


                                                                              	Beratung durch andere Stellen vermitteln,


                                                                              	3.


                                                                              	eine gütliche Beilegung zwischen den Beteiligten anstreben.

                                                                            


                                                                            
                                                                              Soweit Beauftragte des Deutschen Bundestages oder der Bundesregierung zuständig sind, leitet die Antidiskriminierungsstelle des Bundes die Anliegen der in Absatz 1 genannten Personen mit deren Einverständnis unverzüglich an diese weiter.
                                                                            


                                                                            
                                                                              (3) Die Antidiskriminierungsstelle des Bundes nimmt auf unabhängige Weise folgende Aufgaben wahr, soweit nicht die Zuständigkeit der Beauftragten der Bundesregierung oder des Deutschen Bundestages berührt ist:
                                                                            


                                                                            
                                                                              	1.


                                                                              	Öffentlichkeitsarbeit,


                                                                              	2.


                                                                              	Maßnahmen zur Verhinderung von Benachteiligungen aus den in § 1 genannten Gründen,


                                                                              	3.


                                                                              	Durchführung wissenschaftlicher Untersuchungen zu diesen Benachteiligungen.

                                                                            


                                                                            
                                                                              (4) Die Antidiskriminierungsstelle des Bundes und die in ihrem Zuständigkeitsbereich betroffenen Beauftragten der Bundesregierung und des Deutschen Bundestages legen gemeinsam dem Deutschen Bundestag alle vier Jahre Berichte über Benachteiligungen aus den in § 1 genannten Gründen vor und geben Empfehlungen zur Beseitigung und Vermeidung dieser Benachteiligungen. Sie können gemeinsam wissenschaftliche Untersuchungen zu Benachteiligungen durchführen.
                                                                            


                                                                            
                                                                              (5) Die Antidiskriminierungsstelle des Bundes und die in ihrem Zuständigkeitsbereich betroffenen Beauftragten der Bundesregierung und des Deutschen Bundestages sollen bei Benachteiligungen aus mehreren der in § 1 genannten Gründe zusammenarbeiten.
                                                                            


                                                                            
                                                                              


                                                                              
                                                                                § 28 Befugnisse (1) Die Antidiskriminierungsstelle des Bundes kann in Fällen des § 27 Abs. 2 Satz 2 Nr. 3 Beteiligte um Stellungnahmen ersuchen, soweit die Person, die sich nach § 27 Abs. 1 an sie gewandt hat, hierzu ihr Einverständnis erklärt.
                                                                              


                                                                              
                                                                                (2) Alle Bundesbehörden und sonstigen öffentlichen Stellen im Bereich des Bundes sind verpflichtet, die Antidiskriminierungsstelle des Bundes bei der Erfüllung ihrer Aufgaben zu unterstützen, insbesondere die erforderlichen Auskünfte zu erteilen. Die Bestimmungen zum Schutz personenbezogener Daten bleiben unberührt.
                                                                              


                                                                              
                                                                                


                                                                                
                                                                                  § 29 Zusammenarbeit mit Nichtregierungsorganisationen und anderen Einrichtungen Die Antidiskriminierungsstelle des Bundes soll bei ihrer Tätigkeit Nichtregierungsorganisationen sowie Einrichtungen, die auf europäischer, Bundes-, Landes oder regionaler Ebene zum Schutz vor Benachteiligungen wegen eines in § 1 genannten Grundes tätig sind, in geeigneter Form einbeziehen.
                                                                                


                                                                                
                                                                                  


                                                                                  
                                                                                    § 30 Beirat (1) Zur Förderung des Dialogs mit gesellschaftlichen Gruppen und Organisationen, die sich den Schutz vor Benachteiligungen wegen eines in § 1 genannten Grundes zum Ziel gesetzt haben, wird der Antidiskriminierungsstelle des Bundes ein Beirat beigeordnet. Der Beirat berät die Antidiskriminierungsstelle des Bundes bei der Vorlage von Berichten und Empfehlungen an den Deutschen Bundestag nach § 27 Abs. 4 und kann hierzu sowie zu wissenschaftlichen Untersuchungen nach § 27 Abs. 3 Nr. 3 eigene Vorschläge unterbreiten.
                                                                                  


                                                                                  
                                                                                    (2) Das Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen und Jugend beruft im Einvernehmen mit der Leitung der Antidiskriminierungsstelle des Bundes sowie den entsprechend zuständigen Beauftragten der Bundesregierung oder des Deutschen Bundestages die Mitglieder dieses Beirats und für jedes Mitglied eine Stellvertretung. In den Beirat sollen Vertreterinnen und Vertreter gesellschaftlicher Gruppen und Organisationen sowie Expertinnen und Experten in Benachteiligungsfragen berufen werden. Die Gesamtzahl der Mitglieder des Beirats soll 16 Personen nicht überschreiten. Der Beirat soll zu gleichen Teilen mit Frauen und Männern besetzt sein.
                                                                                  


                                                                                  
                                                                                    (3) Der Beirat gibt sich eine Geschäftsordnung, die der Zustimmung des Bundesministeriums für Familie, Senioren, Frauen und Jugend bedarf.
                                                                                  


                                                                                  
                                                                                    (4) Die Mitglieder des Beirats üben die Tätigkeit nach diesem Gesetz ehrenamtlich aus. Sie haben Anspruch auf Aufwandsentschädigung sowie Reisekostenvergütung, Tagegelder und Übernachtungsgelder. Näheres regelt die Geschäftsordnung.
                                                                                  


                                                                                  
                                                                                    Abschnitt 7 – Schlussvorschriften


                                                                                    
                                                                                      


                                                                                      
                                                                                        § 31 Unabdingbarkeit Von den Vorschriften dieses Gesetzes kann nicht zu Ungunsten der geschützten Personen abgewichen werden.
                                                                                      


                                                                                      
                                                                                        


                                                                                        
                                                                                          § 32 Schlussbestimmung Soweit in diesem Gesetz nicht Abweichendes bestimmt ist, gelten die allgemeinen Bestimmungen.
                                                                                        


                                                                                        
                                                                                          


                                                                                          
                                                                                            § 33 Übergangsbestimmungen (1) Bei Benachteiligungen nach den §§ 611 a, 611 b und 612 Abs. 3 des Bürgerlichen Gesetzbuchs oder sexuellen Belästigungen nach dem Beschäftigtenschutzgesetz ist das vor dem 18. August 2006 maßgebliche Recht anzuwenden.
                                                                                          


                                                                                          
                                                                                            (2)-(5) (nicht abgedruckt)
                                                                                          

                                                                                        


                                                                                        
                                                                                          	[1]


                                                                                          	
                                                                                            
                                                                                              Die Frist beginnt aber nicht vor Kenntnis von der Benachteiligung (BAG, DB 12, 1873).
                                                                                            

                                                                                          

                                                                                        

                                                                                      

                                                                                    

                                                                                  

                                                                                

                                                                              

                                                                            

                                                                          

                                                                        

                                                                      

                                                                    

                                                                  

                                                                

                                                              

                                                            

                                                          

                                                        

                                                      

                                                    

                                                  

                                                

                                              

                                            

                                          

                                        

                                      

                                    

                                  

                                

                              

                            

                          

                        

                      

                    

                  

                

              

            

          

        

      

    

  


  
    
      3. Gesetz über Arbeitnehmererfindungen

    


    


    


    
      Aktuelle Rechtsprechung des BGH
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                      Streitwert hinsichtlich angemessener Erfindervergütung
                    

                  
                

              
            

          

        

      

    


    
      Einleitung


      


      
        (zugleich für UrhG, Nr. 3 a)
      


      
        I. Geschichtliche Entwicklung


        


        
          Mit dem Wachstum der Industrie und der damit einhergehenden Zunahme der Arbeitsteilung trat die Figur des individuellen Erfinders zunehmend zurück hinter Erfindungen im Dienste anderer (d. h. von Unternehmen). Derzeit werden etwa 80 % der wertvollen Erfindungen von Arbeitnehmern gemacht (Schwab, AiB 09, 545).
        


        
          Seit es Patentgesetze zum Schutze von Erfindungen gibt, stellt sich deshalb die Frage des Erfinderschutzes für Arbeitnehmer. Es kollidiert der Gedanke des individuellen Schutzrechts, des Patents, mit dem Grundsatz, dass dem Arbeitgeber das Recht am Arbeitsergebnis zusteht (wie er eigentumsrechtlich in der herrschenden Meinung zu § 950 BGB zum Ausdruck kommt, vgl. Einl. I 1 zum BGB, Nr. 14). Bis zur vorigen Jahrhundertwende ging die arbeitsrechtliche Vertragsauslegung durchweg davon aus, dass – falls ausdrücklich nichts anderes vereinbart war – dem Arbeitgeber das Eigentum an Arbeitnehmererfindungen zustehe und dies durch das Arbeitsentgelt mit abgegolten sei.
        


        
          Diese Sicht wurde mit der Entscheidung des Reichsgerichts vom 17. 4. 1907 (Blatt für Patent-, Muster- und Zeichenwesen 1907, 176) folgendermaßen weiterentwickelt: »Eine während des Laufs eines Dienstvertrages gemachte Erfindung des Dienstverpflichteten fällt nur dann dem Dienstberechtigten zu, wenn dies im Dienstvertrag ausdrücklich vereinbart oder entweder die Erfindung im besonderen Auftrage des Dienstberechtigten gemacht ist oder aber im Bereiche der besonderen, dem Dienstverpflichteten zufallenden Aufgaben liegt.« Damit wurde der Grundstein für die heutige Betrachtungsweise gelegt: Bei Anerkennung der Rechtsträgerschaft des Arbeitnehmers für das Patent ist die Frage seiner Zuordnung, Verwertung und Vergütung arbeitsrechtlich zu klären. Hinsichtlich der Zuordnung der Erfindung unterschied die Rechtsprechung später vor dem Hintergrund einer entsprechenden rechtswissenschaftlichen Diskussion zwischen Diensterfindungen, Betriebserfindungen und freien Erfindungen (vgl. Volmer/Gaul, Arbeitnehmererfindergesetz, 2. Aufl., 1983, Einl. Rn. 43).
        


        
          Gesetzgeberisch wurden die damit beschriebenen Probleme durch einen Gesetzentwurf der Reichsregierung 1913 aufgegriffen. Mit ihm sollte zum einen das Recht des Erfinders auf seine Erfindung hinsichtlich materiellen Schutzes und Erfinderehre anerkannt und zum anderen der Erfinderlohn für Arbeitnehmer-Erfinder gesichert werden. Der Entwurf wurde insbesondere von der Industrie strikt abgelehnt und deshalb sowie im Hinblick auf den Ausbruch des 1. Weltkrieges nicht verabschiedet (vgl. näher Volmer/Gaul, Einl. Rn. 50 ff.).
        


        
          Das gesetzgeberische Vakuum wurde in der Zeit nach dem 1. Weltkrieg durch eine Vielzahl von Tarifverträgen über Arbeitnehmererfindungen gefüllt (ca. 4000 Tarifverträge in den 20er Jahren, vgl. RArbBl. 22, Nichtamtlicher Teil 720). Der bedeutendste von ihnen war der Tarifvertrag zwischen dem Arbeitgeberverband der chemischen Industrie Deutschlands und dem Bund der angestellten Akademiker und Ingenieure sowie der Vereinigung der leitenden Angestellten in Handel und Industrie. Er wurde vom Reichsarbeitsminister für allgemeinverbindlich erklärt und gilt z. T. noch heute (Volmer/Gaul, Einl. Rn. 58). Als Folge dieses Reichstarifvertrages erklärte sich der Präsident des Deutschen Patentamtes 1922 bereit, Erfindernennungen von Arbeitnehmern entgegenzunehmen und auf der Patenturkunde zu vermerken (RArbBl. 22, Amtlicher Teil 151). Die damit geförderte Entwicklung des sog. Erfinderpersönlichkeitsrechts auch für Arbeitnehmer hat die spätere Gesetzgebung wesentlich beeinflusst.
        


        
          Die erste Regelung des Arbeitnehmererfinderrechts erfolgte 1942 zur Stärkung der Kriegswirtschaft mit der »VO über die Behandlung von Erfindungen von Gefolgschaftsmitgliedern« vom 12. 7. 1942 (RGBl. I 466) und der DurchführungsVO vom 20. 3. 1943 (RGBl. I 257, die rückwirkend zum 22. 7. 1942, dem Tag des Inkrafttretens der grundlegenden VO, in Kraft gesetzt wurde). Gleichzeitig mit der DVO erließ der Reichsminister für Rüstung und Kriegsproduktion »Richtlinien für die Vergütung von Erfindungen von Gefolgschaftsmitgliedern« (Reichsanzeiger Nr. 70 vom 25. 3. 1943; i. d. F. vom 10. 10. 44, RAnz. Nr. 271 vom 5. 12. 44), die zwar keinen normativen Charakter hatten, gleichwohl durchweg befolgt wurden (vgl. BAG vom 1. 11. 1956, AP Nr. 2 zu § 2 ArbNErfindVO). Das Ziel dieser »Göring-Speer-Verordnungen« genannten Vorschriften wurde in der Präambel der VO von 1942 folgendermaßen beschrieben: »Erfindungen von Gefolgschaftsmitgliedern steigern die Leistung der Wirtschaft. Sie dienen vor allem der Rüstung und müssen tatkräftig gefördert, ausgewertet und geschützt werden.« Kern der Regelung war § 2: »Jedes Gefolgschaftsmitglied ist verpflichtet, die von ihm gemachten Erfindungen, soweit sie aus seiner Arbeit im Betriebe heraus entstanden sind, dem Unternehmer zur Verfügung zu stellen. Der Unternehmer hat dafür eine angemessene Vergütung zu zahlen.« Bei der Bemessung der Vergütung waren »insbesondere die Verwertbarkeit der Erfindung, das Ausmaß der schöpferischen Leistung, die Höhe des Arbeitsentgelts und die Aufgabe des Gefolgschaftsmitglieds im Betrieb zu berücksichtigen« (§ 5 DVO). Wilhelm Herschel hat diese Regelungen ungeachtet ihres kriegswirtschaftlichen Anlasses folgendermaßen charakterisiert: »Diese Verordnungen waren sachlich und praktikabel; sie waren nur mit einigen nationalsozialistischen Ornamenten ausgestattet. Deshalb galten sie noch nach dem Zusammenbruch unbeanstandet weiter.« (RdA 82, 265, 266; zur Weitergeltung nach 1945 BGH, BB 52, 663; BAG, AP Nr. 4 zu § 2 ArbNErfindVO).
        


        
          In der Bundesrepublik Deutschland wurde die eigene gesetzliche Fortentwicklung des Arbeitnehmererfinderrechts schon in der ersten Legislaturperiode mit einem Regierungsentwurf von 1952 (BT I/3343) aufgegriffen, der jedoch nicht zur Verabschiedung kam. Der zunächst unveränderte (BT II/181), später überarbeitete Entwurf (BT II/1648) wurde in der 2. Legislaturperiode erneut eingebracht. Das Gesetz wurde nach Ausschussberatungen (vgl. BT II/3327) am 3. 5. 1957 im Bundestag in dritter Lesung einstimmig verabschiedet (BT-Prot. 206. Sitzung, S. 11759; zur Zustimmung des Bundesrates BR-Prot. 1957, Nr. 177, S. 658). Das Gesetz baut auf der allseits akzeptierten Grundvorstellung der VO von 1942 auf, dass die Erfinderrechte zunächst dem Arbeitnehmer als Erfinder zustehen und der Arbeitgeber hinsichtlich der Diensterfindung eine zeitlich begrenzte Anwartschaft hat (vgl. Volmer, RdA 57, 241, 242). Das ist in anderen Rechtsordnungen unterschiedlich und durchaus anders geregelt (Deinert, Internationales Arbeitsrecht, 2013, § 12 Rn. 3).
        


        
          Zu dem Gesetz sind zwei Verordnungen erlassen worden: die Erste VO zur Durchführung des ArbNErfG vom 1. 10. 1957 (BGBl. I 1679), mit welcher eine Schiedsstelle beim Patent- und Markenamt München eingerichtet ist, und die Zweite VO zur Durchführung des ArbNErfG vom 1. 10. 1957 (BGBl. I 1680, zuletzt geändert durch Gesetz vom 31. 7. 2009, s. o.) über Berufung und Rechtsstellung der Beisitzer der Schiedsstelle gemäß § 30 Abs. 4 und 5.
        


        
          Der Bundesminister für Arbeit hat Richtlinien über die Bemessung der Vergütung gem. § 11 erlassen (abgedruckt bei Schwab, Anh.; zur Handhabung Schoden, BetrR 82, 127).
        


        
          Durch das Gesetz zur Vereinfachung und Modernisierung des Patentrechts vom 31. 7. 2009 (BGBl. I 2521; dazu Schwab, AiB 09, 545 ff.; Bayreuther, NZA 09, 1123 ff; Schreyer-Bestmann/Garbers-von Boehm, DB 09, 2266 ff.; Gärtner/Simon, BB 11, 1909 ff.) wurden wesentlich folgende Neuerungen eingeführt:
        


        
          	–


          	Beseitigung der Möglichkeit einer beschränkten Inanspruchnahme der Erfindung durch den Arbeitgeber


          	–


          	Fiktion einer Inanspruchnahme der Erfindung mangels Freigabe innerhalb von 4 Monaten


          	–


          	insolvenzrechtliche Regelungen in § 27.

        


        
          II. Wesentlicher Gesetzesinhalt


          


          
            1. ArbNErfG


            


            
              Das Gesetz regelt die arbeitsrechtliche Behandlung von Erfindungen und technischen Verbesserungsvorschlägen (§ 1; Übersicht 10). Erfindungen im Sinne des Gesetzes sind nur Erfindungen, die patent- oder gebrauchsmusterfähig sind. Dabei handelt es sich um Patente i. S. des Patentgesetzes i. d. F. vom 16. 12. 1980 (BGBl. I 81) und um Gebrauchsmuster i. S. des Gebrauchsmustergesetzes i. d. F. vom 28. 8. 1986 (BGBl. I 24; Patente und Gebrauchsmuster unterscheiden sich nach der sog. Erfindungshöhe, d. h. Gebrauchsmuster sind »kleinere technische Erfindungen«).
            


            
              Technische Verbesserungsvorschläge sind Vorschläge für Neuerungen, die nicht patent- oder gebrauchsmusterfähig sind (§ 3; zur Abgrenzung Gaul, BB 92, 1710; Becher, BB 93, 353). Soweit sie dem Arbeitgeber eine ähnliche Vorzugsstellung gewähren wie ein gewerbliches Schutzrecht (eine tatsächliche Monopolstellung), spricht man von »qualifizierten Verbesserungsvorschlägen«. Der Arbeitnehmer hat einen Anspruch auf angemessene Vergütung, sobald der Arbeitgeber einen solchen Vorschlag verwertet (§ 20 Abs. 1 mit Verweisung auf §§ 9, 12). Diese Vergütung ist im Streitfall im arbeitsgerichtlichen Urteilsverfahren geltend zu machen (BAG, AP Nr. 1 zu § 20 ArbNErfG). § 20 schließt als gesetzliche Regelung ein Mitbestimmungsrecht des Betriebsrats hinsichtlich der Vergütung aus. Für sog. einfache Verbesserungsvorschläge gelten Tarifverträge, Betriebsvereinbarungen (§ 20 Abs. 2) oder hilfsweise der Einzelarbeitsvertrag. Hinsichtlich ihrer Behandlung besteht ein volles Mitbestimmungsrecht des Betriebsrats gem. § 87 Abs. 1 Nr. 12 BetrVG (vgl. Schwab, AiB 99, 445; zum Entwurf einer »Rahmenbetriebsvereinbarung ›Innovation‹« s. bei Heilmann/Taeger, BB 90, 1669).
            


            
              Hauptgegenstand des Gesetzes sind Erfindungen, die unterschieden werden in Diensterfindungen und freie Erfindungen (§ 4 Abs. 1). Diensterfindungen (auch »gebundene Erfindungen«) werden in § 4 bezüglich ihres Zusammenhangs mit dem Arbeitsverhältnis definiert. Sie erfassen sog. Auftragserfindungen, zu denen der Arbeitnehmer beauftragt wurde oder die mit seiner Tätigkeit in einem inneren Zusammenhang stehen (§ 4 Abs. 2 Nr. 1), und sog. Erfahrungserfindungen, die zustande gekommen sind, weil die betriebliche Tätigkeit dem Erfinder die Anregung zur Erfindung gegeben hat (§ 4 Abs. 2 Nr. 2). Alle anderen Erfindungen von Arbeitnehmern sind »freie Erfindungen« (§ 4 Abs. 3). Sie unterliegen nur den in §§ 18, 19 geregelten Beschränkungen: Der Arbeitnehmer hat während der Dauer des Arbeitsverhältnisses gemachte freie Erfindungen dem Arbeitgeber mitzuteilen (§ 18) und unter bestimmten Bedingungen zur beschränkten Nutzung anzubieten (§ 19).
            


            
              Diensterfindungen hat der Arbeitnehmer dem Arbeitgeber in Textform (§ 126 b BGB) anzuzeigen (§ 5), der sich dann entscheiden kann, ob er sie in Anspruch nehmen (§ 6) oder freigeben (§ 8) will, wobei mangels Freigabe innerhalb von 4 Monaten eine Inanspruchnahme vorliegt (§ 6 Abs. 2). Auch nach der Inanspruchnahme durch den Arbeitgeber verbleibt das Recht der Erfinderbenennung beim Arbeitnehmer-Erfinder, für den es der Arbeitgeber beim Patentamt anzumelden hat (§ 13, außer im Falle der Gefährdung von Betriebsgeheimnissen, § 17). Hat der Arbeitnehmer die Erfindung zu Unrecht selbst angemeldet, muss der Arbeitgeber sich das Patent im Falle der Inanspruchnahme der Erfindung übertragen lassen (BGH, NZA-RR 11, 479).
            


            
              Bei Inanspruchnahme der Erfindung hat der Arbeitgeber dem Arbeitnehmer eine »angemessene Vergütung« zu bezahlen (§ 9), für deren Bemessung der Bundesarbeitsminister Richtlinien erlässt (§ 11; s. I). Für die Höhe der Vergütung sind insbesondere die wirtschaftliche Verwertbarkeit der Erfindung, die Aufgaben und Stellung des Arbeitnehmers im Betrieb sowie sein Anteil am Zustandekommen der Erfindung maßgebend (§ 9 Abs. 2). Die gem. § 11 erlassenen Richtlinien gewichten den Anteil des Betriebes am Zustandekommen der Erfindung im Regelfall sehr hoch (vgl. Schoden, Der Betriebsrat 82, 142). Kommt über die Vergütung keine Einigung zustande, wird sie durch den Arbeitgeber festgesetzt (§ 12 Abs. 3). Ist der Arbeitnehmer mit der Festsetzung der Vergütung nicht einverstanden, muss er binnen 2 Monaten widersprechen (§ 12 Abs. 4). Danach ist der Rechtsweg zum Landgericht offen (§ 39 Abs. 1); lediglich Leistungsklagen aus verbindlich festgesetzten Vergütungen kommen vor die Arbeitsgerichtsbarkeit (§ 39 Abs. 2; hierzu kritisch Kunze, RdA 75, 42, 46). Der Arbeitnehmererfinder hat gegenüber dem Arbeitgeber einen Rechnungslegungsanspruch gem. § 259 BGB (BGH, NJW 95, 368). Auf Verlangen des Arbeitnehmers muss der Arbeitgeber grundsätzlich auch die mit den erfindungsgemäßen Produkten erzielten Gewinne einschließlich einzelner Kostenfaktoren offenbaren (BGH, DB 98, 771; zu den Grenzen dieses Anspruchs BGH, NZA 98, 313).
            


            
              Als freiwillige Möglichkeit der Streitschlichtung besteht eine beim Deutschen Patentamt eingerichtete Schiedsstelle (§§ 28 ff.).
            


            
              Das Gesetz gilt auch im öffentlichen Dienst und dort auch für Beamte und Soldaten (§ 1). Die Erfindungen von Hochschulbeschäftigten im Rahmen ihrer Forschungstätigkeit unterliegen im Hinblick auf die grundrechtlich geschützte Freiheit von Forschung und Lehre (Art. 5 Abs. 3 GG) besonderen Regeln, die auf die Forschungsautonomie Rücksicht nehmen (§ 42).
            


            
              Die Vergütungen für Diensterfindungen und Verbesserungsvorschläge werden steuerlich wie Arbeitseinkommen behandelt (vgl. BT-Drucks. 12/7488).
            


            
              2. UrhG


              


              
                Eine ähnliche Problematik für die Erfindungen im Arbeitsverhältnis ergibt sich für geschützte Werke, die Urheber in Erfüllung einer Verpflichtung aus dem Arbeitsverhältnis geschaffen haben bzw. für angestellte ausübende Künstler. Für sie gilt das Urheberrechtsgesetz.
              


              
                Gemessen am Arbeitnehmererfinderrecht ist das Recht der Arbeitnehmer-Urheber nur sehr knapp geregelt (zum Folgenden Rehbinder, WiB 94, 461). Das UrhG geht davon aus, dass der Arbeitnehmer alle Urheberrechte an von ihm geschaffenen Werken hat (§§ 7, 11). Durch §§ 43 und 79 wird darauf verwiesen, in welchem Umfang der Arbeitnehmer-Urheber anderen Nutzungsrechte einräumen kann. Das ergibt sich im Hinblick auf § 31 Abs. 5 typischerweise aus dem Arbeitsvertrag. M. a. W.: Das Gesetz regelt im Wesentlichen die Verweisung auf die vertragliche Regelung im Einzelfall. Ist demnach Gegenstand der geschuldeten Arbeitsleistung die Schaffung eines geschützten Werkes, so liegt im Zweifel das ausschließliche Nutzungsrecht ohne zusätzliche Vergütung beim Arbeitgeber. Will der Urheber sich eine bestimmte Verwertung vorbehalten, muss er dies ausdrücklich ausschließen (vgl. BAG, BB 97, 2112; BGH, NJW 74, 904; vgl. Kunze, RdA 75, 42, 48). Strittig ist, ob der Arbeitnehmer mit der Einräumung des Urheberrechts zugleich stillschweigend darauf verzichtet hat, dass auch sein Name bei der Verwertung genannt wird (eingehend Schwab, NZA 00, 1254). Eine Sondervergütung kommt in Betracht, wenn der Arbeitnehmer eine höhere als die im Arbeitsvertrag vorgesehene Leistung erbracht hat. Der gleiche Schutz gilt für Computerprogramme, was früher richterrechtlich geregelt war (vgl. BAG, AuR 85, 197) und seit Juni 1993 durch §§ 69 a ff. UrhG gesetzlich geregelt ist (hierzu Brandi-Dohrn, BB 94, 658). Der Arbeitnehmer-Urheber muss seine Rechte ausdrücklich vereinbaren, sonst liegen sie gem. § 69 b UrhG beim Arbeitgeber (vgl. KG Berlin, NZA 97, 718). Das alles gilt aber nur, wenn ein Computerprogramm nicht gem. § 1 PatG patentfähig ist. Ist dies wegen technischer Komponenten ausnahmsweise doch der Fall, kommt das ArbnErfG zur Anwendung (s. o. 1; vgl. BGH, NZA-RR 02, 202).
              


              
                An dieser Rechtslage hat die sog. Urheberrechtsreform durch das am 1. 7. 2002 in Kraft getretene »Gesetz zur Stärkung der vertraglichen Rechte von Urhebern und ausübenden Künstlern« vom 28. 3. 2002 nichts Grundsätzliches geändert, weil die für Arbeitnehmer geltenden Vorschriften (§§ 43 und 69 b UrhG) unberührt blieben. Es spricht jedoch viel dafür, dass auch Arbeitnehmer einen Anspruch auf eine »angemessene Vergütung« haben sollen (§§ 11 Satz 2, 32 Abs. 1 UrhG). Man kann zwar für den Regelfall unterstellen, dass eine solche im Arbeitsentgelt enthalten ist, jedoch bleibt dem Arbeitnehmer die Möglichkeit nachzuweisen, dass dies im Einzelfall z. B. wegen eines nur unterdurchschnittlichen Entgelts nicht der Fall ist (eingehend Grobys/Foerstl, NZA 02, 1015). Gem. § 32 Abs. 4 UrhG kann die Vergütung tarifvertraglich geregelt werden.
              


              
                Eine § 69 b vergleichbare Regelung enthalten das
              


              
                	–


                	Halbleiterschutzgesetz und das


                	–


                	Designgesetz (zu beiden s. Fußn. zu § 69 b).

              


              
                III.Anwendungsprobleme/Rechtstatsachen/

                Rechtspolitische Diskussion


                


                
                  Trotz Kritik an der zu geringen Höhe der üblichen Arbeitnehmervergütung (Schoden, BetrR 82, 119, 142) und der fehlenden vollständigen Zuordnung zur Arbeitsgerichtsbarkeit (Kunze, RdA 75, 42, 46) sind nachhaltige rechtspolitische Impulse zur Veränderung des Gesetzes ausgeblieben. Das mag mit einen Grund in der Betriebsvereinbarungspraxis zum betrieblichen Vorschlagswesen haben (vgl. Gaul, AuR 87, 349). Im Jahr 1999 wurden insgesamt ca. 1,1 Mio. Verbesserungsvorschläge gemacht. Aus ihnen resultierten Einsparungen von ca. 1,86 Mrd. DM allein in diesem Jahr. An Arbeitnehmer wurden Prämien von insgesamt ca. 330 Mio. DM gezahlt (Spitzenprämie 563000 DM in der Automobilindustrie, vgl. iwd, 16/2000, S. 8). Die formal nur freiwillige Schiedsstelle beim Bundespatentamt ist in dem Sinne »angenommen« worden, dass nur noch sehr wenige derartiger Rechtsstreitigkeiten zu den Gerichten kommen, die nicht vorher die Schiedsstelle durchlaufen haben; rund 70 % ihrer Einigungsvorschläge bleiben widerspruchslos (Schwab, § 36 Rn. 3).
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      Gesetz über Arbeitnehmererfindungen


      
        vom 25. Juli 1957 (BGBl. I 756),

        zuletzt geändert durch Gesetz vom 31. Juli 2009 (BGBl. I 2521)
      


      
        (Abgedruckte Vorschriften: §§ 1–45)
      


      
        Erster Abschnitt – Anwendungsbereich und Begriffsbestimmungen


        
          


          
            § 1 Anwendungsbereich Diesem Gesetz unterliegen die Erfindungen und technischen Verbesserungsvorschläge von Arbeitnehmern im privaten und im öffentlichen Dienst, von Beamten und Soldaten.
          


          
            


            
              § 2 Erfindungen Erfindungen im Sinne dieses Gesetzes sind nur Erfindungen, die patent- oder gebrauchsmusterfähig sind.
            


            
              


              
                § 3 Technische Verbesserungsvorschläge Technische Verbesserungsvorschläge im Sinne dieses Gesetzes sind Vorschläge für sonstige technische Neuerungen, die nicht patent- oder gebrauchsmusterfähig sind.
              


              
                


                
                  § 4 Diensterfindungen und freie Erfindungen (1) Erfindungen von Arbeitnehmern im Sinne dieses Gesetzes können gebundene oder freie Erfindungen sein.
                


                
                  (2) Gebundene Erfindungen (Diensterfindungen) sind während der Dauer des Arbeitsverhältnisses gemachte Erfindungen, die entweder
                


                
                  	1.


                  	aus der dem Arbeitnehmer im Betrieb oder in der öffentlichen Verwaltung obliegenden Tätigkeit entstanden sind oder


                  	2.


                  	maßgeblich auf Erfahrungen oder Arbeiten des Betriebes oder der öffentlichen Verwaltung beruhen.

                


                
                  (3) Sonstige Erfindungen von Arbeitnehmern sind freie Erfindungen. Sie unterliegen jedoch den Beschränkungen der §§ 18 und 19.
                


                
                  (4) Die Absätze 1 bis 3 gelten entsprechend für Erfindungen von Beamten und Soldaten.
                


                
                  Zweiter Abschnitt – Erfindungen und technische Verbesserungs­vorschläge von Arbeitnehmern im privaten Dienst


                  
                    1. Diensterfindungen


                    
                      


                      
                        § 5 Meldepflicht (1) Der Arbeitnehmer, der eine Diensterfindung gemacht hat, ist verpflichtet, sie unverzüglich dem Arbeitgeber gesondert in Textform zu melden und hierbei kenntlich zu machen, daß es sich um die Meldung einer Erfindung handelt. Sind mehrere Arbeitnehmer an dem Zustandekommen der Erfindung beteiligt, so können sie die Meldung gemeinsam abgeben. Der Arbeitgeber hat den Zeitpunkt des Eingangs der Meldung dem Arbeitnehmer unverzüglich in Textform zu bestätigen.
                      


                      
                        (2) In der Meldung hat der Arbeitnehmer die technische Aufgabe, ihre Lösung und das Zustandekommen der Diensterfindung zu beschreiben. Vorhandene Aufzeichnungen sollen beigefügt werden, soweit sie zum Verständnis der Erfindung erforderlich sind. Die Meldung soll dem Arbeitnehmer dienstlich erteilte Weisungen oder Richtlinien, die benutzten Erfahrungen oder Arbeiten des Betriebes, die Mitarbeiter sowie Art und Umfang ihrer Mitarbeit angeben und soll hervorheben, was der meldende Arbeitnehmer als seinen eigenen Anteil ansieht.
                      


                      
                        (3) Eine Meldung, die den Anforderungen des Absatzes 2 nicht entspricht, gilt als ordnungsgemäß, wenn der Arbeitgeber nicht innerhalb von zwei Monaten erklärt, daß und in welcher Hinsicht die Meldung einer Ergänzung bedarf. Er hat den Arbeitnehmer, soweit erforderlich, bei der Ergänzung der Meldung zu unterstützen.
                      


                      
                        


                        
                          § 6 Inanspruchnahme (1) Der Arbeitgeber kann eine Diensterfindung durch Erklärung gegenüber dem Arbeitnehmer in Anspruch nehmen.
                        


                        
                          (2) Die Inanspruchnahme gilt als erklärt, wenn der Arbeitgeber die Diensterfindung nicht bis zum Ablauf von vier Monaten nach Eingang der ordnungsgemäßen Meldung (§ 5 Abs. 2 Satz 1 und 3) gegenüber dem Arbeitnehmer durch Erklärung in Textform freigibt.
                        


                        
                          


                          
                            § 7 Wirkung der Inanspruchnahme (1) Mit der Inanspruchnahme gehen alle vermögenswerten Rechte an der Diensterfindung auf den Arbeitgeber über.
                          


                          
                            (2) Verfügungen, die der Arbeitnehmer über eine Diensterfindung vor der Inanspruchnahme getroffen hat, sind dem Arbeitgeber gegenüber unwirksam, soweit seine Rechte beeinträchtigt werden.
                          


                          
                            


                            
                              § 8 Frei gewordene Diensterfindungen Eine Diensterfindung wird frei, wenn der Arbeitgeber sie durch Erklärung in Textform freigibt. Über eine frei gewordene Diensterfindung kann der Arbeitnehmer ohne die Beschränkungen der §§ 18 und 19 verfügen.
                            


                            
                              


                              
                                § 9 Vergütung bei Inanspruchnahme (1) Der Arbeitnehmer hat gegen den Arbeitgeber einen Anspruch auf angemessene Vergütung, sobald der Arbeitgeber die Diensterfindung in Anspruch genommen hat.
                              


                              
                                (2) Für die Bemessung der Vergütung sind insbesondere die wirtschaftliche Verwertbarkeit der Diensterfindung, die Aufgaben und die Stellung des Arbeitnehmers im Betrieb sowie der Anteil des Betriebes an dem Zustandekommen der Diensterfindung maßgebend.
                              


                              
                                


                                
                                  § 10 (weggefallen)
                                


                                
                                  


                                  
                                    § 11 Vergütungsrichtlinien Der Bundesminister für Arbeit erläßt nach Anhörung der Spitzenorganisationen der Arbeitgeber und der Arbeitnehmer (§ 12 des Tarifvertragsgesetzes) Richtlinien über die Bemessung der Vergütung.
                                  


                                  
                                    


                                    
                                      § 12 Feststellung oder Festsetzung der Vergütung (1) Die Art und Höhe der Vergütung soll in angemessener Frist nach Inanspruchnahme der Diensterfindung durch Vereinbarung zwischen dem Arbeitgeber und dem Arbeitnehmer festgestellt werden.
                                    


                                    
                                      (2) Wenn mehrere Arbeitnehmer an der Diensterfindung beteiligt sind, ist die Vergütung für jeden gesondert festzustellen. Die Gesamthöhe der Vergütung und die Anteile der einzelnen Erfinder an der Diensterfindung hat der Arbeitgeber den Beteiligten bekanntzugeben.
                                    


                                    
                                      (3) Kommt eine Vereinbarung über die Vergütung in angemessener Frist nach Inanspruchnahme der Diensterfindung nicht zustande, so hat der Arbeitgeber die Vergütung durch eine begründete Erklärung in Textform an den Arbeitnehmer festzusetzen und entsprechend der Festsetzung zu zahlen. Die Vergütung ist spätestens bis zum Ablauf von drei Monaten nach Erteilung des Schutzrechts festzusetzen.
                                    


                                    
                                      (4) Der Arbeitnehmer kann der Festsetzung innerhalb von zwei Monaten durch Erklärung in Textform widersprechen, wenn er mit der Festsetzung nicht einverstanden ist. Widerspricht er nicht, so wird die Festsetzung für beide Teile verbindlich.
                                    


                                    
                                      (5) Sind mehrere Arbeitnehmer an der Diensterfindung beteiligt, so wird die Festsetzung für alle Beteiligten nicht verbindlich, wenn einer von ihnen der Festsetzung mit der Begründung widerspricht, daß sein Anteil an der Diensterfindung unrichtig festgesetzt sei. Der Arbeitgeber ist in diesem Falle berechtigt, die Vergütung für alle Beteiligten neu festzusetzen.
                                    


                                    
                                      (6) Arbeitgeber und Arbeitnehmer können voneinander die Einwilligung in eine andere Regelung der Vergütung verlangen, wenn sich Umstände wesentlich ändern, die für die Feststellung oder Festsetzung der Vergütung maßgebend waren. Rückzahlung einer bereits geleisteten Vergütung kann nicht verlangt werden. Die Absätze 1 bis 5 sind nicht anzuwenden.
                                    


                                    
                                      


                                      
                                        § 13 Schutzrechtsanmeldung im Inland (1) Der Arbeitgeber ist verpflichtet und allein berechtigt, eine gemeldete Diensterfindung im Inland zur Erteilung eines Schutzrechts anzumelden. Eine patentfähige Diensterfindung hat er zur Erteilung eines Patents anzumelden, sofern nicht bei verständiger Würdigung der Verwertbarkeit der Erfindung der Gebrauchsmusterschutz zweckdienlicher erscheint. Die Anmeldung hat unverzüglich zu geschehen.
                                      


                                      
                                        (2) Die Verpflichtung des Arbeitgebers zur Anmeldung entfällt,
                                      


                                      
                                        	1.


                                        	wenn die Diensterfindung freigeworden ist (§ 8);


                                        	2.


                                        	wenn der Arbeitnehmer der Nichtanmeldung zustimmt;


                                        	3.


                                        	wenn die Voraussetzungen des § 17 vorliegen.

                                      


                                      
                                        (3) Genügt der Arbeitgeber nach Inanspruchnahme der Diensterfindung seiner Anmeldepflicht nicht und bewirkt er die Anmeldung auch nicht innerhalb einer ihm vom Arbeitnehmer gesetzten angemessenen Nachfrist, so kann der Arbeitnehmer die Anmeldung der Diensterfindung für den Arbeitgeber auf dessen Namen und Kosten bewirken.
                                      


                                      
                                        (4) Ist die Diensterfindung freigeworden, so ist nur der Arbeitnehmer berechtigt, sie zur Erteilung eines Schutzrechts anzumelden. Hatte der Arbeitgeber die Diensterfindung bereits zur Erteilung eines Schutzrechts angemeldet, so gehen die Rechte aus der Anmeldung auf den Arbeitnehmer über.
                                      


                                      
                                        


                                        
                                          § 14 Schutzrechtsanmeldung im Ausland (1) Nach Inanspruchnahme der Diensterfindung ist der Arbeitgeber berechtigt, diese auch im Ausland zur Erteilung von Schutzrechten anzumelden.
                                        


                                        
                                          (2) Für ausländische Staaten, in denen der Arbeitgeber Schutzrechte nicht erwerben will, hat er dem Arbeitnehmer die Diensterfindung freizugeben und ihm auf Verlangen den Erwerb von Auslandsschutzrechten zu ermöglichen. Die Freigabe soll so rechtzeitig vorgenommen werden, daß der Arbeitnehmer die Prioritätsfristen der zwischenstaatlichen Verträge auf dem Gebiet des gewerblichen Rechtsschutzes ausnutzen kann.
                                        


                                        
                                          (3) Der Arbeitgeber kann sich gleichzeitig mit der Freigabe nach Absatz 2 ein nichtausschließliches Recht zur Benutzung der Diensterfindung in den betreffenden ausländischen Staaten gegen angemessene Vergütung vorbehalten und verlangen, daß der Arbeitnehmer bei der Verwertung der freigegebenen Erfindung in den betreffenden ausländischen Staaten die Verpflichtungen des Arbeitgebers aus den im Zeitpunkt der Freigabe bestehenden Verträgen über die Diensterfindung gegen angemessene Vergütung berücksichtigt.
                                        


                                        
                                          


                                          
                                            § 15 Gegenseitige Rechte und Pflichten beim Erwerb von Schutzrechten (1) Der Arbeitgeber hat dem Arbeitnehmer zugleich mit der Anmeldung der Diensterfindung zur Erteilung eines Schutzrechts Abschriften der Anmeldeunterlagen zu geben. Er hat ihn von dem Fortgang des Verfahrens zu unterrichten und ihm auf Verlangen Einsicht in den Schriftwechsel zu gewähren.
                                          


                                          
                                            (2) Der Arbeitnehmer hat den Arbeitgeber auf Verlangen beim Erwerb von Schutzrechten zu unterstützen und die erforderlichen Erklärungen abzugeben.
                                          


                                          
                                            


                                            
                                              § 16 Aufgabe der Schutzrechtsanmeldung oder des Schutzrechts (1) Wenn der Arbeitgeber vor Erfüllung des Anspruchs des Arbeitnehmers auf angemessene Vergütung die Anmeldung der Diensterfindung zur Erteilung eines Schutzrechts nicht weiterverfolgen oder das auf die Diensterfindung erteilte Schutzrecht nicht aufrechterhalten will, hat er dies dem Arbeitnehmer mitzuteilen und ihm auf dessen Verlangen und Kosten das Recht zu übertragen sowie die zur Wahrung des Rechts erforderlichen Unterlagen auszuhändigen.
                                            


                                            
                                              (2) Der Arbeitgeber ist berechtigt, das Recht aufzugeben, sofern der Arbeitnehmer nicht innerhalb von drei Monaten nach Zugang der Mitteilung die Übertragung des Rechts verlangt.
                                            


                                            
                                              (3) Gleichzeitig mit der Mitteilung nach Absatz 1 kann sich der Arbeitgeber ein nichtausschließliches Recht zur Benutzung der Diensterfindung gegen angemessene Vergütung vorbehalten.
                                            


                                            
                                              


                                              
                                                § 17 Betriebsgeheimnisse (1) Wenn berechtigte Belange des Betriebes es erfordern, eine gemeldete Diensterfindung nicht bekannt werden zu lassen, kann der Arbeitgeber von der Erwirkung eines Schutzrechts absehen, sofern er die Schutzfähigkeit der Diensterfindung gegenüber dem Arbeitnehmer anerkennt.
                                              


                                              
                                                (2) Erkennt der Arbeitgeber die Schutzfähigkeit der Diensterfindung nicht an, so kann er von der Erwirkung eines Schutzrechts absehen, wenn er zur Herbeiführung einer Einigung über die Schutzfähigkeit der Diensterfindung die Schiedsstelle (§ 29) anruft.
                                              


                                              
                                                (3) Bei der Bemessung der Vergütung für eine Erfindung nach Absatz 1 sind auch die wirtschaftlichen Nachteile zu berücksichtigen, die sich für den Arbeitnehmer daraus ergeben, daß auf die Diensterfindung kein Schutzrecht erteilt worden ist.
                                              


                                              
                                                2. Freie Erfindungen


                                                
                                                  


                                                  
                                                    § 18 Mitteilungspflicht (1) Der Arbeitnehmer, der während der Dauer des Arbeitsverhältnisses eine freie Erfindung gemacht hat, hat dies dem Arbeitgeber unverzüglich durch Erklärung in Textform mitzuteilen. Dabei muß über die Erfindung und, wenn dies erforderlich ist, auch über ihre Entstehung so viel mitgeteilt werden, daß der Arbeitgeber beurteilen kann, ob die Erfindung frei ist.
                                                  


                                                  
                                                    (2) Bestreitet der Arbeitgeber nicht innerhalb von drei Monaten nach Zugang der Mitteilung durch Erklärung in Textform an den Arbeitnehmer, daß die ihm mitgeteilte Erfindung frei sei, so kann die Erfindung nicht mehr als Diensterfindung in Anspruch genommen werden (§ 6).
                                                  


                                                  
                                                    (3) Eine Verpflichtung zur Mitteilung freier Erfindungen besteht nicht, wenn die Erfindung offensichtlich im Arbeitsbereich des Betriebes des Arbeitgebers nicht verwendbar ist.
                                                  


                                                  
                                                    


                                                    
                                                      § 19 Anbietungspflicht (1) Bevor der Arbeitnehmer eine freie Erfindung während der Dauer des Arbeitsverhältnisses anderweitig verwertet, hat er zunächst dem Arbeitgeber mindestens ein nichtausschließliches Recht zur Benutzung der Erfindung zu angemessenen Bedingungen anzubieten, wenn die Erfindung im Zeitpunkt des Angebots in den vorhandenen oder vorbereiteten Arbeitsbereich des Betriebes des Arbeitgebers fällt. Das Angebot kann gleichzeitig mit der Mitteilung nach § 18 abgegeben werden.
                                                    


                                                    
                                                      (2) Nimmt der Arbeitgeber das Angebot innerhalb von drei Monaten nicht an, so erlischt das Vorrecht.
                                                    


                                                    
                                                      (3) Erklärt sich der Arbeitgeber innerhalb der Frist des Absatzes 2 zum Erwerb des ihm angebotenen Rechts bereit, macht er jedoch geltend, daß die Bedingungen des Angebots nicht angemessen seien, so setzt das Gericht auf Antrag des Arbeitgebers oder des Arbeitnehmers die Bedingungen fest.
                                                    


                                                    
                                                      (4) Der Arbeitgeber oder der Arbeitnehmer kann eine andere Festsetzung der Bedingungen beantragen, wenn sich Umstände wesentlich ändern, die für die vereinbarten oder festgesetzten Bedingungen maßgebend waren.
                                                    


                                                    
                                                      3. Technische Verbesserungsvorschläge


                                                      
                                                        


                                                        
                                                          § 20 (1) Für technische Verbesserungsvorschläge, die dem Arbeitgeber eine ähnliche Vorzugsstellung gewähren wie ein gewerbliches Schutzrecht, hat der Arbeitnehmer gegen den Arbeitgeber einen Anspruch auf angemessene Vergütung, sobald dieser sie verwertet. Die Bestimmungen der §§ 9 und 12 sind sinngemäß anzuwenden.
                                                        


                                                        
                                                          (2) Im übrigen bleibt die Behandlung technischer Verbesserungsvorschläge der Regelung durch Tarifvertrag oder Betriebsvereinbarung überlassen.
                                                        


                                                        
                                                          4. Gemeinsame Bestimmungen


                                                          
                                                            


                                                            
                                                              § 21 (weggefallen)
                                                            


                                                            
                                                              


                                                              
                                                                § 22 Unabdingbarkeit Die Vorschriften dieses Gesetzes können zuungunsten des Arbeitnehmers nicht abgedungen werden. Zulässig sind jedoch Vereinbarungen über Diensterfindungen nach ihrer Meldung, über freie Erfindungen und technische Verbesserungsvorschläge (§ 20 Abs. 1) nach ihrer Mitteilung.
                                                              


                                                              
                                                                


                                                                
                                                                  § 23 Unbilligkeit (1) Vereinbarungen über Diensterfindungen, freie Erfindungen oder technische Verbesserungsvorschläge (§ 20 Abs. 1), die nach diesem Gesetz zulässig sind, sind unwirksam, soweit sie in erheblichem Maße unbillig sind. Das gleiche gilt für die Festsetzung der Vergütung (§ 12 Abs. 4).
                                                                


                                                                
                                                                  (2) Auf die Unbilligkeit einer Vereinbarung oder einer Festsetzung der Vergütung können sich Arbeitgeber und Arbeitnehmer nur berufen, wenn sie die Unbilligkeit spätestens bis zum Ablauf von sechs Monaten nach Beendigung des Arbeitsverhältnisses durch Erklärung in Textform gegenüber dem anderen Teil geltend machen.
                                                                


                                                                
                                                                  


                                                                  
                                                                    § 24 Geheimhaltungspflicht (1) Der Arbeitgeber hat die ihm gemeldete oder mitgeteilte Erfindung eines Arbeitnehmers so lange geheimzuhalten, als dessen berechtigte Belange dies erfordern.
                                                                  


                                                                  
                                                                    (2) Der Arbeitnehmer hat eine Diensterfindung so lange geheimzuhalten, als sie nicht freigeworden ist (§ 8).
                                                                  


                                                                  
                                                                    (3) Sonstige Personen, die auf Grund dieses Gesetzes von einer Erfindung Kenntnis erlangt haben, dürfen ihre Kenntniss weder auswerten noch bekanntgeben.
                                                                  


                                                                  
                                                                    


                                                                    
                                                                      § 25 Verpflichtungen aus dem Arbeitsverhältnis Sonstige Verpflichtungen, die sich für den Arbeitgeber und den Arbeitnehmer aus dem Arbeitsverhältnis ergeben, werden durch die Vorschriften dieses Gesetzes nicht berührt, soweit sich nicht daraus, daß die Erfindung freigeworden ist (§ 8), etwas anderes ergibt.
                                                                    


                                                                    
                                                                      


                                                                      
                                                                        § 26 Auflösung des Arbeitsverhältnisses Die Rechte und Pflichten aus diesem Gesetz werden durch die Auflösung des Arbeitsverhältnisses nicht berührt.
                                                                      


                                                                      
                                                                        


                                                                        
                                                                          § 27 Insolvenzverfahren Wird nach Inanspruchnahme der Diensterfindung das Insolvenzverfahren über das Vermögen des Arbeitgebers eröffnet, so gilt folgendes:
                                                                        


                                                                        
                                                                          	1.


                                                                          	Veräußert der Insolvenzverwalter die Diensterfindung mit dem Geschäftsbetrieb, so tritt der Erwerber für die Zeit von der Eröffnung des Insolvenzverfahrens an in die Vergütungspflicht des Arbeitgebers ein.


                                                                          	2.


                                                                          	Verwertet der Insolvenzverwalter die Diensterfindung im Unternehmen des Schuldners, so hat er dem Arbeitnehmer eine angemessene Vergütung für die Verwertung aus der Insolvenzmasse zu zahlen.


                                                                          	3.


                                                                          	In allen anderen Fällen hat der Insolvenzverwalter dem Arbeitnehmer die Diensterfindung sowie darauf bezogene Schutzrechtspositionen spätestens nach Ablauf eines Jahres nach Eröffnung des Insolvenzverfahrens anzubieten; im Übrigen gilt § 16 entsprechend. Nimmt der Arbeitnehmer das Angebot innerhalb von zwei Monaten nach dessen Zugang nicht an, kann der Insolvenzverwalter die Erfindung ohne Geschäftsbetrieb veräußern oder das Recht aufgeben. Im Fall der Veräußerung kann der Insolvenzverwalter mit dem Erwerber vereinbaren, dass sich dieser verpflichtet, dem Arbeitnehmer die Vergütung nach § 9 zu zahlen. Wird eine solche Vereinbarung nicht getroffen, hat der Insolvenzverwalter dem Arbeitnehmer die Vergütung aus dem Veräußerungserlös zu zahlen.


                                                                          	4.


                                                                          	Im Übrigen kann der Arbeitnehmer seine Vergütungsansprüche nach den §§ 9 bis 12 nur als Insolvenzgläubiger geltend machen.

                                                                        


                                                                        
                                                                          5. Schiedsverfahren


                                                                          
                                                                            


                                                                            
                                                                              § 28 Gütliche Einigung In allen Streitfällen zwischen Arbeitgeber und Arbeitnehmer auf Grund dieses Gesetzes kann jederzeit die Schiedsstelle angerufen werden. Die Schiedsstelle hat zu versuchen, eine gütliche Einigung herbeizuführen.
                                                                            


                                                                            
                                                                              


                                                                              
                                                                                § 29 Errichtung der Schiedsstelle (1) Die Schiedsstelle wird beim Patentamt errichtet.
                                                                              


                                                                              
                                                                                (2) Die Schiedsstelle kann außerhalb ihres Sitzes zusammentreten.
                                                                              


                                                                              
                                                                                


                                                                                
                                                                                  § 30 Besetzung der Schiedsstelle (1) Die Schiedsstelle besteht aus einem Vorsitzenden oder seinem Vertreter und zwei Beisitzern.
                                                                                


                                                                                
                                                                                  (2) Der Vorsitzende und sein Vertreter sollen die Befähigung zum Richteramt nach dem Deutschen Richtergesetz besitzen. Sie werden vom Bundesminister der Justiz für die Dauer von vier Jahren berufen. Eine Wiederberufung ist zulässig.
                                                                                


                                                                                
                                                                                  (3) Die Beisitzer sollen auf dem Gebiet der Technik, auf das sich die Erfindung oder der technische Verbesserungsvorschlag bezieht, besondere Erfahrung besitzen. Sie werden vom Präsidenten des Patentamtes aus den Mitgliedern oder Hilfsmitgliedern des Patentamtes für den einzelnen Streitfall berufen.
                                                                                


                                                                                
                                                                                  (4) Auf Antrag eines Beteiligten ist die Besetzung der Schiedsstelle um je einen Beisitzer aus Kreisen der Arbeitgeber und der Arbeitnehmer zu erweitern. Diese Beisitzer werden vom Präsidenten des Patentamtes aus Vorschlagslisten ausgewählt und für den einzelnen Streitfall bestellt. Zur Einreichung von Vorschlagslisten sind berechtigt die in § 11 genannten Spitzenorganisationen, ferner die Gewerkschaften und die selbständigen Vereinigungen von Arbeitnehmern mit sozial- oder berufspolitischer Zwecksetzung, die keiner dieser Spitzenorganisationen angeschlossen sind, wenn ihnen eine erhebliche Zahl von Arbeitnehmern angehört, von denen nach der ihnen im Betrieb obliegenden Tätigkeit erfinderische Leistungen erwartet werden.
                                                                                


                                                                                
                                                                                  (5) Der Präsident des Patentamtes soll den Beisitzer nach Absatz 4 aus der Vorschlagsliste derjenigen Organisation auswählen, welcher der Beteiligte angehört, wenn der Beteiligte seine Zugehörigkeit zu einer Organisation vor der Auswahl der Schiedsstelle mitgeteilt hat.
                                                                                


                                                                                
                                                                                  (6) Die Dienstaufsicht über die Schiedsstelle führt der Vorsitzende, die Dienstaufsicht über den Vorsitzenden der Präsident des Patentamts. Die Mitglieder der Schiedsstelle sind an Weisungen nicht gebunden.
                                                                                


                                                                                
                                                                                  


                                                                                  
                                                                                    § 31 Anrufung der Schiedsstelle (1) Die Anrufung der Schiedsstelle erfolgt durch schriftlichen Antrag. Der Antrag soll in zwei Stücken eingereicht werden. Er soll eine kurze Darstellung des Sachverhalts sowie Namen und Anschrift des anderen Beteiligten enthalten.
                                                                                  


                                                                                  
                                                                                    (2) Der Antrag wird vom Vorsitzenden der Schiedsstelle dem anderen Beteiligten mit der Aufforderung zugestellt, sich innerhalb einer bestimmten Frist zu dem Antrag schriftlich zu äußern.
                                                                                  


                                                                                  
                                                                                    


                                                                                    
                                                                                      § 32 Antrag auf Erweiterung der Schiedsstelle Der Antrag auf Erweiterung der Besetzung der Schiedsstelle ist von demjenigen, der die Schiedsstelle anruft, zugleich mit der Anrufung (§ 31 Abs. 1), von dem anderen Beteiligten innerhalb von zwei Wochen nach Zustellung des die Anrufung enthaltenen Antrags (§ 31 Abs. 2) zu stellen.
                                                                                    


                                                                                    
                                                                                      


                                                                                      
                                                                                        § 33 Verfahren vor der Schiedsstelle (1) Auf das Verfahren vor der Schiedsstelle sind §§ 41 bis 48, 1042 Abs. 1 und § 1050 der Zivilprozeßordnung sinngemäß anzuwenden. § 1042 Abs. 2 der Zivilprozeßordnung ist mit der Maßgabe sinngemäß anzuwenden, daß auch Patentanwälte und Erlaubnisscheininhaber (Art. 3 des Zweiten Gesetzes zur Änderung und Überleitung von Vorschriften auf dem Gebiet des gewerblichen Rechtsschutzes vom 2. Juli 1949 – WiGBl. S. 179) sowie Verbandsvertreter im Sinne des § 11 des Arbeitsgerichtsgesetzes von der Schiedsstelle nicht zurückgewiesen werden dürfen.
                                                                                      


                                                                                      
                                                                                        (2) Im übrigen bestimmt die Schiedsstelle das Verfahren selbst.
                                                                                      


                                                                                      
                                                                                        


                                                                                        
                                                                                          § 34 Einigungsvorschlag der Schiedsstelle (1) Die Schiedsstelle faßt ihre Beschlüsse mit Stimmenmehrheit. § 196 Abs. 2 des Gerichtsverfassungsgesetzes ist anzuwenden.
                                                                                        


                                                                                        
                                                                                          (2) Die Schiedsstelle hat den Beteiligten einen Einigungsvorschlag zu machen. Der Einigungsvorschlag ist zu begründen und von sämtlichen Mitgliedern der Schiedsstelle zu unterschreiben. Auf die Möglichkeit des Widerspruchs und die Folgen bei Versäumung der Widerspruchsfrist ist in dem Einigungsvorschlag hinzuweisen. Der Einigungsvorschlag ist den Beteiligten zuzustellen.
                                                                                        


                                                                                        
                                                                                          (3) Der Einigungsvorschlag gilt als angenommen und eine dem Inhalt des Vorschlages entsprechende Vereinbarung als zustande gekommen, wenn nicht innerhalb eines Monats nach Zustellung des Vorschlages ein schriftlicher Widerspruch eines der Beteiligten bei der Schiedsstelle eingeht.
                                                                                        


                                                                                        
                                                                                          (4) Ist einer der Beteiligten durch unabwendbaren Zufall verhindert worden, den Widerspruch rechtzeitig einzulegen, so ist er auf Antrag wieder in den vorigen Stand einzusetzen. Der Antrag muß innerhalb eines Monats nach Wegfall des Hindernisses schriftlich bei der Schiedsstelle eingereicht werden. Innerhalb dieser Frist ist der Widerspruch nachzuholen. Der Antrag muß die Tatsachen, auf die er gestützt wird, und die Mittel angeben, mit denen diese Tatsachen glaubhaft gemacht werden. Ein Jahr nach Zustellung des Einigungsvorschlages kann die Wiedereinsetzung nicht mehr beantragt und der Widerspruch nicht mehr nachgeholt werden.
                                                                                        


                                                                                        
                                                                                          (5) Über den Wiedereinsetzungsantrag entscheidet die Schiedsstelle. Gegen die Entscheidung der Schiedsstelle findet die sofortige Beschwerde nach den Vorschriften der Zivilprozeßordnung an das für den Sitz des Antragstellers zuständige Landgericht statt.
                                                                                        


                                                                                        
                                                                                          


                                                                                          
                                                                                            § 35 Erfolglose Beendigung des Schiedsverfahrens (1) Das Verfahren vor der Schiedsstelle ist erfolglos beendet,
                                                                                          


                                                                                          
                                                                                            	1.


                                                                                            	wenn sich der andere Beteiligte innerhalb der ihm nach § 31 Abs. 2 gesetzten Frist nicht geäußert hat;


                                                                                            	2.


                                                                                            	wenn er es abgelehnt hat, sich auf das Verfahren vor der Schiedsstelle einzulassen;


                                                                                            	3.


                                                                                            	wenn innerhalb der Frist des § 34 Abs. 3 ein schriftlicher Widerspruch eines der Beteiligten bei der Schiedsstelle eingegangen ist.

                                                                                          


                                                                                          
                                                                                            (2) Der Vorsitzende der Schiedsstelle teilt die erfolglose Beendigung des Schiedsverfahrens den Beteiligten mit.
                                                                                          


                                                                                          
                                                                                            


                                                                                            
                                                                                              § 36 Kosten des Schiedsverfahrens Im Verfahren vor der Schiedsstelle werden keine Gebühren oder Auslagen erhoben.
                                                                                            


                                                                                            
                                                                                              6. Gerichtliches Verfahren


                                                                                              
                                                                                                


                                                                                                
                                                                                                  § 37 Voraussetzungen für die Erhebung der Klage (1) Rechte oder Rechtsverhältnisse, die in diesem Gesetz geregelt sind, können im Wege der Klage erst geltend gemacht werden, nachdem ein Verfahren vor der Schiedsstelle vorausgegangen ist.
                                                                                                


                                                                                                
                                                                                                  (2) Dies gilt nicht,
                                                                                                


                                                                                                
                                                                                                  	1.


                                                                                                  	wenn mit der Klage Rechte aus einer Vereinbarung (§§ 12, 19, 22, 34) geltend gemacht werden oder die Klage darauf gestützt wird, daß die Vereinbarung nicht rechtswirksam sei;


                                                                                                  	2.


                                                                                                  	wenn seit der Anrufung der Schiedsstelle sechs Monate verstrichen sind;


                                                                                                  	3.


                                                                                                  	wenn der Arbeitnehmer aus dem Betrieb des Arbeitgebers ausgeschieden ist;


                                                                                                  	4.


                                                                                                  	wenn die Parteien vereinbart haben, von der Anrufung der Schiedsstelle abzusehen. Diese Vereinbarung kann erst getroffen werden, nachdem der Streitfall (§ 28) eingetreten ist. Sie bedarf der Schriftform.

                                                                                                


                                                                                                
                                                                                                  (3) Einer Vereinbarung nach Absatz 2 Nr. 4 steht es gleich, wenn beide Parteien zur Hauptsache mündlich verhandelt haben, ohne geltend zu machen, daß die Schiedsstelle nicht angerufen worden ist.
                                                                                                


                                                                                                
                                                                                                  (4) Der vorherigen Anrufung der Schiedsstelle bedarf es ferner nicht für Anträge auf Anordnung eines Arrestes oder einer einstweiligen Verfügung.
                                                                                                


                                                                                                
                                                                                                  (5) Die Klage ist nach Erlaß eines Arrestes oder einer einstweiligen Verfügung ohne die Beschränkung des Absatzes 1 zulässig, wenn der Partei nach den §§ 926, 936 der Zivilprozeßordnung eine Frist zur Erhebung der Klage bestimmt worden ist.
                                                                                                


                                                                                                
                                                                                                  


                                                                                                  
                                                                                                    § 38 Klage auf angemessene Vergütung Besteht Streit über die Höhe der Vergütung, so kann die Klage auch auf Zahlung eines vom Gericht zu bestimmenden angemessenen Betrages gerichtet werden.
                                                                                                  


                                                                                                  
                                                                                                    


                                                                                                    
                                                                                                      § 39 Zuständigkeit (1) Für alle Rechtsstreitigkeiten über Erfindungen eines Arbeitnehmers sind die für Patentstreitsachen zuständigen Gerichte (§ 143 des Patentgesetzes) ohne Rücksicht auf den Streitwert ausschließlich zuständig. Die Vorschriften über das Verfahren in Patentstreitsachen sind anzuwenden.
                                                                                                    


                                                                                                    
                                                                                                      (2) Ausgenommen von der Regelung des Absatzes 1 sind Rechtsstreitigkeiten, die ausschließlich Ansprüche auf Leistung einer festgestellten oder festgesetzten Vergütung für eine Erfindung zum Gegenstand haben.
                                                                                                    


                                                                                                    
                                                                                                      Dritter Abschnitt – Erfindungen und technische Verbesserungsvorschläge von Arbeitnehmern im öffentlichen Dienst,

                                                                                                      von Beamten und Soldaten


                                                                                                      
                                                                                                        


                                                                                                        
                                                                                                          § 40 Arbeitnehmer im öffentlichen Dienst Auf Erfindungen und technische Verbesserungsvorschläge von Arbeitnehmern, die in Betrieben und Verwaltungen des Bundes, der Länder, der Gemeinden und sonstigen Körperschaften, Anstalten und Stiftungen des öffentlichen Rechts beschäftigt sind, sind die Vorschriften für Arbeitnehmer im privaten Dienst mit folgender Maßgabe anzuwenden:
                                                                                                        


                                                                                                        
                                                                                                          	1.


                                                                                                          	An Stelle der Inanspruchnahme der Diensterfindung kann der Arbeitgeber eine angemessene Beteiligung an dem Ertrage der Diensterfindung in Anspruch nehmen, wenn dies vorher vereinbart worden ist. Über die Höhe der Beteiligung können im voraus bindende Abmachungen getroffen werden. Kommt eine Vereinbarung über die Höhe der Beteiligung nicht zustande, so hat der Arbeitgeber sie festzusetzen. § 12 Abs. 3 bis 6 ist entsprechend anzuwenden.


                                                                                                          	2.


                                                                                                          	Die Behandlung von technischen Verbesserungsvorschlägen nach § 20 Abs. 2 kann auch durch Dienstvereinbarung geregelt werden; Vorschriften, nach denen die Einigung über die Dienstvereinbarung durch die Entscheidung einer höheren Dienststelle oder einer dritten Stelle ersetzt werden kann, finden keine Anwendung.


                                                                                                          	3.


                                                                                                          	Dem Arbeitnehmer können im öffentlichen Interesse durch allgemeine Anordnung der zuständigen obersten Dienstbehörde Beschränkungen hinsichtlich der Art der Verwertung der Diensterfindung auferlegt werden.


                                                                                                          	4.


                                                                                                          	Zur Einreichung von Vorschlagslisten für Arbeitgeberbeisitzer (§ 30 Abs. 4) sind auch die Bundesregierung und die Landesregierungen berechtigt.


                                                                                                          	5.


                                                                                                          	Soweit öffentliche Verwaltungen eigene Schiedsstellen zur Beilegung von Streitigkeiten auf Grund dieses Gesetzes errichtet haben, finden die Vorschriften der §§ 29 bis 32 keine Anwendung.

                                                                                                        


                                                                                                        
                                                                                                          


                                                                                                          
                                                                                                            § 41 Beamte, Soldaten Auf Erfindungen und technische Verbesserungsvorschläge von Beamten und Soldaten sind die Vorschriften für Arbeitnehmer im öffentlichen Dienst entsprechend anzuwenden.
                                                                                                          


                                                                                                          
                                                                                                            


                                                                                                            
                                                                                                              § 42 Besondere Bestimmungen für Erfindungen an Hochschulen Für Erfindungen der an einer Hochschule Beschäftigten gelten folgende besonderen Bestimmungen:
                                                                                                            


                                                                                                            
                                                                                                              	1.


                                                                                                              	Der Erfinder ist berechtigt, die Diensterfindung im Rahmen seiner Lehr- und Forschungstätigkeit zu offenbaren, wenn er dies dem Dienstherrn rechtzeitig, in der Regel zwei Monate zuvor, angezeigt hat. § 24 Abs. 2 findet insoweit keine Anwendung.


                                                                                                              	2.


                                                                                                              	Lehnt ein Erfinder aufgrund seiner Lehr- und Forschungsfreiheit die Offenbarung seiner Diensterfindung ab, so ist er nicht verpflichtet, die Erfindung dem Dienstherrn zu melden. Will der Erfinder seine Erfindung zu einem späteren Zeitpunkt offenbaren, so hat er dem Dienstherrn die Erfindung unverzüglich zu melden.


                                                                                                              	3.


                                                                                                              	Dem Erfinder bleibt im Fall der Inanspruchnahme der Diensterfindung ein nichtausschließliches Recht zur Benutzung der Diensterfindung im Rahmen seiner Lehr- und Forschungstätigkeit.


                                                                                                              	4.


                                                                                                              	Verwertet der Dienstherr die Erfindung, beträgt die Höhe der Vergütung 30 vom Hundert der durch die Verwertung erzielten Einnahmen.


                                                                                                              	5.


                                                                                                              	§ 40 Nr. 1 findet keine Anwendung.

                                                                                                            


                                                                                                            
                                                                                                              Vierter Abschnitt – Übergangs- und Schlußbestimmungen


                                                                                                              
                                                                                                                


                                                                                                                
                                                                                                                  § 43 Übergangsvorschrift (1) § 42 in der am 7. Februar 2002 (BGBl. I S. 414) geltenden Fassung dieses Gesetzes findet nur Anwendung auf Erfindungen, die nach dem 6. Februar 2002 gemacht worden sind. Abweichend von Satz 1 ist in den Fällen, in denen sich Professoren, Dozenten oder wissenschaftliche Assistenten an einer wissenschaftlichen Hochschule zur Übertragung der Rechte an einer Erfindung gegenüber einem Dritten vor dem 18. Juli 2001 vertraglich verpflichtet haben, § 42 des Gesetzes über Arbeitnehmererfindungen in der bis zum 6. Februar 2002 geltenden Fassung bis zum 7. Februar 2003 weiter anzuwenden.
                                                                                                                


                                                                                                                
                                                                                                                  (2) Für die vor dem 7. Februar 2002 von den an einer Hochschule Beschäftigten gemachten Erfindungen sind die Vorschriften des Gesetzes über Arbeitnehmererfindungen in der bis zum 6. Februar 2002 geltenden Fassung anzuwenden. Das Recht der Professoren, Dozenten und wissenschaftlichen Assistenten an einer wissenschaftlichen Hochschule, dem Dienstherrn ihre vor dem 6. Februar 2002 gemachten Erfindungen anzubieten, bleibt unberührt.
                                                                                                                


                                                                                                                
                                                                                                                  (3) Auf Erfindungen, die vor dem 1. Oktober 2009 gemeldet wurden, sind die Vorschriften dieses Gesetzes in der bis zum 30. September 2009 geltenden Fassung weiter anzuwenden. Für technische Verbesserungsvorschläge gilt Satz 1 entsprechend.
                                                                                                                


                                                                                                                
                                                                                                                  


                                                                                                                  
                                                                                                                    § 44 (weggefallen)
                                                                                                                  


                                                                                                                  
                                                                                                                    


                                                                                                                    
                                                                                                                      § 45 Durchführungsbestimmungen Der Bundesminister der Justiz wird ermächtigt, im Einvernehmen mit dem Bundesminister für Arbeit die für die Erweiterung der Besetzung der Schiedsstelle (§ 30 Abs. 4 und 5) erforderlichen Durchführungsbestimmungen[1] zu erlassen. Insbesondere kann er bestimmen,
                                                                                                                    


                                                                                                                    
                                                                                                                      	1.


                                                                                                                      	welche persönlichen Voraussetzungen Personen erfüllen müssen, die als Beisitzer aus Kreisen der Arbeitgeber oder der Arbeitnehmer vorgeschlagen werden;


                                                                                                                      	2.


                                                                                                                      	wie die auf Grund der Vorschlagslisten ausgewählten Beisitzer für ihre Tätigkeit zu entschädigen sind.

                                                                                                                    


                                                                                                                    
                                                                                                                      


                                                                                                                      
                                                                                                                        §§ 46–49 (nicht abgedruckt)
                                                                                                                      

                                                                                                                    


                                                                                                                    
                                                                                                                      	[1]


                                                                                                                      	
                                                                                                                        
                                                                                                                          Vgl. Zweite VO zur Durchführung des Gesetzes über Arbeitnehmererfindungen vom 1. 10. 1957 (BGBl. I 1680), zuletzt geändert durch Gesetz vom 31. 7. 2009 (BGBl. I 2521).
                                                                                                                        

                                                                                                                      

                                                                                                                    

                                                                                                                  

                                                                                                                

                                                                                                              

                                                                                                            

                                                                                                          

                                                                                                        

                                                                                                      

                                                                                                    

                                                                                                  

                                                                                                

                                                                                              

                                                                                            

                                                                                          

                                                                                        

                                                                                      

                                                                                    

                                                                                  

                                                                                

                                                                              

                                                                            

                                                                          

                                                                        

                                                                      

                                                                    

                                                                  

                                                                

                                                              

                                                            

                                                          

                                                        

                                                      

                                                    

                                                  

                                                

                                              

                                            

                                          

                                        

                                      

                                    

                                  

                                

                              

                            

                          

                        

                      

                    

                  

                

              

            

          

        

      

    

  


  
    
      3 a. Urheberrechtsgesetz

      Gesetz über Urheberrechte und verwandte

      Schutzrechte

      (Urheberrechtsgesetz)

    


    


    


    
      vom 9. September 1965 (BGBl. I 1273),

      zuletzt geändert durch Gesetz vom 1. Oktober 2013

      (BGBl. I 3728)
    


    
      (Abgedruckte Vorschriften: §§ 11, 31, 32, 43, 69 b, 79)
    


    
      Einleitung


      


      
        (siehe bei Nr. 3)
      

    


    
      Gesetzestext


      
        Erster Teil – Urheberrecht


        
          Vierter Abschnitt – Inhalt des Urheberrechts


          
            


            
              § 11 [Allgemeines] Das Urheberrecht schützt den Urheber in seinen geistigen und persönlichen Beziehungen zum Werk und in der Nutzung des Werkes. Es dient zugleich der Sicherung einer angemessenen Vergütung für die Nutzung des Werkes.
            


            
              …
            


            
              Fünfter Abschnitt – Rechtsverkehr im Urheberrecht


              
                


                
                  § 31 Einräumung von Nutzungsrechten (1) Der Urheber kann einem anderen das Recht einräumen, das Werk auf einzelne oder alle Nutzungsarten zu nutzen (Nutzungsrecht). Das Nutzungsrecht kann als einfaches oder ausschließliches Recht sowie räumlich, zeitlich oder inhaltlich beschränkt eingeräumt werden.
                


                
                  (2) Das einfache Nutzungsrecht berechtigt den Inhaber, das Werk auf die erlaubte Art zu nutzen, ohne dass eine Nutzung durch andere ausgeschlossen ist.
                


                
                  (3) Das ausschließliche Nutzungsrecht berechtigt den Inhaber, das Werk unter Ausschluss aller anderen Personen auf die ihm erlaubte Art zu nutzen und Nutzungsrechte einzuräumen. Es kann bestimmt werden, dass die Nutzung durch den Urheber vorbehalten bleibt. § 35 bleibt unberührt.
                


                
                  (4) (weggefallen)
                


                
                  (5) Sind bei der Einräumung eines Nutzungsrechts die Nutzungsarten nicht ausdrücklich einzeln bezeichnet, so bestimmt sich nach dem von beiden Partnern zugrunde gelegten Vertragszweck, auf welche Nutzungsarten es sich erstreckt. Entsprechendes gilt für die Frage, ob ein Nutzungsrecht eingeräumt wird, ob es sich um ein einfaches oder ausschließliches Nutzungsrecht handelt, wie weit Nutzungsrecht und Verbotsrecht reichen und welchen Einschränkungen das Nutzungsrecht unterliegt.
                


                
                  


                  
                    § 32 Angemessene Vergütung (1) Der Urheber hat für die Einräumung von Nutzungsrechten und die Erlaubnis zur Werknutzung Anspruch auf die vertraglich vereinbarte Vergütung. Ist die Höhe der Vergütung nicht bestimmt, gilt die angemessene Vergütung als vereinbart. Soweit die vereinbarte Vergütung nicht angemessen ist, kann der Urheber von seinem Vertragspartner die Einwilligung in die Änderung des Vertrages verlangen, durch die dem Urheber die angemessene Vergütung gewährt wird.
                  


                  
                    (2) Eine nach einer gemeinsamen Vergütungsregel (§ 36) ermittelte Vergütung ist angemessen. Im Übrigen ist die Vergütung angemessen, wenn sie im Zeitpunkt des Vertragsschlusses dem entspricht, was im Geschäftsverkehr nach Art und Umfang der eingeräumten Nutzungsmöglichkeit, insbesondere nach Dauer und Zeitpunkt der Nutzung, unter Berücksichtigung aller Umstände üblicher- und redlicherweise zu leisten ist.
                  


                  
                    (3) Auf eine Vereinbarung, die zum Nachteil des Urhebers von den Absätzen 1 und 2 abweicht, kann der Vertragspartner sich nicht berufen. Die in Satz 1 bezeichneten Vorschriften finden auch Anwendung, wenn sie durch anderweitige Gestaltungen umgangen werden. Der Urheber kann aber unentgeltlich ein einfaches Nutzungsrecht für jedermann einräumen.
                  


                  
                    (4) Der Urheber hat keinen Anspruch nach Absatz 1 Satz 3, soweit die Vergütung für die Nutzung seiner Werke tarifvertraglich bestimmt ist.
                  


                  
                    …
                  


                  
                    


                    
                      § 43 Urheber in Arbeits- oder Dienstverhältnissen Die Vorschriften dieses Unterabschnitts sind auch anzuwenden, wenn der Urheber das Werk in Erfüllung seiner Verpflichtungen aus einem Arbeits- oder Dienstverhältnis geschaffen hat, soweit sich aus dem Inhalt oder dem Wesen des Arbeits- oder Dienstverhältnisses nichts anderes ergibt.[1]
                    


                    
                      …
                    


                    
                      Achter Abschnitt – Besondere Bestimmungen für Computerprogramme


                      
                        


                        
                          § 69 b Urheber in Arbeits- und Dienstverhältnissen[2],[3] (1) Wird ein Computerprogramm von einem Arbeitnehmer in Wahrnehmung seiner Aufgaben oder nach den Anweisungen seines Arbeitgebers geschaffen, so ist ausschließlich der Arbeitgeber zur Ausübung aller vermögensrechtlichen Befugnisse an dem Computerprogramm berechtigt, sofern nichts anderes vereinbart ist.
                        


                        
                          (2) Absatz 1 ist auf Dienstverhältnisse entsprechend anzuwenden.
                        


                        
                          Zweiter Teil – Verwandte Schutzrechte


                          
                            Dritter Abschnitt – Schutz des ausübenden Künstlers


                            
                              


                              
                                § 79 Nutzungsrechte (1) Der ausübende Künstler kann seine Rechte und Ansprüche aus den §§ 77 und 78 übertragen. § 78 Abs. 3 und 4 bleibt unberührt.
                              


                              
                                (2) Der ausübende Künstler kann einem anderen das Recht einräumen, die Darbietung auf einzelne oder alle der ihm vorbehaltenen Nutzungsarten zu nutzen. Die §§ 31, 32 bis 32 b, 33 bis 42 und 43 sind entsprechend anzuwenden.
                              


                              
                                …
                              

                            


                            
                              	[1]


                              	
                                
                                  Die Rechtsprechung geht im Hinblick auf § 31 Abs. 5 davon aus, dass das ausschließliche Nutzungsrecht im Zweifel ohne zusätzliche Vergütung beim Arbeitgeber liegt. Etwas anderes muss ausdrücklich vereinbart sein (BGH, NJW 74, 904; BAG, BB 97, 2112).
                                

                              


                              	[2]


                              	
                                
                                  Vgl. auch § 2 Abs. 2 des Gesetzes über den Schutz der Topographien von mikroelektronischen Halbleitererzeugnissen (Halbleiterschutzgesetz) vom 22. 10. 1987 (BGBl. I 2294), zuletzt geändert durch Gesetz vom 19. 10. 2013 (BGBl. I 3830): Ist die Topographie im Rahmen eines Arbeitsverhältnisses oder im Auftrag eines anderen geschaffen worden, so steht das Recht auf den Schutz der Topographie dem Arbeitgeber oder dem Auftraggeber zu, soweit durch Vertrag nichts anderes bestimmt ist.
                                

                              


                              	[3]


                              	
                                
                                  Vgl. § 7 Abs. 2 DesignG vom 12. 3. 2004 (BGBl. I 390), zuletzt geändert durch Gesetz vom 19. 10. 2013 (BGBl. I 3830): Wird ein Design von einem Arbeitnehmer in Ausübung seiner Aufgaben oder nach den Weisungen seines Arbeitgebers entworfen, so steht das Recht an dem eingetragenen Design dem Arbeitgeber zu, sofern vertraglich nichts anderes vereinbart wurde.
                                

                              

                            

                          

                        

                      

                    

                  

                

              

            

          

        

      

    

  


  
    
      4. Gesetz zur Regelung der

      Arbeitnehmerüberlassung

      (Arbeitnehmerüberlassungsgesetz – AÜG)

    


    


    


    
      Aktuelle Rechtsprechung des EuGH und BAG


      
        
          
            
              
                
                
                
                
              

              
                
                  	
                    
                      Datum
                    

                  

                  	
                    
                      Az.
                    

                  

                  	
                    
                      Fundstelle
                    

                  

                  	
                    
                      Thema
                    

                  
                

              

              
                
                  	
                    
                      25. 9. 13
                    

                  

                  	
                    
                      5 AZR 617/13 (F)
                    

                  

                  	
                    
                      NZA 13, 1231
                    

                  

                  	
                    
                      Darlegungslast bei Gleichbehandlungsanspruch (»equal pay«)
                    

                  
                


                
                  	
                    
                      10. 7. 13
                    

                  

                  	
                    
                      7 ABR 91/11
                    

                  

                  	
                    
                      DB 13, 2629
                    

                  

                  	
                    
                      Vorübergehende Arbeitnehmerüberlassung
                    

                  
                


                
                  	
                    
                      20. 6. 13
                    

                  

                  	
                    
                      2 AZR 271/12
                    

                  

                  	
                    
                      DB 13, 1674
                    

                  

                  	
                    
                      Soziale Auswahl bei Arbeitnehmerüberlassung
                    

                  
                


                
                  	
                    
                      15. 5. 13
                    

                  

                  	
                    
                      7 AZR 494/11
                    

                  

                  	
                    
                      DB 13, 2334
                    

                  

                  	
                    
                      Dauerhafte Überlassung an nur einen AG (Altfall)
                    

                  
                


                
                  	
                    
                      11. 4. 13
                    

                  

                  	
                    
                      EuGH
                    


                    
                      C-290/12
                    

                  

                  	
                    
                      NZA 13, 495
                    

                  

                  	
                    
                      Befristeter Leiharbeitsvertrag
                    

                  
                


                
                  	
                    
                      13. 3. 13
                    

                  

                  	
                    
                      7 ABR 69/11
                    

                  

                  	
                    
                      NZA 13, 789
                    

                  

                  	
                    
                      Mitzählen von Leiharbeitnehmern für Betriebsgröße
                    

                  
                


                
                  	
                    
                      13. 3. 13
                    

                  

                  	
                    
                      5 AZR 954/11
                    

                  

                  	
                    
                      NZA 13, 680
                    

                  

                  	
                    
                      Wahrung einer Ausschlussfrist bei Anspruch auf »equal pay«
                    

                  
                


                
                  	
                    
                      13. 3. 13
                    

                  

                  	
                    
                      5 AZR 424/12
                    

                  

                  	
                    
                      NZA 13, 785
                    

                  

                  	
                    
                      Verjährung von Ansprüchen auf »equal pay«
                    

                  
                


                
                  	
                    
                      13. 3. 13
                    

                  

                  	
                    
                      5 AZR 294/12
                    

                  

                  	
                    
                      NZA 13, 1226
                    

                  

                  	
                    
                      Gesamtvergleich der Vergütung ohne echten Aufwendungsersatz für »equal pay«
                    

                  
                


                
                  	
                    
                      13. 3. 13
                    

                  

                  	
                    
                      5 AZR 146/12
                    

                  

                  	
                    
                      NZA 13, 782
                    

                  

                  	
                    
                      Darlegungslast für »equal pay«
                    

                  
                


                
                  	
                    
                      10. 10. 12
                    

                  

                  	
                    
                      7 ABR 53/11
                    

                  

                  	
                    
                      NZA 13, 863 (OS)
                    

                  

                  	
                    
                      Wählbarkeit, Berücksichtigung

                      der Zeit als Leiharbeitnehmer für

                      6-Wochen-Frist
                    

                  
                


                
                  	
                    
                      27. 9. 12
                    

                  

                  	
                    
                      2 AZR 811/11
                    

                  

                  	
                    
                      DB 13, 1676
                    

                  

                  	
                    
                      Verweigerte Mitwirkung bei Feststellung der Arbeitsfähigkeit, verhaltensbedingte Kündigung
                    

                  
                


                
                  	
                    
                      18. 7. 12
                    

                  

                  	
                    
                      7 AZR 451/11
                    

                  

                  	
                    
                      NZA 12, 1369
                    

                  

                  	
                    
                      Gewerbsmäßige Arbeitnehmerüberlassung
                    

                  
                

              
            

          

        

      

    


    
      Einleitung


      


      
        I. Geschichtliche Entwicklung


        


        
          1. Allgemeines


          


          
            Das AÜG geht zurück auf eine Entscheidung des BVerfG vom 4. 4. 1967 (NJW 67, 974), mit welcher § 37 Abs. 3 des damaligen Gesetzes über Arbeitsvermittlung und Arbeitslosenversicherung (AVAVG), der Arbeitnehmer-Überlassungsverträge in das Arbeitsvermittlungsmonopol der Arbeitsämter einbezog, als mit dem Grundrecht der freien Berufswahl (Art. 12 GG) nicht vereinbar erklärt worden war. Das BVerfG hatte zwar anerkannt, dass Arbeitnehmer-Überlassungsverträge mit der Arbeitsvermittlung »gewisse wirtschaftliche Funktionen gemeinsam« haben. Den wesentlichen Unterschied zur Arbeitsvermittlung – die der Bundesanstalt für Arbeit (= BA, heute Bundesagentur für Arbeit) vorbehalten war – hat es jedoch darin gesehen, dass beim Arbeitnehmer-Überlassungsvertrag die Rechtsbeziehungen zwischen dem Überlassenden und dem überlassenen Arbeitnehmer von Dauer seien und insbesondere während der Zeit bestehen bleiben, in der der Arbeitnehmer im fremden Betrieb tätig wird. Bei diesem Unterschied seien Arbeitnehmer-Überlassungsverträge kein geeignetes Mittel, um die Arbeitsvermittlung in nennenswertem Umfang zu umgehen. Es komme sogar noch hinzu, dass Arbeitnehmer-Überlassungsverträge ein besonderes wirtschaftliches Interesse dadurch erfüllen könnten, dass sie die Arbeitskraft solcher Arbeitnehmer mobilisieren, die aus verschiedenen Gründen keine Dauerstellung annehmen können oder wollen.
          


          
            Diese Entscheidungsgründe sind nach wie vor wichtig: Zum einen haben sie den tragenden Gedanken für die gesetzliche Regelung der Leiharbeit (eigentlich ein falscher Ausdruck, da der Arbeitnehmer nicht unentgeltlich überlassen wird; »Mietarbeitnehmer« wäre juristisch korrekt, aber inhaltlich entlarvend) durch das AÜG geliefert; dieses stellt arbeitsrechtliche Beziehungen nur zwischen Verleiher und Leiharbeitnehmer her, nicht aber zwischen Arbeitnehmer und Entleiher. Zum zweiten stecken diese Entscheidungsgründe den Maßstab ab, an dem die Möglichkeit eines erneuten Verbots der privaten Arbeitnehmerüberlassung zu prüfen wäre (zu den Rückwirkungen einer – teilweisen – Aufgabe des Arbeitsvermittlungsmonopols Mummenhoff, DB 92, 1982). Bemerkenswert ist insoweit, dass die damalige Prämisse stabiler Rechtsbeziehungen zwischen Verleiher und Leiharbeitnehmer mit Aufhebung des sog. Synchronisationsverbots, das eine Befristung des Leiharbeitsvertrages für die Dauer des Einsatzes beim Entleiher verbot, nicht mehr tragfähig ist. Allerdings sind die Vorzeichen inzwischen durch die EU-Leiharbeitsrichtlinie (s. u. III 4) geändert, die eine grundsätzliche Zulässigkeit der Leiharbeit vorsieht.
          


          
            Im Gefolge der BVerfG-Entscheidung nahm die Zahl der Verleihfirmen sprunghaft zu (von 145, die der BA Ende 1968 bekannt waren, auf 1046 zum 30. 6. 1972), während das BVerfG auf Grund einer Stellungnahme des Deutschen Industrie- und Handelstages noch davon ausging, dass solche Verleiher selten waren. Die Freigabe der Arbeitnehmerüberlassung führte bald zu erheblichen Misständen (Vermittlung ausländischer Arbeitnehmer ohne Arbeitserlaubnis, Nichtabführung von Sozialversicherungsbeiträgen, Vorenthaltung von Lohn). Diese Misstände sollten durch das AÜG beseitigt werden, das am 21. 6. 1972 vom Deutschen Bundestag verabschiedet worden ist. Seine Grundkonzeption ging dahin, die Arbeitnehmerüberlassung von der Arbeitsvermittlung abzugrenzen, was insbesondere durch das (inzwischen wieder abgeschaffte) sog. Synchronisierungsverbot bewirkt werden sollte. Die Höhe des vom Verleiher gezahlten Entgelts konnte unter dem für vergleichbare Arbeitnehmer des Entleihbetriebs liegen.
          


          
            2. Änderungen


            


            
              Das AÜG ist seit seinem Inkrafttreten vielmals geändert worden. Dabei ist insbesondere die zulässige Höchstdauer einer Überlassung laufend erhöht worden – von ursprünglich 3 Monaten auf zuletzt 24 Monate durch das »Job-AQTIV-Gesetz« vom 10. 12. 2001 (BGBl. I 3443; hierzu Ulber, AuR 01, 451). Dieses Gesetz brachte allerdings erstmals ab einer Überlassungsdauer von 12 Monaten die Pflicht zur Zahlung des gleichen Entgelts wie für vergleichbare Arbeitnehmer des Entleihbetriebs (§ 10 Abs. 5 a. F.).
            


            
              Die radikalste Änderung hat das AÜG jedoch durch das Ende 2002 verabschiedete »Erste Gesetz für moderne Dienstleistungen am Arbeitsmarkt« vom 23. 12. 2002 (BGBl. I 4607) erfahren. Dieses Gesetz beruht auf den Vorschlägen der sog. Hartz-Kommission (s. Einl. I 2 zum SGB III, Nr. 30 III) und will die Leiharbeit als Instrument zur Verringerung der Arbeitslosigkeit aufwerten. Dazu wird die Grundkonzeption des bisherigen Rechts vollständig verlassen:
            


            
              	–


              	Leiharbeitnehmer erhalten einen Anspruch auf das gleiche Entgelt wie vergleichbare Arbeitnehmer des Entleihbetriebs. Davon kann für zuvor arbeitslose Leiharbeitnehmer in den ersten sechs Wochen oder aufgrund eines Tarifvertrages abgewichen werden.


              	–


              	Im Hinblick auf diese Aufwertung der Leiharbeit werden das Synchronisationsverbot und das Prinzip einer Höchstdauer der Überlassung aufgegeben (zum Gesetz Ankersen, NZA 03, 421; Böhm, NZA 03, 828; Kokemoor, NZA 03, 238; Marschner, DB 04, 380; Reim, ZTR 03, 106; Ulber, AuR 03, 7). Das Gesetz ist verfassungsgemäß (BVerfG-Kammer 29. 12. 04, DB 05, 110).

            


            
              Die Leiharbeitsrichtlinie 2008/104/EG (ABl. L 327/9; Überblick in gute Arbeit. 11/2008, S. 7 ff.; vgl. Boemke, RIW 09, 177 ff.; Ulber, AuR 10, 10 ff.; Waas, ZESAR 09, 207 ff.; Schüren/Wank, RdA 11, 1 ff.) sieht eine Harmonisierung des Rechts der Leiharbeit in den EU-Mitgliedstaaten vor. Sie enthält gleichermaßen das »Equal Pay«-Gebot, ermöglicht aber tarifvertragliche Abweichungen (ob Letzteres mit Art. 20 der Grundrechtecharta [Nr. 20 b] vereinbar ist, erscheint im Hinblick auf die Möglichkeit flächendeckender Abweichung vom Gleichbehandlungsgrundsatz [s. u. III 3] zweifelhaft, Heuschmid/Klauk, SR 12, 84 ff.). Sie verlangt auch ein Informationsrecht über freie Arbeitsplätze und ein Zugangsrecht zu Gemeinschaftseinrichtungen und -diensten beim Entleiher, ferner Zugang zu Fort- und Weiterbildungsangeboten des Verleihers und des Entleihers. Die Richtlinie war nach ihrem Art. 11 Abs. 1 bis zum 5. 12. 2011 umzusetzen. Zur Umsetzung wurde das Erste Gesetz zur Änderung des Arbeitnehmerüberlassungsgesetzes – Verhinderung von Missbrauch der Arbeitnehmerüberlassung v. 28. 4. 11 (BGBl. I 642) erlassen (vgl. Ulber, AiB 11, 351 ff.; Leuchten, NZA 11, 608 ff.; Düwell, DB 11, 1520 ff.; Hamann, RdA 11, 321 ff.). Nach seiner Neufassung gilt das Gesetz nicht mehr nur für die gewerbsmäßige Arbeitnehmerüberlassung, sondern für jede Arbeitnehmerüberlassung im Rahmen wirtschaftlicher Tätigkeit. Die Stellung der Leiharbeitnehmer im Entleiherbetrieb wurde ein wenig gestärkt (s. II 6). Vom Gleichbehandlungsgrundsatz kann zwar noch durch Tarifvertrag, nicht aber mehr in den ersten sechs Wochen nach Arbeitslosigkeit abgewichen werden. Außerdem wurde eine Karenzzeit von sechs Monaten für Abweichungen vom Gleichbehandlungsgrundsatz im Falle konzerninterner Rückausleihe (Ausgliederung und Verleih an den alten Arbeitsplatz) eingeführt (vgl. Schuster/Grüneberg, AiB 12, 81 ff.). Schließlich wurde die Möglichkeit zur Festsetzung tariflicher Mindestentgelte als verbindliche Lohnuntergrenze in § 3 a eingeführt. Sie hindert die Abweichung vom Gleichbehandlungsgrundsatz durch Tarifvertrag, wenn dieser unter der Lohnuntergrenze bleibt. Dies war letztlich das Zugeständnis an die Opposition im Rahmen des Hartz IV-Kompromisses (vgl. Einl. I zum SGB II, Nr. 30 II) in Bezug auf deren Forderung nach einem Mindestlohn für die Leiharbeit. Der Sache nach wurde das Synchronisationsverbot wieder eingeführt, da die Arbeitnehmerüberlassung nach § 1 Abs. 1 S. 2 vorübergehend erfolgt (vgl. Ulber, AiB 11, 351, 352; ausf. Düwell, ZESAR 11, 449 ff.; Zimmer, AuR 12, 422 ff.; a. A.Thüsing/Striebert, DB 12, 632 ff.). Nach Ansicht des BAG (10. 12. 13 – 9 AZR 51/13) führt die nicht vorübergehende Leiharbeit allerdings nicht zur Begründung eines Arbeitsverhältnisses mit dem Entleiher. Allerdings hat der Betriebsrat des Einsatzbetriebes gegebenenfalls ein Zustimmungsverweigerungsrecht (vgl. u. II. 6.). Dabei ist Leiharbeit dann nicht vorübergehend, wenn ein dauernder Beschäftigungsbedarf abgedeckt werden soll (LAG Berlin-Brandenburg, NZA-RR 13, 527). Zwar ist die europäische Befristungsrichtlinie (Einl. II 1 a zum TzBfG, Nr. 32) auf Leiharbeitsverhältnisse nicht anwendbar (EuGH, NZA 13, 495 – Della Rocca; dazu Lembke, NZA 13, 815 ff.). Leiharbeitnehmer genießen aber im Verhältnis zum Verleiher nach deutschem Recht denselben Schutz vor Vertragsbefristungen wie andere Arbeitnehmer (BAG, DB 13, 2276, Rn. 19). Die nicht vorübergehende Überlassung ist hingegen als Arbeitsvermittlung anzusehen (Leuchten, NZA 11, 608, 609).
            


            
              Reformen des Kontrollinstrumentariums wurden durch das Gesetz zur Änderung des Arbeitnehmerüberlassungsgesetzes und des Schwarzarbeitsbekämpfungsgesetzes v. 20. 7. 11 (BGBl. I 1506) in den §§ 17 ff. durchgeführt.
            


            
              II. Wesentlicher Gesetzesinhalt


              


              
                1. Gesamtkonzept


                


                
                  Das zentrale Anliegen des AÜG besteht in dreierlei:
                


                
                  	–


                  	der Abgrenzung (erlaubter) Arbeitnehmerüberlassung von (unerlaubter) Arbeitsvermittlung und dabei der Formulierung von Bedingungen, unter denen Leiharbeit zulässig ist,


                  	–


                  	der Formulierung von Mindestbedingungen für die Rechtsstellung des Leih-Arbeitnehmers und


                  	–


                  	Sicherungen für den Leih-Arbeitnehmer im Falle verbotener Arbeitnehmerüberlassung.

                


                
                  Die rechtliche Bedeutung des AÜG hat sich in diesem Zusammenhang relativiert: Als es geschaffen wurde, gab es noch das Arbeitsvermittlungsmonopol der Bundesanstalt für Arbeit. Entsprechend schwerwiegend war das in jeder privaten Arbeitsverschaffung angelegte Problem der Umgehung dieses Vermittlungsmonopols. Heute ist die private Arbeitsvermittlung zulässig (vgl. §§ 292 ff. SGB III). Sie bedarf jedoch der Erlaubnis und unterliegt bestimmten Bindungen. Damit bleibt es auch konzeptionell logisch, die Arbeitnehmerüberlassung von der Arbeitsvermittlung abzugrenzen. Die Bedeutung des Arbeitnehmerüberlassungsrechts als Sonder-Schutzrecht ist schließlich noch weiter relativiert worden durch die Einführung des Lohngleichheitsprinzips und die Aufgabe des Synchronisationsverbots (s. o. I 2).
                


                
                  2. Erlaubnisabhängigkeit


                  


                  
                    Arbeitnehmerüberlassung darf nur mit einer Erlaubnis der Bundesagentur für Arbeit betrieben werden (§ 1). Das gilt auch für Arbeitnehmerüberlassung von Deutschland aus ins Ausland und für ausländische Verleiher, die Arbeitnehmer nach Deutschland verleihen (vgl. Kienle/Koch, DB 01, 922; zur Arbeitnehmerentsendung vgl. das AEntG, Nr. 31 a). Arbeitnehmerüberlassung liegt vor, wenn ein Wirtschaftsunternehmen im Rahmen seiner Tätigkeit Arbeitnehmer Dritten überlässt (das ist wichtig für die Fälle, in denen strittig ist, ob ein Unternehmen im Rahmen eines erlaubnisfreien Dienst- oder Werkvertrages tätig wurde, s. u. III 2). Eine Erlaubnis ist unter den Bedingungen des § 3 zu versagen bzw. zurückzunehmen. Keiner Erlaubnis bedarf der Arbeitnehmerverleih in folgenden Fällen:
                  


                  
                    	–


                    	zwischen Mitgliedern einer Arbeitsgemeinschaft bei Tarifvertragsidentität (§ 1 Abs. 1);


                    	–


                    	zwischen Arbeitgebern eines Wirtschaftszweiges zur Vermeidung von Kurzarbeit aufgrund eines Tarifvertrages (§ 1 Abs. 3 Nr. 1);


                    	–


                    	zwischen Konzernunternehmen, sofern der Arbeitnehmer nicht zur Überlassung eingestellt und beschäftigt wird (§ 1 Abs. 3 Nr. 2);


                    	–


                    	zwischen Arbeitgebern bei nur gelegentlicher Überlassung, wenn der Arbeitnehmer nicht zum Zweck der Überlassung eingestellt und beschäftigt wird (§ 1 Abs.  3 Nr.  2 a).

                  


                  
                    Wichtigste arbeitsrechtliche Sanktion für eine Einhaltung der Bedingungen des § 3 Abs. 1 ist § 9 Nr. 1 in Verbindung mit § 10 Abs. 1: Fehlt die erforderliche Erlaubnis, sind die Verträge zwischen Verleiher und Entleiher sowie zwischen Verleiher und Leiharbeitnehmer unwirksam und es gilt ein Arbeitsverhältnis zwischen Entleiher und Leiharbeitnehmer als zustande gekommen. Das hat unmittelbare Wirkung in all den Fällen, in denen von vornherein ohne Erlaubnis operiert wurde (z. B. bei unzutreffender Berufung auf einen selbstständigen Dienst- oder Werkvertrag, s. u. III 2). Wird die Erlaubnis entzogen, gilt sie gem. §§ 4 Abs. 1 Satz 2 und 5 Abs. 2 Satz 2 in Verbindung mit § 2 Abs. 4 Satz 4 noch ein Jahr als fortbestehend, weshalb aus dieser Konstellation kaum Arbeitsverhältnisse über § 10 Abs. 1 entstehen dürften. Das Hessische LAG (NZA-RR 02, 73) hält § 10 Abs. 1 Satz 1 insoweit für verfassungswidrig, als das Arbeitsverhältnis mit dem Entleiher nicht dem Willen des Arbeitnehmers entspreche. Die Vorschrift sei deshalb verfassungskonform dahingehend auszulegen, dass der Arbeitnehmer wie im Falle eines Betriebsübergangs gem. § 613 a BGB ein Widerspruchsrecht habe.
                  


                  
                    Daneben soll die Einhaltung des Gesetzes durch einen umfangreichen Katalog von Ordnungswidrigkeiten sichergestellt werden (§ 16). Die illegale Überlassung von ausländischen Arbeitnehmern erfüllt besondere Straftatbestände (§§ 15, 15 a). Zur besseren Verfolgung illegaler Arbeitnehmerüberlassung arbeitet die Bundesagentur mit allen übrigen in Frage kommenden Behörden zusammen (§ 18).
                  


                  
                    3. Verbot der Leiharbeit


                    


                    
                      § 1 b Satz 1 verbietet die Arbeitnehmerüberlassung im Baugewerbe für Arbeiten, die üblicherweise von Arbeitern verrichtet werden. Das BVerfG hat die inhaltsgleiche Vorgängervorschrift (§ 12 a AFG) als verfassungsgemäß bezeichnet (BVerfG, DB 88, 605; insgesamt Düwell, BB 95, 1082). § 1 b dient der Beseitigung von Wettbewerbsverzerrungen und der Erhöhung der Flexibilität im Baugewerbe (vgl. Sahl/Bachner, NZA 94, 1063). Das Verbot der Leiharbeit am Bau gilt nicht für den Verleih zwischen Bauunternehmen, die denselben Bautarifverträgen unterfallen (§ 1 b Satz 2 Buchst. b). Auch kann ein für allgemeinverbindlich erklärter Tarifvertrag Ausnahmen vorsehen (§ 1 b Satz 2 Buchst. a). Nachdem dies vom EuGH als europarechtlich geboten bezeichnet worden war (EuGH, BB 01, 2427), stellt § 1 b Satz 2 ausländische Unternehmen, für die die deutschen Bautarifverträge nicht gelten, von diesem Verbot frei. Obwohl Bedenken im Hinblick auf die Vereinbarkeit mit der Leiharbeitsrichtlinie (oben I 2) geltend gemacht wurden (vgl. Boemke, RIW 09, 177, 181; Waas, ZESAR 2009, 207, 209), wurde das Verbot bei deren Umsetzung aufrechterhalten.
                    


                    
                      4.Rechtsbeziehungen zwischen Verleiher, Leiharbeitnehmer

                      und Entleiher


                      


                      
                        Das AÜG geht von folgender rechtlichen Dreiecksbeziehung aus: Der Verleiher ist der Arbeitgeber des Leiharbeitnehmers. Er räumt dem Entleiher aufgrund eines Arbeitsverschaffungsvertrages (einem außerhalb der gesetzlichen Typen entwickelten Vertragstyp) das Recht ein, über den konkreten Arbeitseinsatz des Leiharbeitnehmers zu verfügen, m. a. W., er überträgt ihm das sog. Direktionsrecht gegenüber dem Leiharbeitnehmer (Übersicht 11). Erforderlich ist allerdings, dass der Arbeitnehmer tatsächlich dem Entleiher zur Verfügung steht und nicht etwa nur Arbeiten verrichtet, zu denen sein Arbeitgeber gegenüber dem »Entleiher« verpflichtet ist (BAG, NZA 95, 572, 574; zur darin liegenden Abgrenzung zwischen einem selbstständigen Dienst- bzw. Werkvertrag und einer Arbeitnehmerüberlassung s. u. III 2). Zwischen dem Leiharbeitnehmer und dem Entleiher wiederum bestehen über diese Weisungsunterworfenheit hinaus keine arbeitsvertraglichen Beziehungen. Da sich dies im Hinblick auf konkrete betriebliche Beziehungen beim Arbeitsschutz und bei der Betriebsverfassung nicht lupenrein durchhalten lässt, gibt es entsprechende Sonderregelungen (s. u.). Auch haftet der Entleiher für die Abführung der Sozialversicherungsbeträge durch den Verleiher wie ein selbstschuldnerischer Bürge (§ 28 e Abs. 2 SGB IV). Kann der Verleiher den Leiharbeitnehmer nicht einsetzen, hat er die Möglichkeit der betriebsbedingten ordentlichen Kündigung, muss freilich – wie für diese Art der Kündigung sonst auch erforderlich (vgl. Einl. III 2 zum KSchG, Nr. 25) – nachweisen, dass sein Auftragsrückgang dauerhaft ist (BAG, DB 06, 1962; Dahl, DB 06, 2519). Befristet bis 31. 3. 2012 besteht aber als milderes Mittel zur Kündigung die Möglichkeit von Kurzarbeit mit Kurzarbeitergeldbezug (vgl. Einl. II 2 b zum SGB III, Nr. 30 III).
                      


                      
                        Der Vertrag zwischen Verleiher und Entleiher bedarf der Schriftform und muss die Art des Arbeitseinsatzes spezifizieren (§ 12). Das gilt nicht gleichermaßen für den Arbeitsvertrag zwischen Verleiher und Leiharbeitnehmer. Jedoch muss der Verleiher dem Leiharbeitnehmer eine Urkunde mit den wesentlichen Vertragsinhalten aushändigen (§ 11; so wie bei jedem »normalen« Arbeitnehmer aufgrund des Nachweisgesetzes, Nr. 29).
                      


                      
                        5. Gleichbehandlungsprinzip


                        


                        
                          Die Rechtsbeziehungen zwischen Verleiher, Entleiher und Leiharbeitnehmer sind mit dem Gesetz von Ende 2002 drastisch vereinfacht worden (s. o. I 2). Kernpunkt ist die Pflicht des Verleihers, einem Leiharbeitnehmer die gleichen Arbeitsbedingungen zu gewähren wie einem vergleichbaren Arbeitnehmer des Einsatzbetriebs (Hamann, BB 05, 2185; zur Verfassungsmäßigkeit Grobys/Schmidt/Brocker, NZA 03, 777). Vom Gleichbehandlungsgrundsatz kann aufgrund eines Tarifvertrages abgewichen werden (§ 3 Abs. 1 Nr. 3 und § 9 Nr. 2), sofern nicht die Lohnuntergrenze des § 3 a unterschritten wird. Hierzu gibt es namentlich Tarifverträge zwischen einer DGB-Tarifgemeinschaft und IGZ bzw. BZA. Konkurrierende Tarifverträge der »Tarifgemeinschaft Christlicher Gewerkschaften für Zeitarbeit und Personalserviceagenturen« (CGZP) haben sich durch die Tarifunfähigkeit der CGZP erledigt. Zur Problematik s. u. III 3.
                        


                        
                          Verstößt der Vertrag zwischen Verleiher und Leiharbeitnehmer gegen das Gebot der Lohngleichheit, hat der Leiharbeitnehmer gegen den Verleiher einen Anspruch auf die im Entleihbetrieb geltenden Arbeitsbedingungen für vergleichbare Stammarbeitnehmer (§ 10 Abs. 4). Allerdings kann der Betriebsrat des Entleiherbetriebs zu einer Einstellung des Leiharbeitnehmers nicht wegen ungleicher Arbeitsbedingungen die Zustimmung verweigern (BAG, DB 09, 2157). Der Leiharbeitnehmer hat gem. § 13 einen Anspruch gegen den Entleiher auf Auskunft über die wesentlichen Arbeitsbedingungen für vergleichbare Arbeitnehmer im Betrieb des Entleihers. Hat der Arbeitnehmer die Auskunft erhalten, enthält diese auch eine Aussage zur Vergleichbarkeit. Der Leiharbeitgeber muss dann darlegen, wenn er die Vergleichbarkeit bezweifelt (BAG, DB 08, 243). Der Arbeitnehmer kann die Voraussetzungen des Gleichbehandlungsanspruchs aber auch unter Benennung eines vergleichbaren Stammarbeitnehmers und dessen Vergütung darlegen. Ferner kann er ein betriebliches Vergütungssystem benennen und muss dazu dessen tatsächliche Anwendung im Betrieb darlegen (BAG, NZA 13, 782).
                        


                        
                          Aus dem Gleichbehandlungsprinzip folgt nicht, dass der Leiharbeitnehmer die tariflichen Ausschlussfristen, die im Entleiherbetrieb gelten, einhalten muss (BAG, NZA 11, 850).
                        


                        
                          6. Stellung des Leiharbeitnehmers im Entleihbetrieb


                          


                          
                            Um der Abgrenzung zur unerlaubten Arbeitsvermittlung willen lässt das AÜG Arbeitgeber-Arbeitnehmer-Beziehungen nur zwischen Verleih-Unternehmen und Leih-Arbeitnehmer zu. Diese Konzeption zeitigt aber arbeitsrechtliche Ungereimtheiten, da es nun einmal das entleihende Unternehmen ist, in dessen betrieblicher Organisation und unter dessen Direktionsgewalt der Leiharbeitnehmer produktiv tätig wird. Das Gesetz selbst trägt dem in drei Bereichen Rechnung:
                          


                          
                            Gem. § 11 Abs. 6 gelten die für den Entleiher geltenden öffentlich-rechtlichen Arbeitsschutzvorschriften auch für dort beschäftigte Leiharbeitnehmer. Der Entleiher ist für die entsprechende Unterweisung verantwortlich (§ 12 Abs. 2 ArbSchG).
                          


                          
                            Durch Gesetz v. 28. 4. 11 (o. I 2) wurde ein neuer § 13 a eingeführt, wonach der Entleiher zur Information über freie Arbeitsplätze verpflichtet ist, § 13 b verschafft dem Leiharbeitnehmer Zugang zu Gemeinschaftseinrichtungen und -diensten des Entleihers (Forst, AuR 12, 97 ff.; Kock, BB 12, 323 ff.). Auch nach Umsetzung der Richtlinie fehlt es allerdings an den von Art. 6 Abs  5 geforderten Maßnahmen zum verbesserten Zugang zu Fort- und Weiterbildungsangeboten des Verleihers und des Entleihers (krit. deshalb Ulber, AuR 10, 412, 415).
                          


                          
                            Auch betriebsverfassungsrechtlich geht das Gesetz entsprechend seiner Grundkonzeption davon aus, dass Leiharbeitnehmer Angehörige des entsendenden Betriebs des Verleihers bleiben (§ 14 Abs. 1). Aufgrund des BetrVerf-ReformG haben jedoch Leiharbeitnehmer, die länger als 3 Monate in einem Betrieb eingesetzt sind, dort das aktive Wahlrecht (§ 7 Abs. 1 Satz 2 BetrVG). Sie sind jedoch nicht wählbar (§ 7 Satz 2 BetrVG, § 14 Abs. 2 Satz 1 AÜG und § 10 Abs. 2 MitbestG), auch nicht im Falle nicht gewerbsmäßiger Arbeitnehmerüberlassung (BAG, DB 10, 1298). Allerdings wird die Tätigkeit als Leiharbeitnehmer im Falle einer späteren Übernahme durch den Entleiher auf die Beschäftigungszeit für das passive Wahlrecht nach § 8 BetrVG angerechnet (BAG, AP Nr. 15 zu § 8 BetrVG 1972). Nach der Rechtsprechung zählen sie außerdem zur Ermittlung des Schwellenwertes nach § 9 BetrVG zur Bestimmung der Betriebsratsgröße ebenso als Arbeitnehmer des Betriebs (BAG, NZA 13, 789; anders noch BAG, DB 04, 1836), ebenso wie Arbeitnehmer des öffentlichen Dienstes, die in Privatbetrieben tätig sind (BAG, NZA 12, 519). Ferner erkennt die Rechtsprechung an, dass Leiharbeitnehmer, die länger als drei Monate im Unternehmen eingesetzt sind, beim Schwellenwert des § 111 Satz 1 BetrVG hinsichtlich der Mitwirkung bei Betriebsänderungen mitzuzählen sind (BAG, NZA 12, 221); außerdem bei der Bestimmung der Betriebsgröße nach § 23 KSchG für die Anwendbarkeit des sozialen Kündigungsschutzes (BAG, DB 13, 1494).
                          


                          
                            Der Eingliederung der Leiharbeitnehmer in das betriebliche Geschehen beim Entleiher wird durch einige eher marginale Vorschriften Rechnung getragen: Sie dürfen die Sprechstunde des Betriebsrats aufsuchen und an Betriebsversammlungen teilnehmen; der Arbeitgeber ist ihnen gegenüber zur Unterrichtung und Erörterung hinsichtlich ihrer Arbeitsaufgaben verpflichtet. Leiharbeitnehmer können sich an den Betriebsrat mit Beschwerden wenden (§ 14 Abs. 2). Schließlich hat der Betriebsrat vor der Arbeitsaufnahme ein Mitbestimmungsrecht gem. § 99 BetrVG. Der Betriebsrat hat zwar kein Zustimmungsverweigerungsrecht bei Verletzung des Gleichbehandlungsgrundsatzes (s. o. 5), wohl aber dann, wenn der Leiharbeitnehmer nicht vorübergehend (s. o. I 2) eingesetzt werden soll (BAG, DB 13, 2629). Die Rechtsprechung hat darüber hinaus dem Betriebsrat auch ein Mitbestimmungsrecht hinsichtlich der Arbeitszeit der Leiharbeitnehmer gem. § 87 Abs. 1 Nr. 2 BetrVG eingeräumt (vgl. BAG, AiB 93, 316).
                          


                          
                            Der Einsatz von Leiharbeitnehmern im Falle von Arbeitskämpfen unterliegt geringeren Beschränkungen als die Arbeitsvermittlung (vgl. § 36 Abs. 3 SGB III einerseits und § 11 Abs. 5 AÜG andererseits).
                          


                          
                            III.Anwendungsprobleme, Rechtstatsachen und

                            Reformbestrebungen


                            


                            
                              1.Größenordnung und Bedeutung sowie Missbrauchspotential


                              


                              
                                Die Zahlen über die bei der Bundesagentur für Arbeit registrierten erlaubten Aktivitäten im Bereich der gewerblichen Arbeitnehmerüberlassung zeigen die starke Konjunkturabhängigkeit dieser Branche. Sie beruhen auf Meldungen der Verleih-Unternehmen gem. § 8 Abs. 1. Anfang 2006 gab es 4700 Zeitarbeitsfirmen mit 450000 Mitarbeitern, über 125000 mehr als 2003 (iwd 26 – 06, 2). Am 30. 6. 2006 lag die Zahl der Zeitarbeiter bereits bei 516000; für 2007 wurde sie auf über 600000 Vollzeitstellen beziffert (Böckler impuls 3/09, S. 7). Nachdem die Rechtsprechung durch Feststellung der Tarifunfähigkeit der CGZP zunächst ein Unterlaufen der Gleichbehandlung durch niedrige Tarifabschlüsse ausgeschlossen hatte und für die Zukunft ein solches Unterlaufen durch die Festsetzung der Lohnuntergrenze nach § 3 a ausgeschlossen werden kann, hat die relative Bedeutung von Leiharbeit seit 2012 abgenommen und ist unter 2 % gesunken, die absolute Zahl beträgt rund 800000 (»Die Zahl der Zeitarbeiter in Deutschland sinkt«, FAZ v. 24. 7. 13). Die Leiharbeit ist damit unattraktiver als Instrument zur Ersetzung von Stammbelegschaften geworden. Das wird auch durch die tarifvertraglichen sog. Branchenzuschläge begünstigt (»Leiharbeit kostet mehr«, SZ v. 23. 5. 13). Und erhält wieder mehr Bedeutung als Instrument zur flexiblen Reaktion auf kurzfristige Personalengpässe.
                              


                              
                                Gründe für das Interesse von Unternehmen am Einsatz von Leiharbeitnehmern sind seit Inkrafttreten des Gesetzes unverändert die gleichen:
                              


                              
                                	–


                                	Einsparung von direkten Personal- einschließlich Lohnfortzahlungskosten;


                                	–


                                	Minderung des Verwaltungsaufwands;


                                	–


                                	kurzfristiger Ausgleich erhöhten Arbeitsanfalls;


                                	–


                                	keine Einhaltung von Kündigungsfristen und Fortfall arbeitsrechtlicher Auseinandersetzungen bei Beendigung der Tätigkeit der Leiharbeitnehmer;


                                	–


                                	Entlastung des Personalhaushalts, da Abwicklung über »Einkaufskonten«, »Fremdunternehmensleistung« oder »sächlicher Aufwand« erfolgt (Erfahrungsbericht der Bundesregierung 1976/77; aus der Sicht der Arbeitgeber Hagedorn, Arbeitgeber 92, 891).

                              


                              
                                Demgemäß spricht der Europäische Gerichtshof davon, »dass die Überlassung von Arbeitnehmern einen aus beruflicher und sozialer Sicht besonders sensiblen Bereich darstellt. Wegen der Besonderheiten der mit dieser Art von Tätigkeit verbundenen Arbeitsbeziehungen wirkt sich die Ausübung dieser Tätigkeit sowohl auf die Verhältnisse auf dem Arbeitsmarkt als auch auf die berechtigten Interessen der betroffenen Arbeitnehmer aus« (EuGH, NJW 82, 1203 f.); zu Beschäftigungsrisiken aufgrund von Leiharbeit vgl. SozSich 98, 420. Zunehmend wird mit Sorge davon berichtet, dass Leiharbeit die Stammbelegschaften zum Teil ersetze. Gut ¼ der Betriebe ersetze durch Leibarbeit reguläre Beschäftigung (vgl. gute Arbeit. 5/2008, S. 12). Dies rechnet sich für Unternehmen immer dann, wenn die Verrechnungssätze, die der Entleiher an den Verleiher zahlen muss, hinter den Kosten regulärer Beschäftigung von Arbeitnehmern zurückbleiben. Der Druck auf die Lohnkosten von Leiharbeitnehmern ist deshalb erheblich. Zwischenzeitlich wird zudem berichtet, dass der Einsatz von Leiharbeitnehmern auch Druck auf die Arbeitsbedingungen von Stammbeschäftigten erzeuge (Böckler impuls 5/09, S. 7; gute Arbeit. 10, S. 6 ff.). Besonders spektakulär ist insoweit die Überführung von Belegschaften in ein konzernangehöriges Leiharbeitsunternehmen mit Rückausleihe (vgl. »Fall Schlecker beunruhigt Zeitarbeitsbranche«, FAZ v. 12. 1. 10). Dem begegnet das Reformgesetz vom 28. 4. 2011 (I 2) nur ungenügend. Die Regelung ist umgehungsanfällig und im Übrigen europarechtlich bedenklich, weil sie im Umkehrschluss grundsätzlich die Ausgliederung mit Rückverleih gestattet (vgl. Ulber, AuR 10, 412, 414). Vor diesem Hintergrund war es prekär, dass es der Großen Koalition ungeachtet einer entsprechenden Absichtserklärung nicht gelungen war, einen Mindestlohn für Leiharbeit zu installieren (vgl. Deinert/Kittner, RdA 09, 265, 276). Die Lohnuntergrenze des § 3 a ist insoweit aber ein erster Schritt. Sie liegt derzeit bei 7,86 € (Ost) bzw. 8,50 € (West).
                              


                              
                                Insgesamt ist der sog. Klebeeffekt, wonach Leiharbeit in reguläre Beschäftigung beim Entleihunternehmen führt, in Frage gestellt. Zwar wurde durch Untersuchungen ermittelt, dass etwa 30 % der Leiharbeiter hinterher eine feste Stelle fänden. Jedoch ist weder feststellbar, ob diese Arbeitnehmer sonst keine Festanstellung gefunden hätten (vgl. Böckler impuls 8/08, S. 1). Noch ist gesichert, dass eine solche Anstellung dauerhaft ist. Vielmehr kommt auch eine befristete Beschäftigung bis zur Dauer von zwei Jahren ohne Sachgrund gem. § 14 Abs. 2 TzBfG in Betracht. Ob nach Ablauf der Befristungsdauer dann erneut Leiharbeiter eingesetzt werden oder reguläre Beschäftigte, ist überhaupt nicht empirisch untersucht. Nach einer Untersuchung des IAB hat die Ausweitung der Leiharbeit durchaus zu Beschäftigungszuwächsen geführt, die allerdings in nennenswertem Umfang auf Kosten der regulär Beschäftigten erfolgte (Jahn/Weber, IAB-Kurzbericht 2/13).
                              


                              
                                Auf der anderen Seite gibt es eine »natürliche Grenze« für den Einsatz von Leiharbeitnehmern anstelle von Stammpersonal überall dort, wo Erfahrungen der Arbeitnehmer und betriebliche Zusammenarbeit für die Qualität des Arbeitsergebnisses unverzichtbar sind.
                              


                              
                                Leiharbeit wird als Frühindikator am Arbeitsmarkt bezeichnet. Sie ist mit einer besonderen Arbeitsplatzgefährdung verbunden (vgl. SZ v. 21. 3. 11, S. 19). Das bedeutet, dass im Zuge einer Krise wie 2008/09 Leiharbeiter in der Regel die ersten sind, deren Beschäftigungsverhältnisse infrage stehen, während sie bei einem Aufschwung auch als erstes profitieren (vgl. FAZ v. 13. 3. 2009, S. 19).
                              


                              
                                Im Jahr 2010 wurden gegen Verleiher insgesamt 1568 Verwarnungen und Geldbußen mit einer Gesamtsumme von 86625 € festgesetzt (BT-Drucks. 17/7167, S. 2).
                              


                              
                                2. Illegale Leiharbeit und Scheinwerkverträge


                                


                                
                                  Schätzungen der Arbeitsverwaltung gehen dahin, dass die illegale Leiharbeit ein zwischen sechs- und zehnfach größeres Ausmaß hat als die legale Arbeitnehmerüberlassung (vgl. Hirsch, SozSich 93, 81). Im Jahr 2010 wurden wegen illegaler Arbeitnehmerüberlassung 64 Strafverfahren und 4524 Bußgeldverfahren abgeschlossen (BT-Drucks. 17/6219).
                                


                                
                                  Nachdem die Attraktivität von Leiharbeit als Ersatz von Kernbelegschaften abgenommen hat (s. o. 1), reagieren Arbeitgeber darauf mit Ausweichstrategien. Die wichtigste Grauzone wird dadurch eröffnet, dass Hauptunternehmen im Rahmen von selbstständigen Dienstleistungs- oder Werkverträgen auf Subunternehmer zurückgreifen, die ihrerseits wieder mit einem anderen Unternehmen entsprechende Verträge abschließen. Außerdem werden sog. Arbeitsgemeinschafts-Verträge benutzt, bei denen ein Partner (der Verleiher) außer der anteiligen Personalgestellung keine Funktionen übernimmt (Erfahrungsbericht der BA für 1976/77). Das Problem liegt dann in der schwierigen rechtlichen Abgrenzung zwischen selbstständigem Dienst- bzw. Werkvertrag und Arbeitsvertrag (vgl. BAG, BB 91, 2375; hierzu Marschner, NZA 95, 668; Checkliste 12; vgl. Geschäftsanweisung zum Arbeitnehmerüberlassungsgesetz, Stand: April 13). Sie ist durch verbreiteten Einsatz echter oder vermeintlicher Verträge mit Selbständigen nach Feststellung der Tarifunfähigkeit der CGZP (s. u. 3) zunehmend von Bedeutung (vgl. Schuster, AiB 12, 151 ff.; zu Strategien aus betrieblicher und gewerkschaftlicher Sicht Klebe, AiB 12, 559 ff.). Ob ein echter selbständiger Werk- oder Dienstvertrag oder in Wirklichkeit Arbeitnehmerüberlassung vorliegt, richtet sich nicht nach dem Wortlaut eines Vertrages, sondern danach, welchen Inhalt der Vertrag nach seiner praktischen Durchführung hat (BAG, NZA-RR 12, 455). Liegt in Wirklichkeit Arbeitnehmerüberlassung vor, hat der Verleiher aber keine Verleiherlaubnis, wird ein Arbeitsverhältnis nach § 10 Abs. 1 Satz 1 fingiert (vgl. LAG Baden-Württemberg, NZA 13, 1017; LAG Hamm 24. 7. 13 – 3 Sa 1749/12; zur Darlegungs- und Beweislast Franken, NZA 13, 985). Zur Anerkennung eines selbstständigen Dienst- oder Werkvertrages ist in jedem Falle erforderlich, dass der Werk- oder Dienstleistungsunternehmer über die betrieblichen personellen Voraussetzungen verfügt, um die Tätigkeit der Arbeitnehmer beim Dritten vor Ort zu organisieren und ihnen Weisungen zu erteilen (BAG, NZA 95, 1566). Wenn der Einsatzbetrieb über die Bestimmung der Leistungen des vermeintlichen Werkvertragspartners auch über Inhalt, Durchführung, Zeit, Dauer und Ort der Tätigkeit des Fremdpersonals mit entscheidet, kann darin ein Indiz dafür liegen, dass in Wirklichkeit keine werkvertragliche, sondern eine arbeitsvertragliche Beziehung vorliegt (BAG, DB 13, 2626). Die BA hat die volle Beweislast für das Vorliegen unerlaubter Arbeitnehmerüberlassung. Die Erbringung dieses Beweises wird ihr nur selten gelingen. Unabhängig von der Frage eines Scheinwerkvertrages hat das LAG Schleswig Holstein (DB 13, 2218) entschieden, dass jedenfalls dann, wenn die Durchführung der Arbeiten von Werkvertragsarbeitnehmern letztlich umfassender fachlicher und zeitlicher Steuerung durch den Betriebsinhaber des Einsatzbetriebes unterliegt, ein Mitbestimmungsrecht des dortigen Betriebsrats nach § 99 Abs. 1 BetrVG besteht. Verschiedene Gesetzgebungsvorschläge in der vergangenen Legislaturperiode zur Bekämpfung des Einsatzes von Scheinwerkverträgen (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: BT-Drucks. 17/13106; Die LINKE: BT-Drucks. 17/12373; Beschlussantrag der SPD:BT-Drucks. 17/12378; Antrag der Länder Niedersachsen, Baden-Württemberg, Bremen, Nordrhein-Westfalen und Rheinland-Pfalz: BR-Drucks. 687/13) blieben ebenso erfolglos wie ein Beschlussantrag der SPD-Fraktion zur Stärkung der betrieblichen Mitbestimmung gegen missbräuchlichen Einsatz von Leiharbeit und Scheinwerkverträgen (BT-Drucks. 17/13476). Darüber hinaus entsteht ein gewisser Druck auf die Unternehmen, die Werkvertragsarbeitnehmer einsetzen, dafür zu sorgen, dass dies nicht unter unwürdigen Bedingungen und im Wege des Lohndumpings erfolgt. Nach der Papenburger Meyer-Werft sind auch Automobilunternehmen wie VW und Mercedes in Verhandlungen mit den Betriebsräten eingetreten, um diesbezügliche Grundsätze zu erarbeiten (»Die Charta vom Lämmerbuckel«, SZ v. 9. 10. 13; »Daimler-Betriebsrat schürt Debatte um Werkverträge«, FAZ v. 9. 10. 13). Die Große Koalition plant einen Ausbau der Prüftätigkeiten durch die Finanzkontrolle Schwarzarbeit und will im Übrigen die »Abgrenzungskriterien zwischen ordnungsgemäße(m) und missbräuchliche(m) Fremdpersonaleinsatz« gesetzlich niederlegen.
                                


                                
                                  3. Tarifliche Regelung der Leiharbeit und Missbrauch tariflicher Normsetzungsmacht


                                  


                                  
                                    Wegen des erheblichen Drucks auf die Vergütung von Leiharbeitern, damit Verleiher konkurrenzfähig Leiharbeitnehmer anbieten können, ist ein enormer Run auf Tarifverträge für Leiharbeit entstanden. Der sog. Equal Pay-Grundsatz (s. o. II 5) kann durchbrochen werden, wenn ein Tarifvertrag Abweichendes vorsieht. Die Leiharbeitsbranche war daher sehr daran interessiert, Tarifverträge zu niedrigeren Bedingungen als dem Niveau im Entleiherbetrieb abzuschließen. Dies ist in bemerkenswertem Maße gelungen. Hier haben sich Akteure gefunden, die in einen wahrhaften Unterbietungswettbewerb eingetreten sind (vgl. Deinert, NZA 09, 1176, 1177; ausf. Zimmer [Hg.], Rechtsprobleme der tariflichen Unterbietungskonkurrenz, Düsseldorf 2011). Namentlich die Tarifgemeinschaft Christlicher Gewerkschaften für Zeitarbeit und PSA (CGZP) ist hier zu nennen. Hier wird ein Missbrauch der tariflichen Normsetzungsbefugnis angenommen (Schüren, AuR 08, 239). Die Tarifunfähigkeit der CGZP steht zwar inzwischen rechtskräftig fest (vgl. Einl. II 1 a zum TVG, Nr. 31), die Arbeitgeber waren aber nun dazu übergegangen, mit den Einzelgewerkschaften Tarifverträge zu schließen (Düwell/Dahl, DB 10, 1759). Dadurch ist auch Druck auf die DGB-Gewerkschaften gelangt, die Mühe hatten, zuletzt einen Leiharbeitstarifvertrag zu schließen, der weitgehend Stundenlöhne über 7,50 € vorsieht (vgl. IG Metall direkt 4/10, S. 4). Insgesamt wurde bereits festgestellt, dass Leiharbeit in der Mehrzahl der Fälle nicht zu gleichen Arbeitsbedingungen im Vergleich mit den Stammbeschäftigten des Entleiherbetriebs führt (Seifert/Krehmer, WSI-Mitt. 08, S. 335). Die Gewerkschaften versuchen inzwischen, über die Entleiherbetriebe den Gleichbehandlungsgrundsatz durchzusetzen. Erstmals in der Stahlindustrie war der Abschluss eines tarifvertraglichen Gleichbehandlungsgebots gelungen (»Erstmals gleicher Lohn für Leiharbeiter«, SZ vom 2. 10. 10, S. 2). In der Tarifrunde 2012 gelang auch für die Metallindustrie eine Ausweitung des Schutzes von Leiharbeitern über Tarifverträge mit den Entleihern, insbesondere durch Verpflichtung auf Einsatz von Leiharbeitnehmern aus Unternehmen, die tarifgerecht bezahlen, Mitbestimmung des Betriebsrats sowie Einführung eines Branchenzuschlags nach sechs Wochen Einsatzzeit (vgl. IGM direkt 7/12, S. 3; iwd 22/12, S. 1 f.; dazu Krause, NZA 12, 830 ff.; Schumann, AiB 12, 423 ff.).
                                  


                                  
                                    Nachdem die Tarifunfähigkeit der CGZP feststeht, ergeben sich Folgefragen sowohl hinsichtlich der tarifrechtlichen Konsequenzen (Brors, AuR 11, 138 ff.; vgl. auch zur Frage der Tarifunfähigkeit der CGZP in der Vergangenheit LAG Baden-Württemberg, BB 11, 2557) als auch hinsichtlich der Durchsetzung von Nachzahlungsansprüchen der Betroffenen (Schüren, AuR 11, 142 ff.; Stoffels, NZA 11, 1057 ff.) sowie sozialrechtlicher Konsequenzen (Schlegel, NZA 11, 380; Tuengerthal/Andorfer, BB 11, 2939). Das BAG hat inzwischen klargestellt, dass die Tarifunfähigkeit der CGZP auch in früheren Zeiträumen gegeben war (BAG, NZA 12, 623; BAG, NZA 12, 625; BAG, DB 12, 1995). Das BAG (NZA 13, 680) hat entschieden, dass eine Verweisung auf die danach unwirksamen Tarifverträge der CGZP ins Leere geht. Die verbreitete Verweisung auf einen sog. mehrgliedrigen Tarifvertrag, der zwischen dem Arbeitgeberverband mittelständischer Personaldienstleister, der CGZP und weiteren christlichen Arbeitnehmervereinigungen geschlossen worden war, konnte ebenfalls keine Abweichung vom Gleichbehandlungsgrundsatz bewirken, da diese Verweisung intransparent im Sinne des § 307 Abs. 1 Satz 2 BGB war (BAG, NZA 13, 680, Rn. 26 ff.). Gleichwohl sind der Nachforderung von Gleichbehandlungsansprüchen Grenzen gesetzt. Zwar greifen Ausschlussfristen in unwirksamen Tarifverträgen, auf die verwiesen wurde, nicht ein (BAG, NZA 13, 680, Rn. 35), wohl aber eventuelle vertragliche Ausschlussfristen. Zu deren Wahrung muss es genügen, wenn auf der 1. Stufe zunächst der Anspruch auf Gleichbehandlung nur dem Grunde nach geltend gemacht wird, ohne dass dieser beziffert werden müsste (BAG, NZA 13, 680, Rn. 52 ff.). Außerdem unterliegen Ansprüche auf Gleichbehandlung der Verjährung. Dabei beginnt die (gemäß § 195 BGB 3-jährige) Verjährungsfrist mit Fälligkeit des Anspruchs auf die Vergütung. Die Verjährungsfrist für Gleichbehandlungsansprüche begann daher nicht erst mit der Entscheidung des BAG zur Tarifunfähigkeit der CGZP (BAG, DB 13, 1496). Die Deutsche Rentenversicherung Bund hat die Nachentrichtung von Sozialversicherungsbeiträgen betrieben (zu den beitragsrechtlichen Konsequenzen: Berchtold, SozSich 12, 70 ff.; Deinert, AiB 12, 255, 257 ff.; Freckmann/Müller/Wahl, ZIP 12, 1327 ff.; Schöttler/Müllerleile, BB 11, 3061 ff.). Bis Ende Mai 2013 hatte die Deutsche Rentenversicherung Bund Sozialversicherungsbeiträge und Säumniszuschläge in Höhe von mehr als 150 Millionen Euro nachgefordert (Mecke, SozSich 13, 275).
                                  


                                  
                                    Zwar gestattet auch die Richtlinie die Abweichung vom Gleichbehandlungsgrundsatz durch Tarifvertrag. Dies muss aber unter Achtung des Gesamtschutzes der Leiharbeitnehmer geschehen. Das ist aber im AÜG konzeptionell nicht vorgesehen und angesichts des bislang zu beobachtenden Unterbietungswettbewerbs um schlechtere Tarifverträge geradezu aktiv in Frage gestellt (vgl. Fuchs, NZA 09, 57, 61 ff.; Schüren/Wank, RdA 11, 1, 5). Die derzeitige Rechtslage ist deshalb auch europarechtlich bedenklich (Waltermann, NZA 10, 482, 485; ausführlich zu den europarechtlichen Anforderungen hinsichtlich der Gleichbehandlung Blanke, DB 10, 1528), abgesehen davon, dass die Vereinbarkeit der Richtlinie mit der Grundrechtecharta zweifelhaft ist, insoweit sie in großem Umfang Abweichungen von der Gleichbehandlung zulässt (s. o. I 2). Ohnehin dürfte die Richtlinie aber Abweichungen durch bloße Verweisung auf einen Leiharbeitstarifvertrag nicht decken (Rödl/Ulber, NZA 12, 841 ff.).
                                  


                                  
                                    Derzeit wird die Tarifzuständigkeit der DGB-Gewerkschaften für die Leiharbeit bestritten (Rieble, BB 12, 2177 ff.).
                                  


                                  
                                    Die Große Koalition plant nun eine verbindliche Festschreibung, dass spätestens nach 9 Monaten die Gleichbehandlung mit Stammarbeitnehmern in Bezug auf das Arbeitsentgelt gewährleistet sein muss. Außerdem soll die Höchstüberlassungsdauer auf 18 Monate gesetzlich festgeschrieben werden und nur ausnahmsweise sollen abweichende tarifvertragliche Lösungen durch die Tarifvertragsparteien der Einsatzbranche ermöglicht werden. Ein Einsatz von Leiharbeitnehmern als Streikbrecher wird ausgeschlossen und außerdem ist eine gesetzliche Klarstellung geplant, dass Leiharbeitnehmer bei betriebsverfassungsrechtlichen Schwellenwerten grundsätzlich berücksichtigt werden.
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      Gesetz zur Regelung der

      Arbeitnehmerüberlassung

      (Arbeitnehmerüberlassungsgesetz – AÜG)


      
        vom 7. August 1972 (BGBl. I 1393),

        zuletzt geändert durch Gesetz vom 7. August 2013

        (BGBl. I 3154)
      


      
        


        
          § 1 Erlaubnispflicht (1) Arbeitgeber, die als Verleiher Dritten (Entleihern) Arbeitnehmer (Leiharbeitnehmer) im Rahmen ihrer wirtschaftlichen Tätigkeit zur Arbeitsleistung überlassen wollen, bedürfen der Erlaubnis. Die Überlassung von Arbeitnehmern an Entleiher erfolgt vorübergehend. Die Abordnung von Arbeitnehmern zu einer zur Herstellung eines Werkes gebildeten Arbeitsgemeinschaft ist keine Arbeitnehmerüberlassung, wenn der Arbeitgeber Mitglied der Arbeitsgemeinschaft ist, für alle Mitglieder der Arbeitsgemeinschaft Tarifverträge desselben Wirtschaftszweiges gelten und alle Mitglieder auf Grund des Arbeitsgemeinschaftsvertrages zur selbständigen Erbringung von Vertragsleistungen verpflichtet sind. Für einen Arbeitgeber mit Geschäftssitz in einem anderen Mitgliedstaat des Europäischen Wirtschaftsraumes ist die Abordnung von Arbeitnehmern zu einer zur Herstellung eines Werkes gebildeten Arbeitsgemeinschaft auch dann keine Arbeitnehmerüberlassung, wenn für ihn deutsche Tarifverträge desselben Wirtschaftszweiges wie für die anderen Mitglieder der Arbeitsgemeinschaft nicht gelten, er aber die übrigen Voraussetzungen des Satzes 2 erfüllt.
        


        
          (2) Werden Arbeitnehmer Dritten zur Arbeitsleistung überlassen und übernimmt der Überlassende nicht die üblichen Arbeitgeberpflichten oder das Arbeitgeberrisiko (§ 3 Abs. 1 Nr. 1 bis 3), so wird vermutet, daß der Überlassende Arbeitsvermittlung betreibt.
        


        
          (3) Dieses Gesetz ist mit Ausnahme des § 1 b Satz 1, des § 16 Abs. 1 Nr. 1 b und Abs. 2 bis 5 sowie der §§ 17 und 18 nicht anzuwenden auf die Arbeitnehmerüberlassung
        


        
          	1.


          	zwischen Arbeitgebern desselben Wirtschaftszweiges zur Vermeidung von Kurzarbeit oder Entlassungen, wenn ein für den Entleiher und Verleiher geltender Tarifvertrag dies vorsieht,


          	2.


          	zwischen Konzernunternehmen im Sinne des § 18 des Aktiengesetzes, wenn der Arbeitnehmer nicht zum Zweck der Überlassung eingestellt und beschäftigt wird,


          	2 a.


          	zwischen Arbeitgebern, wenn die Überlassung nur gelegentlich erfolgt und der Arbeitnehmer nicht zum Zweck der Überlassung eingestellt und beschäftigt wird, oder


          	3.


          	in das Ausland, wenn der Leiharbeitnehmer in ein auf der Grundlage zwischenstaatlicher Vereinbarungen begründetes deutsch-ausländisches Gemeinschaftsunternehmen verliehen wird, an dem der Verleiher beteiligt ist.

        


        
          


          
            § 1 a Anzeige der Überlassung (1) Keiner Erlaubnis bedarf ein Arbeitgeber mit weniger als 50 Beschäftigten, der zur Vermeidung von Kurzarbeit oder Entlassungen an einen Arbeitgeber einen Arbeitnehmer, der nicht zum Zweck der Überlassung eingestellt und beschäftigt wird, bis zur Dauer von zwölf Monaten überläßt, wenn er die Überlassung vorher schriftlich der Bundesagentur für Arbeit angezeigt hat.
          


          
            (2) In der Anzeige sind anzugeben
          


          
            	1.


            	Vor- und Familiennamen, Wohnort und Wohnung, Tag und Ort der Geburt des Leiharbeitnehmers,


            	2.


            	Art der vom Leiharbeitnehmer zu leistenden Tätigkeit und etwaige Pflicht zur auswärtigen Leistung,


            	3.


            	Beginn und Dauer der Überlassung,


            	4.


            	Firma und Anschrift des Entleihers.

          


          
            


            
              § 1 b Einschränkungen im Baugewerbe Arbeitnehmerüberlassung nach § 1 in Betriebe des Baugewerbes für Arbeiten, die üblicherweise von Arbeitern verrichtet werden, ist unzulässig. Sie ist gestattet
            


            
              	a)


              	zwischen Betrieben des Baugewerbes und anderen Betrieben, wenn diese Betriebe erfassende, für allgemeinverbindlich erklärte Tarifverträge dies bestimmen,


              	b)


              	zwischen Betrieben des Baugewerbes, wenn der verleihende Betrieb nachweislich seit mindestens drei Jahren von denselben Rahmen- und Sozialkassentarifverträgen oder von deren Allgemeinverbindlichkeit erfasst wird.

            


            
              Abweichend von Satz 2 ist für Betriebe des Baugewerbes mit Geschäftssitz in einem anderen Mitgliedstaat des Europäischen Wirtschaftsraumes Arbeitnehmerüberlassung auch gestattet, wenn die ausländischen Betriebe nicht von deutschen Rahmen- und Sozialkassentarifverträgen oder für allgemeinverbindlich erklärten Tarifverträgen erfasst werden, sie aber nachweislich seit mindestens drei Jahren überwiegend Tätigkeiten ausüben, die unter den Geltungsbereich derselben Rahmen- und Sozialkassentarifverträge fallen, von denen der Betrieb des Entleihers erfasst wird.
            


            
              


              
                § 2 Erteilung und Erlöschen der Erlaubnis (1) Die Erlaubnis wird auf schriftlichen Antrag erteilt.
              


              
                (2) Die Erlaubnis kann unter Bedingungen erteilt und mit Auflagen verbunden werden, um sicherzustellen, daß keine Tatsachen eintreten, die nach § 3 die Versagung der Erlaubnis rechtfertigen. Die Aufnahme, Änderung oder Ergänzung von Auflagen sind auch nach Erteilung der Erlaubnis zulässig.
              


              
                (3) Die Erlaubnis kann unter dem Vorbehalt des Widerrufs erteilt werden, wenn eine abschließende Beurteilung des Antrags noch nicht möglich ist.
              


              
                (4) Die Erlaubnis ist auf ein Jahr zu befristen. Der Antrag auf Verlängerung der Erlaubnis ist spätestens drei Monate vor Ablauf des Jahres zu stellen. Die Erlaubnis verlängert sich um ein weiteres Jahr, wenn die Erlaubnisbehörde die Verlängerung nicht vor Ablauf des Jahres ablehnt. Im Fall der Ablehnung gilt die Erlaubnis für die Abwicklung der nach § 1 erlaubt abgeschlossenen Verträge als fortbestehend, jedoch nicht länger als zwölf Monate.
              


              
                (5) Die Erlaubnis kann unbefristet erteilt werden, wenn der Verleiher drei aufeinanderfolgende Jahre lang nach § 1 erlaubt tätig war. Sie erlischt, wenn der Verleiher von der Erlaubnis drei Jahre lang keinen Gebrauch gemacht hat.
              


              
                


                
                  § 2 a Gebühren und Auslagen (1) Für die Bearbeitung von Anträgen auf Erteilung und Verlängerung der Erlaubnis werden vom Antragsteller Gebühren und Auslagen erhoben.
                


                
                  (2) Die Bundesregierung wird ermächtigt, durch Rechtsverordnung die gebührenpflichtigen Tatbestände näher zu bestimmen und dabei feste Sätze und Rahmensätze vorzusehen. Die Gebühr darf im Einzelfall 2500 Euro nicht überschreiten.
                


                
                  


                  
                    § 3 Versagung (1) Die Erlaubnis oder ihre Verlängerung ist zu versagen, wenn Tatsachen die Annahme rechtfertigen, daß der Antragsteller
                  


                  
                    	1.


                    	die für die Ausübung der Tätigkeit nach § 1 erforderliche Zuverlässigkeit nicht besitzt, insbesondere weil er die Vorschriften des Sozialversicherungsrechts, über die Einbehaltung und Abführung der Lohnsteuer, über die Arbeitsvermittlung, über die Anwerbung im Ausland oder über die Ausländerbeschäftigung, die Vorschriften des Arbeitsschutzrechts oder die arbeitsrechtlichen Pflichten nicht einhält;


                    	2.


                    	nach der Gestaltung seiner Betriebsorganisation nicht in der Lage ist, die üblichen Arbeitgeberpflichten ordnungsgemäß zu erfüllen;


                    	3.


                    	dem Leiharbeitnehmer für die Zeit der Überlassung an einen Entleiher die im Betrieb dieses Entleihers für einen vergleichbaren Arbeitnehmer des Entleihers geltenden wesentlichen Arbeitsbedingungen einschließlich des Arbeitsentgelts nicht gewährt. Ein Tarifvertrag kann abweichende Regelungen zulassen, soweit er nicht die in einer Rechtsverordnung nach § 3 a Absatz 2 festgesetzten Mindeststundenentgelte unterschreitet. Im Geltungsbereich eines solchen Tarifvertrages können nicht tarifgebundene Arbeitgeber und Arbeitnehmer die Anwendung der tariflichen Regelungen vereinbaren. Eine abweichende tarifliche Regelung gilt nicht für Leiharbeitnehmer, die in den letzten sechs Monaten vor der Überlassung an den Entleiher aus einem Arbeitsverhältnis bei diesem oder einem Arbeitgeber, der mit dem Entleiher einen Konzern im Sinne des § 18 des Aktiengesetzes bildet, ausgeschieden sind.

                  


                  
                    (2) Die Erlaubnis oder ihre Verlängerung ist ferner zu versagen, wenn für die Ausübung der Tätigkeit nach § 1 Betriebe, Betriebsteile oder Nebenbetriebe vorgesehen sind, die nicht in einem Mitgliedstaat der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft oder einem anderen Vertragsstaat des Abkommens über den Europäischen Wirtschaftsraum liegen.
                  


                  
                    (3) Die Erlaubnis kann versagt werden, wenn der Antragsteller nicht Deutscher im Sinne des Artikels 116 des Grundgesetzes ist oder wenn eine Gesellschaft oder juristische Person den Antrag stellt, die entweder nicht nach deutschem Recht gegründet ist oder die weder ihren satzungsmäßigen Sitz noch ihre Hauptverwaltung noch ihre Hauptniederlassung im Geltungsbereich dieses Gesetzes hat.
                  


                  
                    (4) Staatsangehörige der Mitgliedstaaten der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft oder eines anderen Vertragsstaates des Abkommens über den Europäischen Wirtschaftsraum erhalten die Erlaubnis unter den gleichen Voraussetzungen wie deutsche Staatsangehörige. Den Staatsangehörigen dieser Staaten stehen gleich Gesellschaften und juristische Personen, die nach den Rechtsvorschriften dieser Staaten gegründet sind und ihren satzungsgemäßen Sitz, ihre Hauptverwaltung oder ihre Hauptniederlassung innerhalb dieser Staaten haben. Soweit diese Gesellschaften oder juristische Personen zwar ihren satzungsmäßigen Sitz, jedoch weder ihre Hauptverwaltung noch ihre Hauptniederlassung innerhalb dieser Staaten haben, gilt Satz 2 nur, wenn ihre Tätigkeit in tatsächlicher und dauerhafter Verbindung mit der Wirtschaft eines Mitgliedstaates oder eines Vertragsstaates des Abkommens über den Europäischen Wirtschaftsraum steht.
                  


                  
                    (5) Staatsangehörige anderer als der in Absatz 4 genannten Staaten, die sich aufgrund eines internationalen Abkommens im Geltungsbereich dieses Gesetzes niederlassen und hierbei sowie bei ihrer Geschäftstätigkeit nicht weniger günstig behandelt werden dürfen als deutsche Staatsangehörige, erhalten die Erlaubnis unter den gleichen Voraussetzungen wie deutsche Staatsangehörige. Den Staatsangehörigen nach Satz 1 stehen gleich Gesellschaften, die nach den Rechtsvorschriften des anderen Staates gegründet sind.
                  


                  
                    


                    
                      § 3 a Lohnuntergrenze (1) Gewerkschaften und Vereinigungen von Arbeitgebern, die zumindest auch für ihre jeweiligen in der Arbeitnehmerüberlassung tätigen Mitglieder zuständig sind (vorschlagsberechtigte Tarifvertragsparteien) und bundesweit tarifliche Mindeststundenentgelte im Bereich der Arbeitnehmerüberlassung miteinander vereinbart haben, können dem Bundesministerium für Arbeit und Soziales gemeinsam vorschlagen, diese als Lohnuntergrenze in einer Rechtsverordnung verbindlich festzusetzen; die Mindeststundenentgelte können nach dem jeweiligen Beschäfigungsort differenzieren. Der Vorschlag muss für Verleihzeiten und verleihfreie Zeiten einheitliche Mindeststundenentgelte sowie eine Laufzeit enthalten. Der Vorschlag ist schriftlich zu begründen.
                    


                    
                      (2) Das Bundesministerium für Arbeit und Soziales kann in einer Rechtsverordnung ohne Zustimmung des Bundesrates bestimmen, dass die vorgeschlagenen tariflichen Mindeststundenentgelte nach Absatz 1 als verbindliche Lohnuntergrenze auf alle in den Geltungsbereich der Verordnung fallenden Arbeitgeber sowie Leiharbeitnehmer Anwendung findet. Der Verordnungsgeber kann den Vorschlag nur inhaltlich unverändert in die Rechtsverordnung übernehmen.
                    


                    
                      (3) Bei der Entscheidung nach Absatz 2 findet § 5 Absatz 1 Satz 1 ­Nummer 2 des Tarifvertragsgesetzes entsprechend Anwendung. Der Verordnungsgeber hat bei seiner Entscheidung nach Absatz 2 im Rahmen einer Gesamtabwägung neben den Zielen dieses Gesetzes zu prüfen, ob eine Rechtsverordnung nach Absatz 2 insbesondere geeignet ist, die finanzielle Stabilität der sozialen Sicherungssysteme zu gewährleisten. Der Verordnungsgeber hat zu berücksichtigen
                    


                    
                      	1.


                      	die bestehenden bundesweiten Tarifverträge in der Arbeitnehmerüberlassung und


                      	2.


                      	die Repräsentativität der vorschlagenden Tarifvertragsparteien.

                    


                    
                      (4) Liegen mehrere Vorschläge nach Absatz 1 vor, hat der Verordnungsgeber bei seiner Entscheidung nach Absatz 2 im Rahmen der nach Absatz 3 erforderlichen Gesamtabwägung die Repräsentativität der vorschlagenden Tarifvertragsparteien besonders zu berücksichtigen. Bei der Feststellung der Repräsentativität ist vorrangig abzustellen auf
                    


                    
                      	1.


                      	die Zahl der jeweils in den Geltungsbereich einer Rechtsverordnung nach Absatz 2 fallenden Arbeitnehmer, die bei Mitgliedern der vorschlagenden Arbeitgebervereinigung beschäftigt sind;


                      	2.


                      	die Zahl der jeweils in den Geltungsbereich einer Rechtsverordnung nach Absatz 2 fallenden Mitglieder der vorschlagenden Gewerkschaften.

                    


                    
                      (5) Vor Erlass ist ein Entwurf der Rechtsverordnung im Bundesanzeiger bekannt zu machen. Das Bundesministerium für Arbeit und Soziales gibt Verleihern und Leiharbeitnehmern sowie den Gewerkschaften und Vereinigungen von Arbeitgebern, die im Geltungsbereich der Rechtsverordnung zumindest teilweise tarifzuständig sind, Gelegenheit zur schriftlichen Stellungnahme innerhalb von drei Wochen ab dem Tag der Bekanntmachung des Entwurfs der Rechtsverordnung im Bundesanzeiger. Nach Ablauf der Stellungnahmefrist wird der in § 5 Absatz 1 Satz 1 des Tarifvertragsgesetzes genannte Ausschluss mit dem Vorschlag befasst.
                    


                    
                      (6) Nach Absatz 1 vorschlagsberechtigte Tarifvertragsparteien können gemeinsam die Änderung einer nach Absatz 2 erlassenen Rechtsverordnung vorschlagen. Die Absätze 1 bis 5 finden entsprechend Anwendung.
                    


                    
                      


                      
                        § 4 Rücknahme (1) Eine rechtswidrige Erlaubnis kann mit Wirkung für die Zukunft zurückgenommen werden. § 2 Abs. 4 Satz 4 gilt entsprechend.
                      


                      
                        (2) Die Erlaubnisbehörde hat dem Verleiher auf Antrag den Vermögensnachteil auszugleichen, den dieser dadurch erleidet, daß er auf den Bestand der Erlaubnis vertraut hat, soweit sein Vertrauen unter Abwägung mit dem öffentlichen Interesse schutzwürdig ist. Auf Vertrauen kann sich der Verleiher nicht berufen, wenn er
                      


                      
                        	1.


                        	die Erlaubnis durch arglistige Täuschung, Drohung oder eine strafbare Handlung erwirkt hat;


                        	2.


                        	die Erlaubnis durch Angaben erwirkt hat, die in wesentlicher Beziehung unrichtig oder unvollständig waren, oder


                        	3.


                        	die Rechtswidrigkeit der Erlaubnis kannte oder infolge grober Fahrlässigkeit nicht kannte.

                      


                      
                        Der Vermögensnachteil ist jedoch nicht über den Betrag des Interesses hinaus zu ersetzen, das der Verleiher an dem Bestand der Erlaubnis hat. Der auszugleichende Vermögensnachteil wird durch die Erlaubnisbehörde festgesetzt. Der Anspruch kann nur innerhalb eines Jahres geltend gemacht werden; die Frist beginnt, sobald die Erlaubnisbehörde den Verleiher auf sie hingewiesen hat.
                      


                      
                        (3) Die Rücknahme ist nur innerhalb eines Jahres seit dem Zeitpunkt zulässig, in dem die Erlaubnisbehörde von den Tatsachen Kenntnis erhalten hat, die die Rücknahme der Erlaubnis rechtfertigen.
                      


                      
                        


                        
                          § 5 Widerruf (1) Die Erlaubnis kann mit Wirkung für die Zukunft widerrufen werden, wenn
                        


                        
                          	1.


                          	der Widerruf bei ihrer Erteilung nach § 2 Abs. 3 vorbehalten worden ist;


                          	2.


                          	der Verleiher eine Auflage nach § 2 nicht innerhalb einer ihm gesetzten Frist erfüllt hat;


                          	3.


                          	die Erlaubnisbehörde aufgrund nachträglich eingetretener Tatsachen berechtigt wäre, die Erlaubnis zu versagen, oder


                          	4.


                          	die Erlaubnisbehörde aufgrund einer geänderten Rechtslage berechtigt wäre, die Erlaubnis zu versagen; § 4 Abs. 2 gilt entsprechend.

                        


                        
                          (2) Die Erlaubnis wird mit dem Wirksamwerden des Widerrufs unwirksam. § 2 Abs. 4 Satz 4 gilt entsprechend.
                        


                        
                          (3) Der Widerruf ist unzulässig, wenn eine Erlaubnis gleichen Inhalts erneut erteilt werden müßte.
                        


                        
                          (4) Der Widerruf ist nur innerhalb eines Jahres seit dem Zeitpunkt zulässig, in dem die Erlaubnisbehörde von den Tatsachen Kenntnis erhalten hat, die den Widerruf der Erlaubnis rechtfertigen.
                        


                        
                          


                          
                            § 6 Verwaltungszwang Werden Leiharbeitnehmer von einem Verleiher ohne die erforderliche Erlaubnis überlassen, so hat die Erlaubnisbehörde dem Verleiher dies zu untersagen und das weitere Überlassen nach den Vorschriften des Verwaltungsvollstreckungsgesetzes zu verhindern.
                          


                          
                            


                            
                              § 7 Anzeigen und Auskünfte (1) Der Verleiher hat der Erlaubnisbehörde nach Erteilung der Erlaubnis unaufgefordert die Verlegung, Schließung und Errichtung von Betrieben, Betriebsteilen oder Nebenbetrieben vorher anzuzeigen, soweit diese die Ausübung der Arbeitnehmerüberlassung zum Gegenstand haben. Wenn die Erlaubnis Personengesamtheiten, Personengesellschaften oder juristischen Personen erteilt ist und nach ihrer Erteilung eine andere Person zur Geschäftsführung oder Vertretung nach Gesetz, Satzung oder Gesellschaftsvertrag berufen wird, ist auch dies unaufgefordert anzuzeigen.
                            


                            
                              (2) Der Verleiher hat der Erlaubnisbehörde auf Verlangen die Auskünfte zu erteilen, die zur Durchführung des Gesetzes erforderlich sind. Die Auskünfte sind wahrheitsgemäß, vollständig, fristgemäß und unentgeltlich zu erteilen. Auf Verlangen der Erlaubnisbehörde hat der Verleiher die geschäftlichen Unterlagen vorzulegen, aus denen sich die Richtigkeit seiner Angaben ergibt, oder seine Angaben auf sonstige Weise glaubhaft zu machen. Der Verleiher hat seine Geschäftsunterlagen drei Jahre lang aufzubewahren.
                            


                            
                              (3) In begründeten Einzelfällen sind die von der Erlaubnisbehörde beauftragten Personen befugt, Grundstücke und Geschäftsräume des Verleihers zu betreten und dort Prüfungen vorzunehmen. Der Verleiher hat die Maßnahmen nach Satz 1 zu dulden. Das Grundrecht der Unverletzlichkeit der Wohnung (Artikel 13 des Grundgesetzes) wird insoweit eingeschränkt.
                            


                            
                              (4) Durchsuchungen können nur auf Anordnung des Richters bei dem Amtsgericht, in dessen Bezirk die Durchsuchung erfolgen soll, vorgenommen werden. Auf die Anfechtung dieser Anordnung finden die §§ 304 bis 310 der Strafprozeßordnung entsprechende Anwendung. Bei Gefahr im Verzuge können die von der Erlaubnisbehörde beauftragten Personen während der Geschäftszeit die erforderlichen Durchsuchungen ohne richterliche Anordnung vornehmen. An Ort und Stelle ist eine Niederschrift über die Durchsuchung und ihr wesentliches Ergebnis aufzunehmen, aus der sich, falls keine richterliche Anordnung ergangen ist, auch die Tatsachen ergeben, die zur Annahme einer Gefahr im Verzuge geführt haben.
                            


                            
                              (5) Der Verleiher kann die Auskunft auf solche Fragen verweigern, deren Beantwortung ihn selbst oder einen der in § 383 Abs. 1 Nr. 1 bis 3 der Zivilprozeßordnung bezeichneten Angehörigen der Gefahr strafgerichtlicher Verfolgung oder eines Verfahrens nach dem Gesetz über Ordnungswidrigkeiten aussetzen würde.
                            


                            
                              


                              
                                § 8 Statistische Meldungen (1) Der Verleiher hat der Erlaubnisbehörde halbjährlich statistische Meldungen über
                              


                              
                                	1.


                                	die Zahl der überlassenen Leiharbeitnehmer getrennt nach Geschlecht, nach der Staatsangehörigkeit, nach Berufsgruppen und nach der Art der vor der Begründung des Vertragsverhältnisses zum Verleiher ausgeübten Beschäftigung,


                                	2.


                                	die Zahl der Überlassungsfälle, gegliedert nach Wirtschaftsgruppen,


                                	3.


                                	die Zahl der Entleiher, denen er Leiharbeitnehmer überlassen hat, gegliedert nach Wirtschaftsgruppen,


                                	4.


                                	die Zahl und die Dauer der Arbeitsverhältnisse, die er mit jedem überlassenen Leiharbeitnehmer eingegangen ist,


                                	5.


                                	die Zahl der Beschäftigungstage jedes überlassenen Leiharbeitnehmers, gegliedert nach Überlassungsfällen,

                              


                              
                                zu erstatten. Die Erlaubnisbehörde kann die Meldepflicht nach Satz 1 einschränken.
                              


                              
                                (2) Die Meldungen sind für das erste Kalenderhalbjahr bis zum 1. September des laufenden Jahres, für das zweite Kalenderhalbjahr bis zum 1. März des folgenden Jahres zu erstatten.
                              


                              
                                (3) Die Erlaubnisbehörde gibt zur Durchführung des Absatzes 1 Erhebungsvordrucke aus. Die Meldungen sind auf diesen Vordrucken zu erstatten. Die Richtigkeit der Angaben ist durch Unterschrift zu bestätigen.
                              


                              
                                (4) Einzelangaben nach Absatz 1 sind von der Erlaubnisbehörde geheimzuhalten. Die §§ 93, 97, 105 Abs. 1, § 111 Abs. 5 in Verbindung mit § 105 Abs. 1 sowie § 116 Abs. 1 der Abgabenordnung gelten nicht. Dies gilt nicht, soweit die Finanzbehörden die Kenntnisse für die Durchführung eines Verfahrens wegen einer Steuerstraftat sowie eines damit zusammenhängenden Besteuerungsverfahrens benötigen, an deren Verfolgung ein zwingendes öffentliches Interesse besteht, oder soweit es sich um vorsätzlich falsche Angaben des Auskunftspflichtigen oder der für ihn tätigen Personen handelt. Veröffentlichungen von Ergebnissen auf Grund von Meldungen nach Absatz 1 dürfen keine Einzelangaben enthalten. Eine Zusammenfassung von Angaben mehrerer Auskunftspflichtiger ist keine Einzelangabe im Sinne dieses Absatzes.
                              


                              
                                


                                
                                  § 9 Unwirksamkeit Unwirksam sind:
                                


                                
                                  	1.


                                  	Verträge zwischen Verleihern und Entleihern sowie zwischen Verleihern und Leiharbeitnehmern, wenn der Verleiher nicht die nach § 1 erforderliche Erlaubnis hat,


                                  	2.


                                  	Vereinbarungen, die für den Leiharbeitnehmer für die Zeit der Überlassung an einen Entleiher schlechtere als die im Betrieb des Entleihers für einen vergleichbaren Arbeitnehmer des Entleihers geltenden wesentlichen Arbeitsbedingungen einschließlich des Arbeitsentgelts vorsehen; ein Tarifvertrag kann abweichende Regelungen zulassen, soweit er nicht die in einer Rechtsverordnung nach § 3 a Absatz 2 fesgesetzten Mindeststundenentgelte unterschreitet; im Geltungsbereich eines solchen Tarifvertrages können nicht tarifgebundene Arbeitgeber und Arbeitnehmer die Anwendung der tariflichen Regelungen vereinbaren; eine abweichende tarifliche Regelung gilt nicht für Leiharbeitnehmer, die in den letzten sechs Monaten vor der Überlassung an den Entleiher aus einem Arbeitsverhältnis bei diesem oder einem Arbeitgeber, der mit dem Entleiher einen Konzern im Sinne des § 18 des Aktiengesetzes bildet, ausgeschieden sind,


                                  	2 a.


                                  	Vereinbarungen, die den Zugang des Leiharbeitnehmers zu dem Gemeinschaftseinrichtungen oder -diensten im Unternehmen des Entleihers entgegen § 13 b beschränken,


                                  	3.


                                  	Vereinbarungen, die dem Entleiher untersagen, den Leiharbeitnehmer zu einem Zeitpunkt einzustellen, in dem dessen Arbeitsverhältnis zum Verleiher nicht mehr besteht; dies schließt die Vereinbarung einer angemessenen Vergütung zwischen Verleiher und Entleiher für die nach vorangegangenem Verleih oder mittels vorangegangenem Verleih erfolgte Vermittlung nicht aus,


                                  	4.


                                  	Vereinbarungen, die dem Leiharbeitnehmer untersagen, mit dem Entleiher zu einem Zeitpunkt, in dem das Arbeitsverhältnis zwischen Verleiher und Leiharbeitnehmer nicht mehr besteht, ein Arbeitsverhältnis einzugehen,


                                  	5.


                                  	Vereinbarungen, nach denen der Leiharbeitnehmer eine Vermittlungsvergütung an den Verleiher zu zahlen hat.

                                


                                
                                  


                                  
                                    § 10 Rechtsfolgen bei Unwirksamkeit, Pflichten des Arbeitgebers zur Gewährung von Arbeitsbedingungen (1) Ist der Vertrag zwischen einem Verleiher und einem Leiharbeitnehmer nach § 9 Nr. 1 unwirksam, so gilt ein Arbeitsverhältnis zwischen Entleiher und Leiharbeitnehmer zu dem zwischen dem Entleiher und dem Verleiher für den Beginn der Tätigkeit vorgesehenen Zeitpunkt als zustande gekommen; tritt die Unwirksamkeit erst nach Aufnahme der Tätigkeit beim Entleiher ein, so gilt das Arbeitsverhältnis zwischen Entleiher und Leiharbeitnehmer mit dem Eintritt der Unwirksamkeit als zustande gekommen. Das Arbeitsverhältnis nach Satz 1 gilt als befristet, wenn die Tätigkeit des Leiharbeitnehmers bei dem Entleiher nur befristet vorgesehen war und ein die Befristung des Arbeitsverhältnisses sachlich rechtfertigender Grund vorliegt. Für das Arbeitsverhältnis nach Satz 1 gilt die zwischen dem Verleiher und dem Entleiher vorgesehene Arbeitszeit als vereinbart. Im übrigen bestimmen sich Inhalt und Dauer dieses Arbeitsverhältnisses nach den für den Betrieb des Entleihers geltenden Vorschriften und sonstigen Regelungen; sind solche nicht vorhanden, gelten diejenigen vergleichbarer Betriebe. Der Leiharbeitnehmer hat gegen den Entleiher mindestens Anspruch auf das mit dem Verleiher vereinbarte Arbeitsentgelt.
                                  


                                  
                                    (2) Der Leiharbeitnehmer kann im Fall der Unwirksamkeit seines Vertrages mit dem Verleiher nach § 9 Nr. 1 von diesem Ersatz des Schadens verlangen, den er dadurch erleidet, daß er auf die Gültigkeit des Vertrages vertraut. Die Ersatzpflicht tritt nicht ein, wenn der Leiharbeitnehmer den Grund der Unwirksamkeit kannte.
                                  


                                  
                                    (3) Zahlt der Verleiher das vereinbarte Arbeitsentgelt oder Teile des Arbeitsentgelts an den Leiharbeitnehmer, obwohl der Vertrag nach § 9 Nr. 1 unwirksam ist, so hat er auch sonstige Teile des Arbeitsentgelts, die bei einem wirksamen Arbeitsvertrag für den Leiharbeitnehmer an einen anderen zu zahlen wären, an den anderen zu zahlen. Hinsichtlich dieser Zahlungspflicht gilt der Verleiher neben dem Entleiher als Arbeitgeber; beide haften insoweit als Gesamtschuldner.
                                  


                                  
                                    (4) Der Verleiher ist verpflichtet, dem Leiharbeitnehmer für die Zeit der Überlassung an den Entleiher die im Betrieb des Entleihers für einen vergleichbaren Arbeitnehmer des Entleihers geltenden wesentlichen Arbeitsbedingungen einschließlich des Arbeitsentgelts zu gewähren. Soweit ein auf das Arbeitsverhältnis anzuwendender Tarifvertrag abweichende Regelungen trifft (§ 3 Absatz 1 Nummer 3, § 9 Nummer 2), hat der Verleiher dem Leiharbeitnehmer die nach diesem Tarifvertrag geschuldeten Arbeitsbedingungen zu gewähren. Soweit ein solcher Tarifvertrag die in einer Rechtsverordnung nach § 3 a Absatz 2 festgesetzten Mindeststundenentgelte unterschreitet, hat der Verleiher dem Leiharbeitnehmer für jede Arbeitsstunde das im Betrieb des Entleihers für einen vergleichbaren Arbeitnehmer des Entleihers für eine Arbeitsstunde zu zahlende Arbeitsentgelt zu gewähren. Im Falle der Unwirksamkeit der Vereinbarung zwischen Verleiher und Leiharbeitnehmer nach § 9 Nummer 2 hat der Verleiher dem Leiharbeitnehmer die im Betrieb des Entleihers für einen vergleichbaren Arbeitnehmer des Entleihers geltenden wesentlichen Arbeitsbedingungen einschließlich des Arbeitsentgelts zu gewähren.
                                  


                                  
                                    (5) Der Verleiher ist verpflichtet, dem Leiharbeitnehmer mindestens das in einer Rechtsverordnung nach § 3 a Absatz 2 für die Zeit der Überlassung und für Zeiten ohne Überlassung festgesetzte Mindeststundenentgelt zu zahlen.
                                  


                                  
                                    


                                    
                                      § 11 Sonstige Vorschriften über das Leiharbeitsverhältnis (1) Der Nachweis der wesentlichen Vertragsbedingungen des Leiharbeitsverhältnisses richtet sich nach den Bestimmungen des Nachweisgesetzes. Zusätzlich zu den in § 2 Abs. 1 des Nachweisgesetzes genannten Angaben sind in die Niederschrift aufzunehmen:
                                    


                                    
                                      	1.


                                      	Firma und Anschrift des Verleihers, die Erlaubnisbehörde sowie Ort und Datum der Erteilung der Erlaubnis nach § 1,


                                      	2.


                                      	Art und Höhe der Leistungen für Zeiten, in denen der Leiharbeitnehmer nicht verliehen ist.

                                    


                                    
                                      (2) Der Verleiher ist ferner verpflichtet, dem Leiharbeitnehmer bei Vertragsschluß ein Merkblatt der Erlaubnisbehörde über den wesentlichen Inhalt dieses Gesetzes auszuhändigen. Nichtdeutsche Leiharbeitnehmer erhalten das Merkblatt und den Nachweis nach Absatz 1 auf Verlangen in ihrer Muttersprache. Die Kosten des Merkblatts trägt der Verleiher.
                                    


                                    
                                      (3) Der Verleiher hat den Leiharbeitnehmer unverzüglich über den Zeitpunkt des Wegfalls der Erlaubnis zu unterrichten. In den Fällen der Nichtverlängerung (§ 2 Abs. 4 Satz 3), der Rücknahme (§ 4) oder des Widerrufs (§ 5) hat er ihn ferner auf das voraussichtliche Ende der Abwicklung (§ 2 Abs. 4 Satz 4) und die gesetzliche Abwicklungsfrist (§ 2 Abs. 4 Satz 4 letzter Halbsatz) hinzuweisen.
                                    


                                    
                                      (4) § 622 Abs. 5 Nr. 1 des Bürgerlichen Gesetzbuchs ist nicht auf Arbeitsverhältnisse zwischen Verleihern und Leiharbeitnehmern anzuwenden. Das Recht des Leiharbeitnehmers auf Vergütung bei Annahmeverzug des Verleihers (§ 615 Satz 1 des Bürgerlichen Gesetzbuchs) kann nicht durch Vertrag aufgehoben oder beschränkt werden; § 615 Satz 2 des Bürgerlichen Gesetzbuchs bleibt unberührt. Das Recht des Leiharbeitnehmers auf Vergütung kann durch Vereinbarung von Kurzarbeit für die Zeit aufgehoben werden, für die dem Leiharbeitnehmer Kurzarbeitergeld nach dem Dritten Buch Sozialgesetzbuch gezahlt wird; eine solche Vereinbarung kann das Recht des Leiharbeitnehmers auf Vergütung bis längstens zum 31. März 2011 ausschließen.
                                    


                                    
                                      (5) Der Leiharbeitnehmer ist nicht verpflichtet, bei einem Entleiher tätig zu sein, soweit dieser durch einen Arbeitskampf unmittelbar betroffen ist. In den Fällen eines Arbeitskampfs nach Satz 1 hat der Verleiher den Leiharbeitnehmer auf das Recht, die Arbeitsleistung zu verweigern, hinzuweisen.
                                    


                                    
                                      (6) Die Tätigkeit des Leiharbeitnehmers bei dem Entleiher unterliegt den für den Betrieb des Entleihers geltenden öffentlich-rechtlichen Vorschriften des Arbeitsschutzrechts; die hieraus sich ergebenden Pflichten für den Arbeitgeber obliegen dem Entleiher unbeschadet der Pflichten des Verleihers. Insbesondere hat der Entleiher den Leiharbeitnehmer vor Beginn der Beschäftigung und bei Veränderungen in seinem Arbeitsbereich über Gefahren für Sicherheit und Gesundheit, denen er bei der Arbeit ausgesetzt sein kann, sowie über die Maßnahmen und Einrichtungen zur Abwendung dieser Gefahren zu unterrichten. Der Entleiher hat den Leiharbeitnehmer zusätzlich über die Notwendigkeit besonderer Qualifikationen oder beruflicher Fähigkeiten oder einer besonderen ärztlichen Überwachung sowie über erhöhte besondere Gefahren des Arbeitsplatzes zu unterrichten.
                                    


                                    
                                      (7) Hat der Leiharbeitnehmer während der Dauer der Tätigkeit bei dem Entleiher eine Erfindung oder einen technischen Verbesserungsvorschlag gemacht, so gilt der Entleiher als Arbeitgeber im Sinne des Gesetzes über Arbeitnehmererfindungen.
                                    


                                    
                                      


                                      
                                        § 12 Rechtsbeziehungen zwischen Verleiher und Entleiher (1) Der Vertrag zwischen dem Verleiher und dem Entleiher bedarf der Schriftform. In der Urkunde hat der Verleiher zu erklären, ob er die Erlaubnis nach § 1 besitzt. Der Entleiher hat in der Urkunde anzugeben, welche besonderen Merkmale die für den Leiharbeitnehmer vorgesehene Tätigkeit hat und welche berufliche Qualifikation dafür erforderlich ist sowie welche im Betrieb des Entleihers für einen vergleichbaren Arbeitnehmer des Entleihers wesentlichen Arbeitsbedingungen einschließlich des Arbeitsentgelts gelten; Letzteres gilt nicht, soweit die Voraussetzungen der in § 3 Abs. 1 Nr. 3 und § 9 Nr. 2 genannten Ausnahme vorliegen.
                                      


                                      
                                        (2) Der Verleiher hat den Entleiher unverzüglich über den Zeitpunkt des Wegfalls der Erlaubnis zu unterrichten. In den Fällen der Nichtverlängerung (§ 2 Abs. 4 Satz 3), der Rücknahme (§ 4) oder des Widerrufs (§ 5) hat er ihn ferner auf das voraussichtliche Ende der Abwicklung (§ 2 Abs. 4 Satz 4) und die gesetzliche Abwicklungsfrist (§ 2 Abs. 4 Satz 4 letzter Halbsatz) hinzuweisen.
                                      


                                      
                                        (3) (weggefallen)
                                      


                                      
                                        


                                        
                                          § 13 Auskunftsanspruch des Leiharbeitnehmers Der Leiharbeitnehmer kann im Falle der Überlassung von seinem Entleiher Auskunft über die im Betrieb des Entleihers für einen vergleichbaren Arbeitnehmer des Entleihers geltenden wesentlichen Arbeitsbedingungen einschließlich des Arbeitsentgelts verlangen; dies gilt nicht, soweit die Voraussetzungen der in § 3 Abs. 1 Nr. 3 und § 9 Nr. 2 genannten Ausnahme vorliegen.
                                        


                                        
                                          


                                          
                                            § 13 a Informationspflicht des Entleihers über freie Arbeitsplätze Der Entleiher hat den Leiharbeitnehmer über Arbeitsplätze des Entleihers, die besetzt werden sollen, zu informieren. Die Information kann durch allgemeine Bekanntgabe an geeigneter, dem Leiharbeitnehmer zugänglicher Stelle im Betrieb und Unternehmen des Entleihers erfolgen.
                                          


                                          
                                            


                                            
                                              § 13 b Zugang des Leiharbeitnehmers zu Gemeinschaftseinrichtungen oder -diensten Der Entleiher hat dem Leiharbeitnehmer Zugang zu den Gemeinschaftseinrichtungen oder -diensten im Unternehmen unter den gleichen Bedingungen zu gewähren wie vergleichbaren Arbeitnehmern in dem Betrieb, in dem der Leiharbeitnehmer seine Arbeitsleistung erbringt, es sei denn, eine unterschiedliche Behandlung ist aus sachlichen Gründen gerechtfertigt. Gemeinschaftseinrichtungen oder -dienste im Sinne des Satzes 1 sind insbesondere Kinderbetreuungseinrichtungen, Gemeinschaftsverpflegung und Beförderungsmittel.
                                            


                                            
                                              


                                              
                                                § 14 Mitwirkungs- und Mitbestimmungsrechte (1) Leiharbeitnehmer bleiben auch während der Zeit ihrer Arbeitsleistung bei einem Entleiher Angehörige des entsendenden Betriebs des Verleihers.
                                              


                                              
                                                (2) Leiharbeitnehmer sind bei der Wahl der Arbeitnehmervertreter in den Aufsichtsrat im Entleiherunternehmen und bei der Wahl der betriebsverfassungsrechtlichen Arbeitnehmervertretungen im Entleiherbetrieb nicht wählbar. Sie sind berechtigt, die Sprechstunden dieser Arbeitnehmervertretungen aufzusuchen und an den Betriebs- und Jugendversammlungen im Entleiherbetrieb teilzunehmen. Die §§ 81, 82 Abs. 1 und die §§ 84 bis 86 des Betriebsverfassungsgesetzes gelten im Entleiherbetrieb auch in bezug auf die dort tätigen Leiharbeitnehmer.
                                              


                                              
                                                (3) Vor der Übernahme eines Leiharbeitnehmers zur Arbeitsleistung ist der Betriebsrat des Entleiherbetriebs nach § 99 des Betriebsverfassungsgesetzes zu beteiligen. Dabei hat der Entleiher dem Betriebsrat auch die schriftliche Erklärung des Verleihers nach § 12 Abs. 1 Satz 2 vorzulegen. Er ist ferner verpflichtet, Mitteilungen des Verleihers nach § 12 Abs. 2 unverzüglich dem Betriebsrat bekanntzugeben.
                                              


                                              
                                                (4) Die Absätze 1 und 2 Satz 1 und 2 sowie Abs. 3 gelten für die Anwendung des Bundespersonalvertretungsgesetzes sinngemäß.
                                              


                                              
                                                


                                                
                                                  § 15 Ausländische Leiharbeitnehmer ohne Genehmigung (1) Wer als Verleiher einen Ausländer, der einen erforderlichen Aufenthaltstitel nach § 4 Abs. 3 des Aufenthaltsgesetzes, eine Aufenthaltsgestattung oder eine Duldung, die zur Ausübung der Beschäftigung berechtigen, oder eine Genehmigung nach § 284 Abs. 1 des Dritten Buches Sozialgesetzbuch nicht besitzt, entgegen § 1 einem Dritten ohne Erlaubnis überläßt, wird mit Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren oder mit Geldstrafe bestraft.
                                                


                                                
                                                  (2) In besonders schweren Fällen ist die Strafe Freiheitsstrafe von sechs Monaten bis zu fünf Jahren. Ein besonders schwerer Fall liegt in der Regel vor, wenn der Täter gewerbsmäßig oder aus grobem Eigennutz handelt.
                                                


                                                
                                                  


                                                  
                                                    § 15 a Entleih von Ausländern ohne Genehmigung (1) Wer als Entleiher einen ihm überlassenen Ausländer, der einen erforderlichen Aufenthaltstitel nach § 4 Abs. 3 des Aufenthaltsgesetzes, eine Aufenthaltsgestattung oder eine Duldung, die zur Ausübung der Beschäftigung berechtigen, oder eine Genehmigung nach § 284 Abs. 1 des Dritten Buches Sozialgesetzbuch nicht besitzt, zu Arbeitsbedingungen des Leiharbeitsverhältnisses tätig werden läßt, die in einem auffälligen Mißverhältnis zu den Arbeitsbedingungen deutscher Leiharbeitnehmer stehen, die die gleiche oder eine vergleichbare Tätigkeit ausüben, wird mit Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren oder mit Geldstrafe bestraft. In besonders schweren Fällen ist die Strafe Freiheitsstrafe von sechs Monaten bis zu fünf Jahren; ein besonders schwerer Fall liegt in der Regel vor, wenn der Täter gewerbsmäßig oder aus grobem Eigennutz handelt.
                                                  


                                                  
                                                    (2) Wer als Entleiher
                                                  


                                                  
                                                    	1.


                                                    	gleichzeitig mehr als fünf Ausländer, die einen erforderlichen Aufenthaltstitel nach § 4 Abs. 3 des Aufenthaltsgesetzes, eine Aufenthaltsgestattung oder eine Duldung, die zur Ausübung der Beschäftigung berechtigen, oder eine Genehmigung nach § 284 Abs. 1 des Dritten Buches Sozialgesetzbuch nicht besitzen, tätig werden läßt oder


                                                    	2.


                                                    	eine in § 16 Abs. 1 Nr. 2 bezeichnete vorsätzliche Zuwiderhandlung beharrlich wiederholt,

                                                  


                                                  
                                                    wird mit Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr oder mit Geldstrafe bestraft. Handelt der Täter aus grobem Eigennutz, ist die Strafe Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren oder Geldstrafe.
                                                  


                                                  
                                                    


                                                    
                                                      § 16 Ordnungswidrigkeiten (1) Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich oder fahrlässig
                                                    


                                                    
                                                      	1.


                                                      	entgegen § 1 einen Leiharbeitnehmer einem Dritten ohne Erlaubnis überläßt,


                                                      	1 a.


                                                      	einen ihm von einem Verleiher ohne Erlaubnis überlassenen Leiharbeitnehmer tätig werden läßt,


                                                      	1 b.


                                                      	entgegen § 1 b Satz 1 Arbeitnehmer überläßt oder tätig werden läßt,


                                                      	2.


                                                      	einen ihm überlassenen ausländischen Leiharbeitnehmer, der einen erforderlichen Aufenthaltstitel nach § 4 Abs. 3 des Aufenthaltsgesetzes, eine Aufenthaltsgestattung oder eine Duldung, die zur Ausübung der Beschäftigung berechtigen, oder eine Genehmigung nach § 284 Abs. 1 des Dritten Buches Sozialgesetzbuch nicht besitzt, tätig werden läßt,


                                                      	2 a.


                                                      	eine Anzeige nach § 1 a nicht richtig, nicht vollständig oder nicht rechtzeitig erstattet,


                                                      	3.


                                                      	einer Auflage nach § 2 Abs. 2 nicht, nicht vollständig oder nicht rechtzeitig nachkommt,


                                                      	4.


                                                      	eine Anzeige nach § 7 Abs. 1 nicht, nicht richtig, nicht vollständig oder nicht rechtzeitig erstattet,


                                                      	5.


                                                      	eine Auskunft nach § 7 Abs. 2 Satz 1 nicht, nicht richtig, nicht vollständig oder nicht rechtzeitig erteilt,


                                                      	6.


                                                      	seiner Aufbewahrungspflicht nach § 7 Abs. 2 Satz 4 nicht nachkommt,


                                                      	6 a.


                                                      	entgegen § 7 Abs. 3 Satz 2 eine dort genannte Maßnahme nicht duldet,


                                                      	7.


                                                      	eine statistische Meldung nach § 8 Abs. 1 nicht, nicht richtig, nicht vollständig oder nicht rechtzeitig erteilt,


                                                      	7 a.


                                                      	entgegen § 10 Absatz 4 eine Arbeitsbedingung nicht gewährt,


                                                      	7 b.


                                                      	entgegen § 10 Absatz 5 in Verbindung mit einer Rechtsverordnung nach § 3 a Absatz 2 Satz 1 das dort genannte Mindeststundenentgelt nicht zahlt,


                                                      	8.


                                                      	einer Pflicht nach § 11 Abs. 1 oder Absatz 2 nicht nachkommt,


                                                      	9.


                                                      	entgegen § 13 a Satz 1 den Leiharbeitnehmer nicht, nicht richtig oder nicht vollständig informiert oder


                                                      	10.


                                                      	entgegen § 13 b Satz 1 Zugang nicht gewährt,


                                                      	11.


                                                      	entgegen § 17 a in Verbindung mit § 5 Absatz 1 Satz 1 des Schwarzarbeitsbekämpfungsgesetzes eine Prüfung nicht duldet oder bei dieser Prüfung nicht mitwirkt,


                                                      	12.


                                                      	entgegen § 17 a in Verbindung mit § 5 Absatz 1 Satz 2 des Schwarzarbeitsbekämpfungsgesetzes das Betreten eines Grundstücks oder Geschäftsraums nicht duldet,


                                                      	13.


                                                      	entgegen § 17 a in Verbindung mit § 5 Absatz 3 Satz 1 des Schwarzarbeitsbekämpfungsgesetzes Daten nicht, nicht richtig, nicht vollständig, nicht in der vorgeschriebenen Weise oder nicht rechtzeitig übermittelt,


                                                      	14.


                                                      	entgegen § 17 b Absatz 1 Satz 1 eine Anmeldung nicht, nicht richtig, nicht vollständig, nicht in der vorgeschriebenen Weise oder nicht rechtzeitig zuleitet,


                                                      	15.


                                                      	entgegen § 17 b Absatz 1 Satz 2 eine Änderungsmeldung nicht, nicht richtig, nicht vollständig, nicht in der vorgeschriebenen Weise oder nicht rechtzeitig macht,


                                                      	16.


                                                      	entgegen § 17 b Absatz 2 eine Versicherung nicht beifügt,


                                                      	17.


                                                      	entgegen § 17 c Absatz 1 eine Aufzeichnung nicht, nicht richtig oder nicht vollständig erstellt oder nicht mindestens zwei Jahre aufbewahrt oder


                                                      	18.


                                                      	entgegen § 17 c Absatz 2 eine Unterlage nicht, nicht richtig, nicht vollständig oder nicht in der vorgeschriebenen Weise bereithält.

                                                    


                                                    
                                                      (2) Die Ordnungswidrigkeit nach Absatz 1 Nummer 1 bis 1 b und 7 a, 6 und 11 bis 18 kann mit einer Geldbuße bis zu dreißigtausend Euro, die Ordnungswidrigkeit nach Absatz 1 Nummer 2, 7 a und 7 b mit einer Geldbuße bis zu fünfhunderttausend Euro, die Ordnungswidrigkeit nach Absatz 1 Nummer 2 a, 3, 9 und 10 mit einer Geldbuße bis zu zweitausendfünfhundert Euro, die Ordnungswidrigkeit nach Absatz 1 Nummer 4 bis 7 und 8 mit einer Geldbuße bis zu tausend Euro geahndet werden.
                                                    


                                                    
                                                      (3) Verwaltungsbehörden im Sinne des § 36 Abs. 1 Nr. 1 des Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten sind für die Ordnungswidrigkeiten nach Absatz 1 Nummer 1 bis 2 a, 7 b sowie 11 bis 18 die Behörden der Zollverwaltung, für die Ordnungswidrigkeiten nach Absatz 1 Nummer 3 bis 10 die Bundesagentur für Arbeit.
                                                    


                                                    
                                                      (4) § 66 des Zehnten Buches Sozialgesetzbuch gilt entsprechend.
                                                    


                                                    
                                                      (5) Die Geldbußen fließen in die Kasse der zuständigen Verwaltungsbehörde. Sie trägt abweichend von § 105 Abs. 2 des Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten die notwendigen Auslagen und ist auch ersatzpflichtig im Sinne des § 110 Abs. 4 des Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten.
                                                    


                                                    
                                                      


                                                      
                                                        § 17 Durchführung (1) Die Bundesagentur für Arbeit führt dieses Gesetz nach fachlichen Weisungen des Bundesministeriums für Arbeit und Soziales durch. Verwaltungskosten werden nicht erstattet.
                                                      


                                                      
                                                        (2) Die Prüfung der Arbeitsbedingungen nach § 10 Absatz 5 obliegt zudem den Behörden der Zollverwaltung nach Maßgabe der §§ 17 a bis 18 a.
                                                      


                                                      
                                                        


                                                        
                                                          § 17 a Befugnisse der Behörden der Zollverwaltung Die §§ 2, 3 bis 6 und 14 bis 20, 22, 23 des Schwarzarbeitsbekämpfungsgesetzes sind entsprechend anzuwenden mit der Maßgabe, dass die dort genannten Behörden nach Einsicht in Arbeitsverträge, Niederschriften nach § 2 des Nachweisgesetzes und andere Geschäftsunterlagen nehmen können, die mittelbar oder unmittelbar Auskunft über die Einhaltung der Arbeitsbedingungen nach § 10 Absatz 5 geben.
                                                        


                                                        
                                                          


                                                          
                                                            § 17 b Meldepflicht (1) Überlässt ein Verleiher mit Sitz im Ausland einen Leiharbeitnehmer zur Arbeitsleistung einem Entleiher, hat der Entleiher, sofern eine Rechtsverordnung nach § 3 a auf das Arbeitsverhältnis Anwendung findet, vor Beginn jeder Überlassung der zuständigen Behörde der Zollverwaltung eine schriftliche Anmeldung in deutscher Sprache mit folgenden Angaben zuzuleiten:
                                                          


                                                          
                                                            	1.


                                                            	Familienname, Vornamen und Geburtsdatum des überlassenen Leiharbeitnehmers,


                                                            	2.


                                                            	Beginn und Dauer der Überlassung,


                                                            	3.


                                                            	Ort der Beschäftigung,


                                                            	4.


                                                            	Ort im Inland, an dem die nach § 17 c erforderlichen Unterlagen bereitgehalten werden,


                                                            	5.


                                                            	Familienname, Vornamen und Anschrift in Deutschland eines oder einer Zustellungsbevollmächtigten des Verleihers,


                                                            	6.


                                                            	Branche, in die die Leiharbeitnehmer überlassen werden sollen, und


                                                            	7.


                                                            	Familienname, Vornamen oder Firma sowie Anschrift des Verleihers.

                                                          


                                                          
                                                            Änderungen bezüglich dieser Angaben hat der Entleiher unverzüglich zu melden.
                                                          


                                                          
                                                            (2) Der Entleiher hat der Anmeldung eine Versicherung des Verleihers beizufügen, dass dieser seine Verpflichtungen nach § 10 Absatz 5 einhält.
                                                          


                                                          
                                                            (3) Das Bundesministerium der Finanzen kann durch Rechtsverordnung im Einvernehmen mit dem Bundesministerium für Arbeit und Soziales ohne Zustimmung des Bundesrates bestimmen,
                                                          


                                                          
                                                            	1.


                                                            	dass, auf welche Weise und unter welchen technischen und organisatorischen Voraussetzungen eine Anmeldung, Änderungsmeldung und Versicherung abweichend von den Absätzen 1 und 2 elektronisch übermittelt werden kann,


                                                            	2.


                                                            	unter welchen Voraussetzungen eine Änderungsmeldung ausnahmsweise entfallen kann und


                                                            	3.


                                                            	wie das Meldeverfahren vereinfacht oder abgewandelt werden kann.

                                                          


                                                          
                                                            (4) Das Bundesministerium der Finanzen kann durch Rechtsverordnung ohne Zustimmung des Bundesrates die zuständige Behörde nach Absatz 1 Satz 1 bestimmen.
                                                          


                                                          
                                                            


                                                            
                                                              § 17 c Erstellen und Bereithalten von Dokumenten (1) Sofern eine Rechtsverordnung nach § 3 a auf ein Arbeitsverhältnis Anwendung findet, ist der Entleiher verpflichtet, Beginn, Ende und Dauer der täglichen Arbeitszeit des Leiharbeitnehmers aufzuzeichnen und diese Aufzeichnungen mindestens zwei Jahre aufzubewahren.
                                                            


                                                            
                                                              (2) Jeder Verleiher ist verpflichtet, die für die Kontrolle der Einhaltung einer Rechtsverordnung nach § 3 a erforderlichen Unterlagen im Inland für die gesamte Dauer der tatsächlichen Beschäftigung des Leiharbeitnehmers im Geltungsbereich dieses Gesetzes, insgesamt jedoch nicht länger als zwei Jahre, in deutscher Sprache bereitzuhalten. Auf Verlangen der Prüfbehörde sind die Unterlagen auch am Ort der Beschäftigung bereitzuhalten.
                                                            


                                                            
                                                              


                                                              
                                                                § 18 Zusammenarbeit mit anderen Behörden (1) Zur Verfolgung und Ahndung der Ordnungswidrigkeiten nach § 16 arbeiten die Bundesagentur für Arbeit und die Behörden der Zollverwaltung insbesondere mit folgenden Behörden zusammen:
                                                              


                                                              
                                                                	1.


                                                                	den Trägern der Krankenversicherung als Einzugsstellen für die Sozialversicherungsbeiträge,


                                                                	2.


                                                                	den in § 71 des Aufenthaltsgesetzes genannten Behörden,


                                                                	3.


                                                                	den Finanzbehörden,


                                                                	4.


                                                                	den nach Landesrecht für die Verfolgung und Ahndung von Ordnungswidrigkeiten nach dem Schwarzarbeitsbekämpfungsgesetz zuständigen Behörden,


                                                                	5.


                                                                	den Trägern der Unfallversicherung,


                                                                	6.


                                                                	den für den Arbeitsschutz zuständigen Landesbehörden,


                                                                	7.


                                                                	den Rentenversicherungsträgern,


                                                                	8.


                                                                	den Trägern der Sozialhilfe.

                                                              


                                                              
                                                                (2) Ergeben sich für die Bundesagentur für Arbeit oder die Behörden der Zollverwaltung bei der Durchführung dieses Gesetzes im Einzelfall konkrete Anhaltspunkte für
                                                              


                                                              
                                                                	1.


                                                                	Verstöße gegen das Schwarzarbeitsbekämpfungsgesetz,


                                                                	2.


                                                                	eine Beschäftigung oder Tätigkeit von Ausländern ohne erforderlichen Aufenthaltstitel nach § 4 Abs. 3 des Aufenthaltsgesetzes, eine Aufenthaltsgestattung oder eine Duldung, die zur Ausübung der Beschäftigung berechtigen, oder eine Genehmigung nach § 284 Abs. 1 des Dritten Buches Sozialgesetzbuch,


                                                                	3.


                                                                	Verstöße gegen die Mitwirkungspflicht nach § 60 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 des Ersten Buches Sozialgesetzbuch gegenüber einer Dienststelle der Bundesagentur für Arbeit, einem Träger der gesetzlichen Kranken-, Pflege-, Unfall- oder Rentenversicherung oder einem Träger der Sozialhilfe oder gegen die Meldepflicht nach § 8 a des Asylbewerberleistungsgesetzes,


                                                                	4.


                                                                	Verstöße gegen die Vorschriften des Vierten und Siebten Buches Sozialgesetzbuch über die Verpflichtung zur Zahlung von Sozialversicherungsbeiträgen, soweit sie im Zusammenhang mit den in den Nummern 1 bis 3 genannten Verstößen sowie mit Arbeitnehmerüberlassung entgegen § 1 stehen,


                                                                	5.


                                                                	Verstöße gegen die Steuergesetze,


                                                                	6.


                                                                	Verstöße gegen das Aufenthaltsgesetz,

                                                              


                                                              
                                                                unterrichten sie die für die Verfolgung und Ahndung zuständigen Behörden, die Träger der Sozialhilfe sowie die Behörden nach § 71 des Aufenthaltsgesetzes.
                                                              


                                                              
                                                                (3) In Strafsachen, die Straftaten nach den §§ 15 und 15 a zum Gegenstand haben, sind der Bundesagentur für Arbeit und den Behörden der Zollverwaltung zur Verfolgung von Ordnungswidrigkeiten
                                                              


                                                              
                                                                	1.


                                                                	bei Einleitung des Strafverfahrens die Personendaten des Beschuldigten, der Straftatbestand, die Tatzeit und der Tatort,


                                                                	2.


                                                                	im Falle der Erhebung der öffentlichen Klage die das Verfahren abschließende Entscheidung mit Begründung

                                                              


                                                              
                                                                zu übermitteln. Ist mit der in Nummer 2 genannten Entscheidung ein Rechtsmittel verworfen worden oder wird darin auf die angefochtene Entscheidung Bezug genommen, so ist auch die angefochtene Entscheidung zu übermitteln. Die Übermittlung veranlaßt die Strafvollstreckungs- oder die Strafverfolgungsbehörde. Eine Verwendung
                                                              


                                                              
                                                                	1.


                                                                	der Daten der Arbeitnehmer für Maßnahmen zu ihren Gunsten,


                                                                	2.


                                                                	der Daten des Arbeitgebers zur Besetzung seiner offenen Arbeitsplätze, die im Zusammenhang mit dem Strafverfahren bekanntgeworden sind,


                                                                	3.


                                                                	der in den Nummern 1 und 2 genannten Daten für Entscheidungen über die Einstellung oder Rückforderung von Leistungen der Bundesagentur für Arbeit

                                                              


                                                              
                                                                ist zulässig.
                                                              


                                                              
                                                                (4) Gerichte, Strafverfolgungs- oder Strafvollstreckungsbehörden sollen den Behörden der Zollverwaltung Erkenntnisse aus sonstigen Verfahren, die aus ihrer Sicht zur Verfolgung von Ordnungswidrigkeiten nach § 16 Abs. 1 Nr. 1 bis 2 erforderlich sind, übermitteln, soweit nicht für die übermittelnde Stelle erkennbar ist, daß schutzwürdige Interessen des Betroffenen oder anderer Verfahrensbeteiligter an dem Ausschluß der Übermittlung überwiegen. Dabei ist zu berücksichtigen, wie gesichert die zu übermittelnden Erkenntnisse sind.
                                                              


                                                              
                                                                (5) Die Behörden der Zollverwaltung unterrichten die zuständigen Finanzämter über den Inhalt von Meldungen nach § 17 b.
                                                              


                                                              
                                                                (6) Die Behörden der Zollverwaltung und die übrigen in § 2 des Schwarzarbeitsbekämpfungsgesetzes genannten Behörden dürfen nach Maßgabe der jeweils einschlägigen datenschutzrechtlichen Bestimmungen auch mit Behörden anderer Vertragsstaaten des Abkommens über den Europäischen Wirtschaftsraum zusammenarbeiten, die dem § 17 Absatz 2 entsprechende Aufgaben durchführen oder für die Bekämpfung illegaler Beschäftigung zuständig sind oder Auskünfte geben können, ob ein Arbeitgeber seine Verpflichtungen nach § 10 Absatz 5 erfüllt. Die Regelungen über die internationale Rechtshilfe in Strafsachen bleiben hiervon unberührt.
                                                              


                                                              
                                                                


                                                                
                                                                  § 18 a Ersatzzustellung an den Verleiher Für die Ersatzzustellung an den Verleiher auf Grund von Maßnahmen nach diesem Gesetz gilt der im Inland gelegene Ort der konkreten Beschäftigung des Leiharbeitnehmers sowie das vom Verleiher eingesetzte Fahrzeug als Geschäftsraum im Sinne des § 5 Absatz 2 Satz 2 Nummer 1 des Verwaltungszustellungsgesetzes in Verbindung mit § 178 Absatz 1 Nummer 1 der Zivilprozessordnung.
                                                                


                                                                
                                                                  


                                                                  
                                                                    § 19 Übergangsvorschrift § 3 Absatz 1 Nummer 3 Satz 4 und § 9 Nummer 2 letzter Halbsatz finden keine Anwendung auf Leiharbeitsverhältnisse, die vor dem 15. Dezember 2010 begründet worden sind.
                                                                  

                                                                

                                                              

                                                            

                                                          

                                                        

                                                      

                                                    

                                                  

                                                

                                              

                                            

                                          

                                        

                                      

                                    

                                  

                                

                              

                            

                          

                        

                      

                    

                  

                

              

            

          

        

      

    

  


  
    
      5. Arbeitsgerichtsgesetz

      (ArbGG)

    


    


    


    
      Aktuelle Rechtsprechung des BAG
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                      10 AZB 8/13
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                      Rechtsweg bei Streit um Lohnsteuerbescheinigung
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                      Rechtsweg für Geschäftsführer
                    

                  
                


                
                  	
                    
                      17. 11. 12
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                      Prozessvertretung in Parallelsache, keine Befangenheit des ehrenamtlichen Richters
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                      Beteiligung des Gesamtbetriebsrats
                    

                  
                

              
            

          

        

      

    


    
      Einleitung


      


      
        I. Geschichtliche Entwicklung


        


        
          Die Herausbildung einer von der »ordentlichen« Gerichtsbarkeit abgetrennten Arbeitsgerichtsbarkeit geht zurück auf im Jahre 1806 von Napoleon I. geschaffene Sondergerichte zur Entscheidung von Rechtsstreitigkeiten zwischen Fabrikanten und Arbeitern. Nachdem diese Einrichtung im (von Frankreich besetzten) linksrheinischen Deutschland übernommen worden und später unter dem Namen »Fabrikgericht« in Preußen weiterverbreitet worden war, wurden durch das Gewerbegerichtsgesetz von 1890 und das Kaufmannsgerichtsgesetz von 1904 in größeren Gemeinden besondere, mit Arbeitgeber- und Arbeitnehmerbeisitzern paritätisch besetzte Gerichte errichtet. Am 23. 12. 1926 wurde das Arbeitsgerichtsgesetz verabschiedet, mit welchem eine einheitliche staatliche Gerichtsbarkeit für Arbeitssachen geschaffen wurde. Allerdings blieben die Landesarbeitsgerichte und das Reichsarbeitsgericht den Landgerichten und dem Reichsgericht organisatorisch angegliedert. Erst das ArbGG von 1953, das sich im Übrigen eng an das ArbGG von 1926 anlehnt, schuf die nunmehr in allen drei Instanzen organisatorisch selbstständige Arbeitsgerichtsbarkeit (Übersicht 14; zur Geschichte der Arbeitsgerichtsbarkeit Linsenmaier, NZA 04, 401; zu »25 Jahre ArbGG« Opolony, NZA 04, 519; zu »50 Jahre BAG« Hanau, NZA 04, 625).
        


        
          Das Arbeitsgerichtsgesetz ist immer wieder, vor allem mit dem Hauptziel einer Beschleunigung der Verfahren, geändert worden (vgl. 29. Auflage). Es ist wegen seiner vielen Verweisungen auf die ZPO auch immer von den dort häufigen Gesetzesänderungen betroffen. Zuletzt wurde mit dem Gesetz zur Neuregelung des Rechtsberatungsrechts vom 12. 12. 2007 (BGBl. I 2840) die Vertretungsbefugnis von Arbeitgeberverbands- und Gewerkschaftsbeauftragten in der Arbeitsgerichtsbarkeit neu geregelt. Rechtsschutz gegen überlange Verfahrensdauern wurde durch Gesetz vom 24. 11. 2011 (BGBl. I 2302) in § 9 ArbGG i. V. m. §§ 198 ff. GVG eingeführt. In einer ersten Stufe ist eine Verzögerungsrüge zu erheben, in der zweiten Stufe kann eine Entschädigungsklage erhoben werden. Regelungen zur Mediation wurden durch das Gesetz zur Förderung der Mediation und anderer Verfahren der außergerichtlichen Konfliktbeilegung v. 21. 7. 2012 (BGBl. I 1577) geschaffen (unten III 1). Zuletzt gab es Änderungen durch das Gesetz zur Änderung des Prozesskostenhilfe- und Beratungshilferechts v. 31. 8. 2013 (BGBl. I 3533) mit Auswirkungen auf die Arbeitsgerichtsbarkeit (vgl. Einl. II zur ZPO, Nr. 35). Durch das Gesetz zur Einführung des elektronischen Rechtsverkehrs mit den Gerichten v. 10. 10. 2013 (BGBl. I 3786) wurde u. a. die Übermittlung elektronischer Dokumente im arbeitsgerichtlichen Verfahren geregelt.
        


        
          II. Wesentlicher Gesetzesinhalt


          


          
            Die Gerichtsbarkeit in Arbeitssachen wird ausgeübt durch die Arbeitsgerichte (ArbG), die Landesarbeitsgerichte (LAG) und das Bundesarbeitsgericht (BAG; mit Sitz in Erfurt). In erster Instanz sind die Arbeitsgerichte ohne Rücksicht auf den Streitwert zuständig. Gegen ihre Urteile ist Berufung bzw. Beschwerde vor den Landesarbeitsgerichten zulässig (§ 64 Abs. 1). Die Zulassung zur zweiten Instanz ist an den Streitwert bzw. die ausdrückliche Zulassung durch das Arbeitsgericht gebunden. Der Wert des Streitgegenstandes muss 600 € übersteigen. Darüber hinaus ist die Berufung in Kündigungssachen immer zulässig. Das BAG entscheidet in dritter und letzter Instanz. Voraussetzung ist, dass das LAG die Revision bzw. Rechtsbeschwerde wegen der grundsätzlichen Bedeutung der Rechtssache oder wegen Abweichung von einer anderen obergerichtlichen Entscheidung zugelassen hat (§ 72 Abs. 2). Im Revisionsverfahren wird nur noch über Rechtsfragen entschieden. Sind die Verfahrensbeteiligten darüber einig, können sie auf eine Berufung verzichten, und falls das ArbG dies zulässt, direkt das BAG anrufen (sog. Sprungrevision bzw. Sprungbeschwerde, § 74). Arbeitsgerichte und Landesarbeitsgerichte sind mit einem hauptamtlichen Vorsitzenden Richter und zwei ehrenamtlichen Richtern (Beisitzer), das BAG mit drei Berufsrichtern (einschließlich Vorsitzenden) und zwei Beisitzern besetzt. Die Beisitzer werden je zur Hälfte aus Kreisen der Arbeitnehmer und Arbeitgeber entnommen (§ 16). Sie werden aus Vorschlagslisten ausgewählt, die von Gewerkschaften, Arbeitgeberverbänden und öffentlichen Körperschaften eingereicht werden. Die ehrenamtliche Richtertätigkeit erfolgt unentgeltlich. Den Beisitzern ist jedoch eine Aufwandsentschädigung zu entrichten. Das Urteilsverfahren gilt vor allem für individuelle Vertragsstreitigkeiten zwischen Arbeitgeber und Arbeitnehmer, das Beschlussverfahren vor allem für Streitigkeiten zwischen Arbeitgeber und Betriebsrat.
          


          
            Seit im Jahre 1926 das Verfahren vor den Gerichten für Arbeitssachen zum ersten Mal geregelt wurde, ist es immer wieder das Bestreben des Gesetzgebers gewesen, das Verfahren vor diesem Gerichtsbarkeitszweig durchsichtiger, schneller, billiger und rationeller als vor den Gerichten der allgemeinen Zivilgerichtsbarkeit zu gestalten (zum Kostenrecht Roloff, NZA 07, 900). Häufig sind Vorschriften des ArbGG, die sich bewährt hatten, später in die Zivilprozessordnung (ZPO) übernommen worden. Die wesentlichsten Unterschiede gegenüber dem ZPO-Verfahren sind:
          


          
            	–


            	die Einflussmöglichkeiten der ehrenamtlichen Richter, die in den ersten beiden Instanzen den Berufsrichter überstimmen können (was freilich nur selten vorkommt);


            	–


            	die (fast völlige) Gleichstellung der Rechtsschutzvertreter der Gewerkschaften (auch der »DGB Rechtsschutz GmbH«, LAG Schleswig-Holstein, AuR 98, 296) und Arbeitgeberverbände mit Rechtsanwälten (seit 2008 können sie auch vor dem BAG vertreten);


            	–


            	die Verkürzung der Rechtsbehelfs- und Rechtsmittelfristen in den ersten beiden Instanzen;


            	–


            	keine Kostenvorschüsse an das Gericht; geringere Gerichtsgebühren; Gerichtskostenfreiheit in vielen Fällen (vgl. § 2 II GKG; zur Prozesskostenhilfe s. Einl. II zur ZPO, Nr. 35); der Zugang zu den Gerichten darf nicht durch Kostenregelungen praktisch unmöglich gemacht werden (zu den Anforderungen an die Auslegung von Ausschlussfristen in so einem Fall BVerfG, NZA 11, 354).


            	–


            	keine Kostenerstattung in erster Instanz (§ 12 a)


            	–


            	Urteile der Arbeitsgerichte sind (§ 62) grundsätzlich vorläufig vollstreckbar;


            	–


            	ausgeprägtes Güteverfahren (§§ 54, 55), in welchem 40 % der Verfahren beendet werden.

          


          
            Überall da, wo das ArbGG schweigt, gilt für das Urteilsverfahren (siehe § 2) die ZPO (vgl. §§ 46 Abs. 2, 64 Abs. 6, 72 Abs. 5). In diesem Verfahren besteht zwar die Pflicht des Vorsitzenden (§ 139 ZPO), auf die Stellung sachdienlicher Anträge hinzuwirken, es ist jedoch grundsätzlich Aufgabe der Parteien, dem Gericht die Tatsachen vorzutragen (Beibringungsgrundsatz). Etwas anderes gilt nur beim (in Angelegenheiten der Betriebsverfassung maßgeblichen) Beschlussverfahren (siehe § 2 a), bei dem es Aufgabe des Gerichtes ist, die Tatsachen zu ermitteln (Untersuchungsgrundsatz, §§ 80 ff., insbes. § 83 Abs. 1; zum Verfahren Molkenbur, DB 92, 425).
          


          
            Die arbeitsrechtliche Rechtsberatung ihrer Mitglieder außerhalb und im Vorfeld eines Gerichtsverfahrens ist den Gewerkschaften und Arbeitgeberverbänden aufgrund § 7 des Rechtsdienstleistungsgesetzes erlaubt. Im Hinblick auf diese verbandsmäßige Selbsthilfe (einschließlich der Möglichkeit der Prozessvertretung gem. § 11) hatte das Beratungshilfegesetz eine staatlich finanzierte Rechtsberatung Minderbemittelter in Arbeitsrechtsfragen ausgeschlossen. Das ist vom BVerfG (NZA 93, 427) als Verstoß gegen das Gleichbehandlungsgebot (Art. 3 Abs. 1 GG) gewertet worden. Seit 1994 erstreckt sich das BeratungshilfeG auch auf Angelegenheiten der Arbeitsgerichtsbarkeit (vgl. § 11 a Fußn. 1). Die Prozesskostenhilfe für eine nicht organisierte minderbemittelte Partei ist in § 11 a geregelt (hierzu App, AuA 93, 304; Schwab, NZA 95, 115).
          


          
            III. Anwendungsprobleme und Rechtstatsachen


            


            
              1. Funktion der Arbeitsgerichtsbarkeit


              


              
                Die Beurteilung eines Prozessgesetzes hat von dessen dienender Funktion auszugehen. Es hat zu gewährleisten, dass das materielle Recht schnell, wirtschaftlich und in einem für den rechtsuchenden Bürger überschaubaren Verfahren verwirklicht wird. Dies kann freilich nur in dem Umfang geschehen, in dem das materielle Recht selbst Ansprüche bereitstellt und darüber hinaus sich ein Berechtigter um die Durchsetzung seiner Ansprüche bemüht (»Wo kein Kläger, da kein Richter«). Was das Letztere angeht, muss man allerdings davon ausgehen, dass es sehr viele Arbeitnehmer aus Angst vor weiteren Nachteilen während des Bestands eines Arbeitsverhältnisses nicht wagen, strittige Fragen vor das Arbeitsgericht zu tragen und ihr Recht durchzusetzen: Ramm (KJ 70, 175) hat bereits für Zeiten guter Wirtschaftskonjunktur festgestellt, dass etwa 80 % der gewerkschaftlich organisierten Arbeitnehmer erst nach Beendigung ihres Arbeitsverhältnisses gegen den Arbeitgeber prozessieren. Bei den restlichen 20 %, die auch innerhalb eines bestehenden Arbeitsverhältnisses ihre Ansprüche einklagen, handelt es sich überwiegend um Angehörige des öffentlichen Dienstes und zum geringeren Teil um Arbeitnehmer aus Großbetrieben, in deren Augen dieses zusätzliche Risiko eines Prozesses geringer wiegt. Umgekehrt kann eine gut funktionierende Mitbestimmung Rechtsstreite überflüssig machen (deutlich sichtbar beim geringen Klageaufkommen aus dem Bereich der Montanmitbestimmung).
              


              
                Insgesamt landen nur ca. 7 % aller Konflikte zwischen Arbeitgeber und Arbeitnehmer vor den Arbeitsgerichten (vgl. Grotmann-Höfling, AuR 2000, 166).
              


              
                Im Übrigen ist beachtlich, wie im Urteilsverfahren die Prozessführungslast typischerweise beim Arbeitnehmer liegt (ca. 95 % aller eingereichten Klagen gegenüber rund 5 % der Arbeitgeber). Das ist Ausdruck des sozialen Ungleichgewichts beider Seiten: Arbeitgeber können strittige Dinge in der Regel einseitig durch Direktionsrecht, Verweigerung o. Ä. »regeln« (hierzu s. Kittner/Breinlinger, Zeitschrift für Rechtssoziologie 81, 53). Im Beschlussverfahren zwischen Betriebsrat und Arbeitgeber sieht das Verhältnis mit 3/4 zu 1/4 zwar immer noch einseitig, aber doch erheblich anders aus (siehe Übersicht 13).
              


              
                Die Arbeitsgerichtsbarkeit hat eine im Verhältnis zu anderen Gerichtszweigen besonders schwierige Aufgabe der Konfliktlösung. Hinter fast jedem Fall steht der soziale Konflikt zwischen Arbeit und Kapital, und vielfach existieren keine eindeutigen Kriterien zur Rechtsauslegung. Das rückt die Arbeitsgerichtsbarkeit – zumal dort, wo sie rechtsschöpferisch tätig werden muss, wie im Arbeitskampfrecht – unvermeidlich in die (legitime) politische Auseinandersetzung. In diesem Zusammenhang ist – ausgehend vom Vorgehen des Chemieunternehmens Hoechst gegen einen missliebigen Arbeitsrichter – das Koalitionsrecht der Arbeitsrichter in Frage gestellt worden (zu diesem spektakulären Vorgang s. Bobke/Unterhinnighofen in Kittner, GewJB 84, 413; Reifner, AiB 84, 56; kritisch Rüthers, DB 84, 1620 mit Erwiderung Schuldt, DB 84, 2509). Das BVerfG hat eine Verfassungsbeschwerde der Fa. Hoechst wegen fehlender Erfolgsaussicht nicht angenommen und in diesem Zusammenhang ausgeführt: »Richtern – auch der Arbeitsgerichtsbarkeit – ist es daher von Verfassungs wegen gestattet, sich gewerkschaftlich zu betätigen. Dazu gehört die Teilnahme an einem Arbeitskreis ›Recht‹ der Gewerkschaft ÖTV, selbst wenn dabei sich vor den Arbeitsgerichten auftretende Anwälte an der allgemeinen Erörterung aktueller arbeitsrechtlicher Probleme beteiligen« (BVerfG vom 15. 3. 1984, 1 BVR 200/84).
              


              
                Insgesamt zeigt die Statistik der arbeitsgerichtlichen Tätigkeit, in welch hohem Maße die Arbeitsgerichte streitschlichtend wirken: nur gut 7 % aller Klagen werden durch streitiges Urteil entschieden, dagegen enden knapp 60 % aller Verfahren durch Vergleich oder auf andere Weise (Übersicht 13). Die Bedeutung der Konfliktlösung ohne Urteil wurde durch das Mediationsgesetz (s. o. I) zusätzlich ausgeweitet (zum Gesetz: Ahrens, NJW 12, 2465 ff.; aus arbeitsrechtlicher Sicht Düwell, BB 12, 1921 ff.; Francken, NZA 12, 836 ff.; Niedostadek, ZESAR 12, 319 ff.; Stoppkotte/Stiel, AuR 12, 385 ff.). Mediation ist ein Verfahren, bei dem die Parteien mithilfe von Dritten (Mediatoren) freiwillig und eigenverantwortlich eine einvernehmliche Beilegung ihres Konfliktes anstreben. Für die grenzüberschreitende Mediation gibt es die EU-Richtlinie 2008/52/EG, die bis zum 21. 5. 2011 umzusetzen war. Das nunmehr verabschiedete Gesetz (Entwurf BR-Drucks. 60/11; vgl. 37. Aufl., Einl. III 6 zum ArbGG; dazu Franken, NZA 11, 1001 ff.; Stiel/Stoppkotte, AiB 12, 631 ff.) sieht die Mediation auch für die Arbeitsgerichtsbarkeit vor, und zwar nicht nur bei grenzüberschreitenden Fällen. Ursprünglich waren drei Arten der Mediation vorgesehen: die außergerichtliche Mediation, die gerichtsnahe Mediation, die während eines Gerichtsverfahrens außerhalb des Gericht stattfindet, und die gerichtsinterne Mediation vor einem nicht entscheidungsbefugten Richter. Auf massive Lobbyarbeit der Anwaltschaft hin wurde die gerichtsinterne Mediation wieder beseitigt. Stattdessen gibt es nun das sog. erweiterte Güterichterkonzept. Nach § 54 Abs. 6 kann der Vorsitzende die Parteien an einen Güterichter verweisen, diese müssen einverstanden sein (Francken, NZA 12, 836, 838). Der Güterichter kann alle Methoden der Konfliktbeilegung einsetzen. Das schließt die Möglichkeit der Mediation ein. Im Übrigen kann das Gericht nach § 54 a ArbGG den Parteien eine Mediation oder ein anderes Verfahren der außergerichtlichen Konfliktbeilegung vorschlagen. Entscheiden die Parteien sich dafür, ruht das Verfahren und wird nach drei Monaten wieder aufgenommen, wenn sie nicht erklären, noch eine Mediation oder außergerichtliche Konfliktbeilegung zu betreiben.
              


              
                2. Prozessdauer


                


                
                  Der wundeste Punkt der gegenwärtigen Arbeitsgerichtspraxis ist die Prozessdauer: Die durchschnittliche Dauer eines Arbeitsgerichtsverfahrens (vom Klageeingang bis zur Urteilszustellung) beträgt ca. 7 Monate, beim LAG und BAG kommen je ein gutes halbes Jahr hinzu. Kurz – bei Ausschöpfung aller Rechtsmittel muss mit mehr als 2 Jahren Prozessdauer gerechnet werden. Derartige Verfahrenslängen bedeuten in vielen Fällen »Rechtsverweigerung« in dem Sinne, dass, wo ein Arbeitnehmer schon nicht vor dem Prozess abgeschreckt wird, er selbst von einem obsiegenden Urteil nichts hat. Das gilt vor allem bei Kündigungsschutzprozessen (s. u. 3) und trifft z. B. ausländische Arbeitnehmer, die schon wieder in ihr Heimatland zurückgekehrt sind, besonders hart.
                


                
                  Dieser Zustand beruht vor allem auf der völlig unzulänglichen Besetzung der Arbeitsgerichte (nicht nur mit Richtern, sondern auch und teilweise vor allem mit Geschäftsstellenpersonal). Eine vorübergehende Besserung, nachdem im Zuge der deutschen Vereinigung die Gerichtsbesetzungen erhöht wurden, mit Abnahme der Prozesse aber nicht in gleichem Maße wieder abgebaut werden konnten, ebbt langsam wieder ab. Vor allem infolge der Wirtschaftskrise nimmt nun auch die Zahl der Verfahren vor den Arbeitsgerichten wieder zu (vgl. einblick 3/09, S. 5). Das BAG hatte 2012 die höchste Eingangszahl seit Gründung des Gerichts überhaupt (vgl. Pressemitteilung des Gerichts Nr. 8/13).
                


                
                  3. Sonderfall: Kündigungsschutzprozess


                  


                  
                    In besonderer Weise mit der Beurteilung des Prozessverlaufes verwoben ist das materielle Recht bei Kündigungsschutzprozessen, die mehr als die Hälfte aller erledigten Urteilsverfahren ausmachen. Einerseits muss der faktisch nicht bestehende Schutz vor der Beendigung eines Arbeitsverhältnisses gesehen werden (siehe Einl. zum KSchG, Nr. 25). Bei der Klage gegen eine betriebsbedingte Kündigung wirkt sich zu Lasten des Arbeitnehmers überdies die Tatsache aus, dass ihm die Beweislast dafür obliegt, dass andere Arbeitnehmer des Betriebes weniger schutzwürdig sind. Andererseits steht und fällt die Durchsetzung des materiellen Rechts gerade beim Kündigungsschutzprozess mit der Dauer des Gerichtsverfahrens (das gilt jedenfalls so lange, als nicht eine durchgängige Weiterbeschäftigung des gekündigten Arbeitnehmers bis zum rechtskräftigen Abschluss des Kündigungsschutzprozesses zumindest in den Fällen sichergestellt ist, in denen der Betriebsrat der Kündigung widersprochen hat, vgl. Einl. zum KSchG, Nr. 25). Zum Mindesten wäre erforderlich, dass ein Urteil über die Rechtmäßigkeit einer Kündigung vor Ablauf der Kündigungsfrist vorliegt.
                  


                  
                     
                  


                  
                    4. Tätigkeit der Arbeitsgerichte in Deutschland in den Jahren 2011 und 2012


                    


                    


                    
                      Übersicht 13
                    


                    
                      
                        
                          
                            
                              
                              
                              
                              
                              
                            

                            
                              
                                	
                                  
                                    Zeilen-Nr.
                                  

                                

                                	
                                  
                                    Anhängige Verfahren
                                  

                                

                                	
                                  
                                    2011
                                  

                                

                                	
                                  
                                    2012
                                  

                                
                              

                            

                            
                              
                                	
                                  
                                    1
                                  

                                

                                	
                                  
                                    Urteilsverfahren
                                  

                                

                                	
                                  

                                

                                	
                              


                              
                                	
                                  
                                    11
                                  

                                

                                	
                                  
                                    Unerledigte Klagen zu Jahresbeginn
                                  

                                

                                	
                                  
                                    119298
                                  

                                

                                	
                                  
                                    117698
                                  

                                
                              


                              
                                	
                                  
                                    12
                                  

                                

                                	
                                  
                                    Eingereichte Klagen
                                  

                                

                                	
                                  
                                    404434
                                  

                                

                                	
                                  
                                    403550
                                  

                                
                              


                              
                                	
                                  
                                    13
                                  

                                

                                	
                                  
                                    Klagen insgesamt
                                  

                                

                                	
                                  
                                    523698
                                  

                                

                                	
                                  
                                    519396
                                  

                                
                              


                              
                                	
                                  
                                    14
                                  

                                

                                	
                                  
                                    Erledigte Klagen
                                  

                                

                                	
                                  
                                    436073
                                  

                                

                                	
                                  
                                    400998
                                  

                                
                              


                              
                                	
                                  

                                

                                	
                                  
                                    davon eingereicht durch:
                                  

                                

                                	

                                	
                              


                              
                                	

                                	
                                  

                                

                                	
                                  
                                    Arbeitnehmer,
                                  


                                  
                                    Gewerkschaften,
                                  


                                  
                                    Betriebsräte
                                  

                                

                                	
                                  
                                    399678
                                  

                                

                                	
                                  
                                    377365
                                  

                                
                              


                              
                                	

                                	
                                  

                                

                                	
                                  
                                    Arbeitgeber und ihre Organisationen
                                  

                                

                                	
                                  
                                    6277
                                  

                                

                                	
                                  
                                    23579
                                  

                                
                              


                              
                                	

                                	
                                  

                                

                                	
                                  
                                    Länder (§ 25 HAG und § 14 MindArbBG)
                                  

                                

                                	
                                  
                                    118
                                  

                                

                                	
                                  
                                    61
                                  

                                
                              


                              
                                	
                                  
                                    142
                                  

                                

                                	
                                  
                                    Nach Art der Erledigung:
                                  

                                

                                	

                                	
                              


                              
                                	
                                  
                                    1421
                                  

                                

                                	
                                  

                                

                                	
                                  
                                    durch streitiges Urteil
                                  

                                

                                	
                                  
                                    31439
                                  

                                

                                	
                                  
                                    29646
                                  

                                
                              


                              
                                	
                                  
                                    1422
                                  

                                

                                	
                                  

                                

                                	
                                  
                                    durch sonstiges Urteil
                                  

                                

                                	
                                  
                                    38425
                                  

                                

                                	
                                  
                                    34881
                                  

                                
                              


                              
                                	
                                  
                                    1423
                                  

                                

                                	
                                  

                                

                                	
                                  
                                    durch Vergleich
                                  

                                

                                	
                                  
                                    230333
                                  

                                

                                	
                                  
                                    234920
                                  

                                
                              


                              
                                	
                                  
                                    1424
                                  

                                

                                	
                                  

                                

                                	
                                  
                                    auf andere Weise
                                  

                                

                                	
                                  
                                    105876
                                  

                                

                                	
                                  
                                    101551
                                  

                                
                              


                              
                                	
                                  
                                    143
                                  

                                

                                	
                                  
                                    Nach Streitgegenständen:
                                  

                                

                                	
                                  

                                

                                	
                              


                              
                                	
                                  

                                

                                	
                                  

                                

                                	
                                  
                                    Zahlungsklagen
                                  

                                

                                	
                                  
                                    179913
                                  

                                

                                	
                                  
                                    169720
                                  

                                
                              


                              
                                	
                                  
                                    1433
                                  

                                

                                	
                                  

                                

                                	
                                  
                                    Bestandsstreitigkeiten
                                  


                                  
                                    (§ 61 a ArbGG)
                                  

                                

                                	
                                  
                                    204181
                                  

                                

                                	
                                  
                                    211640
                                  

                                
                              


                              
                                	
                                  
                                    14331
                                  

                                

                                	
                                  
                                    darunter Kündigungen
                                  

                                

                                	
                                  
                                    192724
                                  

                                

                                	
                                  
                                    201332
                                  

                                
                              


                              
                                	
                                  
                                    1436
                                  

                                

                                	
                                  
                                    tarifliche Eingruppierung
                                  

                                

                                	
                                  
                                    3240
                                  

                                

                                	
                                  
                                    4411
                                  

                                
                              


                              
                                	
                                  
                                    1437
                                  

                                

                                	
                                  
                                    Sonstiges
                                  

                                

                                	
                                  
                                    127752
                                  

                                

                                	
                                  
                                    124255
                                  

                                
                              


                              
                                	
                                  
                                    144
                                  

                                

                                	
                                  
                                    Streitgegenstände zusammen
                                  

                                

                                	
                                  
                                    515086
                                  

                                

                                	
                                  
                                    510026
                                  

                                
                              


                              
                                	
                                  
                                    1441
                                  

                                

                                	
                                  
                                    darunter Klagen mit mehreren Streitgegenständen
                                  

                                

                                	
                                  
                                    86920
                                  

                                

                                	
                                  
                                    86291
                                  

                                
                              


                              
                                	
                                  
                                    145
                                  


                                  
                                    1451
                                  

                                

                                	
                                  
                                    Nach Dauer des Verfahrens:
                                  


                                  
                                    Bei Bestandsstreitigkeiten
                                  


                                  
                                    (§ 61 a ArbGG):
                                  

                                

                                	

                                	
                              


                              
                                	
                                  
                                    14511
                                  

                                

                                	
                                  

                                

                                	
                                  
                                    bis zu einem Monat
                                  

                                

                                	
                                  
                                    65579
                                  

                                

                                	
                                  
                                    66732
                                  

                                
                              


                              
                                	
                                  
                                    14512
                                  

                                

                                	
                                  

                                

                                	
                                  
                                    über 1 bis 3 Monate
                                  

                                

                                	
                                  
                                    78275
                                  

                                

                                	
                                  
                                    83990
                                  

                                
                              


                              
                                	
                                  
                                    14513
                                  

                                

                                	
                                  

                                

                                	
                                  
                                    über 3 bis 6 Monate
                                  

                                

                                	
                                  
                                    36698
                                  

                                

                                	
                                  
                                    38018
                                  

                                
                              


                              
                                	
                                  
                                    14514
                                  

                                

                                	
                                  

                                

                                	
                                  
                                    über 6 bis 12 Monate
                                  

                                

                                	
                                  
                                    19894
                                  

                                

                                	
                                  
                                    19736
                                  

                                
                              


                              
                                	
                                  
                                    14515
                                  

                                

                                	
                                  

                                

                                	
                                  
                                    über 12 Monate
                                  

                                

                                	
                                  
                                    3822
                                  

                                

                                	
                                  
                                    3164
                                  

                                
                              


                              
                                	
                                  
                                    1452
                                  

                                

                                	
                                  
                                    Bei den übrigen Verfahren:
                                  

                                

                                	

                                	
                              


                              
                                	
                                  
                                    14521
                                  

                                

                                	
                                  

                                

                                	
                                  
                                    bis zu einem Monat
                                  

                                

                                	
                                  
                                    61072
                                  

                                

                                	
                                  
                                    53974
                                  

                                
                              


                              
                                	
                                  
                                    14522
                                  

                                

                                	
                                  

                                

                                	
                                  
                                    über 1 bis 3 Monate
                                  

                                

                                	
                                  
                                    68914
                                  

                                

                                	
                                  
                                    65390
                                  

                                
                              


                              
                                	
                                  
                                    14523
                                  

                                

                                	
                                  

                                

                                	
                                  
                                    über 3 bis 6 Monate
                                  

                                

                                	
                                  
                                    37653
                                  

                                

                                	
                                  
                                    35400
                                  

                                
                              


                              
                                	
                                  
                                    14524
                                  

                                

                                	
                                  

                                

                                	
                                  
                                    über 6 bis 12 Monate
                                  

                                

                                	
                                  
                                    26306
                                  

                                

                                	
                                  
                                    27171
                                  

                                
                              


                              
                                	
                                  
                                    14525
                                  

                                

                                	
                                  

                                

                                	
                                  
                                    über 12 Monate
                                  

                                

                                	
                                  
                                    7860
                                  

                                

                                	
                                  
                                    7423
                                  

                                
                              


                              
                                	
                                  
                                    15
                                  

                                

                                	
                                  
                                    Unerledigte Klagen am JE
                                  

                                

                                	
                                  
                                    117659
                                  

                                

                                	
                                  
                                    120241
                                  

                                
                              


                              
                                	
                                  

                                

                                	
                                  

                                

                                	
                                  

                                

                                	
                              


                              
                                	
                                  
                                    2
                                  

                                

                                	
                                  
                                    Sonstige Verfahren (ohne Ziff. 3)
                                  

                                

                                	

                                	
                              


                              
                                	
                                  
                                    21
                                  

                                

                                	
                                  
                                    Arreste und einstweilige
                                  


                                  
                                    Verfügungen:
                                  

                                

                                	

                                	
                              


                              
                                	
                                  
                                    212
                                  

                                

                                	
                                  

                                

                                	
                                  
                                    Ergangene Entscheidungen
                                  

                                

                                	
                                  
                                    4671
                                  

                                

                                	
                                  
                                    4138
                                  

                                
                              


                              
                                	
                                  
                                    22
                                  

                                

                                	
                                  
                                    Eingegangene Mahnverfahren
                                  

                                

                                	
                                  
                                    74311
                                  

                                

                                	
                                  
                                    53412
                                  

                                
                              


                              
                                	
                                  

                                

                                	
                                  

                                

                                	
                                  

                                

                                	
                              


                              
                                	
                                  
                                    3
                                  

                                

                                	
                                  
                                    Beschlussverfahren
                                  

                                

                                	

                                	
                              


                              
                                	
                                  
                                    31
                                  

                                

                                	
                                  
                                    Unerledigte Beschlusssachen zu Jahresbeginn
                                  

                                

                                	
                                  
                                    4656
                                  

                                

                                	
                                  
                                    4277
                                  

                                
                              


                              
                                	
                                  
                                    32
                                  

                                

                                	
                                  
                                    Eingereichte Anträge
                                  

                                

                                	
                                  
                                    12944
                                  

                                

                                	
                                  
                                    12089
                                  

                                
                              


                              
                                	
                                  

                                

                                	
                                  
                                    davon eingereicht durch:
                                  

                                

                                	
                                  

                                

                                	
                              


                              
                                	
                                  
                                    321
                                  

                                

                                	
                                  

                                

                                	
                                  
                                    Arbeitnehmer,
                                  


                                  
                                    Gewerkschaften,
                                  


                                  
                                    Betriebsräte,
                                  


                                  
                                    Wahlvorstände
                                  

                                

                                	
                                  
                                    10072
                                  

                                

                                	
                                  
                                    9232
                                  

                                
                              


                              
                                	
                                  
                                    322
                                  

                                

                                	
                                  

                                

                                	
                                  
                                    Arbeitgeber und ihre Vereinigungen
                                  

                                

                                	
                                  
                                    3260
                                  

                                

                                	
                                  
                                    3013
                                  

                                
                              


                              
                                	
                                  
                                    323
                                  

                                

                                	
                                  

                                

                                	
                                  
                                    oberste Arbeitsbehörden
                                  

                                

                                	
                                  
                                    4
                                  

                                

                                	
                                  
                                    2
                                  

                                
                              


                              
                                	
                                  
                                    33
                                  

                                

                                	
                                  
                                    Beschlussachen insgesamt
                                  

                                

                                	
                                  
                                    17600
                                  

                                

                                	
                                  
                                    16366
                                  

                                
                              


                              
                                	
                                  
                                    34
                                  

                                

                                	
                                  
                                    Erledigte Beschlussachen
                                  

                                

                                	
                                  
                                    13336
                                  

                                

                                	
                              


                              
                                	
                                  
                                    341
                                  

                                

                                	
                                  
                                    Nach Art der Erledigung:
                                  

                                

                                	
                                  

                                

                                	
                              


                              
                                	
                                  
                                    3411
                                  

                                

                                	
                                  

                                

                                	
                                  
                                    durch Beschluss (§ 84 ArbGG)
                                  

                                

                                	
                                  
                                    2711
                                  

                                

                                	
                                  
                                    2498
                                  

                                
                              


                              
                                	
                                  
                                    3412
                                  

                                

                                	
                                  

                                

                                	
                                  
                                    durch Vergleich oder
                                  


                                  
                                    Erledigungserklärung
                                  


                                  
                                    (§ 83 a Abs. 1 ArbGG)
                                  

                                

                                	
                                  
                                    5669
                                  

                                

                                	
                                  
                                    5202
                                  

                                
                              


                              
                                	
                                  
                                    3413
                                  

                                

                                	
                                  

                                

                                	
                                  
                                    auf andere Weise
                                  

                                

                                	
                                  
                                    4956

                                  

                                

                                	
                                  
                                    4547
                                  

                                
                              


                              
                                	
                                  
                                    342
                                  

                                

                                	
                                  
                                    Nach Dauer des Verfahrens:
                                  

                                

                                	
                                  

                                

                                	
                              


                              
                                	
                                  
                                    3421
                                  

                                

                                	
                                  

                                

                                	
                                  
                                    bis zu einem Monat
                                  

                                

                                	
                                  
                                    3879
                                  

                                

                                	
                                  
                                    3762
                                  

                                
                              


                              
                                	
                                  
                                    3422
                                  

                                

                                	
                                  

                                

                                	
                                  
                                    über 1 bis 3 Monate
                                  

                                

                                	
                                  
                                    3336
                                  

                                

                                	
                                  
                                    3182
                                  

                                
                              


                              
                                	
                                  
                                    3423
                                  

                                

                                	
                                  

                                

                                	
                                  
                                    über 3 bis 6 Monate
                                  

                                

                                	
                                  
                                    3198
                                  

                                

                                	
                                  
                                    2734
                                  

                                
                              


                              
                                	
                                  
                                    3424
                                  

                                

                                	
                                  

                                

                                	
                                  
                                    über 6 bis 12 Monate
                                  

                                

                                	
                                  
                                    2294
                                  

                                

                                	
                                  
                                    2160
                                  

                                
                              


                              
                                	
                                  
                                    3425
                                  

                                

                                	
                                  

                                

                                	
                                  
                                    über 12 Monate
                                  

                                

                                	
                                  
                                    629
                                  

                                

                                	
                                  
                                    409
                                  

                                
                              


                              
                                	
                                  
                                    35
                                  

                                

                                	
                                  
                                    Unerledigte Beschlusssachen zum Jahresende
                                  

                                

                                	
                                  
                                    4264
                                  

                                

                                	
                                  
                                    4119
                                  

                                
                              

                            
                          

                        

                      

                    


                    
                      Quelle: Bundesministerium für Arbeit und Soziales
                    


                    
                      5. Verhältnis der deutschen Arbeitsgerichtsbarkeit zum EuGH


                      


                      
                        Zunehmend gewinnen europäische Rechtsgrundlagen Bedeutung auch für das deutsche Arbeitsleben (vgl. die Allgemeinen Literaturhinweise). Deren verbindliche Auslegung ist Sache des EuGH. Er kann gem. Art. 267 AEUV (Nr. 20 a) von jedem nationalen (Arbeits-)Gericht auch unter Übergehung des BAG zur Vorabentscheidung einer europarechtlichen Frage angerufen werden (vgl. Maschmann, NZA 95, 920). Daraus können Auslegungsprobleme im Verhältnis zwischen BAG und EuGH erwachsen (vgl. Wißmann, AuR 01, 370). Letztinstanzliche Gerichte wie das BAG müssen bei europarechtlichen Auslegungsfragen ein Vorabentscheidungsersuchen an den EuGH richten, was eine einheitliche Rechtsprechung gewährleisten soll.
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      Arbeitsgerichtsgesetz

      (ArbGG)


      
        vom 3. September 1953 (BGBl. I 1267),

        zuletzt geändert durch Gesetz vom 31. August 2013

        (BGBl. I 3533)
      


      
        Erster Teil – Allgemeine Vorschriften


        
          


          
            § 1 Gerichte für Arbeitssachen Die Gerichtsbarkeit in Arbeitssachen – §§ 2 bis 3 – wird ausgeübt durch die Arbeitsgerichte – §§ 14 bis 31 –, die Landesarbeitsgerichte – §§ 33 bis 39 – und das Bundesarbeitsgericht – §§ 40 bis 45 – (Gerichte für Arbeitssachen).
          


          
            


            
              § 2 Zuständigkeit im Urteilsverfahren (1) Die Gerichte für Arbeitssachen sind ausschließlich zuständig für
            


            
              	1.


              	bürgerliche Rechtsstreitigkeiten zwischen Tarifvertragsparteien oder zwischen diesen und Dritten aus Tarifverträgen oder über das Bestehen oder Nichtbestehen von Tarifverträgen;


              	2.


              	bürgerliche Rechtsstreitigkeiten zwischen tariffähigen Parteien oder zwischen diesen und Dritten aus unerlaubten Handlungen, soweit es sich um Maßnahmen zum Zwecke des Arbeitskampfes oder um Fragen der Vereinigungsfreiheit einschließlich des hiermit im Zusammenhang stehenden Betätigungsrechts der Vereinigungen handelt;


              	3.


              	bürgerliche Rechtsstreitigkeiten zwischen Arbeitnehmern und Arbeitgebern


              	
                
                  	a)


                  	aus dem Arbeitsverhältnis;


                  	b)


                  	über das Bestehen oder Nichtbestehen eines Arbeitsverhältnisses;


                  	c)


                  	aus Verhandlungen über die Eingehung eines Arbeitsverhältnisses und aus dessen Nachwirkungen;


                  	d)


                  	aus unerlaubten Handlungen, soweit diese mit dem Arbeitsverhältnis im Zusammenhang stehen;


                  	e)


                  	über Arbeitspapiere;

                

              


              	4.


              	bürgerliche Rechtsstreitigkeiten zwischen Arbeitnehmern oder ihren Hinterbliebenen und


              	
                
                  	a)


                  	Arbeitgebern über Ansprüche, die mit dem Arbeitsverhältnis in rechtlichem oder unmittelbar wirtschaftlichem Zusammenhang stehen;


                  	b)


                  	gemeinsamen Einrichtungen der Tarifvertragsparteien oder Sozialeinrichtungen des privaten Rechts über Ansprüche aus dem Arbeitsverhältnis oder Ansprüche, die mit dem Arbeitsverhältnis in rechtlichem oder unmittelbar wirtschaftlichem Zusammenhang stehen,

                

              


              	soweit nicht die ausschließliche Zuständigkeit eines anderen Gerichts gegeben ist;


              	5.


              	bürgerliche Rechtsstreitigkeiten zwischen Arbeitnehmern oder ihren Hinterbliebenen und dem Träger der Insolvenzsicherung über Ansprüche auf Leistungen der Insolvenzsicherung nach dem Vierten Abschnitt des Ersten Teils des Gesetzes zur Verbesserung der betrieblichen Altersversorgung;


              	6.


              	bürgerliche Rechtsstreitigkeiten zwischen Arbeitgebern und Einrichtungen nach Nummer 4 Buchstabe b und Nummer 5 sowie zwischen diesen Einrichtungen, soweit nicht die ausschließliche Zuständigkeit eines anderen Gerichts gegeben ist;


              	7.


              	bürgerliche Rechtsstreitigkeiten zwischen Entwicklungshelfern und Trägern des Entwicklungsdienstes nach dem Entwicklungshelfergesetz;


              	8.


              	bürgerliche Rechtsstreitigkeiten zwischen den Trägern des freiwilligen sozialen oder ökologischen Jahres oder den Einsatzstellen und Freiwilligen nach dem Jugendfreiwilligendienstegesetz;


              	8 a.


              	bürgerliche Rechsstreitigkeiten zwischen dem Bund oder den Einsatzstellen des Bundesfreiwilligendienstes oder deren Trägern und Freiwilligen nach dem Bundesfreiwilligendienstgesetz;


              	9.


              	bürgerliche Rechtsstreitigkeiten zwischen Arbeitnehmern aus gemeinsamer Arbeit und aus unerlaubten Handlungen, soweit diese mit dem Arbeitsverhältnis im Zusammenhang stehen;


              	10.


              	bürgerliche Rechtsstreitigkeiten zwischen behinderten Menschen im Arbeitsbereich von Werkstätten für behinderte Menschen und den Trägern der Werkstätten aus den in § 138 des Neunten Buches Sozialgesetzbuch geregelten arbeitnehmerähnlichen Rechtsverhältnissen.

            


            
              (2) Die Gerichte für Arbeitssachen sind auch zuständig für bürgerliche Rechtsstreitigkeiten zwischen Arbeitnehmern und Arbeitgebern,
            


            
              	a)


              	die ausschließlich Ansprüche auf Leistung einer festgestellten oder festgesetzten Vergütung für eine Arbeitnehmererfindung oder für einen technischen Verbesserungsvorschlag nach § 20 Abs. 1 des Gesetzes über Arbeitnehmererfindungen zum Gegenstand haben;


              	b)


              	die als Urheberrechtsstreitsachen aus Arbeitsverhältnissen ausschließlich Ansprüche auf Leistung einer vereinbarten Vergütung zum Gegenstand haben.

            


            
              (3) Vor die Gerichte für Arbeitssachen können auch nicht unter die Absätze 1 und 2 fallende Rechtsstreitigkeiten gebracht werden, wenn der Anspruch mit einer bei einem Arbeitsgericht anhängigen oder gleichzeitig anhängig werdenden bürgerlichen Rechtsstreitigkeit der in den Absätzen 1 und 2 bezeichneten Art in rechtlichem oder unmittelbar wirtschaftlichem Zusammenhang steht und für seine Geltendmachung nicht die ausschließliche Zuständigkeit eines anderen Gerichts gegeben ist.
            


            
              (4) Auf Grund einer Vereinbarung können auch bürgerliche Rechtsstreitigkeiten zwischen juristischen Personen des Privatrechts und Personen, die kraft Gesetzes allein oder als Mitglieder des Vertretungsorgans der juristischen Person zu deren Vertretung berufen sind, vor die Gerichte für Arbeitssachen gebracht werden.
            


            
              (5) In Rechtsstreitigkeiten nach diesen Vorschriften findet das Urteilsverfahren statt.
            


            
              


              
                § 2 a Zuständigkeit im Beschlußverfahren (1) Die Gerichte für Arbeitssachen sind ferner ausschließlich zuständig für
              


              
                	1.


                	Angelegenheiten aus dem Betriebsverfassungsgesetz, soweit nicht für Maßnahmen nach seinen §§ 119 bis 121 die Zuständigkeit eines anderen Gerichts gegeben ist;


                	2.


                	Angelegenheiten aus dem Sprecherausschußgesetz, soweit nicht für Maßnahmen nach seinen §§ 35 bis 36 die Zuständigkeit eines anderen Gerichts gegeben ist;


                	3.


                	Angelegenheiten aus dem Mitbestimmungsgesetz, dem Mitbestimmungsergänzungsgesetz und dem Drittelbeteiligungsgesetz, soweit über die Wahl von Vertretern der Arbeitnehmer in den Aufsichtsrat und über ihre Abberufung mit Ausnahme der Abberufung nach § 103 Abs. 3 des Aktiengesetzes zu entscheiden ist;


                	3 a.


                	Angelegenheiten aus den §§ 94, 95, 139 des Neunten Buches Sozialgesetzbuch;


                	3 b.


                	Angelegenheiten aus den Gesetz über Europäische Betriebsräte, soweit nicht für Maßnahmen nach seinen §§ 43 bis 45 die Zuständigkeit eines anderen Gerichts gegeben ist;


                	3 c.


                	Angelegenheiten aus § 51 des Berufsbildungsgesetzes;


                	3 d.


                	Angelegenheiten aus § 10 des Bundesfreiwilligendienstgesetzes;


                	3 e.


                	Angelegenheiten aus dem SE-Beteiligungsgesetz vom 22. Dezember 2004 (BGBl. I S. 3675, 3686) mit Ausnahme der §§ 45 und 46 und nach den §§ 34 bis 39 nur insoweit, als über die Wahl von Vertretern der Arbeitnehmer in das Aufsichts- oder Verwaltungsorgan sowie deren Abberufung mit Ausnahme der Abberufung nach § 103 Abs. 3 des Aktiengesetzes zu entscheiden ist;


                	3 f.


                	Angelegenheiten aus dem SCE-Beteiligungsgesetz vom 14. August 2006 (BGBl. I S. 1911, 1917) mit Ausnahme der §§ 47 und 48 und nach den §§ 34 bis 39 nur insoweit, als über die Wahl von Vertretern der Arbeitnehmer in das Aufsichts- oder Verwaltungsorgan sowie deren Abberufung zu entscheiden ist;


                	3 g.


                	Angelegenheiten aus dem Gesetz über die Mitbestimmung der Arbeitnehmer bei einer grenzüberschreitenden Verschmelzung vom 21. Dezember 2006 (BGBl. I S. 3332) mit Ausnahme der §§ 34 und 35 und nach den §§ 23 bis 28 nur insoweit, als über die Wahl von Vertretern der Arbeitnehmer in das Aufsichts- oder Verwaltungsorgan sowie deren Abberufung mit Ausnahme der Abberufung nach § 103 Abs. 3 des Aktiengesetzes zu entscheiden ist;


                	4.


                	die Entscheidung über die Tariffähigkeit und die Tarifzuständigkeit einer Vereinigung.

              


              
                (2) In Streitigkeiten nach diesen Vorschriften findet das Beschlußverfahren statt.
              


              
                


                
                  § 3 Zuständigkeit in sonstigen Fällen Die in den §§ 2 und 2 a begründete Zuständigkeit besteht auch in den Fällen, in denen der Rechtsstreit durch einen Rechtsnachfolger oder durch eine Person geführt wird, die kraft Gesetzes an Stelle des sachlich Berechtigten oder Verpflichteten hierzu befugt ist.
                


                
                  


                  
                    § 4 Ausschluß der Arbeitsgerichtsbarkeit In den Fällen des § 2 Abs. 1 und Abs. 2 kann die Arbeitsgerichtsbarkeit nach Maßgabe der §§ 101 bis 110 ausgeschlossen werden.
                  


                  
                    


                    
                      § 5 Begriff des Arbeitnehmers (1) Arbeitnehmer im Sinne dieses Gesetzes sind Arbeiter und Angestellte sowie die zu ihrer Berufsausbildung Beschäftigten. Als Arbeitnehmer gelten auch die in Heimarbeit Beschäftigten und die ihnen Gleichgestellten (§ 1 des Heimarbeitsgesetzes vom 14. März 1951 – Bundesgesetzbl. I S. 191 –) sowie sonstige Personen, die wegen ihrer wirtschaftlichen Unselbständigkeit als arbeitnehmerähnliche Personen anzusehen sind. Als Arbeitnehmer gelten nicht in Betrieben einer juristischen Person oder einer Personengesamtheit Personen, die kraft Gesetzes, Satzung oder Gesellschaftsvertrag allein oder als Mitglieder des Vertretungsorgans zur Vertretung der juristischen Person oder der Personengesamtheit berufen sind.
                    


                    
                      (2) Beamte sind als solche keine Arbeitnehmer.
                    


                    
                      (3) Handelsvertreter gelten nur dann als Arbeitnehmer im Sinne dieses Gesetzes, wenn sie zu dem Personenkreis gehören, für den nach § 92 a des Handelsgesetzbuchs die untere Grenze der vertraglichen Leistungen des Unternehmers festgesetzt werden kann, und wenn sie während der letzten sechs Monate des Vertragsverhältnisses, bei kürzerer Vertragsdauer während dieser, im Durchschnitt monatlich nicht mehr als 1000 Euro auf Grund des Vertragsverhältnisses an Vergütung einschließlich Provision und Ersatz für im regelmäßigen Geschäftsbetrieb entstandene Aufwendungen bezogen haben. Das Bundesministerium für Arbeit und Soziales und das Bundesministerium der Justiz können im Einvernehmen mit dem Bundesministerium für Wirtschaft und Technologie die in Satz 1 bestimmte Vergütungsgrenze durch Rechtsverordnung, die nicht der Zustimmung des Bundesrates bedarf, den jeweiligen Lohn- und Preisverhältnissen anpassen.
                    


                    
                      


                      
                        § 6 Besetzung der Gerichte für Arbeitssachen (1) Die Gerichte für Arbeitssachen sind mit Berufsrichtern und mit ehrenamtlichen Richtern aus den Kreisen der Arbeitnehmer und Arbeitgeber besetzt.
                      


                      
                        (2) (weggefallen)
                      


                      
                        


                        
                          § 6 a Allgemeine Vorschriften über das Präsidium und die Geschäftsverteilung Für die Gerichte für Arbeitssachen gelten die Vorschriften des Zweiten Titels des Gerichtsverfassungsgesetzes nach Maßgabe der folgenden Vorschriften entsprechend:
                        


                        
                          	1.


                          	Bei einem Arbeitsgericht mit weniger als drei Richterplanstellen werden die Aufgaben des Präsidiums durch den Vorsitzenden oder, wenn zwei Vorsitzende bestellt sind, im Einvernehmen der Vorsitzenden wahrgenommen. Einigen sich die Vorsitzenden nicht, so entscheidet das Präsidium des Landesarbeitsgerichts oder, soweit ein solches nicht besteht, der Präsident dieses Gerichts.


                          	2.


                          	Bei einem Landesarbeitsgericht mit weniger als drei Richterplanstellen werden die Aufgaben des Präsidiums durch den Präsidenten, soweit ein zweiter Vorsitzender vorhanden ist, im Benehmen mit diesem wahrgenommen.


                          	3.


                          	Der aufsichtführende Richter bestimmt, welche richterlichen Aufgaben er wahrnimmt.


                          	4.


                          	Jeder ehrenamtliche Richter kann mehreren Spruchkörpern angehören.


                          	5.


                          	Den Vorsitz in den Kammern der Arbeitsgerichte führen die Berufsrichter.

                        


                        
                          


                          
                            § 7 Geschäftsstelle, Aufbringung der Mittel (1) Bei jedem Gericht für Arbeitssachen wird eine Geschäftsstelle eingerichtet, die mit der erforderlichen Zahl von Urkundsbeamten besetzt wird. Die Einrichtung der Geschäftsstelle bestimmt bei dem Bundesarbeitsgericht das Bundesministerium für Arbeit und Soziales im Benehmen mit dem Bundesministerium der Justiz. Die Einrichtung der Geschäftsstelle bestimmt bei den Arbeitsgerichten und Landesarbeitsgerichten die zuständige oberste Landesbehörde.
                          


                          
                            (2) Die Kosten der Arbeitsgerichte und der Landesarbeitsgerichte trägt das Land, das sie errichtet. Die Kosten des Bundesarbeitsgerichts trägt der Bund.
                          


                          
                            


                            
                              § 8 Gang des Verfahrens (1) Im ersten Rechtszug sind die Arbeitsgerichte zuständig.
                            


                            
                              (2) Gegen die Urteile der Arbeitsgerichte findet die Berufung an die Landesarbeitsgerichte nach Maßgabe des § 64 Abs. 1 statt.
                            


                            
                              (3) Gegen die Urteile der Landesarbeitsgerichte findet die Revision an das Bundesarbeitsgericht nach Maßgabe des § 72 Abs. 1 statt.
                            


                            
                              (4) Gegen die Beschlüsse der Arbeitsgerichte und ihrer Vorsitzenden im Beschlußverfahren findet die Beschwerde an das Landesarbeitsgericht nach Maßgabe des § 87 statt.
                            


                            
                              (5) Gegen die Beschlüsse der Landesarbeitsgerichte im Beschlußverfahren findet die Rechtsbeschwerde an das Bundesarbeitsgericht nach Maßgabe des § 92 statt.
                            


                            
                              


                              
                                § 9 Allgemeine Verfahrensvorschriften und Rechtsschutz bei überlangen Gerichtsverfahren (1) Das Verfahren ist in allen Rechtszügen zu beschleunigen.
                              


                              
                                (2) Die Vorschriften des Gerichtsverfassungsgesetzes über Zustellungs- und Vollstreckungsbeamte, über die Aufrechterhaltung der Ordnung in der Sitzung, über die Gerichtssprache, über die Wahrnehmung richterlicher Geschäfte durch Referendare und über Beratung und Abstimmung gelten in allen Rechtszügen entsprechend. Die Vorschriften des Siebzehnten Titels des Gerichtsverfassungsgesetzes sind mit der Maßgabe entsprechend anzuwenden, dass an die Stelle des Oberlandesgerichts das Landesarbeitsgericht, an die Stelle des Bundesgerichtshofs das Bundesarbeitsgericht und an die Stelle der Zivilprozessordnung das Arbeitsgerichtsgesetz tritt.
                              


                              
                                (3) Die Vorschriften über die Wahrnehmung der Geschäfte bei den ordentlichen Gerichten durch Rechtspfleger gelten in allen Rechtszügen entsprechend. Als Rechtspfleger können nur Beamte bestellt werden, die die Rechtspflegerprüfung oder die Prüfung für den gehobenen Dienst bei der Arbeitsgerichtsbarkeit bestanden haben.
                              


                              
                                (4) Zeugen und Sachverständige erhalten eine Entschädigung oder Vergütung nach dem Justizvergütungs- und -entschädigungsgesetz.
                              


                              
                                (5) Alle mit einem befristeten Rechtsmittel anfechtbaren Entscheidungen enthalten die Belehrung über das Rechtsmittel. Soweit ein Rechtsmittel nicht gegeben ist, ist eine entsprechende Belehrung zu erteilen. Die Frist für ein Rechtsmittel beginnt nur, wenn die Partei oder der Beteiligte über das Rechtsmittel und das Gericht, bei dem das Rechtsmittel einzulegen ist, die Anschrift des Gerichts und die einzuhaltende Frist und Form schriftlich belehrt worden ist. Ist die Belehrung unterblieben oder unrichtig erteilt, so ist die Einlegung des Rechtsmittels nur innerhalb eines Jahres seit Zustellung der Entscheidung zulässig, außer wenn die Einlegung vor Ablauf der Jahresfrist infolge höherer Gewalt unmöglich war oder eine Belehrung dahin erfolgt ist, daß ein Rechtsmittel nicht gegeben sei; § 234 Abs. 1, 2 und § 236 Abs. 2 der Zivilprozeßordnung gelten für den Fall höherer Gewalt entsprechend.
                              


                              
                                


                                
                                  § 10 Parteifähigkeit Parteifähig im arbeitsgerichtlichen Verfahren sind auch Gewerkschaften und Vereinigungen von Arbeitgebern sowie Zusammenschlüsse solcher Verbände; in den Fällen des § 2 a Abs. 1 Nr. 1 bis 3 f sind auch die nach dem Betriebsverfassungsgesetz, dem Sprecherausschussgesetz, dem Mitbestimmungsgesetz, dem Mitbestimmungsergänzungsgesetz, dem Drittelbeteiligungsgesetz, dem § 139 des Neunten Buches Sozialgesetzbuch, dem § 51 des Berufsbildungsgesetzes und den zu diesen Gesetzen ergangenen Rechtsverordnungen sowie die nach dem Gesetz über Europäische Betriebsräte, dem SE-Beteiligungsgesetz, dem SCE-Beteiligungsgesetz und dem Gesetz über die Mitbestimmung der Arbeitnehmer bei einer grenzüberschreitenden Verschmelzung beteiligten Personen und Stellen Beteiligte. Parteifähig im arbeitsgerichtlichen Verfahren sind in den Fällen des § 2 a Abs. 1 Nr. 4 auch die beteiligten Vereinigungen von Arbeitnehmern und Arbeitgebern sowie die oberste Arbeitsbehörde des Bundes oder derjenigen Länder, auf deren Bereich sich die Tätigkeit der Vereinigung erstreckt.
                                


                                
                                  


                                  
                                    § 11 Prozessvertretung (1) Die Parteien können vor dem Arbeitsgericht den Rechtsstreit selbst führen. Parteien, die eine fremde oder ihnen zum Zweck der Einziehung auf fremde Rechnung abgetretene Geldforderung geltend machen, müssen sich durch einen Rechtsanwalt als Bevollmächtigten vertreten lassen, soweit sie nicht nach Maßgabe des Absatzes 2 zur Vertretung des Gläubigers befugt wären oder eine Forderung einziehen, deren ursprünglicher Gläubiger sie sind.
                                  


                                  
                                    (2) Die Parteien können sich durch einen Rechtsanwalt als Bevollmächtigten vertreten lassen. Darüber hinaus sind als Bevollmächtigte vor dem Arbeitsgericht vertretungsbefugt nur
                                  


                                  
                                    	1.


                                    	Beschäftigte der Partei oder eines mit ihr verbundenen Unternehmens (§ 15 des Aktiengesetzes); Behörden und juristische Personen des öffentlichen Rechts einschließlich der von ihnen zur Erfüllung ihrer öffentlichen Aufgaben gebildeten Zusammenschlüsse können sich auch durch Beschäftigte anderer Behörden oder juristischer Personen des öffentlichen Rechts einschließlich der von ihnen zur Erfüllung ihrer öffentlichen Aufgaben gebildeten Zusammenschlüsse vertreten lassen,


                                    	2.


                                    	volljährige Familienangehörige (§ 15 der Abgabenordnung, § 11 des Lebenspartnerschaftsgesetzes), Personen mit Befähigung zum Richteramt und Streitgenossen, wenn die Vertretung nicht im Zusammenhang mit einer entgeltlichen Tätigkeit steht,


                                    	3.


                                    	selbständige Vereinigungen von Arbeitnehmern mit sozial- oder berufspolitischer Zwecksetzung für ihre Mitglieder,


                                    	4.


                                    	Gewerkschaften und Vereinigungen von Arbeitgebern sowie Zusammenschlüsse solcher Verbände für ihre Mitglieder oder für andere Verbände oder Zusammenschlüsse mit vergleichbarer Ausrichtung und deren Mitglieder,


                                    	5.


                                    	juristische Personen, deren Anteile sämtlich im wirtschaftlichen Eigentum einer der in Nummer 4 bezeichneten Organisationen stehen, wenn die juristische Person ausschließlich die Rechtsberatung und Prozessvertretung dieser Organisation und ihrer Mitglieder oder anderer Verbände oder Zusammenschlüsse mit vergleichbarer Ausrichtung und deren Mitglieder entsprechend deren Satzung durchführt, und wenn die Organisation für die Tätigkeit der Bevollmächtigten haftet.

                                  


                                  
                                    Bevollmächtigte, die keine natürlichen Personen sind, handeln durch ihre Organe und mit der Prozessvertretung beauftragten Vertreter.
                                  


                                  
                                    (3) Das Gericht weist Bevollmächtigte, die nicht nach Maßgabe des Absatzes 2 vertretungsbefugt sind, durch unanfechtbaren Beschluss zurück. Prozesshandlungen eines nicht vertretungsbefugten Bevollmächtigten und Zustellungen oder Mitteilungen an diesen Bevollmächtigten sind bis zu seiner Zurückweisung wirksam. Das Gericht kann den in Absatz 2 Satz 2 Nr. 1 bis 3 bezeichneten Bevollmächtigten durch unanfechtbaren Beschluss die weitere Vertretung untersagen, wenn sie nicht in der Lage sind, das Sach- und Streitverhältnis sachgerecht darzustellen.
                                  


                                  
                                    (4) Vor dem Bundesarbeitsgericht und dem Landesarbeitsgericht müssen sich die Parteien, außer im Verfahren vor einem beauftragten oder ersuchten Richter und bei Prozesshandlungen, die vor dem Urkundsbeamten der Geschäftsstelle vorgenommen werden können, durch Prozessbevollmächtigte vertreten lassen. Als Bevollmächtigte sind außer Rechtsanwälten nur die in Absatz 2 Satz 2 Nr. 4 und 5 bezeichneten Organisationen zugelassen. Diese müssen in Verfahren vor dem Bundesarbeitsgericht durch Personen mit Befähigung zum Richteramt handeln. Eine Partei, die nach Maßgabe des Satzes 2 zur Vertretung berechtigt ist, kann sich selbst vertreten; Satz 3 bleibt unberührt.
                                  


                                  
                                    (5) Richter dürfen nicht als Bevollmächtigte vor dem Gericht auftreten, dem sie angehören. Ehrenamtliche Richter dürfen, außer in den Fällen des Absatzes 2 Satz 2 Nr. 1, nicht vor einem Spruchkörper auftreten, dem sie angehören. Absatz 3 Satz 1 und 2 gilt entsprechend.
                                  


                                  
                                    (6) In der Verhandlung können die Parteien mit Beiständen erscheinen. Beistand kann sein, wer in Verfahren, in denen die Parteien den Rechtsstreit selbst führen können, als Bevollmächtigter zur Vertretung in der Verhandlung befugt ist. Das Gericht kann andere Personen als Beistand zulassen, wenn dies sachdienlich ist und hierfür nach den Umständen des Einzelfalls ein Bedürfnis besteht. Absatz 3 Satz 1 und 3 und Absatz 5 gelten entsprechend. Das von dem Beistand Vorgetragene gilt als von der Partei vorgebracht, soweit es nicht von dieser sofort widerrufen oder berichtigt wird.
                                  


                                  
                                    


                                    
                                      § 11 a Beiordnung eines Rechtsanwalts, Prozeßkostenhilfe[1] (1) Die Vorschriften der Zivilprozessordnung über die Prozesskostenhilfe und über die grenzüberschreitende Prozesskostenhilfe innerhalb der Europäischen Union nach der Richtlinie 2003/8/EG gelten in Verfahren vor den Gerichten für Arbeitssachen entsprechend.
                                    


                                    
                                      (2) Das Bundesministerium für Arbeit und Soziales wird ermächtigt, zur Vereinfachung und Vereinheitlichung des Verfahrens durch Rechtsverordnung mit Zustimmung des Bundesrates Formulare für die Erklärung der Partei über ihre persönlichen und wirtschaftlichen Verhältnisse (§ 117 Abs. 2 der Zivilprozeßordnung) einzuführen.
                                    


                                    
                                      


                                      
                                        § 12 Kosten Das Justizverwaltungskostengesetz und die Justizbeitreibungsordnung gelten entsprechend, soweit sie nicht unmittelbar Anwendung finden. Bei Einziehung der Gerichts- und Verwaltungskosten leisten die Vollstreckungsbehörden der Justizverwaltung oder die sonst nach Landesrecht zuständigen Stellen den Gerichten für Arbeitssachen Amtshilfe, soweit sie diese Aufgabe nicht als eigene wahrnehmen. Vollstreckungsbehörde ist für die Ansprüche, die beim Bundesarbeitsgericht entstehen, die Justizbeitreibungsstelle des Bundesarbeitsgerichts.
                                      


                                      
                                        


                                        
                                          § 12 a Kostentragungspflicht (1) In Urteilsverfahren des ersten Rechtszugs besteht kein Anspruch der obsiegenden Partei auf Entschädigung wegen Zeitversäumnis und auf Erstattung der Kosten für die Zuziehung eines Prozeßbevollmächtigten oder Beistandes. Vor Abschluß der Vereinbarung über die Vertretung ist auf den Ausschluß der Kostenerstattung nach Satz 1 hinzuweisen. Satz 1 gilt nicht für Kosten, die dem Beklagten dadurch entstanden sind, daß der Kläger ein Gericht der ordentlichen Gerichtsbarkeit, der allgemeinen Verwaltungsgerichtsbarkeit, der Finanz- oder Sozialgerichtsbarkeit angerufen und dieses den Rechtsstreit an das Arbeitsgericht verwiesen hat.
                                        


                                        
                                          (2) Werden im Urteilsverfahren des zweiten und dritten Rechtszugs die Kosten nach § 92 Abs. 1 der Zivilprozeßordnung verhältnismäßig geteilt und ist die eine Partei durch einen Rechtsanwalt, die andere Partei durch einen Verbandsvertreter nach § 11 Abs. 2 Satz 2 Nr. 4 und 5 vertreten, so ist diese Partei hinsichtlich der außergerichtlichen Kosten so zu stellen, als wenn sie durch einen Rechtsanwalt vertreten worden wäre. Ansprüche auf Erstattung stehen ihr jedoch nur insoweit zu, als ihr Kosten im Einzelfall tatsächlich erwachsen sind.
                                        


                                        
                                          


                                          
                                            § 13 Rechtshilfe (1) Die Arbeitsgerichte leisten den Gerichten für Arbeitssachen Rechtshilfe. Ist die Amtshandlung außerhalb des Sitzes eines Arbeitsgerichts vorzunehmen, so leistet das Amtsgericht Rechtshilfe.
                                          


                                          
                                            (2) Die Vorschriften des Gerichtsverfassungsgesetzes über Rechtshilfe und des Einführungsgesetzes zum Gerichtsverfassungsgesetz über verfahrensübergreifende Mitteilungen von Amts wegen finden entsprechende Anwendung.
                                          


                                          
                                            


                                            
                                              § 13 a Internationale Verfahren Die Vorschriften des Buches 11 der Zivilprozessordnung über die justizielle Zusammenarbeit in der Europäischen Union finden in Verfahren vor den Gerichten für Arbeitssachen Anwendung, soweit dieses Gesetz nichts anderes bestimmt.
                                            


                                            

                                          

                                        

                                      

                                    

                                  

                                

                              

                            

                          

                        

                      

                    

                  

                

              

            

          

        

      

    

  


  
    
      
        
          
            
              
                
                  
                    
                      
                        
                          
                            
                              
                                
                                  
                                    
                                      
                                        
                                          
                                            
                                              Zweiter Teil – Aufbau der Gerichte für Arbeitssachen


                                              
                                                Erster Abschnitt – Arbeitsgerichte


                                                
                                                  


                                                  
                                                    § 14 Errichtung und Organisation (1) In den Ländern werden Arbeitsgerichte errichtet.
                                                  


                                                  
                                                    (2) Durch Gesetz werden angeordnet
                                                  


                                                  
                                                    	1.


                                                    	die Errichtung und Aufhebung eines Arbeitsgerichts;


                                                    	2.


                                                    	die Verlegung eines Gerichtssitzes;


                                                    	3.


                                                    	Änderungen in der Abgrenzung der Gerichtsbezirke;


                                                    	4.


                                                    	die Zuweisung einzelner Sachgebiete an ein Arbeitsgericht für die Bezirke mehrerer Arbeitsgerichte;


                                                    	5.


                                                    	die Errichtung von Kammern des Arbeitsgerichts an anderen Orten;


                                                    	6.


                                                    	der Übergang anhängiger Verfahren auf ein anderes Gericht bei Maßnahmen nach den Nummern 1, 3 und 4, wenn sich die Zuständigkeit nicht nach den bisher geltenden Vorschriften richten soll.

                                                  


                                                  
                                                    (3) Mehrere Länder können die Errichtung eines gemeinsamen Arbeitsgerichts oder gemeinsamer Kammern eines Arbeitsgerichts oder die Ausdehnung von Gerichtsbezirken über die Landesgrenzen hinaus, auch für einzelne Sachgebiete, vereinbaren.
                                                  


                                                  
                                                    (4) Die zuständige oberste Landesbehörde kann anordnen, daß außerhalb des Sitzes des Arbeitsgerichts Gerichtstage abgehalten werden. Die Landesregierung kann ferner durch Rechtsverordnung bestimmen, daß Gerichtstage außerhalb des Sitzes des Arbeitsgerichts abgehalten werden. Die Landesregierung kann die Ermächtigung nach Satz 2 durch Rechtsverordnung auf die zuständige oberste Landesbehörde übertragen.
                                                  


                                                  
                                                    (5) Bei der Vorbereitung gesetzlicher Regelungen nach Absatz 2 Nr. 1 bis 5 und Absatz 3 sind die Gewerkschaften und Vereinigungen von Arbeitgebern, die für das Arbeitsleben im Landesgebiet wesentliche Bedeutung haben, zu hören.
                                                  


                                                  
                                                    


                                                    
                                                      § 15 Verwaltung und Dienstaufsicht (1) Die Geschäfte der Verwaltung und Dienstaufsicht führt die zuständige oberste Landesbehörde. Vor Erlaß allgemeiner Anordnungen, die die Verwaltung und Dienstaufsicht betreffen, soweit sie nicht rein technischer Art sind, sind die in § 14 Abs. 5 genannten Verbände zu hören.
                                                    


                                                    
                                                      (2) Die Landesregierung kann durch Rechtsverordnung Geschäfte der Verwaltung und Dienstaufsicht dem Präsidenten des Landesarbeitsgerichts oder dem Vorsitzenden des Arbeitsgerichts oder, wenn mehrere Vorsitzende vorhanden sind, einem von ihnen übertragen. Die Landesregierung kann die Ermächtigung nach Satz 1 durch Rechtsverordnung auf die zuständige oberste Landesbehörde übertragen.
                                                    


                                                    
                                                      


                                                      
                                                        § 16 Zusammensetzung (1) Das Arbeitsgericht besteht aus der erforderlichen Zahl von Vorsitzenden und ehrenamtlichen Richtern. Die ehrenamtlichen Richter werden je zur Hälfte aus den Kreisen der Arbeitnehmer und der Arbeitgeber entnommen.
                                                      


                                                      
                                                        (2) Jede Kammer des Arbeitsgerichts wird in der Besetzung mit einem Vorsitzenden und je einem ehrenamtlichen Richter aus Kreisen der Arbeitnehmer und der Arbeitgeber tätig.
                                                      


                                                      
                                                        


                                                        
                                                          § 17 Bildung von Kammern (1) Die zuständige oberste Landesbehörde bestimmt die Zahl der Kammern nach Anhörung der in § 14 Abs. 5 genannten Verbände.
                                                        


                                                        
                                                          (2) Soweit ein Bedürfnis besteht, kann die Landesregierung durch Rechtsverordnung für die Streitigkeiten bestimmter Berufe und Gewerbe und bestimmter Gruppen von Arbeitnehmern Fachkammern bilden. Die Zuständigkeit einer Fachkammer kann durch Rechtsverordnung auf die Bezirke anderer Arbeitsgerichte oder Teile von ihnen erstreckt werden, sofern die Erstreckung für eine sachdienliche Förderung oder schnellere Erledigung der Verfahren zweckmäßig ist. Die Rechtsverordnungen auf Grund der Sätze 1 und 2 treffen Regelungen zum Übergang anhängiger Verfahren auf ein anderes Gericht, sofern die Regelungen zur sachdienlichen Erledigung der Verfahren zweckmäßig sind und sich die Zuständigkeit nicht nach den bisher geltenden Vorschriften richten soll. § 14 Abs. 5 ist entsprechend anzuwenden.
                                                        


                                                        
                                                          (3) Die Landesregierung kann die Ermächtigung nach Absatz 2 durch Rechtsverordnung auf die zuständige oberste Landesbehörde übertragen.
                                                        


                                                        
                                                          


                                                          
                                                            § 18 Ernennung der Vorsitzenden (1) Die Vorsitzenden werden auf Vorschlag der zuständigen obersten Landesbehörde nach Beratung mit einem Ausschuß entsprechend den landesrechtlichen Vorschriften bestellt.
                                                          


                                                          
                                                            (2) Der Ausschuß ist von der zuständigen obersten Landesbehörde zu errichten. Ihm müssen in gleichem Verhältnis Vertreter der in § 14 Abs. 5 genannten Gewerkschaften und Vereinigungen von Arbeitgebern sowie der Arbeitsgerichtsbarkeit angehören.
                                                          


                                                          
                                                            (3) Einem Vorsitzenden kann zugleich ein weiteres Richteramt bei einem anderen Arbeitsgericht übertragen werden.
                                                          


                                                          
                                                            (4)–(6) (weggefallen)
                                                          


                                                          
                                                            (7) Bei den Arbeitsgerichten können Richter auf Probe und Richter kraft Auftrags verwendet werden.
                                                          


                                                          
                                                            


                                                            
                                                              § 19 Ständige Vertretung (1) Ist ein Arbeitsgericht nur mit einem Vorsitzenden besetzt, so beauftragt das Präsidium des Landesarbeitsgerichts einen Richter seines Bezirks mit der ständigen Vertretung des Vorsitzenden.
                                                            


                                                            
                                                              (2) Wird an einem Arbeitsgericht die vorübergehende Vertretung durch einen Richter eines anderen Gerichts nötig, so beauftragt das Präsidium des Landesarbeitsgerichts einen Richter seines Bezirks längstens für zwei Monate mit der Vertretung. In Eilfällen kann an Stelle des Präsidiums der Präsident des Landesarbeitsgerichts einen zeitweiligen Vertreter bestellen. Die Gründe für die getroffene Anordnung sind schriftlich niederzulegen.
                                                            


                                                            
                                                              


                                                              
                                                                § 20 Berufung der ehrenamtlichen Richter (1) Die ehrenamtlichen Richter werden von der zuständigen obersten Landesbehörde oder von der von der Landesregierung durch Rechtsverordnung beauftragten Stelle auf die Dauer von fünf Jahren berufen. Die Landesregierung kann die Ermächtigung nach Satz 1 durch Rechtsverordnung auf die zuständige oberste Landesbehörde übertragen.
                                                              


                                                              
                                                                (2) Die ehrenamtlichen Richter sind in angemessenem Verhältnis unter billiger Berücksichtigung der Minderheiten aus den Vorschlagslisten zu entnehmen, die der zuständigen Stelle von den im Land bestehenden Gewerkschaften, selbständigen Vereinigungen von Arbeitnehmern mit sozial- oder berufspolitischer Zwecksetzung und Vereinigungen von Arbeitgebern sowie von den in § 22 Abs. 2 Nr. 3 bezeichneten Körperschaften oder deren Arbeitgebervereinigungen eingereicht werden.
                                                              


                                                              
                                                                


                                                                
                                                                  § 21 Voraussetzungen für die Berufung als ehrenamtlicher Richter (1) Als ehrenamtliche Richter sind Arbeitnehmer und Arbeitgeber zu berufen, die das 25. Lebensjahr vollendet haben und im Bezirk des Arbeitsgerichts tätig sind oder wohnen.
                                                                


                                                                
                                                                  (2) Vom Amt des ehrenamtlichen Richters ist ausgeschlossen,
                                                                


                                                                
                                                                  	1.


                                                                  	wer infolge Richterspruchs die Fähigkeit zur Bekleidung öffentlicher Ämter nicht besitzt oder wegen einer vorsätzlichen Tat zu einer Freiheitsstrafe von mehr als sechs Monaten verurteilt worden ist;


                                                                  	2.


                                                                  	wer wegen einer Tat angeklagt ist, die den Verlust der Fähigkeit zur Bekleidung öffentlicher Ämter zur Folge haben kann;


                                                                  	3.


                                                                  	wer das Wahlrecht zum Deutschen Bundestag nicht besitzt.

                                                                


                                                                
                                                                  Personen, die in Vermögensverfall geraten sind, sollen nicht als ehrenamtliche Richter berufen werden.
                                                                


                                                                
                                                                  (3) Beamte und Angestellte eines Gerichts für Arbeitssachen dürfen nicht als ehrenamtliche Richter berufen werden.
                                                                


                                                                
                                                                  (4) Das Amt des ehrenamtlichen Richters, der zum ehrenamtlichen Richter in einem höheren Rechtszug berufen wird, endet mit Beginn der Amtszeit im höheren Rechtszug. Niemand darf gleichzeitig ehrenamtlicher Richter der Arbeitnehmerseite und der Arbeitgeberseite sein oder als ehrenamtlicher Richter bei mehr als einem Gericht für Arbeitssachen berufen werden.
                                                                


                                                                
                                                                  (5) Wird das Fehlen einer Voraussetzung für die Berufung nachträglich bekannt oder fällt eine Voraussetzung nachträglich fort, so ist der ehrenamtliche Richter auf Antrag der zuständigen Stelle (§ 20) oder auf eigenen Antrag von seinem Amt zu entbinden. Über den Antrag entscheidet die vom Präsidium für jedes Geschäftsjahr im voraus bestimmte Kammer des Landesarbeitsgerichts. Vor der Entscheidung ist der ehrenamtliche Richter zu hören. Die Entscheidung ist unanfechtbar. Die nach Satz 2 zuständige Kammer kann anordnen, daß der ehrenamtliche Richter bis zu der Entscheidung über die Entbindung vom Amt nicht heranzuziehen ist.
                                                                


                                                                
                                                                  (6) Verliert der ehrenamtliche Richter seine Eigenschaft als Arbeitnehmer oder Arbeitgeber wegen Erreichens der Altersgrenze, findet Absatz 5 mit der Maßgabe Anwendung, daß die Entbindung vom Amt nur auf Antrag des ehrenamtlichen Richters zulässig ist.
                                                                


                                                                
                                                                  


                                                                  
                                                                    § 22 Ehrenamtlicher Richter aus Kreisen der Arbeitgeber (1) Ehrenamtlicher Richter aus Kreisen der Arbeitgeber kann auch sein, wer vorübergehend oder regelmäßig zu gewissen Zeiten des Jahres keine Arbeitnehmer beschäftigt.
                                                                  


                                                                  
                                                                    (2) Zu ehrenamtlichen Richtern aus Kreisen der Arbeitgeber können auch berufen werden
                                                                  


                                                                  
                                                                    	1.


                                                                    	bei Betrieben einer juristischen Person oder einer Personengesamtheit Personen, die kraft Gesetzes, Satzung oder Gesellschaftsvertrag allein oder als Mitglieder des Vertretungsorgans zur Vertretung der juristischen Person oder der Personengesamtheit berufen sind;


                                                                    	2.


                                                                    	Geschäftsführer, Betriebsleiter oder Personalleiter, soweit sie zur Einstellung von Arbeitnehmern in den Betrieb berechtigt sind, oder Personen, denen Prokura oder Generalvollmacht erteilt ist;


                                                                    	3.


                                                                    	bei dem Bund, den Ländern, den Gemeinden, den Gemeindeverbänden und anderen Körperschaften, Anstalten und Stiftungen des öffentlichen Rechts Beamte und Angestellte nach näherer Anordnung der zuständigen obersten Bundes- oder Landesbehörde;


                                                                    	4.


                                                                    	Mitglieder und Angestellte von Vereinigungen von Arbeitgebern sowie Vorstandsmitglieder und Angestellte von Zusammenschlüssen solcher Vereinigungen, wenn diese Personen kraft Satzung oder Vollmacht zur Vertretung befugt sind.

                                                                  


                                                                  
                                                                    


                                                                    
                                                                      § 23 Ehrenamtlicher Richter aus Kreisen der Arbeitnehmer (1) Ehrenamtlicher Richter aus Kreisen der Arbeitnehmer kann auch sein, wer arbeitslos ist.
                                                                    


                                                                    
                                                                      (2) Den Arbeitnehmern stehen für die Berufung als ehrenamtliche Richter Mitglieder und Angestellte von Gewerkschaften, von selbständigen Vereinigungen von Arbeitnehmern mit sozial- oder berufspolitischer Zwecksetzung sowie Vorstandsmitglieder und Angestellte von Zusammenschlüssen von Gewerkschaften gleich, wenn diese Personen kraft Satzung oder Vollmacht zur Vertretung befugt sind. Gleiches gilt für Bevollmächtigte, die als Angestellte juristischer Personen, deren Anteile sämtlich im wirtschaftlichen Eigentum einer der in Satz 1 genannten Organisationen stehen, handeln und wenn die juristische Person ausschließlich die Rechtsberatung und Prozeßvertretung der Mitglieder der Organisation entsprechend deren Satzung durchführt.
                                                                    


                                                                    
                                                                      


                                                                      
                                                                        § 24 Ablehnung und Niederlegung des ehrenamtlichen Richteramts (1) Das Amt des ehrenamtlichen Richters kann ablehnen oder niederlegen
                                                                      


                                                                      
                                                                        	1.


                                                                        	wer die Regelaltersgrenze nach dem Sechsten Buch erreicht hat;


                                                                        	2.


                                                                        	wer aus gesundheitlichen Gründen daran gehindert ist, das Amt ordnungsgemäß auszuüben;


                                                                        	3.


                                                                        	wer durch ehrenamtliche Tätigkeit für die Allgemeinheit so in Anspruch genommen ist, daß ihm die Übernahme des Amtes nicht zugemutet werden kann;


                                                                        	4.


                                                                        	wer in den zehn der Berufung vorhergehenden Jahren als ehrenamtlicher Richter bei einem Gericht für Arbeitssachen tätig gewesen ist;


                                                                        	5.


                                                                        	wer glaubhaft macht, daß ihm wichtige Gründe, insbesondere die Fürsorge für seine Familie, die Ausübung des Amtes in besonderem Maß erschweren.

                                                                      


                                                                      
                                                                        (2) Über die Berechtigung zur Ablehnung oder Niederlegung entscheidet die zuständige Stelle (§ 20). Die Entscheidung ist endgültig.
                                                                      


                                                                      
                                                                        


                                                                        
                                                                          § 25 (weggefallen)
                                                                        


                                                                        
                                                                          


                                                                          
                                                                            § 26 Schutz der ehrenamtlichen Richter (1) Niemand darf in der Übernahme oder Ausübung des Amtes als ehrenamtlicher Richter beschränkt oder wegen der Übernahme oder Ausübung des Amtes benachteiligt werden.
                                                                          


                                                                          
                                                                            (2) Wer einen anderen in der Übernahme oder Ausübung seines Amtes als ehrenamtlicher Richter beschränkt oder wegen der Übernahme oder Ausübung des Amtes benachteiligt, wird mit Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr oder mit Geldstrafe bestraft.
                                                                          


                                                                          
                                                                            


                                                                            
                                                                              § 27 Amtsenthebung der ehrenamtlichen Richter Ein ehrenamtlicher Richter ist auf Antrag der zuständigen Stelle (§ 20) seines Amtes zu entheben, wenn er seine Amtspflicht grob verletzt. § 21 Abs. 5 Satz 2 bis 5 ist entsprechend anzuwenden.
                                                                            


                                                                            
                                                                              


                                                                              
                                                                                § 28 Ordnungsgeld gegen ehrenamtliche Richter Die vom Präsidium für jedes Geschäftsjahr im voraus bestimmte Kammer des Landesarbeitsgerichts kann auf Antrag des Vorsitzenden des Arbeitsgerichts gegen einen ehrenamtlichen Richter, der sich der Erfüllung seiner Pflichten entzieht, insbesondere ohne genügende Entschuldigung nicht oder nicht rechtzeitig zu den Sitzungen erscheint, ein Ordnungsgeld festsetzen. Vor dem Antrag hat der Vorsitzende des Arbeitsgerichts den ehrenamtlichen Richter zu hören. Die Entscheidung ist endgültig.
                                                                              


                                                                              
                                                                                


                                                                                
                                                                                  § 29 Ausschuß der ehrenamtlichen Richter (1) Bei jedem Arbeitsgericht mit mehr als einer Kammer wird ein Ausschuß der ehrenamtlichen Richter gebildet. Er besteht aus mindestens je drei ehrenamtlichen Richtern aus den Kreisen der Arbeitnehmer und der Arbeitgeber in gleicher Zahl, die von den ehrenamtlichen Richtern aus den Kreisen der Arbeitnehmer und der Arbeitgeber in getrennter Wahl gewählt werden. Der Ausschuß tagt unter der Leitung des aufsichtführenden oder, wenn ein solcher nicht vorhanden oder verhindert ist, des dienstältesten Vorsitzenden des Arbeitsgerichts.
                                                                                


                                                                                
                                                                                  (2) Der Ausschuß ist vor der Bildung von Kammern, vor der Geschäftsverteilung, vor der Verteilung der ehrenamtlichen Richter auf die Kammern und vor der Aufstellung der Listen über die Heranziehung der ehrenamtlichen Richter zu den Sitzungen mündlich oder schriftlich zu hören. Er kann den Vorsitzenden des Arbeitsgerichts und den die Verwaltung und Dienstaufsicht führenden Stellen (§ 15) Wünsche der ehrenamtlichen Richter übermitteln.
                                                                                


                                                                                
                                                                                  


                                                                                  
                                                                                    § 30 Besetzung der Fachkammern Die ehrenamtlichen Richter einer Fachkammer sollen aus den Kreisen der Arbeitnehmer und der Arbeitgeber entnommen werden, für die die Fachkammer gebildet ist. Werden für Streitigkeiten der in § 22 Abs. 2 Nr. 2 bezeichneten Angestellten Fachkammern gebildet, so dürfen ihnen diese Angestellten nicht als ehrenamtliche Richter aus Kreisen der Arbeitgeber angehören. Wird die Zuständigkeit einer Fachkammer gemäß § 17 Abs. 2 erstreckt, so sollen die ehrenamtlichen Richter dieser Kammer aus den Bezirken derjenigen Arbeitsgerichte berufen werden, für deren Bezirke die Fachkammer zuständig ist.
                                                                                  


                                                                                  
                                                                                    


                                                                                    
                                                                                      § 31 Heranziehung der ehrenamtlichen Richter (1) Die ehrenamtlichen Richter sollen zu den Sitzungen nach der Reihenfolge einer Liste herangezogen werden, die der Vorsitzende vor Beginn des Geschäftsjahrs oder vor Beginn der Amtszeit neu berufener ehrenamtlicher Richter gemäß § 29 Abs. 2 aufstellt.
                                                                                    


                                                                                    
                                                                                      (2) Für die Heranziehung von Vertretern bei unvorhergesehener Verhinderung kann eine Hilfsliste von ehrenamtlichen Richtern aufgestellt werden, die am Gerichtssitz oder in der Nähe wohnen oder ihren Dienstsitz haben.
                                                                                    


                                                                                    
                                                                                      


                                                                                      
                                                                                        § 32 (weggefallen)
                                                                                      


                                                                                      
                                                                                        Zweiter Abschnitt – Landesarbeitsgerichte


                                                                                        
                                                                                          


                                                                                          
                                                                                            § 33 Errichtung und Organisation In den Ländern werden Landesarbeitsgerichte errichtet. § 14 Abs. 2 bis 5 ist entsprechend anzuwenden.
                                                                                          


                                                                                          
                                                                                            


                                                                                            
                                                                                              § 34 Verwaltung und Dienstaufsicht (1) Die Geschäfte der Verwaltung und Dienstaufsicht führt die zuständige oberste Landesbehörde. § 15 Abs. 1 Satz 2 gilt entsprechend.
                                                                                            


                                                                                            
                                                                                              (2) Die Landesregierung kann durch Rechtsverordnung Geschäfte der Verwaltung und Dienstaufsicht dem Präsidenten des Landesarbeitsgerichts übertragen. Die Landesregierung kann die Ermächtigung nach Satz 1 durch Rechtsverordnung auf die zuständige oberste Landesbehörde übertragen.
                                                                                            


                                                                                            
                                                                                              


                                                                                              
                                                                                                § 35 Zusammensetzung, Bildung von Kammern (1) Das Landesarbeitsgericht besteht aus dem Präsidenten, der erforderlichen Zahl von weiteren Vorsitzenden und von ehrenamtlichen Richtern. Die ehrenamtlichen Richter werden je zur Hälfte aus den Kreisen der Arbeitnehmer und der Arbeitgeber entnommen.
                                                                                              


                                                                                              
                                                                                                (2) Jede Kammer des Landesarbeitsgerichts wird in der Besetzung mit einem Vorsitzenden und je einem ehrenamtlichen Richter aus den Kreisen der Arbeitnehmer und der Arbeitgeber tätig.
                                                                                              


                                                                                              
                                                                                                (3) Die zuständige oberste Landesbehörde bestimmt die Zahl der Kammern. § 17 gilt entsprechend.
                                                                                              


                                                                                              
                                                                                                


                                                                                                
                                                                                                  § 36 Vorsitzende Der Präsident und die weiteren Vorsitzenden werden auf Vorschlag der zuständigen obersten Landesbehörde nach Anhörung der in § 14 Abs. 5 genannten Gewerkschaften und Vereinigungen von Arbeitgebern als Richter auf Lebenszeit entsprechend den landesrechtlichen Vorschriften bestellt.
                                                                                                


                                                                                                
                                                                                                  


                                                                                                  
                                                                                                    § 37 Ehrenamtliche Richter (1) Die ehrenamtlichen Richter müssen das dreißigste Lebensjahr vollendet haben und sollen mindestens fünf Jahre ehrenamtliche Richter eines Gerichts für Arbeitssachen gewesen sein.
                                                                                                  


                                                                                                  
                                                                                                    (2) Im Übrigen gelten für die Berufung und Stellung der ehrenamtlichen Richter sowie für die Amtsenthebung und die Amtsentbindung die §§ 20 bis 28 entsprechend.
                                                                                                  


                                                                                                  
                                                                                                    


                                                                                                    
                                                                                                      § 38 Ausschuß der ehrenamtlichen Richter Bei jedem Landesarbeitsgericht wird ein Ausschuß der ehrenamtlichen Richter gebildet. Die Vorschriften des § 29 Abs. 1 Satz 2 und 3 und Abs. 2 gelten entsprechend.
                                                                                                    


                                                                                                    
                                                                                                      


                                                                                                      
                                                                                                        § 39 Heranziehung der ehrenamtlichen Richter Die ehrenamtlichen Richter sollen zu den Sitzungen nach der Reihenfolge einer Liste herangezogen werden, die der Vorsitzende vor Beginn des Geschäftsjahrs oder vor Beginn der Amtszeit neu berufener ehrenamtlicher Richter gemäß § 38 Satz 2 aufstellt. § 31 Abs. 2 ist entsprechend anzuwenden.
                                                                                                      


                                                                                                      
                                                                                                        Dritter Abschnitt – Bundesarbeitsgericht


                                                                                                        
                                                                                                          


                                                                                                          
                                                                                                            § 40 Errichtung (1) Das Bundesarbeitsgericht hat seinen Sitz in Erfurt.
                                                                                                          


                                                                                                          
                                                                                                            (1 a) (weggefallen)
                                                                                                          


                                                                                                          
                                                                                                            (2) Die Geschäfte der Verwaltung und Dienstaufsicht führt das Bundesministerium für Arbeit und Soziales im Einvernehmen mit dem Bundesministerium der Justiz. Das Bundesministerium für Arbeit und Soziales kann im Einvernehmen mit dem Bundesministerium der Justiz Geschäfte der Verwaltung und Dienstaufsicht auf den Präsidenten des Bundesarbeitsgerichts übertragen.
                                                                                                          


                                                                                                          
                                                                                                            


                                                                                                            
                                                                                                              § 41 Zusammensetzung, Senate (1) Das Bundesarbeitsgericht besteht aus dem Präsidenten, der erforderlichen Zahl von Vorsitzenden Richtern, von berufsrichterlichen Beisitzern sowie ehrenamtlichen Richtern. Die ehrenamtlichen Richter werden je zur Hälfte aus den Kreisen der Arbeitnehmer und der Arbeitgeber entnommen.
                                                                                                            


                                                                                                            
                                                                                                              (2) Jeder Senat wird in der Besetzung mit einem Vorsitzenden, zwei berufsrichterlichen Beisitzern und je einem ehrenamtlichen Richter aus den Kreisen der Arbeitnehmer und der Arbeitgeber tätig.
                                                                                                            


                                                                                                            
                                                                                                              (3) Die Zahl der Senate bestimmt das Bundesministerium für Arbeit und Soziales im Einvernehmen mit dem Bundesministerium der Justiz.
                                                                                                            


                                                                                                            
                                                                                                              


                                                                                                              
                                                                                                                § 42 Bundesrichter (1) Für die Berufung der Bundesrichter (Präsident, Vorsitzende Richter und berufsrichterliche Beisitzer nach § 41 Abs. 1 Satz 1) gelten die Vorschriften des Richterwahlgesetzes. Zuständiges Ministerium im Sinne des § 1 Abs. 1 des Richterwahlgesetzes ist das Bundesministerium für Arbeit und Soziales; es entscheidet im Benehmen mit dem Bundesministerium der Justiz.
                                                                                                              


                                                                                                              
                                                                                                                (2) Die zu berufenden Personen müssen das fünfunddreißigste Lebensjahr vollendet haben.
                                                                                                              


                                                                                                              
                                                                                                                


                                                                                                                
                                                                                                                  § 43 Ehrenamtliche Richter (1) Die ehrenamtlichen Richter werden vom Bundesministerium für Arbeit und Soziales für die Dauer von fünf Jahren berufen. Sie sind im angemessenen Verhältnis unter billiger Berücksichtigung der Minderheiten aus den Vorschlagslisten zu entnehmen, die von den Gewerkschaften, den selbständigen Vereinigungen von Arbeitnehmern mit sozial- oder berufspolitischer Zwecksetzung und Vereinigungen von Arbeitgebern, die für das Arbeitsleben des Bundesgebiets wesentliche Bedeutung haben, sowie von den in § 22 Abs. 2 Nr. 3 bezeichneten Körperschaften eingereicht worden sind.
                                                                                                                


                                                                                                                
                                                                                                                  (2) Die ehrenamtlichen Richter müssen das fünfunddreißigste Lebensjahr vollendet haben, besondere Kenntnisse und Erfahrungen auf dem Gebiet des Arbeitsrechts und des Arbeitslebens besitzen und sollen mindestens fünf Jahre ehrenamtlicher Richter eines Gerichts für Arbeitssachen gewesen sein. Sie sollen längere Zeit in Deutschland als Arbeitnehmer oder als Arbeitgeber tätig gewesen sein.
                                                                                                                


                                                                                                                
                                                                                                                  (3) Für die Berufung, Stellung und Heranziehung der ehrenamtlichen Richter sowie für die Amtsenthebung und die Amtsentbindung sind im Übrigen die Vorschriften der §§ 21 bis 28 und des § 31 entsprechend anzuwenden mit der Maßgabe, daß die in § 21 Abs. 5, § 27 Satz 2 und § 28 Satz 1 bezeichneten Entscheidungen durch den vom Präsidium für jedes Geschäftsjahr im voraus bestimmten Senat des Bundesarbeitsgerichts getroffen werden.
                                                                                                                


                                                                                                                
                                                                                                                  


                                                                                                                  
                                                                                                                    § 44 Anhörung der ehrenamtlichen Richter, Geschäftsordnung (1) Bevor zu Beginn des Geschäftsjahrs die Geschäfte verteilt sowie die berufsrichterlichen Beisitzer und die ehrenamtlichen Richter den einzelnen Senaten und dem Großen Senat zugeteilt werden, sind je die beiden lebensältesten ehrenamtlichen Richter aus den Kreisen der Arbeitnehmer und der Arbeitgeber zu hören.
                                                                                                                  


                                                                                                                  
                                                                                                                    (2) Der Geschäftsgang wird durch eine Geschäftsordnung geregelt, die das Präsidium beschließt. Absatz 1 gilt entsprechend.
                                                                                                                  


                                                                                                                  
                                                                                                                    


                                                                                                                    
                                                                                                                      § 45 Großer Senat (1) Bei dem Bundesarbeitsgericht wird ein Großer Senat gebildet.
                                                                                                                    


                                                                                                                    
                                                                                                                      (2) Der Große Senat entscheidet, wenn ein Senat in einer Rechtsfrage von der Entscheidung eines anderen Senats oder des Großen Senats abweichen will.
                                                                                                                    


                                                                                                                    
                                                                                                                      (3) Eine Vorlage an den Großen Senat ist nur zulässig, wenn der Senat, von dessen Entscheidung abgewichen werden soll, auf Anfrage des erkennenden Senats erklärt hat, daß er an seiner Rechtsauffassung festhält. Kann der Senat, von dessen Entscheidung abgewichen werden soll, wegen einer Änderung des Geschäftsverteilungsplanes mit der Rechtsfrage nicht mehr befaßt werden, tritt der Senat an seine Stelle, der nach dem Geschäftsverteilungsplan für den Fall, in dem abweichend entschieden wurde, nunmehr zuständig wäre. Über die Anfrage und die Antwort entscheidet der jeweilige Senat durch Beschluß in der für Urteile erforderlichen Besetzung.
                                                                                                                    


                                                                                                                    
                                                                                                                      (4) Der erkennende Senat kann eine Frage von grundsätzlicher Bedeutung dem Großen Senat zur Entscheidung vorlegen, wenn das nach seiner Auffassung zur Fortbildung des Rechts oder zur Sicherung einer einheitlichen Rechtsprechung erforderlich ist.
                                                                                                                    


                                                                                                                    
                                                                                                                      (5) Der Große Senat besteht aus dem Präsidenten, je einem Berufsrichter der Senate, in denen der Präsident nicht den Vorsitz führt, und je drei ehrenamtlichen Richtern aus den Kreisen der Arbeitnehmer und Arbeitgeber. Bei einer Verhinderung des Präsidenten tritt ein Berufsrichter des Senats, dem er angehört, an seine Stelle.
                                                                                                                    


                                                                                                                    
                                                                                                                      (6) Die Mitglieder und die Vertreter werden durch das Präsidium für ein Geschäftsjahr bestellt. Den Vorsitz im Großen Senat führt der Präsident, bei Verhinderung das dienstälteste Mitglied. Bei Stimmengleichheit gibt die Stimme des Vorsitzenden den Ausschlag.
                                                                                                                    


                                                                                                                    
                                                                                                                      (7) Der Große Senat entscheidet nur über die Rechtsfrage. Er kann ohne mündliche Verhandlung entscheiden. Seine Entscheidung ist in der vorliegenden Sache für den erkennenden Senat bindend.
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+ Beschwerderech (513)

Verbotene Benachteligung (51)

+ Leistungsverweigenungsrecht (614)

Rasse/ | Geschlechy | PIGIOWWel: getinderung|  Aler * Schadensersotz und
ethvische | - sexvelle | onichauung | gkt Entschidigung (15)
Herkunft | ldenttat |, Zuisssigheit 50 + ki Arprch o g sives
Py [ Aesverhatnsses i der
Prvatwirschaft (515 V)
- Beweisastrieichterung (522
Algemeine Zulassigheit 58 * Kisgerecht von BR und Gewerkschft

7

L)

Unterstitzung zur Antidiskriminlerung

stlle des Bundes (525)

Antdiskriminierungs- | Antidiskiminierungs- | Taifvertrags- und

verbinde (523)

Betriebsparteien (§171)
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[Bemerkung

1-Anwendung des
Abeitsrechts

- Eine Vertragsberiehung muss dadurch gekennzeichnet sein,
das ine St as Avbeltnehmer sbhanclge Arbeit verchict,
. in die Arbetsorganistion des Arbergebers eingegliedert
s

- Bei cinem geringeren Grad rbeitsrechticher Abhingigkeit
Konnen Vorschrfen fr eine arbeitnehmershiiche Person zur
Anwendung kommen.

2 inhaitdes
betsvertrages

" F0r dieRechtsbeziehungen st n erster Line de bestehende
Arbeitsvertag matigebend.

- Zu aren st edoch,ob nicht zwingende Vorschifien ener Be-
ribsvereinbarung/Dienstvereinbarung,eines Tarfvertrags oder
eines Gesetzes entgegenstchen.

3.Geltung ener be
viebsvereinbarung/
Dienstvereinbarung

5 git eine fur das Arbeitsvernaliis inchagige Betriebsverein
barung/Dienstvereinbarun,

- Eine abweichende arbeltvertragiche Regelung geht vor,wenn
s firden Arbeitnehmer gunstiger st

- Ein Tarverrag und ein Gesetz gehen immer vor, esse denn,
s enthaten eine Offnungskiauselzugunsten der Betriebspar-
wen.

.Geliung
eines Tarivertrags
(Geltungsbereich)

s gitein fr das Arbeitsverhalins einschisgiger Tarfvertrag.
= er Tarvertrag git aufgrund Gewerkschaftsmitgliedschaft
und Tarfindung des Arbeltgebers
- Der Tarivertrag it kat auscuckicher Bezugnahime im ndr
viduellen Arbeftvertrag,
~ DerTarvertag gt kaft Allgemeinverbindicherkirung
- Eine abweichende arbeltsvertragliche Regelung geht vor,wenn
siefurden Arbeitnehmer gnstige st
- Eine Betrebsvereinbarung/Dienstvereinbarung geht vor, wenn
der Taifverrag ine OffnungsKiausel enthal
- i Gesetz geht vor, wen es ausnahmsweisenicht arifisposiy

5 Geltung
eines Gesetzes

s git i cinschiagiges Gesetr.
Eine abweichende arbeisvertragliche Regelung geht vor,wenn

s furden Arbeitnehmer gunstiger st

- Das Gesetz kann Abweichungen durch Tarivertrag oder etrebs-
baw. Dienstvereinbarung zulassen.

& Rechtsverust

[inan sich estehendes Recht kann verloren gehen durch
- Erulung

Aufrechnung

Vergleich

Veraicht

Vervirkung,

|oder wegen eines Zurckbenaltungsrechts (zundchst)niht durch
setzbarsein.

7oFrst

Fir die Getendmachung von Ansprchen bestehen Frsten:
- Ausschiustist
= tritveruagich
- elnzelvertaglich insbesondere Bezugnahme aufTariver-
tag)
- verhrung
- Fiist fur grichtlche Geltendmachung (2.8.8 4KSchG)

8. Steitigheiten

Zustindigkeit des Arbetsgerichts.
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